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Beginn der Sitzung: 10.03 Uhr

Präsident Dr. Knoblich:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 59. Sitzun g des
Landtages Brandenburg in seiner 3. Wahlperiode.

Die freudigen Ereignisse reißen nicht ah. Wieder ist einer der
Jüngsten unter uns etwas reifer geworden, Der Minister für
Bildung. Jugend und Sport feiert heute seinen „28." Geburtstag.
Ich darf ihm im Namen des Landtages herzlich gratulieren so-
wie alles Gute und viel Erfolg für seine Arbeit wünschen.

(Allgemeiner Beifall - Präsident Dr. Knoblich überreicht
Minister Reiche Blumen.)

Ich wünsche allen im Saal einen guten Morgen. Wie üblich ist
Ihnen mit der Einladung ein Entwurf der Tagesordnung zu-
gegangen. Gibt es von Ihrer Seite dazu Bemerkungen? - Wenn
das nicht der Fall ist. dann bitte ich um Ihr zustimmendes Hand-
zeichen, damit wir nach dem letzten Entwurf verfahren können.
- Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen'? - Das ist nicht der Fall.
Dann verfahren wir so.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 1:

Vereidigung der Mitglieder der Landesregierung

Der Ministerpräsident hat mir mitgeteilt. dass er gemäß Arti-
kel 84 der Verfassung des Landes Brandenburg folgende Perso-
nen zu Ministerinnen bzw. Ministern ernannt hat:

zum Minister des Innern - bei gleichzeitiger Bestimmung zum
stellvertretenden Ministerpräsidenten - Herrn Abgeordneten
Jörg Schönhohm:

zum Minister für Arbeit. Soziales. Gesundheit und Frauen Herrn
Ab geordneten Alwin Ziel;

zum Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Herrn
Abgeordneten Hartmut Meyer;

zum Minister für Bildung, .lugend und Sport Herrn Abgeordne-
ten Steffen Reiche:

(Oh?-Rufe)

zum Minister für Wirtschaft Herrn Dr. Wolfgang Fürniß;

(Oh?-Rufe)

zum Minister der Justiz und für Europaangelegenheiten Herrn
Prof. Dr. Kurt Schei ter.

(Ah !-Rufe)

- Meine Damen und Herren. bei aller in diesem Haus üblichen Lo-
ckerheit hat Seriosität an bestimmten Stellen auch ihre Bedeutung.

(Klein [SPD]: Es ist so überraschend. Herr Präsident!)

Wo war ich denn?

(Heiterkeit und Beifall)

Der Ministerpräsident ernennt des Weiteren folgende Personen
zu Ministerinnen bzw. zum Minister:

zum Minister für Landwirtschaft. Umweltschutz und Raum-
ordnung Herrn Abgeordneten Wolfgang Binhier;

zur Ministerin der H112117211 Frau Abgeordnete Dagmar Ziegler;

zur Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur Frau
Prof. Dr. Johanna Wanka.

Gemäß Artikel 88 der Verfassung des Landes Brandenburg
leisten die Minister der Landesregierung vor Übernahme der
Geschäfte vor dem Landtag einen Eid.

Wir wollen es heute so handhaben, dass nur ich den Text einmal
vortrage. Ich bitte Sie, nach dem Namensaufruf den Eid zu leisten.

Der Eid hat laut Artikel 88 der Verfassung folgenden Wortlaut:

„Ich schwöre, dass ich meine ganze Kraft dem Wohle der
Menschen des Landes Brandenburg widmen. ihren Nutzen
mehren, Schaden von ihnen wenden, das mir übertragene
Amt nach bestem Wissen und Können unparteiisch ver-
walten, Verfassung und Gesetz wahren und verteidigen,
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit
gegen jedermann üben werde."

Herr Abgeordneter Jörg Schönbohin. Minister des Innern und
stellvertretender Ministerpräsident. ich bitte Sie, den Eid zu
schwören!

Minister Schönbohm:

Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter Ziel, Minister für Arbeit. Soziales. Gesund-
heit und Frauen?

Minister Ziel:

Ich schwöre es. so wahr mir Gott helfe,

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter Hartmut Meyer, Minister für Stadtentwick-
lung. Wohnen und Verkehr?

Minister Meyer:

Ich schwöre es.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter Steffen Reiche, Minister für Bildung, Ju-
gend und Sport!

Minister Reiche:

Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.
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Präsident Dr. Knoblich:

Herr Dr. Wolfgang Fürniß. Minister für Wirtschaft!

Minister Dr. Fürniß:

Ich schwöre es. so wahr mir Gott helfe.

Präsident Dr. Knohlich:

teil auszudehnen, weit die für gestern vorgesehene Fragestunde
weggefallen ist.

Das Wort geht an die Abgeordnete Konzack, die jetzt Gele gen-
heit hat, die Frage 1206 (Realisierung des Cottbusser Innova-
tionszentrums) zu formulieren.

Frau Konzack (SPD):

Das von der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-Spree-
Herr Prof. Dr. Kurt Scheiter, Minister der Justiz und für Euro-	 wald angemeldete Projekt Cottbusser Innovationszentrum (CIC)
paangelegenheiten! 	 beinhaltet die Entwicklun g einer ehemaligen Militärfläche zu

einem Gewerbegebiet. Ziel ist die Ansiedlung technologieorien-
Minister Prof. Dr. Scheiter:	 tierter Unternehmen in räumlicher Nähe zur Brandenburgischen

Technischen Universität (BTU). Das federführende Wirtschafts-
Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.	 ministerium stuft das CIC in die Kategorie C ein, in der Projek-

te erfasst werden, die derzeit keine Unterstützung erhalten.
Präsident Dr. Knoblich:	 Maßgeblich für die Klassifizierung ist die Befürchtung einer

entstehenden Konkurrenz zur CoTEC GmbH in Kolkwitz. Diese
Herr Abgeordneter Wolfgang Birthler. Minister für Landwirt- 	 hat jedoch kürzlich Insolvenz anmelden müssen, sodass die
schaft. Umweltschutz und Raumordnung! 	 befürchtete Konkurrenzsituation gegenstandslos geworden ist.

Minister Birthler:	 Ich frage die Landesregierung: Wann kann das Projekt CIC
unter den veränderten Umständen in die Gruppe A aufgenom-

Ich schwöre es.	 mcn und realisiert werden?

Präsident Dr. Knnblieb:	 Präsident Dr. Knoblich:

Frau Abgeordnete Dagmar Ziegler, Ministerin der Finanzen! 	 Hen- Minister Fürniß, Sie haben das Wort.

Ministerin Ziegler: 	 Minister für Wirtschaft Dr. Fürniß:

Ich schwöre es. Herr Präsident! Meine Damen und Heren! Sehr geehrte Frau
Konzack, die Planungen für ein Cottbusser Innovationszentrum

Präsident Dr. Knoblich:
sind mehrfach Gegenstand der Beratungen zwischen der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald und der Lan-Frau Prof. Dr. Johanna Wanka. Ministerin für Wissenschaft,
desregierung gewesen.Forschung und Kultur!

Ministerin Prof. Dr. Wanka:

Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.

Präsident Dr. Knoblich:

Meine Damen und Herren Minister. ich wünsche Ihnen für Ihr
Amt alles Gute und viel Erfolg und ich hoffe auf eine gute Zu-
sammenarbeit mit dem Parlament.

(Unter dem Beifall der Abgeordneten beglückwünscht
Präsident Dr. Knoblich die Ministerinnen und Minister.)

Damit ist der Tagesordnungspunkt 1 beendet.

(Unruhe im Saal - Glocke des Präsidenten)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Fragestunde

Drucksache 3/4463
(Neudruck)

Wir haben vereinbart, die Dauer der Fragestunde auf 90 Minu-

Ein konkreter Antrag zu diesem Projekt liegt bisher weder dem
Ministerium für Wirtschaft noch der Investitionsbank des Lan-
des Brandenburg vor,

Grundsätzlich unterstützt die Landesregierung die Vernetzung
der universitären Grundlagenforschung mit der industriellen
Fertigung. Ich füge noch hinzu: Wir müssen das sogar intensi-
vieren, weil dort ein wesentlicher Wertschöpfungsbereich liegt.

Die Stadt Cottbus und die BTU sind Gesellschafter der CoTEC
GmbH, die sich in einer Insolvenzsituation befindet. Die BTU
war mit bis zu 25%igcm Anteil Miettläche Hauptnutzer dieses
Zentrums und hat sich nach Regionalisierung eigener Projekte
und Infrastrukturen weitgehend aus der CoTEC zurückgezogen.
Das ist einer der Gründe für die Schwierigkeiten dort.

Eine dauerhafte wirtschaftliche Sicherung der CoTEC GmbH
wäre die beste Lösung. Die Weiterführung der Geschäfte ist bis
zur Eröffnung des Insolvenzvcrfahrens - voraussichtlich etwa
Anfang August dieses Jahres - gesichert. Daher werden wir
zunächst weiter für eine langfristige Stabilisierung der CoTEC
GmbH arbeiten und gehen davon aus, dass dieses Interesse auch
und vor allem von den CoTEC-Gesellschaftern - also der BTU
und der Stadt Cottbus - unterstützt wird.
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Seit der feierlichen Eröffnung des Forschungszentrums für
Leichtbauwerkstoffe _Fama Rhei" verfügt die Stadt Cottbus seit
kurzem über neue Entwicklungsperspektiven zur Unterstützung
junger und innovativer Unternehmen. Wir müssen uns vor die-
sem Hintergrund auch darüber verständigen, auf welche dieser
Einrichtungen wir uns in Zukunft konzentrieren. Sollte das
CoTEC keine Zukunftschance haben, dann werden wir uns
wieder intensiv mit dem CIC beschäftigen.

Präsident Dr. Knohlich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Wir fangen mit Herrn Dr. Trunsch-
ke an.

Dr. Trunschke (PDS):

ich bin jetzt überrascht, weil ei gentlich immer zuerst der Fra-
gesteller kommt.

Präsident Dr. Knoblich:

Wir können auch mit dem Fragesteller anfangen. Bitte schön,
Frau Konzack.

Frau Konzack (SPD):

Herr Minister, gehen Sie mir Recht, dass CoTEC verkehrstech-
nisch sehr ungünstig gelegen ist? Deshalb ist cs auch kein Wun-
der. dass dort jetzt Insolvenz angemeldet wird. Wäre es nicht
günstiger, in absoluter Nähe der BTU, was sich we gen dieser
Militärliegenschaft ja anbietet. ein solches Innovationszentrum
anzulegen?

Minister Dr. Fürniß:

Ich gehe Ihnen insoweit Recht, als Sie sagen. dass die geogra-
phische Lage und damit die unmittelbare Nähe günstiger wäre.
Aber das sind die gleichen Gesellschafter, die damals die
CoTEC gegründet haben. Die haben sich wohl auch etwas dabei
gedacht, denke ich.

Präsident Dr. Knoblich:

Hen- Dr. Trunschke, bitte.

Dr. Trunschke (PDS):

Herr Minister, ich habe zwei Fragen. Erstens: Ist es richtig. dass
seitens Ihres Hauses für die weitere Technologieförderung in der
Region als Voraussetzung formuliert worden ist, dass sich der
Spree-Neiße-Kreis und die Stadt Cottbus auf einen Standort eini-
gen?

Zweitens: Wenn das so ist: Welcher Standort wäre aus Ihrer
Sicht dafür vorrangig geeignet?

Minister Dr. Fürniß:

Ich schließe mich der Argumentation von Frau Konzack an.
Wenn Sie das von der Nähe und der Logistik her sehen, dann
ist das in Ordnung. Auf der anderen Seite hin ich immer für
den Standort, auf dem die besten Ergebnisse herauskommen.

Aber einer kann es am Ende nur sein; insoweit stimme ich
Hmen zu.

Präsident Dr. Knohlich:

Danke sehr. - Das Wort geht an den Abgeordneten Schrey für die
Formulierung der Frage 1207 (Nachschulung für Fahrzeugführer).

Schrey (CDU):

Presseberichten war zu entnehmen, dass das Verkehrsministerium
plant, verpflichtende Nachschulungen für Fahrzeugführer ein-
zuführen bzw. sich auf Bundesebene für die Einführung dieser
verpflichtenden Nachschulungen einzusetzen. Ziel des Vorschla-
ges ist es laut Presseberichten, die Verkehrssicherheit zu erhöhen.

Ich frage die Landesregierung: Welche Untersuchungen hin-
sichtlich der Kosten-Nutzen-Relation wurden seitens der Lan-
desregierung vor der öffentlichen Unterbreitung dieses Vor-
schlages durchgeführt?

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Minister Meyer. Sie haben das Wort.

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Schrey. Grundlage für die von Ihnen angesproche-
nen Presseberichte war eine noch in meiner letzten Amtszeit

(Lachen des Abgeordneten Freese [SPD])

liegende Pressekonferenz, auf der von Staatssekretär Appel über
die Ziele der Verkehrssicherheitskampa gne „Lieber sicher.
Lieber leben. - im Jahre 2002 berichtet wurde.

Der Staatssekretär machte dabei deutlich, dass sich eine weitere
Senkung der Unfallzahlen nur dann erreichen lässt. wenn sich
noch mehr Brandenburger verantwortungsbewusst im Straßen-
verkehr verhalten. Deshalb soll die Kampagne im Jahr 2002
noch stärker auf die aktive Beteiligung aller Verkehrsteilnehmer
zwischen 4 und 25 Jahren setzen.

Leider fanden diese vorgesteilten und in ihrer Konzeption vor-
liegenden Ideen und Vorstellungen für die Gruppe der jungen
Verkehrsteilnehmer kaum Eingang in die Berichterstattung.
Stattdessen wurde eine in der anschließenden Diskussion ge-
machte Randbemerkung als Aufmacher genutzt. Gegenstand der
Randbemerkung war. dass auch einmal über die Frage der
Nachschulung bzw. der Qualifizierung der Autofahrer insge-
samt nachgedacht werden sollte.

Dabei handelt es sich keineswegs um feste Planungen des Mi-
nisteriums, sondern uni den Grundgedanken, dass das Verkehrs-
verhalten zuallererst durch den Kopf gehen muss und dabei eine
- wie auch immer gestaltete und organisierte - Nachschulung auf
jeden Fall nicht schaden kann.

Vor diesem Hintergrund ist es deshalb erklärlich, Herr Schrey,
dass hinsichtlich der Kosten-Nutzen-Relation bisher keine Un-
tersuchungen erfolgt sind. - Danke schön.
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Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Wir fangen mit dem Fragesteller an.

Schrey (CDU):

Gibt es Gespräche oder Gedankenaustausch mit anderen Lan-
desregierungen? Ist der Landesregierung bekannt. ob es interna-
tionale Beispiele für regelmäßige verpflichtende Nachschu-
lungen gibt?

Minister Meyer:

Es gibt noch keine offiziellen Gespräche. weder national noch
international.

Was aber in der Tat international wie national hei entsprechen-
den Konferenzen eine große Rolle spielt, ist die Frage: Wie
kann man das Bewusstsein der Verkehrsteilnehmer für mehr
Verkehrssicherheit weiter qualifizieren?

Herr Schrey, ich sage Ihnen: Der ADAC hat eine Berechnungs-
grundlage. was uns die Verkehrsunfälle auf unseren Straßen pro
Jahr kosten. Für das Land Brandenburg beträgt diese Summe
994 Millionen Euro für das Jahr 2001. Ich glaube, hei einer
solchen Summe ist es lohnenswert, über neue Methoden und
Ansätze nachzudenken. - Danke schön.

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Fechner, bitte.

Frau Fechner (DVU):

Herr Minister, in der Presse stand, dass die Landesregierung
diesbezüglich eine Bundesratsinitiative plant. Meine Frage:
Plant die Landesregierung diesbezüglich eine Bundesratsinitiati-
ve und, wenn ja. wie sind die Erfolgsaussichten?

Minister Meyer:

Frau Fechner, es gibt zwei Möglichkeiten: Entweder haben Sie
mir nicht zugehört oder ich habe mich unklar ausgedrückt. Ich
habe deutlich gesagt. dass es Gedanken gibt. dass es aber noch
keine Planungen gibt.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Die Frage 1208 ist zurück gezogen worden. Dafür
wird jetzt die Frage 1234 (Mehr Revierpolizisten) gestellt.
Bitte, Frau Kaiser-Nicht.

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Eine wesentliche Zielstellung der laufenden Polizeistrukturre-
form besteht darin. mehr Grün auf die Straßen zu bringen. Dazu
sollte die Zahl der Revierpolizisten uni 200 erhöht werden.

Ich frage die Landesregierung: Wann wird die Zahl der Revier-
polizisten um 200 erhöht?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister des Innern, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönbühm:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Abgeordnete
Kaiser-Nicht. mit der Umsetzung der Polizeistrukturreform ah
1. Juli dieses Jahres ist vorgesehen, die Zahl der Revierpolizis-
ten von 530 um 50 auf 580 zu erhöhen. ich hatte ursprünglich
beabsichtigt und hier vorgetragen, mit der Polizeistrukturreform
200 Revierpolizisten mehr einzusetzen. Aber im Zuge der pla-
nerischen Arbeit und aufgrund vieler Anregungen von Bürge-
rinnen und Bürgern, Hinweisen und Wünschen von Mitarbeitern
stellte sich heraus, dass wir den Bürgern mehr Polizeipräsenz
dadurch bieten können, dass wir insbesondere in Notfällen mit
einer Verstärkung des Funkstreifendienstes aufwarten und mehr
Polizeibeamte im Wach- und Wechseldienst im Streifendienst
eingesetzt werden. Darum hat der Kabinettsbeschluss vom
19. Februar 2001 schon verschiedene bürgerorientierte Polizei-
verwendungen angeboten. Das nunmehr vorliegende Ergebnis
der Polizeistrukturreform hat das Ziel. insgesamt 925 Stellen
abzubauen und 200 Stellen in bürgernahen Verwendungen zu
reinvestieren. Dieses Ziel haben wir erreicht. Ich kann Ihnen die
Zahlen nennen:

Wir werden 50 Revierpolizisten zusätzlich nach regionalen
Besonderheiten und mindestens 150 Beamte i m Wach- und
Wechseldienst. im Wesentlichen im Streifendienst. sowie 30
Polizeibeamte bei der Wasserschutzpolizei so einsetzen, dass
sie mehr Streifendienst auf dem Wasser versehen können. Das
ist jetzt stellenmäßig vorgesehen. Zurzeit sind wir dabei, die
notwendigen Personalveränderungen vorzunehmen. Es wird
noch etwas dauern, bis diese tatsächlich umgesetzt sein wer-
den.

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass die Dienststärken durch
die tatsächlich zur Verfügung stehenden Polizeibeamten be-
stimmt werden. In Teilbereichen gibt es Überhänge, die auf-
grund der natürlichen Fluktuation schrittweise abgebaut werden.
Von daher kann cs in einigen Bereichen sogar etwas mehr ge-
ben, dafür in anderen Bereichen möglicherweise etwas weniger.
Insgesamt wollen wir, soweit dies möglich ist, bezogen auf die
Altersstruktur der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen Aus-
gleich erreichen.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Bitte sehr. Frau Kaiser-Nicht.

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Da mich an der Antwort sehr verwundert. dass ausgerechnet die
Bürgerinnen und Bürger nicht der Auffassung sein sollen, dass
wir mehr Revierpolizisten brauchen, frage ich nach:

Erstens: Weiche Probleme sind bereits jetzt absehbar, also wel-
che Ziele außer der geplanten Erhöhung der Zahl der Revier-
polizisten werden im Rahmen der Polizeistrukturreform nicht
erreicht?

Zweitens: Da die Strukturreform kurz vor dem Vollzug steht,
frage ich: Welche Probleme sehen Sie außerhalb dieses Rah-
mens, wenn ich an die Kritik des Bundes der Kriminalbeamten
oder an die Raumprobleme der Fachhochschule der Polizei
denke. die die Landesregierung noch lösen muss?
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Drittens: Es gibt eine Haushaltssperre und Sie haben auch im-
mer wieder sehr hohe Kosten im Rahmen der 'Polizeistrukturre-
form angesprochen. Bleibt die Umsetzung dieser Reform im
Rahmen des beschlossenen Haushaltsplans realistisch?

Minister Sehönbohm:

Ich finde es erstaunlich. wie Sie an eine einfache Frage so viele
Nachfragen knüpfen können, aber das ist ja so vorgesehen.

Zunächst zu den Zahlen. Sie werden überrascht sein, dass die
Bürgerinnen und Bürger in der Tat sagen, sie hätten mehr da-
von. wenn ein Funkstreifenwagen schnell komme, als wenn ein
Revierpolizist zwar da, aber gerade nicht verfügbar sei. Das
haben wir sehr wohl abgewogen. Wenn Sie sich beispielsweise
mit einem Vertreter der großen I3erufsverbände unterhalten.
dann wird dieser Ihnen sagen, dass der Berufsverband die Erhö-
hung der Zahl der Revierpolizisten für völlig falsch hält.

Wir glauben, dass wir genau den Mittelwe g gehen, indem wir
sagen: In den Bereichen, in denen ein Defizit an Revierpolizis-
ten besteht, 50 und 150 Streifenbeamte. Das ist unter Fachleuten
unumstritten die richtige Entscheidung.

Die Kritik des Bundes der Kriminalbeamten ist in der Form
einer Pressemitteilung öffentlich geäußert worden, Beim Tag
des Bundes der Kriminalbeamten hat Herr Lancelle Einzelheiten
vorgetragen. Danach ist darüber gesprochen worden und es hat
sich herausgestellt. dass diese Kritik ausging von Sachverhalten,
die mit der Planung nicht übereinstimmten. Der entscheidende
Punkt ist: Wir werden mehr Kriminalbeamte in den Schutz-
hereichen und in den Hauptwachen haben, weil wir wollen, dass
die Kriminalpolizei näher am Bürger ist. Das bedeutet. dass wir
in einigen Bereichen auf der Ebene der Polizeipräsidien eine
Spezialisierung haben und mö glicherweise längere Wege in
Kauf genommen werden müssen. Das ist richtig. Aber da wir
Gott sei Dank zum Beispiel nicht so furchtbar viele Brandstif-
tungen haben, ist dies ein Bereich. der weiterhin aufgrund der
hohen Spezialisierung hei den Polizeipräsidien zusammenge-
fasst ist. Die erste Aufklärungstätigkeit vor Ort erfolgt jeweils
durch die örtlich zuständige Kriminalpolizei und im Bedarfs-
falle kommen Spezialisten hinzu.

Von daher ist diese Kritik des Bundes der Kriminalbeamten für
uns nicht mehr Gegenstand der Erörterungen. Wir glauben. dass
wir die betreffenden Punkte ausgeräumt haben.

(Frau Kaiser-Nicht (PDS 1: Das ist aber mutig!)

- Ja, ohne Mut keine Veränderung. Frau Kaiser-Nicht. Wenn
man schlapp ist. dann ändert sich nichts. Aber wir wollen etwas
ändern. Ein Handeln in die Zukunft hinein ist immer eine ge-
fahrgeneigte Täti gkeit, aber wenn man nichts macht. dann geht
man unter. Gehen Sie uns also eine Chance und begleiten Sie
das aufmerksam und kritisch!

Damit komme ich zu Ihrer nächsten Nachfrage betreffend die
Fachhochschule. Zu der Fachhochschule der Polizei ist erfreuli-
cherweise nach Vortrag durch das Finanzministerium im zu-
ständigen Ausschuss Zustimmung gegeben worden. Wir sind
jetzt dabei: die Ausschreibungen sind vorgenommen. Ich denke,

dass die Fachhochschule der Polizei in Oranienburg wie vor-
gesehen im nächsten Jahr eröffnet werden kann.

(Frau Kaiser-Nicht I PDS1: Das war nicht die Frage: es
geht um die Raumprobleme!)

- Nicht bei der Fachhochschule.

(Frau Kaiser-Nicht PD,S]: Doch, die Raumplanung!)

- Die Raumdaten können wir vielleicht einmal im Innenaus-
schuss erörtern. Bei den Raumdaten haben wir uns darauf ver-
ständigt, einen mittleren Einstellungskorridor von 280 Polizei-
beamten vorzusehen. weil es eine starke Abgangszahl, begin-
nend ah 2006, gibt. Darüber gibt es Einvernehmen zwischen
dem Finanzministerium und uns und auch Einvernehmen mit
dem zuständigen Ausschuss und dem Parlament. Von daher
verstehe ich die Frage nicht. Aber vielleicht können wir das in
Ruhe erörtern. Schreiben Sie einfach einmal einen Brief. Ich bin
aber auch gerne bereit, das im Ausschuss zu beantworten.

In einem Punkt haben Sie Recht: Sparen kostet Geld. Man muss
erst etwas investieren. um dann zu sparen. Das weiß man von
allen wirtschaftlichen Ahläufen. Zum Teil geht die Wirtschaft
kaputt, wenn sie zum Sparen nicht investiert. Wir haben durch
Finanzministerium bzw. durch den Haushalt die notwendigen
Mittel erhalten. uni diese Aufgabe wahrzunehmen. In einigen
Bereichen kneift es, aber durch die Haushaltssperre hatten wir
eben nicht die Mö glichkeit. überall die notwendigen Computer-
anschlüsse herzustellen. Dies ist vor einigen Tagen gelöst wor-
den, sodass ich davon ausgebe, dass wir den Übergang in die
Reform durchführen können. Es wird in einigen Bereichen. bei
der räumlichen Unterbringung und bei der Datenvernetzung,
noch drei Wochen nach der Reform möglicherweise Schwierig-
keiten geben. Das ist in der Tat absehbar.

Präsident Dr. Knoblich:

Damit sind wir hei der Frage 1209 (Bau einer Müllverbren-
mingsanlage in Hennigsdorf). Bitte sehr, Herr Abgeordneter
Claus.

Claus (DVU):

In der Stadt Hennigsdorf soll auf dem Gelände der Firma Bom-
bardier eine Müllverbrennungsanlage errichtet werden. Nach
Pressemeldungen hatte die Federführung hei dem Projekt neben
der Betreibergesellschaft der Landkreis Oberhavel. Die Stadt
Hennigsdorf hingegen sei nicht gefragt worden. In Hennigsdorf
und Umgebung kam es inzwischen zu Protestaktionen der über-
wiegenden Mehrheit der Bevölkerung gegen die geplante Müll-
verbrennungsanlage.

Ich frage die Landesregierung: Welche Maßnahmen will sie
ergreifen, um eine Umweltbelastung und eine Gesundheits-
belastung der Bevölkerung von Hennigsdorf und Umgehung
durch die geplante Müllverbrennungsanlage zu verhindern?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Birthler, Sie haben das Wort.
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Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Rauniord-
nung Birthler:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Errichtung und
das Betreiben einer Abfallverbrennungsanlage unterliegen stren-
gen genehmigungsrechtlichen und hohen verfahrenstechnischen
Anforderungen.

Die Prüfung der Zulässigkeit einer solchen Anlage erfolgt im
Rahmen eines immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens. Eine Genehmigung darf danach nur dann erteilt werden.
wenn die genehmi gende Behörde nach Prüfung und Bewertung
aller relevanten Tatbestände zu der Überzeugung gelangt, dass der
Antragsteller in der Lage ist, sämtliche ihm aufzuerlegenden
Pflichten uneingeschränkt zu erfnllen. Dazu gehört insbesondere
die Pflicht. dafür Sorge zu tragen, dass schädliche Umweltein-
wirkungen und sonsti ge Gefahren, erhebliche Nachteile und er-
hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbar-
schaft nicht hervorgerufen werden können.

Uni darüber hinaus die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkun-
gen dieses Vorhabens auf sämtliche zu betrachtende Schutzgüter
sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgütern zu
ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. wird als integraler
Bestandteil des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt.

Des Weiteren dürfen keine sonstigen öffentlich-rechtlichen
Vorschriften der Errichtung und dem Betrieb der Anlage ent-
gegenstehen. Dazu werden sämtliche betroffenen Träger öffent-
licher Belange am Verfahren beteiligt und zur Stellungnahme
aufgefordert.

Um eine höchstmögliche Transparenz zu erreichen und alle
entscheidungsrelevanten Argumente anhören und berücksichti-
gen zu können, wird das Genehmigungsverfahren unter Be-
teiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. Jeder Bürger hat die
Möglichkeit, in die Antragsunterlagen einzusehen und gegebe-
nenfalls Einwände gegen das Vorhaben geltend zu machen. Die
Einwände werden in einem öffentlichen Termin zwischen den
Einwendern und dem Vorhabensträger unter Leitung der Geneh-
migungsverfahrenssteile erörtert. Die Erkenntnisse aus dieser
Erörterung fließen in die Entscheidungsfindung über den Ge-
nehmigungsantrag ein.

Aufgrund des beschriebenen zwingend erforderlichen Zulas-
sungsverfahrens wäre sichergestellt, dass eine Genehmigung nur
dann erteilt würde, wenn unter anderem Umwelt- und Gesund-
heitsbelastungen der Bevölkerung auszuschließen sind.

Allerdin gs liegt ein solcher Antrag auf Erteilung einer Geneh-
migung zur Errichtung und zum Betrieb einer Abfallverbren-
nungsanlage in der Stadt Hennigsdorf bei den zuständigen Ge-
nehmigungsverfahrensstellen derzeit nicht vor.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf, Herr Minister. - Herr Claus. bitte.

Claus (DVU):

Herr Minister, ich habe noch Nachfragen. Sie haben selbst ge-
sagt, dass eine Genehmigung noch nicht vorliegt.

Minister Birthler:

Ein Antrag?

Claus (DVU):

Oder ein Antrag. Setzt sich die Landesre gierung dafür ein, dass,
wenn ein Antrag eingereicht wird. in Hennigsdorf eine Müllver-
brennungsanlage entsteht oder geht die Landesregierung näher
auf die Bevölkerun g ein und setzt sich dafür ein, dass eine Müll-
verbrennungsanlage in einem entfernteren Ort entsteht, damit
die Immissionsbelastungen, wie Sie bereits ausführten, für die
Bevölkerung geringer sind und die Umweltschäden niedriger
gehalten werden?

Minister Birthler:

Es liegt nicht in der Zuständigkeit der Landesregierung. sich für
oder gegen eine Müllverbrennungsanlage einzusetzen. Das ist
Aufgabe der örtlichen Träger. Unsere Aufgabe ist es, genau zu
prüfen - deshalb dieses geschilderte Verfahren -, dass keine
Belastung für die Umwelt oder die Bevölkerung eintreten kann.
Diese Entscheidung wird aber erst aufgrund konkreter Anträge
getroffen und diese liegen noch nicht vor.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Zur Formulierung der Frage 1210 (Kanalausbau
vom Indusniestandort Schwedt zum Ostseeraum) erhält der
Abgeordnete Bischoff Gelegenheit. Bitte.

Bischoff (SPD):*

Schwcdter Wirtschaft, Verwaltung und Politik fordern in sehr
engem Schulterschluss vehement den Ausbau der Hohensaaten-
Friedrichtsthaler-Wasserstraße. die aus gutem Grund von
Schwedt bis zur Ostsee künstlich, also von Menschenhand,
angelegt worden ist.

Gerade wegen der Ostseeanhindung mit Küstenmotorschiffen
investiert die Raiffeisengruppe Uckermark ein hochmodernes
Logistikzentrum. Der Kartonproduzent Leipa investiert für
320 Millionen Euro eine leistungsstarke Papiermaschine und
schafft neue Arbeitsplätze. Gegenwärtig läuft das Anhörungs-
verfahren zu dem ökologisch sehr sinnvollen Wasserstraßen-
ausbau.

Ich frage die Landesregierung, wie sie das Vorhaben einschätzt.

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an den Minister für Stadtentwicklung, Wohnen
und Verkehr, Herrn Meyer.

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Bischoff, wie Sie wissen, ist der Ausbau der Hohensaaten-
Friedrichstbaier-Wasserstraße als Bestandteil der Havel-Oder-
Wasserstraße eine Maßnahme des Bundesverkehrswegeplanes
von 1992 und wird in seiner Gesamtheit im neuen Bundesver-
kehrswegeplan fortgeschrieben. Mit Billigung der Landesregie-
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rung wurde damals der Ausbau der gesamten Wasserstraße für
Großmotorgüterschiffe und Großschubverbände der Binnen-
schifffahrt mit einer Abladetiefe von 2,20 m konzipiert.

Parallel dazu erfolgten die Vorbereitungen und Planungen eines
neuen Binnenhafens für Schwedt für die dort expandierende
Wirtschaft, insbesondere auch für die. Papierindustrie.

Im Zuge dieser Vorbereitung entstand das Erfordernis. dass
zwecks Vermeidung eines erneuten Umschlages in Seehäfen
kleinere Küstenmotorschiffe den Hafen Schwedt direkt errei-
chen sollten. Diese Planungen wurden mit dem Bund abge-
stimmt mir dem Ergebnis, dass die Hohensaaten-Friedrichs-
thaler-W asserstraße im Abschnitt Schwcdt/West-Oder eine
Vertiefung der Abladetiefen um einen Meter, also auf 3,20 rn,
erfahren soll.

Die Planung des Hafens Schwedt und dessen Zuwegung zu
Wasser und zu Lande erfolgte grundsätzlich einvernehmlich mit
dem MUNR. Zugunsten eines Verzichts auf den Ausbau der
parallel führenden Ost-Oder als dem noch sensibleren Gewässer
wurde dabei auch eine Veränderung - sprich: Aufwcitung - der
Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße in Kauf genommen.

Infolge der unterschiedlichen Vorhabenträger und der unter-
schiedlichen Finanzierungsquellen ist nun der Flafen Schwedt
seit Oktober letzten Jahres fertig, während die Wasserstraßen-
anbindung - in Verantwortung des Rundes - leider bisher noch
nicht dementsprechend ertüchtigt wurde.

Seitens der Landesregierung wird die Ertüchtigung der
Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße im Sinne der besse-
ren wasserseiti gen Anbindung des Hafens in Schwedt maß-
geblich weiter unterstützt, damit durch die vorgesehenen An-
siedlungen im Hafen Schwedt ökonomische Effekte eintreten
und Arbeitsplätze geschaffen werden können.

Ich danke Ihnen, Herr Bischoff. und den Vertretern der regiona-
len Wirtschaft ausdrücklich dafür, dass Sie meine Position hier-
zu seit langern unterstützen. Die Verträglichkeit des Wasser-
straßenausbaus mit den Schutzzielen des Nationalparks wird im
derzeit laufenden Planfeststellungsverfahren geklärt.

Zur Abstimmung der Durchfahrtmöglichkeiten durch Stettin ist
durch die Bundesministerien in Berlin und Warschau die Bil-
dung einer Arbeitsgruppe vereinbart worden. die unter dem
Titel „Wasserstraßenknoten Stettin" in der nächsten Woche in
Stettin tagt. Das Land Brandenburg ist daran beteiligt und ich
hin davon überzeugt. dass eine tragfähige Lösung gefunden
wird. - Danke schön.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärun gsbedarf. Frau Tack, bitte.

Frau Tack (PDS):

Ich habe zwei Nachfragen.

Erstens: Welche volkswirtschaftlichen Prognosen für das Güter-
aufkommen auf dieser Strecke sind Ihnen bekannt und werden der

Planung zugrunde gelegt? Sie verwiesen bereits auf den Bundes-
verkehrswegeplan 1992. Gibt es dazu aktuelle Prognosen?

(Zuruf von Minister Birthler)

- Haben Sie das gehört, Herr Minister? Ihr Kollege hat bereits
geantwortet.

Meine zweite Frage: Welche volkswirtschaftliche Kosten-
Nutzen-Analyse laut Entwurf des neuen Bundesverkehrswege-
planes liegt diesem Projekt zugrunde?

Minister Meyer:

Frau Tack, Sie haben es mir sehr einfach gemacht. Da Sie die
erste Frage schon von meinem Kollegen beantwortet bekommen
haben, brauche ich darauf nicht näher einzugehen,

(Frau Tack [PDS]: Sie können das ruhig wiederholen; das
war sehr interessant.)

Zweitens: Eine alte Trumpfkarte der ewig Verhindernden, dass
sie die Prognosen aller Schifffahrtswe ge in Deutschland auf den
Main-Donau-Kanal beziehen. ist weg. Daraus ist eine Lusche
geworden. Der Main-Donau-Kanal hat sich durch die Kriegs-
jahre in Jugoslawien natürlich am Anfang nur sehr schwer ent-
wickelt und sehr schwer getan. Die derzeitigen Werte liegen
etwa 300 % über den Pro gnosewerten, Der Güterverkehr auf
dieser Trasse floriert und entlastet die Straßen. Das müsste auch
Ihr Anliegen sein. Deswegen sind die Prognosezahlen, die vorn
Bund für dieses Projekt dann auch in den neuen Bundesver-
kehrswegeplan übernommen werden. optimistischer. als sie es
noch 1992 sein konnten,

(Vereinzelt Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Dr. Enkelmann, bitte.

Frau Dr. Enkelmann (PDS):

Vielleicht sollte meine Frage eher Minister Birthler beantwor-
ten. Ich denke, die Frage nach den Prognosen sollte man stellen
dürfen. Wenn es um Kosten und Nutzen von Großprojekten
geht, sollte man das in stärkerem Maße tun.

Meine Fragen gehen in eine andere Richtung. Welche Aus-
wirkung wird der mögliche Ausbau der Hohensaaten-
Friedrichsthaler-Wasserstraße auf die sensiblen Bereiche im
Nationalpark „Unteres Odertal" haben? Welche Konsequenzen
ergehen sich für die Landesregierung, um diese Auswirkungen
so weit wie möglich zu minimieren?

Minister Meyer:

Ich bin ihnen für diese Frage ausgesprochen dankbar, obgleich
ich sie natürlich im derzeitigen Stand, nämlich im Verfahren,
nicht beantworten kann, weil Sie mir dann vorwerfen würden.
dass ich dem Ergebnis eines Verfahrens vorgriffe. Das werde
ich nicht tun, sondern diese Fragen, die Sie zu Recht stellen,
werden im Planfeststellungsverfahren geklärt. Deswegen sind
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im Planfeststellungsverfahren die Anhörungen, die Erörterun-
gen und natürlich auch die Möglichkeiten der Einsprüche der
Träger der öffentlichen Belange von Bedeutung. Das alles wird
abgewogen,

Ich darf Ihnen aber sagen, dass ich diesbezüglich auch sehr
optimistisch bin. weil es eine Maßnahme ist. die im öffentlichen
Interesse liegt.

Präsident Dr. Knohlich:

Ich muss einmal fragen: Damit ist aber der Nachfragebedarf
gedeckt?

(Zuruf der Abgeordneten Frau Tack [PDS])

- Gut. - Damit sind wir bei der Frage 121 I (Ausbau des Radwe-
genetzes in Brandenburg), die der Abgeordnete Neumann, der
nicht da ist, stellen würde. Bei Nichtanwesenheit verfällt die
Frage und wir sind hei der Frage 1212 (Anhörung zu den Ge-
meindeneugliederungsvorschlägen), gestellt vorn Abgeordneten
Sarrach, Bitte.

Sarrach (PDS):

Die zurzeit laufende Anhörung der Bevölkerung zum Gesetz-
entwurf zur Gemeindestrukturreform vollzieht sich vor Ort so,
dass in der Verwaltung des jeweils betroffenen Amtes oder der
amtsfreien Gemeinde ein Exemplar des Gesetzentwurfes vor-
handen ist, der auf Nachfrage zur Einsichtnahme im Amt ausge-
reicht wird. Da es sich hierbei um ein umfangreiches und kom-
pliziertes Material handelt, ist eine inhaltliche Erfassung mit
einem längeren Leseprozess verbunden. Wenn mehrere Perso-
nen gleichzeitig die Einsicht begehren, sind längere Wartezeiten
vorprogranunien. Nach amtlicher Bekanntmachung ist aus-
schließlich die Einsichtnahme möglich. Durch dieses Verfahren
werden Hürden errichtet, die eine inhaltliche Befassun g und
Reaktion der Bevölkerung der Gemeinde erheblich erschweren.

Deshalb frage ich die Landesregierung: Was wird unternom-
men, um den Bürgern die Einsichtnahme in den Entwurf des
Gemeindestrukturreformgesetzes zu erleichtern?

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Minister des Innern, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönhohm:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Sarrach. ich habe zu den grundsätzlichen Fragen der Anhörung
bereits verschiedentlich Ausführun gen gemacht, besonders auf
Nachfragen Ihres Kollegen Domres. Auskunft zu diesem Kom-
plex habe ich in der Sitzun g am 29./30. Mai gegeben. Zu dem,
was ich damals gesagt habe. möchte ich noch Folgendes hin-
zufügen: Den Landräten als allgemeine untere Landesbehörde
wurde mit Sehreihen vom 2, Mai dieses Jahres ein Musteran-
schreiben für die Hauptverwaltungsbeamten zur Verfügung
gestellt. In diesem Musteranschreiben heißt es wörtlich:

_Zusätzlich zu der Anhörung der Bürger am Sitz der Ver-
waltung steht es Ihnen frei, weitere Exemplare in Neben-

stellen der Verwaltun g zur Einsichtnahme auszulegen. um
eine größtmögliche Beteiligung der Einwohner zu errei-
chen."

Zu der Frage, oh also am Sitz der Verwaltung weitere Exem-
plare zur Einsicht ausgelegt werden können, enthält dieses
Schreiben keine ausdrücklichen Ausführungen, da sich aus dem
Gesamtzusammenhang ohne weiteres ergibt, dass der Hauptver-
waltungsbeamte selbstverständlich auch mehrere Exemplare der
Unterlagen auslegen kann. Es besteht dazu keine gesetzliche
Pflicht, aber aus dem Zusammenhan g mit diesem Zitat wird
deutlich, dass dies in unserem Interesse ist und dass die Ent-
scheidungen vor Ort getroffen werden. Wenn Sie den Eindruck
haben, dass das nicht geschieht, wäre meine Empfehlung, vor
Ort tätig zu werden. Wenn Sie meinen, dass es im Rahmen der
Kornnninalaufsicht notwendig ist, hin ich selbstverständlich
bereit, das zu tun.

Wir wollen, dass diese Anhörung auf einer breiten Basis erfolgt,
was zum Teil auch mit einem sehr lebhaften Interesse der Bür-
gerinnen und Bürger geschieht. Zum Teil ist das Interesse aus
den unterschiedlichsten Gründen nicht so groß.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Herr San :ach, bitte.

Sarrach (PDS):

Herr Minister. ich habe noch drei Fragen.

Erstens: In den örtlichen Bekanntmachungen wird der Hinweis
gegeben, dass die Unterlagen ausschließlich zur Einsichtnahme
zur Verfügung stehen. sie also weder entnommen noch in sons-
tiger Art und Weise entfernt werden dürfen. Herr Minister,
schließt das aber das Fertigen von kostenpflichtigen Kopien auf
Anfrage eines Einwohners aus?

Zweitens: Ist die häufig anzutreffende Weigerung von Mitarbei-
tern der Verwaltung, dann solche Kopien auf Kosten des Ein-
wohners zu fertigen. auf Vorgaben des Ministeriums des Innern
zurückzuführen?

Drittens: Sind an Ihr Ministerium Bitten aus den Kommunen
herangetragen worden, Auslegungszeitraum und Frist zur Abga-
be von Stellungnahmen aus den oben genannten Gründen zu
verlängern?

Minister Schönholirrt:

Die Unterlagen sind zur Einsicht ausgelegt, wie Sie es gesagt
haben. Wenn sich jemand Fotokopien machen möchte, so gibt
cs keine Weisung vom innenministerium, die dieses verhindert
oder nicht zulässt; denn es sind Gesetzentwürfe, die öffentlich
zugänglich sind. Von daher gesehen hätte ich überhaupt keine
Einwände. Ich möchte das - Herr Sarrach, darüber haben wir
uns schon verschiedentlich unterhalten - möglichst dezentral
machen. Die Hauptverwaltungsbeamten vor Ort sollen entschei-
den. Sie haben dafür jeden Entscheidungsspielraum und können
Fotokopien machen und den Bürgern diese, wenn sie es wün-
schen. zur Verfügung steilen.

Es hat Schreiben mit der Bitte, die Auslegungszeiten zu ändern.
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gegeben - das ist richtig -. und zwar in der Art von Gruppen-
briefen aus bestimmten Ämtern, also nicht landesweit, sondern
nur aus bestimmten Bereichen, Wir haben diese Wünsche ab-
schlägig beschieden.

Präsident Dr. Knohlich:

Schönen Dank. - Wir sind hei der Frage 1213 (Fertigstellung
der Ortsumgehung Frankfurt IOdell), gestellt vom Abgeordne-
ten Vogelsänger.

Vugelsänger (SPD):

Durch den Einsatz des Brandenburger Verkehrsministeriums
stehen über 200 Millionen Euro Bundesmittel für den Bau der
Oder-Lausitz-Trasse zusätzlich zur Verfügung. Mit der Umset-
zung dieses für Ostbrandenburg wichtigsten Infrastrukturprojektes
wird es zu einer deutlichen Steigerung der Attraktivität der Oder-
region für Investoren kommen. Bereits im Bau befindet sich der
zweite Bauabschnitt der Ortsumgehung Frankfurt (Oder). Mit der
Fertigstellung dieses Bauabschnittes wird die Innenstadt der Oder-
metropole wirksam vom überörtlichen Verkehr entlastet.

Ich frage deshalb die Landesregierung: Wie ist der Stand be-
züglich der Umsetzung der Maßnahme der Ortsumgehung
Frankfurt (Oder)?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Meyer, Sie haben das Wort,

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Oder-Lausitz-Trasse bringt für den gesamten Ostbrandenburger
Raum Entlastung und eine Qualifizierung der Fernverkehre.
Zwei ganz wichtige Abschnitte stechen dabei hervor. Das sind
die Verkehrsknoten Cottbus und das ist natürlich auch der Ver-
kehrsknoten Frankfurt. Dort liegen auch Schwerpunkte in der
Realisierung.

Der zweite Verkehrsabschnitt der B 112, Ortsumgehung Frank-
furt. von der BAB 12, Anschlussstelle West, bis zur B 5, Gosen,
befindet sich seit 1999 im Bau und soll im Jahre 2003 komplett
dem Verkehr übergehen werden. Dieser Verkehrsabschnitt be-
steht aus vier Bauabschnitten. Zwei Abschnitte sind bereits
verkehrswirksam. der 13-87-Knoten, Klinikum Magendorf bis
zur Autobahn A 12, der zweite Abschnitt von der A 12 bis zur
EDWC-Brücke, also der Chipfabrik. Hier sieht man wieder das
Zusammenwirken zwischen vcrkehrlicher Infrastruktur und
Wirtschaftsansiedlung.

Zwei weitere Bauabschnitte befinden sich im Bau. Der dritte
Abschnitt, Anschlussknoten Fürstenwalder Poststraf3e bis zur
B 5 Gosen. wird noch in diesem Jahr. nämlich im IV. Quartal,
fertig gestellt. Kostenumfang rund 4 Millionen Euro. Die Fertig-
stellung dieses Bauabschnittes bringt eine mögliche Teilentlas-
tung von PKW aus nördlicher Richtung.

Beim letztlich vierten Abschnitt, Anschluss des bereits fertig
gestellten Bauabschnittes aus Richtung BAB 12 des Knotens
Fürstenwalder Poststraße, rechnen wir mit einer Freigabe im

IV. Quartal 2003. Der Baukostenumfang lag bei rund l0 Millio-
nen Euro. Im Bauabschnitt sind zwei sehr aufwendige Brücken-
bauwerke enthalten. Mit der Fertigstellung dieses Bauabschnit-
tes rechnen wir mit einer entscheidenden Entlastung des Ver-
kehrs in der Innenstadt. Damit ist die Gesamtwirkung dieses
Bauwerkes in vier Abschnitten erreicht, nämlich erstens die
Beschleunigung der Fernverkehre, vor allen Dingen in der
Nord-Stid-Richtung, zweitens die Entlastung der Innenstadt
und drittens der qualifizierte Anschluss der Gewerbe- und In-
dustriegebiete. - Danke schön.

(Beifall hei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knohlich:

Ich danke auch, - Damit sind wir hei der Frage 1214 (Unterstüt-
zung der Feuerwehren in Brandenburg). die der Abgeordnete
Neumann formulieren wird.

Neumann (CDU):

Im September letzten Jahres hat der Landtag einen Beschluss
zur „Förderung und Unterstützung der Feuerwehren im Land
Brandenburg- gefasst. Darin fordert der Landtag die Landes-
regierung unter anderem auf, die Rahmenbedingungen für die
Feuerwehr so zu gestalten, dass die Freiwilligen vor Ort ihre
Tätigkeit ausüben können, ohne hierbei von Normen und Stan-
dards in ihrem Betätigungsfeld über das erforderliche Maß
hinaus eingeschränkt zu werden.

ich frage die Landesregierung: Welche Maßnahmen sind ge-
plant oder wurden bisher um gesetzt, um die Feuerwehren in
Brandenburg zu unterstützen?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Sehönhohm, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Neumann. eine Unterstützung der Feuerwehr durch das Land
kann naturgemäß nur in den Bereichen erfolgen, in denen das
Land gesetzliche Zuständigkeiten hat und die notwendigen
finanziellen Mittel bereitstellen kann. Wie Sie wissen, sind
Träger des Brandschutzes die amtsfreien Gemeinden oder die
Ämter. Es ist also im Lande dezentral geregelt. Diese Entschei-
dung ist damals nach dem Aufbau und der Erstausstattung der
Feuerwehren vom Kollegen Ziel getroffen und dann auch vom
Parlament bestäti gt worden. ich glaube, es ist auch richtig, dass
dies dezentral entschieden wird.

Vor diesem Hintergrund haben wir vom Land aus für die Feuer-
wehren folgende Entscheidungen getroffen: Zunächst einmal
Ausbau der Landesschule in Eisenhüttenstadt. Nach der Ver-
abschiedung des Haushaltsplans 2002/2003 erfol gt in diesem
Jahr noch der erste Spatenstich zum weiteren Ausbau der Schu-
le. Zur Umsetzung der Baumaßnahmen werden für 2002 Haus-
haltsmittel in Höhe von 511 300 Euro und im kommenden Jahr
von 2,045 Millionen Euro zur Verfügung gestellt.

Es geht des Weiteren um die Frage, wie man das Ehrenamt



3928	 Landtag Brandenburg: -3. Wahlperiode - Plenarprotokoll 315(.1 -	 2002

durch Erhöhung des Steuerfreibetrages fördern kann. Die
mindestens steuerfrei zu belassende Aufwandsentschädigung
von 50 DM bisher wurde ah I Januar 2002 auf 154 Euro an-
gehoben. Damit dürften die im Land Brandenburg im Bereich
der freiwilligen Feuerwehren gewährten Aufwandsentschädi-
gungen in den meisten Fällen in voller Höhe steuerfrei blei-
ben.

Eine weitere Nahnahme des Landes betraf die Erarbeitung eines
Aufteilungsschlüssels für Funktionsträger der Feuerwehr mit
Anteilen von Ausführungstätigkeit. Entsprechend diesem Anteil
können die gewährten Aufwandsentschädigungen im Rahmen
des 3 Nr. 26 Einkommensteuergesetz bis höchstens 1848 Eu-
ro = 3 600 DM pro Jahr steuerfrei belassen werden.

Weitere Möglichkeiten zur Unterstützung der Feuerwehren
bestehen aus Sicht des Landes unter anderem in der Förderung
des Landesfeuerwehrverbandes Brandenburg. Bis zum Jahr
2000 haben wir diesen Verband mit jährlich 70 000 DM unter-
stützt. Trotz der schwierigen Haushaltslage. aber we gen der
Bedeutung dieses Verbandes für das Feuerwehrwesen in Bran-
denburg haben wir die Förderung praktisch uni 50 % auf
105 000 DM erhöht. Des Weiteren haben wir im vergangenen
Jahr Lottomittel in Höhe von 30 000 DM für die Teilnahme von
Feuerwehrsportlern aus Brandenburg an der Internationalen
Feuerwehrolympiade in Finnland ausgereicht.

Die Förderung der Landesjugendfeuerwehr liegt in meinem
besonderen Interesse. Zur Unterstützung der Jugendarbeit und
speziell aus Anlass des zehnjährigen Bestehens der Landes-
jugendfeuerwehr wurden durch das innenministerium Lotto-
mittel in Höhe von 58 000 DM ausgereicht und für den Landes-
feuerwehrverband insgesamt. vor allen Dingen aber für die
Landesjugendfeuerwehr, haben wir Lottokonzessionsabgaben in
Höhe von 233 000 DM zur Verfügung gestellt.

Die Unterstützung der Jugendfeuerwehr bleibt für mich weiter-
hin ein Schwerpunkt im Rahmen dieser Möglichkeiten der Nut-
zung der Lottokonzessionsabgabe.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Bitte sehr, Frau Kaiser-Nicht.

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Herr Minister, Sie haben auch Zahlen genannt. Jetzt ist uns von
der Regierun g die Umsetzung der Haushaltssperre in den ein-
zelnen Ressorts mitgeteilt worden. Zudem haben wir allein für
den Brand- und Katastrophenschutz eine globale Minderausgabe
in Höhe von 5 300 Euro und für die Landesschule für Brand-
und Katastrophenschutz - Sie haben das Projekt genannt - von
fast 40 000 Euro. Sind diese Einschränkungen nicht mit Folgen
verbunden? Werden die Vorhaben denn so umsetzbar sein, wie
sie geplant sind?

Minister Schönbohm:

Frau Kollegin Kaiser-Nicht, es ist nicht möglich, nach dem
Motto zu verfahren: „Wir sparen und keiner merkt es." Natür-
lich hat das Unisetzen einer Einsparvorgabe und einer Haus-
haltssperre Auswirkungen. Aber das Projekt wird fortgeführt.

Wenn Sie die Gesamtsumme von über 2,5 Millionen Euro sehen

(Frau Kaiser-Nicht [PDS]: Nächstes Jahr!)

- Das ist ja die Gesamtsumme.

... so sind dort 40 000 Euro gekürzt, und dies wird zu machen
sein. Wie im Einzelnen, weiß ich nicht. Das muss man mit den
Fachleuten besprechen. Natürlich haben diese Einschränkungen
Auswirkungen, aber das Projekt wird dadurch nicht beschädigt.
Es kann sein, dass es schrittweise fortgeführt wird, aber Ein-
zelheiten weiß ich nicht

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Zur Formulierun g der Frage 1215 (Altschulden-
hilfe) hat Frau Wehlan das Wort.

Frau Wehlan (PDS):

Seit Jahren ist das Thema Altschulden ein Dauerbrenner unter
ostdeutschen Landwirten. Die Bundesregierung wollte noch in
dieser Legislaturperiode das Kapitel Altschulden abschließen.
Bei Landwirten stoßen die vorgesehenen Regelungen auf ein
geteiltes Echo.

Ich frage die Landesregierung: Wie bewertet sie die vorgesehe-
nen Regelungen hinsichtlich ihrer Wirkungen auf die Leistungs-
kraft betroffener Brandenburger Agrarunternehmen?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Birthler, Sie haben das Wort.

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler:

Heer Präsident! Meine Damen und Herren? Liebe Frau Wehlan,
Sie haben Recht. In der Tat ist das Thema Altschulden in der-
Agrarwirtschaft ein Dauerbrenner und. wie ich meine, das letzte
übrig gebliebene agrarpolitische Problem des Transformations-
prozesses der ostdeutschen Landwirtschaft.

Nachdem im Mai des letzten Jahres, dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts folgend, ein Gutachten zur Wirkungsanaly-
se der Altschuldenregelung in der Agrarwirtschaft vorgelegt und
öffentlich diskutiert worden war, gab das Bundesfinanzministe-
rium ein Folgegutachten in Auftrag. Über dessen Inhalt und
Ergebnis hüllte sich der Auftraggeber jedoch trotz mehrfacher
Bemühungen der Länder uni Information und Beteiligung in
beharrliches Schweigen,

Bundeskanzler Schröder hat auf dem Agrarpolitischen Forum
der SPD im Februar dieses Jahres in Haldensleben eine ab-
schließende Regelung der Altschuldenfrage noch in dieser Le-
gislaturperiode angekündigt, Zwischenzeitlich ist durch Presse-
informationen bekannt geworden. dass es offensichtlich einen
ersten Entwurf eines entsprechenden Gesetzes gibt. Die Agrar-
verwaltungen der neuen Länder sind, nachdem ich in einem
Schreiben an Staatsminister Schwanitz vor reichlich 14 Tagen
zum wiederholten Mal eine offizielle Sachstanclsinformation



Landtag Brandenburg - 3. Wahlperiode - Plenarprotokoll 3/59 - 	 21512
	

3929

eingefordert habe, am gestrigen Tage im Rahmen einer Bund-
Länder-Besprechung über den Stand des Gesetzgebungsverfah-
rens in Kenntnis gesetzt worden. Danach kann ich die hier auf-
geworfene sehr konkrete Frage zum gegenwärtigen Zeitpunkt
nur mit Einschränkung beantworten:

Erstens: Es gibt bislang noch keinen ressortabgestimmten Re-
ferentenentwurf zur Neuregelung der Altschuldenfrage, sondern
lediglich einen noch im BM F-internen Abstimmungsverfahren
befindlichen Gesetzentwurf. Bis zum Ende der Legislaturperi-
ode hofft man dieses interne Abstimmungsverfahren abschlie-
ßen zu können. Das gesamte Gesetzgebungsverfahren wird
folglich erst in der kommenden Legislaturperiode in die Wege
geleitet.

Zweitens: Die Erwartung, es könne in der Frage der Altschul-
den die derzeitige Regelung bestehen bleiben, war nach Vorla-
ge des anfangs genannten Gutachtens von Beginn an illuso-
risch.

Drittens: Klar sind gegenwärtig nur die Eckpunkte einer Neu-
regelung. Sie bewegen sich vorn Ansatz her im Rahmen des-
sen, was zu erwarten war. Die Möglichkeit einer Ablösezah-
lung auf betriebsindividueller Basis unter Berücksichtigung
der konkreten Ertragslage, der Vermögensverhältnisse und der
Liquidität halte ich für grundsätzlich sinnvoll und begrüßens-
wert. Die zentrale Frage mit Blick auf die Akzeptanz und die
Wirkungen uiner solchen Regelung auf die laufenden Konsoli-
dierungsprozesse unserer Landwirtschaft ist jedoch, wie die
konkrete Ausgestaltung dieses Ansatzes erfolgt. Darauf gab es
auch in der erwähnten Bund-Länder-Besprechung noch keine
klärende Antwort. sondern nur die allgemeinen Aussagen,
man wolle keine Rückwirkun gen auf die Vermögensausein-
andersetzungen. man müsse die Genehmigungsfähigkeit durch
die EU-Kommission sichern und man wolle gleichzeitig nahe-
zu allen altschuldenbelasteten Betrieben eine Beteiligung
ermöglichen.

Auf keinen Fall darf die Ausgestaltung der genannten Eckpunk-
te einer im Nachgang zum Gesetzgebungsverfahren erlassenen
Arbeitsanweisung des Bundesfinanzministers vorbehalten blei-
ben, sondern muss immanenter Bestandteil des Gesetzgebungs-
verfahrens selbst sein.

Die Landesregierung wird in bewährter Ahstimmung mit allen
neuen Bundesländern ihr Augenmerk darauf richten, dass eine
abschließende Regelung der landwirtschaftlichen Altschulden
einen Beitrag dazu leistet. die Leistungskraft unserer Agrar-
unternehmen zu fördern und die ländlichen Räume funktions-
fähig zu halten.

Präsident Dr. Knohlich:

Ich danke. - Bevor ich Herrn Vogelsänger Gelegenheit gebe,
seine Frage zu formulieren, hügrüße ich herzlich Gäste aus der
9. Klasse der Realschule von Groß Glienicke. Herzlich will-
kommen!

(Allgemeiner Beifall)

Herr Vogelsänger, bitte formulieren Sie die Frage 1216 (Bau-
beginn der Ortsumgehung Müllrose 1B 87]).

Vogelsänger (SPD):

Die Ortsumgehun g Müllrose ist das wichtigste Infrastruktur-
vorhaben für die Stadt im Schlauhetal. Mit dieser Maßnahme
wird es zu einer wirksamen Entlastun g der Stadt vom überörtli-
chen Verkehr kommen. Dies ist auch ein wichtiger Schritt für
die Erlangung des Status als staatlich anerkannter Erholungsort.
Zudem ist die Ortsumgehun g wichtiger Bestandteil der über-
örtlichen Verbindung Frankfurt (Oder) - Beeskow - Lühben -
Leipzig.

(Zurufe von der PDS)

Ich frage deshalb die Landesregierung: Ist der Baubeginn der
Ortsumgehung Müllrose (B 87) für dieses Jahr abgesichert?

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Minister Meyer, Sie haben das Wort.

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Vogelsänger. ich hin schon etwas verwirrt; Sie
fischen ein bisschen in den Gewässern von Frau Osten. Der
entsprechende Protest war nicht zu überhören. Aber das Positive
daran ist doch: Wir wollen alle drei das Gleiche, nämlich den
Ausbau der B 87. und die B 87 wird ausgebaut. Sie ist Bestand-
teil des Zukunftsinvestitionsprogramms, eines der Schwerpunkt-
programme für Bundesfernstraßen im Land Brandenburg . Das
ergänzt sich an dieser Stelle auch sehr gut mit der Oder-Lausitz-
Trasse. Die Maßnahme befindet sich zurzeit im Planfeststel-
lungsverfahren. Der Baubeginn ist noch für dieses Jahr vor-
gesehen.

Wichtig ist aber - das betrifft ein wenig das Herz der Region
dass wir die Ortsdurchfahrt vorher qualifizieren. Die Mittel
dafür haben wir im Haushalt bereitgestellt. Wer in den letzten
zehn Tagen vor Ort war. weiß, dass dort bereits kräftig gebud-
delt wird.

Die Ortsumgehung Müllrose ist ein wesentlicher Baustein beim
Ausbau der 13 87 zu einer leistungsfähigen Querverbindung von
Frankfurt (Oder) nach Leipzig. Zusammen mit der Oder-
Lausitz-Trasse verbessert sie die Situation insgesamt in Südost-
brandenburg. Ich meine auch, dass einmal deutlich gesagt wer-
den muss. dass mit jeder Baustelle. mit jeder fertig gestellten
Ortsdurchfahrt oder mit in Bau befindlichen Ortsumgehungen
die Akzeptanz des blauen Netzes und dieser Maßnahmen erhöht
wird.

Im Jahre 2002 werden wir in dieser Region auch noch die Maß-
nahmen Ortsumgehung Seelow sowohl in Richtung Osten als
auch auf der B 167 von Norden nach Süden beginnen. Wir
werden auch den Ausbau der B 87 weiter vorantreiben.

Luckau ist im Bau. Ich hatte im Landkreis Elbe-Elster in der
vergangenen Woche ein gutes Gespräch - Herr Schrey war
dabei -, hei dem wir Herzberg als nächsten Schwerpunkt festge-
legt haben. Es besteht Übereinstimmung in der Region darüber,
dass wir die Prioritäten in dieser Gesprächsrunde gemeinsam
festlegen.
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Ich möchte deutlich sagen: Auf der mit am meisten befahrenen
Strecke - von Frankfurt nach Eisenhüttenstadt - sind Verkehre
von mehr als 30 000 Fahrzeugen innerhalb von 24 Stunden zu
verzeichnen. Den Ausbau werden wir in diesem Jahr weiter
vorantreiben und dort eine Zwei-plus-ei ns-Ausbauqual i tät errei-
chen.

Leider haben wir im Verfahren bezüglich des Raumes Eisenhüt-
tenstadt - Neuzelle noch einige Schwierigkeiten bezüglich der
Umwelt. Diese Probleme werden wir jedoch lösen, sodass sich
das Bild 2004/05 doch sehr gut ahrunden wird. - Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich danke auch. - Wir sind bei der Frage 1217 (Meldepflicht für
Drogenfälle an Brandenburger Schulen). die die Abgeordnete
Fechner formuliert.

Frau Fechner (DVU):

In einem Rundschreiben wurden alle Schulen angewiesen,
rechtsextremistische Straftaten den jeweiligen Schulämtern zu
melden. So war der Presse zu entnehmen. dass an Brandenbur-
ger Schulen 135 Vorfälle mit rechtsextremistischem Hinter-
grund registriert wurden.

Als meine Fraktionskollegin in einer Kleinen Anfrage nach der
Anzahl der Fälle von Drogenmissbrauch an Schulen fragte,
wurde ihr mitgeteilt. dass dazu keine Aussagen getroffen wer-
den können, da es keine generelle Anzeigepflicht gibt.

Ich frage die Landesregierung: Warum unterliegen Fälle von
Drogenmissbrauch und -konsum nicht ebenfalls der Melde-
pflicht wie vermutlich rechtsextremistische Vorfälle?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Reiche, Sie haben das Wort.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Reiche:*

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und HM-en Abgeordnete!
Nicht vermutlich rechtsextremistische Vorfälle, sondern rechts-
extremistische Vorfälle unterliegen in Brandenburg der Melde-
pflicht. weil rechtsextremistische Vorfälle in Schulen schon vor
dem Hintergrund der Verfassungsfeindlichkeit nicht mit Fällen
von Drogenmissbrauch in Schulen gleichzusetzen sind.

Die Schule hat in einem demokratischen Rechtsstaat jeden An-
schein zu vermeiden. verfassungsfeindliche Aktivitäten zu dul-
den. Die Pflicht der Lehrkräfte, für die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung einzutreten und entsprechend erzieherisch
zu handeln. entspricht dem Auftrag, für einen angstfreien Raum
in der Schule zu sorgen.

Rechtsextremistische Vorfälle gehen häufig mit Gewalt einher
und erfordern es, in besonderer Weise dokumentiert zu werden.
Deshalb ist die Mitteilungspflicht gegenüber den Schul-
aufsichtsbehörden - neben möglichen Strafanzeigen - sowohl im
Hinblick auf die Klärung derartiger Vorfälle als auch im Hin-

blick auf einen Gesamtüberblick erforderlich. Sie dient der
Transparenz in einem gesellschaftlich und politisch aktuell
besonders sensiblen Bereich und trägt zu einer realistischen
Wahrnehmung bei. in welchem Umfang Schülerinnen und
Schüler tatsächlich zur gesamtgesellschaftlichen Problematik
rechtsextremistischer Umtriebe beitragen.

Auch der Drogenmissbrauch sowie der !landet mit Drogen in
der Schule müssen als gesamtgesellschaftliches Problem ernst
genommen und wahrgenommen werden. Das ist auch der Fall.
Das gilt grundsätzlich ebenso für alle anderen Kriminalitäts-
bereiche.

Die Schulen sind überwiegend in der Lage, Drogenprobleme in
der Schule zu erkennen und im Einzelfall an gemessen auf be-
troffene Schülerinnen und Schüler und deren Eltern einzugehen.
Dazu können auch Strafanzeigen gehören. Der Schulaufsicht ist
es möglich, die Zahl von Fällen des Drogenmissbrauchs in einer
bestimmten Schule festzustellen und gezielt zu intervenieren.

Aufgrund des dargestellten Instrumentariums hält es die Lan-
desregierung nicht für erforderlich. für den Drogenmissbrauch
in Schulen eine besondere Erhebung vorzunehmen, weil es eine
entsprechende polizeiliche Statistik über diese Dinge gibt. die -
wie Sie vermutlich wissen - nicht nur in Schulen vorkommen.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Bitte sehr. Frau Fechner.

Frau Fechner (DVU):

Herr Minister Reiche. die Zahl der Drogenfälle hat sich in den
letzten Jahren fast verzehnfacht. Dieser Trend hat auch vor
Brandenburger Schulen nicht Halt gemacht. Sie haben erklärt.
dass Suchtprävention an Schulen wichtig ist. Wie wollen Sie
erstens effektiv gegen Drogenkonsum an Schulen vorgehen,
wenn Ihnen nicht einmal bekannt ist, ob an Schulen überhaupt
Drogenkonsum stattfindet und, wenn ja, in welchem Umfang?

Die zweite Frage: Sie sagten. dass rechtsextremistische Strafta-
ten oftmals mit Gewalt einhergehen. Von den 135 gemeldeten
Vorfällen waren „lediglich" drei Vorfälle mit Gewalt verbun-
den. Es gibt etwa 340 000 Schüler und in einem Jahr drei Vor-
fälle. Wissen Sie, wie verschwindend wenig das ist? Glauben
Sie mir eines: Es gibt wesentlich mehr Drogenvorfälle an Schu-
len.

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Fechner, bitte kommen Sie zur Frage!

Frau Fechner (DVU):

Die Frage war. ob dem Minister bekannt ist, dass bei 340 000
Schülern drei Vorfälle mit Gewalt lediglich 0,000 % ausma-
chen.

Minister Reiche:*

Drei solcher Vorfälle sind drei zu viel. Wir erheben diese Fälle
deshalb, weil es - vom Grundgesetz ber - uni Straftaten und
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verfassungsfeindliche Dinge geht. Aus diesem Grund wird auch
in Zukunft  - oh es Ihnen passt oder nicht - in aller Strenge inter-
veniert werden. An dieser Stelle hat der erzieherische Auftrag
von Schule auch anzusetzen.

Mit der gleichen Strenge arbeiten die Schulen gegen den Dro-
genmissbrauch, wobei das Phänomen zu berücksichtigen ist,-
dass dieses nicht nur auf die Schule begrenzt ist, sondern weit
darüber hinaus - auch in den Jugendfreizeiteinrichtungen -
anzutreffen ist. Insofern wird in beiden Bereichen mit der
erzieherischen, der präventiven Aufgabe von Schule intensiv
dagegen gearbeitet und zur Not auch strafend eingegriffen.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister, Sie können gleich hier bleiben. - Frau Hartfelder
wird die bemerkenswert kurz formulierte Frage 1218 (Ergeb-
nisse der PISA-Studie) vortragen.

Frau Hartfelder (CDU):

Jüngsten Presseberichten war zu entnehmen, dass der Minister
für Bildung, Jugend und Sport Steffen Reiche im Zusammen-
hang mit den Ergebnissen der PISA-E-Studie die Kulturhoheit
der Länder infrage gestellt hat.

Ich frage die Landesregierung. welche Neuordnung der bundes-
staatlichen Kompetenzordnung der Bundesrepublik Deutschland
sie anstrebt.

Präsident Dr. Knnblich:

Herr Minister, bitte.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Reiche:*

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Kollegin
Hartfelder. die Ergebnisse der PISA-Studie für Deutschland

- setzen mit Macht das Thema Einheit und Vielfalt im föderalen
Gemeinwesen und der bundesweiten Kooperation zwischen den
Ländern auf der einen Seite und mit dem Bund auf der anderen
Seite auf die Tagesordnung.

Es geht dabei um eine neue Balance zwischen Wettbewerb und
Kooperation und es geht darum, den grundgesetzlichen Auftrag
zu erfüllen, g leiche Lebensverhältnisse in ganz Deutschland zu
organisieren.

Ich setze mich - wie Sie wissen - seit zwei Jahren im Rahmen
der Kultusministerkonferenz für ein nationales Kerncurriculum
ein. Wir brauchen ein solches Kerncurriculum nach innen und
nach außen als knappe, aber auch klare Orientierun g für Eltern,
für Schüler und vor allem für die Lehrkräfte sowie als Beitrag
zur internationalen Diskussion.

Eine Diskussion darüber, was unsere Kinder lernen müssen,
darf meiner Meinung nach nicht an Ländergrenzen Halt machen.
Kinder haben zumindest in den Kernfächern einen Anspruch auf
vergleichbare Unterrichtsinhalte, damit für sie keine unüber-
windlichen Probleme entstehen, wenn sie mit ihren Eltern von
einem Bundesland in ein anderes ziehen.

Insofern ist es gut, dass die Kultusministerkonferenz - zumin-
dest zwei Jahre nach meinem Antrag, der damals noch auf sehr
große und breite Ablehnung gestoßen ist - nun in Eisenach
beschlossen hat. dass wir gemeinsam inhaltliche Bildungsstan-
dards für Deutschland festlegen wollen.

Ich habe Ihnen vorhin die Unterlagen darüber gegeben, in wel-
cher Schrittfolge wir dies gemeinsam bis zum Jahr 2004 errei-
chen wollen.

Solche gemeinsamen Mindeststandards müssen meiner Mei-
nung nach auch für die anderen Bereiche organisiert werden, in
denen es nicht uni Inhalte, sondern um Ausstattungsstandards
geht, damit die Vergleichbarkeit der Lebensverhältnisse gewahrt
bleibt.

Dafür gibt es derzeit noch keine Mehrheit in der Kultusminister-
konferenz, obwohl zu erkennen ist. wie groll die Unterschiede
bezüglich der Stundenvolumina sind, die die Schüler in den
verschiedenen Ländern der Bundesrepublik Deutschland bis zur
30. Jahrgangsstufe zu bewältigen haben.

Ich begrüße deshalb auch die weiteren Vorschläge, die Bundes-
bildungsministerin Bulmahn gemacht hat, wie die finanzielle
Unterstützung der Länder seitens des Bundes heim Ausbau der
Ganztagsschulen und den Aufbau einer nationalen Evaluations-
einrichtung. Denn wir müssen natürlich nicht nur nationale
Standards vorgeben. sondern müssen dann auch national prüfen.
was auf dieser Grundlage in den einzelnen Ländern erreicht
worden ist. Ich begrüße, dass eine nationale Bildungsbericht-
erstattung durch einen Rat der Bildungsweisen eingeführt wird
und dass es einen Aktionsrahmen der Bund-Länder-Kommissi-
on zur Verbesserun g der Qualität des Unterrichts gehen wird.

Ich stelle mir natürlich auch die Frage - ich sage das ganz
offen -: Warum gibt es ein Hochschulrahmengesetz und kein
Schulrahmengesetz?

(Beifall der Abgeordneten Frau Große [PDS1)

Ist Schule nicht so wichtig und Hochschule so viel wichtiger?
Paul Althoff. der Ministerialdirigent in der preußischen Kultur-
verwaltung, hat im Jahr 1875 bei der von ihm einberufenen und
geleiteten Reichsschulkonferenz den Versuch gemacht. ein
Reichsschulgesetz zu verabschieden. Er ist genauso gescheitert
wie der preußische Kultusminister Becker.

Aber diese Frage heute zu stellen heißt auf ein Problem auf-
merksam zu machen. Ich stelle die Kulturhoheit der Länder
nicht infrage, aber die Ergebnisse der PISA-Studie stellen die
bisheri ge Arbeitsteilung zwischen Bund und Ländern und die
bisherige Kooperation der Bundesländer bei der Bildungspolitik
infrage. Der Bundeskanzler hat Recht, wenn er sagt: Notwendig
ist eine nationale Antwort auf die PISA-Ergebnisse. - Bund und
Länder, Frau Hartfelder. sind hier gemeinsam in der Pflicht.

(Beifall hei der SPD)

Präsident 1)r. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Wir beginnen mit der Fragestel-
lerin,
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Frau Hartfelder (CDU):

Herr Minister, auf welcher Grundlage sollte solch ein nationales
Kerncurriculum entstehen, eher auf der Grundlage der Rahmen-
pläne von Bremen und dem Saarland oder auf der Grundlage der
Lehrpläne von Bayern und Sachsen?

Minister Reiche:''

Das ist eine gemeinsame Antwort und deshalb wird es da kein
Entweder-oder geben. Ein Entweder-oder in der Bildungspolitik
ist immer schon eine falsch gestellte Frage. Nicht „entweder 12
oder 13 Jahre", sondern „12 und 13 Jahre"; nicht „Bayern oder
Finnland", sondern „von Bayern und Finnland lernen". Insofern
geht es, um Ihre Frage zu beantworten, an dieser Stelle natürlich
um das, was Bremen genau wie Bayern - und ich sage für Bran-
denburg: vor allem auch Brandenburg - einzubringen hat. Inso-
fern werden diese Bildungsstandards hoffentlich nicht so um-
fan greich wie die MEGA sein - Sie wissen; die Marx-Engels-
Gesamtausgabe in 24 Bänden -, sondern klein, handlich, ver-
bindlich und überschaubar sein.

Präsident Dr. Knohlich:

Frau Abgeordnete Fechner hat noch Fra gebedarf. Bitte sehr.

Frau Fechner (DVU):

Herr Minister, an dieser PISA-Studie haben neben den Gymna-
sien auch Gesamtschulen und Realschulen teilgenommen. In-
wieweit werden jetzt Qualitätsunterschiede zwischen den Schul-
formen Gesamtschule und Realschule sichtbar?

Meine zweite Frage: Bereits vor Veröffentlichung der PISA-
Studie. rechneten Sie mit einem sehr schlechten Abschneiden der
Brandenburger Schulen. Warum?

Minister Reiche:*

Weil ich mir die Frage gestellt habe, wie die Situation der Schü-
lerinnen und Schüler im Jahr 2000 im Vergleich zu der Situati-
on in anderen Bundesländern gewesen ist. Sie wissen vielleicht
ausihrem Lebensumfeld genauso gut wie ich, dass sozioökono-
mische Unterschiede natürlich auch die Bildungsaussichten
ganz erheblich prägen. Wir haben eine erheblich schlechtere
sozioökonomische Situation im Vergleich zum Süden der Re-
publik bzw. im Vergleich zu den westlich gelegenen Ländern.
Insofern gab es für die Ost-Länder schon eine schlechtere Start-
voraussetzung.

Zugleich haben wir im Parlament alle miteinander gesehen, als
wir die Bildungsoffensive im Jahr 1999 bzw. im Jahr 2000
gestartet haben, dass hier in der Vergangenheit auch im Bil-
dungsbereich Fehler gemacht worden sind. Diese haben wir
gemeinsam in einem intensiven Arbeitsprozess ab gestellt. Das
konnte hei PISA natürlich noch nicht mit gemessen werden,
aber es ist eingegangen in die Zufriedenheit der Eltern mit dem.
was dieses Hohe Haus in Bezug auf die Bildungspolitik in den
letzten Jahren beschlossen hat. Als wir im Jahr 1999 begonnen
haben, lag Brandenburg, was die Zufriedenheit der Menschen
im Land mit der Bildungspolitik betraf, auf einem schlechten
Platz. auf Platz 15 neben Berlin. Heute sind wir nach Bayern,

Baden-Württemberg und Niedersachsen, was die Zufriedenheit
der Menschen in unserem Land mit der Bildungspolitik betrifft.
auf Platz 4. Vielleicht verändert sich das im Zusammenhang mit
den Ergebnissen ein Stück nach unten, aber wir sind gemeinsam
gefragt, den eingeschlagenen Weg im Interesse der Schülerin-
nen und Schüler fortzusetzen, damit nicht nur die Zufriedenheit.
sondern auch die Ergebnisse besser werden.

Wir werden im November intensiv auszuwerten haben, wo die
Unterschiede zwischen den Schulen liegen und warum die Un-
terschiede so sind. Wir haben deshalb - ich hatte das im Aus-
schuss vorgeschlagen - Herrn Prof. Baumen. wenn ich es richtig
sehe, Frau Vorsitzende Hartfelder, am 4. Juli im zuständigen
parlamentarischen Ausschuss und können dann mit ihm erste
Schlussfolgerungen aus Brandenburg und für Brandenburg
ziehen. Herr Prof. Baumen sitzt zugleich der von mir und Klaus
Bügel. einberufenen Bildungskommission vor. Insofern werden
wir im Monat November, wenn den Ländern die detaillierten
Länderberichte etwas genauer vorgetragen werden. diese Fragen
beantworten. Zugleich wird die Bildungskommission unter
Vorsitz von Herrn Baumen für Brandenburg und für Berlin
natürlich auch auf der Grundlage der PISA-Studie sehr genaue
Antworten gehen.

Präsident Dr. Knnblich:

Herr Kliesch, bitte.

Kliesch (SPD):

Herr Minister , können Sie sich vorstellen, dass wir, wenn wir in
Brandenburg die Ausgaben für Bildung pro Kopf wesentlich
erhöhen wollen, um zumindest auf bundesdeutschen Spitzen-
standard zu kommen, in ähnliche Diskussionen kommen, wie es
im Kindergartenbereich der Fall war, wo uns westdeutsche
Länder jahrelang vorgeworfen haben, dass wir zu viel Geld
konsumierten? Insofern kann ich Ihre Bemühungen um ein-
heitliche Bildun gsstandards in Deutschland auch im Sinne von
Finanzmittelausstattung nur begrüßen. Können Sie sich also
vorstellen, dass wir das dann vorgehalten bekommen. wenn wir
das - theoretisch - allein machen und unsere Ansätze, zumindest
im Grundschulbereich, verdreifachen?

Minister Reiche:':

Im Grundschulbereich muss mehr getan werden: denn auf den
Anfang kommt es an. Anders gesa gt: Die Sonne geht von unten
auf.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Da sind wir aber schon im
Kita-Bereich! - Weitere Zurufe von der PDS)

Deshalb muss in der Grundschule in besonderer Weise etwas
getan werden. - Ganz einfache Formulierungen sind da manch-
mal ganz hilfreich.

Zum anderen: Dass wir im Moment im bundesdeutschen Ver-
gleich mit Sachsen relativ wenig Geld ausgeben, hängt vor
allem damit zusammen. dass Lehrerinnen und Lehrer in Bran-
denburg wie in den anderen neuen Ländern derzeit nur 90 % des
Tariflohns bekommen. Wenn man das hochrechnen und zu den
schülerbezogenen Kosten hinzurechnen würde, dann würden
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wir ganz anders dastehen. „Viel" und „mehr" ist nicht unbedingt
„sofort = besser". Denn Sachsen hat mit den gleichen Ausgaben
ein besseres Ergebnis erreicht.

Insofern: Was wir brauchen - und darüber hin ich mit der Fi-
nanzministerin im Gespräch -, ist Zuverlässigkeit. Wenn wir,
was mein Ziel ist, die mittelfristige Finanzplanung umsetzen
können und gemeinsam sagen, dass wir gerade nach diesen
PISA-Ergebnissen keine zusätzlichen erheblichen Sparbeiträge
im Bildungsbereich erbringen können, dann wird es uns gelin-
gen, dass wir gemeinsam das Ergebnis von Bildung verbessern.
dass wir die schülerbezogenen Ausgaben von Bildung in den
nächsten Jahren erhöhen.

Ich hin mit der Finanzministerin in einem guten Gespräch. Es gibt
noch Dinge zu klären, aber ich hoffe und denke. dass wir spätestens
im Herbst gemeinsam ein gutes, für das Land und die Schülerinnen
und Schüler tragfähiges Ergebnis präsentieren können.

(Beifall der Abgeordneten Frau Dettmann [SPD])

Präsident Dr. Knoblich:

Die Frage 1219 (Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt)
wird von Frau Dr. Schröder gestellt. Bitte schön.

Frau Dr. Schröder (PDS):

Ich komme von der Schule zur Ausbildung. Die Bundesanstalt
für Arbeit hat vor wenigen Tagen darüber informiert. dass die
Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt in diesem Jahr beson-
ders angespannt sei. So sei die Differenz zwischen noch nicht
vermittelten Bewerbern und noch unbesetzten Ausbildungs-
plätzen spürbar größer als vor Jahresfrist. Die bisherige Ent-
wicklung lasse vermuten, dass bundesweit der rechnerische
Ausgleich gefährdet sei.

Ich frage daher die Landesregierung: Wie stellt sich die Situati-
on mit Blick auf das Ausbildungsjahr 2002 im Land Branden-
burg dar'?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Ziel, Sie haben das Wort.

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel:

Herr Präsident? Meine Damen und Flerren! Ich habe vor der
Sommerpause fest mit Ihrer Frage gerechnet, Frau Kollegin Dr,
Schröder.

(Zurufe von der PDS)

Alle Jahre wieder? Aber auch in diesem Jahr kann ich Sie beru-
higen. Wir werden die Ausbildungsplatzlücke wiederum schlie-
ßen. Im Übrigen - das darf ich auch sagen -: Was die Bundes-
anstalt für Arbeit bundesweit konstatiert, gilt nicht für Branden-
burg; denn bei uns ist die Differenz zwischen unvermittelten
Bewerbern und unbesetzten Ausbildungsstellen nicht spürbar
größer, wie Sie, Frau Kollegin Dr. Schröder, das soeben gesagt
haben, sondern spürbar kleiner als im Vorjahr. Sie beträgt in
diesem Jahr 15 341 gegenüber 17 083 im Vorjahr.

Wie Sie wissen. läuft das aktuelle Vermittlungsgeschäft noch. Wir
gehen hei unseren Prognosen von circa 5 000 fehlenden Aus-
bildungsplätzen aus. Im vergangenen Jahr waren es genau 5 003.

Wie bereits in den Vorjahren haben wir vorgesorgt. Wir werden
die Lücke durch aus öffentlichen Mitteln geförderte Ausbil-
dungsplätze schließen.

Da gestern in diesem Hohen Hause zum Teil gerade auch von
der PDS-Seite sehr verbittert über ABM-Plätze diskutiert wur-
de. will ich sagen: Wir geben für diesen Bereich Jahr für Jahr
schon 50 Millionen Euro aus und sind uns einig, dass wir an
dem Grundsatz festhalten, den die Landesregierung und die sie
tragende Koalition formuliert hat, dass jeder junge Mensch, der
es wünscht und dazu in der Lage ist, auch einen Ausbildungs-
platz bekommt. Für diesen ganz wichtigen, guten Zweck fließt
viel Geld aus dem Haushalt meines Hauses. Die jungen Men-
schen sind das Wichtigste, was wir im Land haben, und wir
wollen ihnen eine Chance geben.

Deshalb bin ich auch gemeinsam mit den Vertretern der
Industrie- und Handelskammern, der Handwerkskammern, zum
Teil mit den Bürgermeistern, vor allem aber auch mit den Ver-
tretern der Arbeitsämter permanent unterwegs - wir nennen das
„Klinken putzen" -, uni zu erreichen, dass wir mehr betriebliche
Ausbildungsplätze für unsere jun gen Menschen bekommen. Wir
hatten noch Nachholbedarf. Aber ich denke, wir können auch
noch deutlich nachlegen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Frau Dr. Schröder, bitte.

Frau Dr. Schröder (PDS):

Hen Minister, ich stimme Ihren Ausführungen, besonders den
letzten, zu. Dennoch habe ich die Frage: Wie marktkonform
sind außerhetriehliche Ausbildungsgänge Ihrer Meinung
nach'?

Minister Ziel:

Wir haben die außerbetrieblichen Ausbildun gsgänge vor etwa
einem Jahr evaluieren lassen - das ist durch eine Universität
geschehen - und dabei feststellen können, dass die Qualität und
auch das Ergebnis der Ausbildung sehr gut sind. Ich will auch
hinzufügen: Die Atmosphäre eines Betriebes ist nicht zu erset-
zen durch Ausbildungsplätze, die wir auf diese Weise zusätzlich
schaffen. Deshalb geht mein Appell auch an die Schulen. für
möglichst viele Praktika unserer Schülerinnen und Schüler zu
sorgen, damit sie die Praxis erleben können. Die Ausbildung
muss sehr praxisnah verlaufen, damit sich unsere jungen Men-
schen in den Betrieben später an der zweiten Schwelle bewäh-
ren können und gute Chancen für ihre weitere Entwicklung
haben.

Präsident Dr. Knoblich:

Herzlichen Dank. - Zur Formulierung der Frage 1220 (Sanie-
rung des Bahnhofs Frankfurt [Oder]) geht noch einmal das Wort
an den Abgeordneten Vogelsänger.
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Vogelsänger (SPD):

Die Strecke Berlin - Frankfurt (Oder) soll nach Angaben der
Deutschen Bahn AG auf 160 km/h ausgebaut werden. Wichtig
sind hierbei des Weiteren. um die Attraktivität der Benutzung
der Bahn zu steigern, Investitionen in das Bahnhofsumfeld.
Zudem ist Frankfurt (Oder) im Jahr 2003 Gastgeber für eine
europäische Gartenschau.

Ich frage deshalb die Landesregierung: Wie ist der Planungs-
stand für die Sanierung des Bahnhofs Frankfurt (Oder) und des
Bahnhofstunnels?

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Minister Meyer, Sie haben das Wort.

(Zurufe-)

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer:

Streiten Sie sich doch nicht. Frankfurt (Oder) liegt mir seit
langem am Herzen.

(Beifall bei der PDS)

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Sanierung des Empfangsgebäudes ist abgeschlossen. Die Bau-
arbeiten an den Bahnsteigen und an dem Fußgängertunnel des
Bahnhofes können voraussichtlich - ich sage bewusst: hoffent-
lich - bis zur Durchführung der Hanse-Tage im Rahmen der
Jubiläumsveranstaltungen der Stadt Frankfurt (Oder) -
23. Hanse-Tage. 750-Jahr-Feier der Stadt Frankfurt (Oder) und
Europapark Frankfurt (Oder)/Slubice - im Mai 2003 abgeschlos-
sen werden,

Ausgenommen hiervon sind der Ahriss des Bahnsteiges I und
die Erneuerung des darunter liegenden Tunnelabschnitts. Die
Deutsche Bahn - Station und Service - hat in Anbetracht der
bevorstehenden Feierlichkeiten der Stadt nach einem Gespräch
zwischen Herrn Mehdorn und mir auch zugesichert. noch ein-
mal zu prüfen. ob die Sanierung des Verkehrstunnels im Be-
reich des Bahnsteiges 1, das heißt die Anbindung an das Emp-
fangsgebäude, vorgezogen und bis zum Beginn der Feierlich-
keiten im Mai 2003 abgeschlossen werden kann. Die Stadt. die
DB AG und wir stehen in ständigem Kontakt, um eine einver-
nehmliche Lösung zu finden.

Der Baubeginn - erste Phase - am Eisenbahnübergang Leipziger
Straße ist von der Deutschen Bahn AG für Oktober 2003 ge-
plant. Dazu muss die darunter liegende Straße auf eine Fahrbahn
je Richtung eingeengt wurden. Die Stadt befürchtet dadurch
Behinderungen für den Individualverkehr und negative Aus-
wirkungen für Besucher des Europagartens, die mit dem PKW
anreisen möchten, Die Stadt wird sich also darum bemühen, hei
der Bahn einen späteren Baubeginn zu erwirken.

Der Baube ginn für den Eisenbahnübergan g Dresdner Straße/
T3eresinchen-Tunnel wird laut DB AG erst im Jahre 2004 erfol-
gen. Durch die DB - Netz - wird zurzeit geklärt, ob ein Ersatz-
bau der Brücke erfolgt - das ist die Vorzugsvariante - oder ob
aus wirtschaftlichen Gründen eine Sanierung der vorhandenen

Anlagen erfol gen wird. Die Finanzierung ist noch offen. Natür-
lich. Herr Vogelsänger. in Ihrem neuen Betätigungsfeld können
Sie mithelfen, mich dabei unterstützen, dass die Bahn AG den
Investitionsstau. der zurzeit bei 2.8 Milliarden Mark liegt. etwas
schneller abbaut. Im Jahre 2003 werden keine Umbauarbeiten
erfolgen.

Da Altberesinchen und die für diesen Bereich geplanten Spiel-
stätten im Jubiläumsjahr nur durch diesen Tunnel erreichbar
sind, schlug die DB AG zur Aufbesserung des Erscheinungs-
bildes die Durchführung eines Jugendprojektes vor. Dabei sol-
len die Tunnelwände mit Holz verschalt und von deutschen und
polnischen Jugendlichen mit Graffiti besprüht werden - endlich
einmal ein sinnvoller Einsatz.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Die Einzelheiten der Durchführung und Finanzierung des Vor-
habens müssen noch geklärt werden, Hier liegt die Koordinie-
rung und Verantwortun g naturgemäß bei der Stadt. - Schönen
Dank.

Präsident Dr. Knohlich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Bitte, Herr Sarrach.

Sarrach (PDS):

Schön, Herr Minister Meyer, dass Sie Herrn Vogelsänger noch
einmal sagten, dass es vor allen Dingen um die 750-Jahr-Feier
in Frankfurt (Oder) geht. Aus der Sicht eines in Frankfurt
(Oder) ]ebenden und häufig den Bahnhof auch mit Kinderwagen
nutzenden Abgeordneten möchte ich Sie fragen: Heißt Attrakti-
vität auch tatsächlich und ernsthaft Barrierefreiheit auf diesem
Bahnhof? Zwischen neu hergestellter Bahnhofshalle und dem
Zugang zu den Gleisen gibt es drei überflüssige Stufen. Ich
muss hinnehmen, dass man zu den Bahnsteigen noch nicht mit
Aufzügen gelangen kann. Sind für diese drei Stufen kurzfristig
Lösungen denkbar wie eine Rampe oder andere Dinge?

Minister Meyer:

Man sollte ganz wenig versprechen. das aber halten. Mit der
DB AG sind wir im Gespräch darüber. dass bei der Modernisie-
rung die Barrierefreiheit weitestgehend hergestellt wird. So heißt
es in dem Text. Herr Sarrach, es ist in der Tat so. dass wir bei
Neubaumaßnahmen das in aller Regel auch durchgängig durch-
führen. Ich denke, Sie fahren diese Strecke auch über Fürsten-
walde. Schauen Sie sieh das an. Ich glaube, dort ist es ganz gut
gelungen. In dieser Qualität für behindertengerechte Nutzung
stelle ich mir das auch in Frankfurt (Oder) vor. - Danke schön.

Präsident Dr. Knohlich:

Danke sehr. - Wir sind bei der Frage 1221 {_Beispielaufgaben
PISA"), die von der Abgeordneten Hartfelder gestellt wird.

Frau Hartfelder (CDU):

Mir liegt ein Exemplar des Heftes _Bei spiel aufgaben PISA" des
Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport für viele der Schü-
lerinnen und Schüler des Landes Brandenburg vor.
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Ich frage die Landesregierung: Welche Kosten sind für das
Land Brandenburg durch die Erstellung und Verteilung dieses
Heftes an Schülerinnen und Schüler entstanden?

Präsident Dr. Knutdich:

Herr Minister Reiche, Sie haben das Wort

Minister für Bildung, Jugend und Sport Reiche:'''

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!
Liebe Frau Hartfelder, ich hoffe, dass dieses Heft nicht nur
Ihnen, sondern möglichst allen Schülerinnen und Schülern der
heutigen 9. Jahrgangsstufe vorliegt. Um das sicherzustellen,
habe ich 42 000 Exemplare drucken und sie an alle Schulen mit
Sekundarstufe I versenden lassen. Ich habe die Schulleiter gebe-
ten. in den 14 Tagen vor oder - wenn die Schulen eine andere
Entscheidung treffen - nach den Ferien in der 9. Jahrgangsstufe
diese Aufgaben bearbeiten zu lassen.

Es handelt sich nur uni einen Teil der bei dem PISA-Test
gestellten Aufgaben; die übrigen sind nicht freigegeben. Die
Aufgaben, die freigegegeben worden sind, haben wir in die-
sein Heft zusammengestellt. Die Lehrerinnen und Lehrer sol-
len in den Fachkonferenzen und in den Klassen darüber spre-
chen, welche Ergebnisse aus weichen Gründen erreicht wor-
den sind.

Ich habe die Schüler gebeten, die Aufgaben auch ihren Eltern zu
zeigen; denn ich habe das Ziel. dass die Eltern im Land nicht
nur über PISA reden, sondern sich die Aufgaben auch anschau-
en oder sogar lösen.

Die PISA-Aufgaben basieren auf dem Litteracy-Ansatz. Gegen-
stand dieses Ansatzes ist nicht das Abfragen von Wissen, son-
dern seine Anwendung. So geht es zum Beispiel hei der Prüfung
der Lesekompetenz nm das Verstehen, Interpretieren, Reflektie-
ren und Bewerten. Ebenso werden fächerübergreifende Kompe-
tenzen abgefragt.

Die Aufgabenstellungen von PISA orientieren sich übrigens
sehr eng am Kompetenzkonzept unserer neuen Rahmenlehr-
pläne für die Sekundarstufe 1, die im kommenden September in
den Schulen neu eingeführt werden.

Mit dieser Aktion erhalten die Schülerinnen und Schüler eine
weitere Möglichkeit, ihr Leistungsvermögen zu testen. Schüler.
Lehrer und Eltern können sich ein Bild von den Aufgabenstel-
lungen von PISA machen. Die Fachkonferenzen werden hei der
Formulierung von Unterrichtszielen und von Aufgabenstel-
lungen auf diese Weise unterstützt. Sie haben vielleicht in den
Medien verfolgt, wie intensiv und gut zum Beispiel das Pots-
damer Humboldt-Gymnasium diese von mir geplante Aktion
umsetzt.

Jetzt komme ich zu den Kosten. Das Heft kostet uns inklusive
Versand an die Schulen circa 10 000 Euro. Bezogen auf die
Anzahl der Schüler sind das circa 23 Cent pro Heft. Würde sich
jede Schule die Aufgaben aus dem Netz herunterladen, wie Sie
es in einer Pressekonferenz geäußert haben sollen, und für die
Schiller vervielfältigen, dann könnte ein Aufgabenheft - je nach
Kopiermöglichkeit der Schule - zwischen 2 und 5 Euro kosten.

Das Kostenminimum Läge somit hei 84 000 Euro. Liebe Frau
Hartfelder. Sie sehen - aber das wussten Sie sicherlich auch,
bevor ich die Frage beantwortet habe -, dass wir wie immer
äußerst sparsam gewesen sind. Wir haben nur 10 000 Euro statt
84 000 Euro ausgegeben.

(Vereinzelt Beifall hei SPD und PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Was den Zeitverbrauch an geht. sind Sie nicht ganz so sparsam.

Die erste Abgeordnete, die eine Nachfrage stellt, ist Frau Hart-
felder. Bitte sehr.

Frau Hartfelder (CDU):

Meine Frage hat sich erledigt. Der Minister hat mir die Antwort
bereits gegeben.

Präsident Dr. Knohlich:

Wunderbar. - Herr Kliesch, bitte.

Kliesch (SPD):

Herr Minister, können Sie sich vorstellen, dass wir uns nach Frei-
gabe sämtlicher PISA-Aufgaben in Deutschland ein besseres
Exemplar mit besserem Einhand und in schönerem Druck wün-
schen? Denn dieses Arbeitsmaterial ist nicht nur für die Schiller,
sondern auch für die Weiterbildung der Lehrer gut geeignet.

Präsident Dr. Knnblich:

Herr Kliesch, wir haben die Frage verstanden.

Kliesch (SPD):

Moment! - Können Sie sieh vorstellen. dass Sie dann wesentlich
mehr Geld aufbringen wollen und wir Sie gern dabei unter-
stützen sollen?

(Zuruf von der PDS: Für Abgeordnete mit Lösungen?)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Reiche. bitte.

Minister Reiche:*

ich kann mir gut vorstellen, dass die Lösung der Aufgaben Spaß
macht, auch wenn die PISA-Hefte noch nicht in Leder gebun-
den sind.

Herr Kollege Kliesch, die Aufgaben, die jetzt noch nicht freige-
geben worden sind. stehen im Eigentum der von der OECD
eingesetzten PISA-Testkommission und die Testkommission
will mit diesen Aufgaben noch in den Jahren 2003 bis 2006
weiterarbeiten, um zu prüfen, wie sich das Leistungsvermögen
in den einzelnen Schulen und Schularten auf dieser Grundlage
verändert hat. Ich erwarte also nicht, dass die Aufgaben in den
nächsten fünf bis sechs Jahren freigegeben werden,
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Präsident Dr. Knoblich:

Ich darf noch einmal an die Regelung in der Geschäftsordnung
erinnern. Danach ist es nicht Aufgabe der Abgeordneten. im
Rahmen der Fragestunde das Vorstellungsvermögen eines Re-
gierungsmitgliedes zu analysieren. Vielmehr sind die Fragen an
Themenbereiche der aktuellen Landespolitik gebunden. Ich bin
gespannt. oh wir uns dort wiederfinden. wohin wir wollten. als
wir die Geschäftsordnung formuliert haben.

Frau Fechner, bitte.

Frau Fechner (DVU):

Ich möchte eine Frage zur Landespolitik stellen. Herr Minister
Reiche, Sie sagten nach Veröffentlichung der PISA-Studie, dass
in der Vergangenheit auch in der Bildungspolitik viele Fehler
gemacht worden seien.

Meine Frage lautet: Welche konkreten Fehler waren das und
wie gedenken Sie diese zu kompensieren?

Minister Reiche:''

Der Präsident wird mir für die Beantwortung dieser Fra ge eine
Redezeit von maximal einer Viertelstunde einräumen. Dies ist
jedoch für eine eingehende Beantwortung nicht ausreichend. Ich
meine, wir sollten im Ausschuss näher darauf eingehen. Eine
korrekte Fehieranalyse und die Erarbeitung von Lösungen brau-
chen Solidität und Zeit, Diese sollten wir uns im Ausschuss
nehmen.

(Beifall des Abgeordneten Prof. Dr. Bisky [PDS])

Präsident Dr. Knohlich:

Danke sehr. - Die von Frau Osten gestellte Frage 1222 (Weitere
kostenträchtige Rückkehrg.arantien ausgeschlossen?) hat einige
Diskussionen zwischen mir und den Vertretern der Landes-
regierung ausgelöst. Der Ministerpräsident ist erst gestern ge-
wählt worden. Es ist ihm wohl kaum zuzumuten, diese Frage
erschöpfend zu beantworten. Schließlich hätte der neue Mi-
nisterpräsident auch die Genesis der Situation miterleben sollen.
Deswegen habe ich Verständnis dafür, dass man nach jeman-
dem anders gesucht hat, der imstande ist. die Frage zu beant-
worten. Ich hoffe auf Ihr Einverständnis, wenn ich zur Beant-
wortung der Frage nachher Herrn Staatssekretär Speer das Wort
erteile.

Bitte sehr, Frau Osten.

Frau Osten (PDS):.

Die Übernahme eines hohen politischen Amtes in einem ande-
ren Bundesland wurde einem hohen Ministerialbeamten des
Landes Brandenburg mit einer Rückkehrgarantie erleichtert, die
jetzt das Land mit hohen zusätzlichen Personalkosten belasten
könnte. Abgesehen von der infrage zu stellenden gesetzlichen
Rechtfertigung einer solchen Entscheidung widerspricht sie der
erklärten Absicht der Landesregierung. durch Verwaltungs-
optimierung auch Kosten zu sparen.

Ich frage deshalb die Landesregierung; Gibt es weitere Ent-
scheidungen zur Versorgung von „zeitweilig beurlaubten - poli-
tischen Beamten des Landes, die mit dem genannten Beispiel
vergleichbar sind?

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Staatssekretär. bitte.

Chef der Staatskanzlei Staatssekretär Speer:

Herr Präsident? Meine sehr verehrten Damen und Herren! Poli-
tische Beamte in Brandenhurg sind die Staatssekretäre, der
Generalstaatsanwalt. die Polizeipräsidenten und der Leiter der
Abteilung Verfassungsschutz im Innenministerium.

Die Ansprüche auf Versorgung dieses Personenkreises und
deren Höhe im Falle des Ausscheidens aus dem Amt sind bun-
desgesetzlich geregelt. Entscheidungen, die eine Versorgung
von politischen Beamten außerhalb der Vorgaben des Beamten-
rechts ermöglichen, gibt es nicht,

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär.

Ich gebe Herrn Abgeordneten Hammer das Wort. damit er die
Frage 1223 (610-Stellen-Programm) formulieren kann. Bitte
schön.

Hammer (PDS):

Ich versuche, mich kurz zu fassen.

Die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die über das 610-
Stellen-Programm beschäftigt sind, haben seit Jahren die glei-
chen Tarife.

Ich frage die Landesregierun g , welche Vorschläge zur Problem-
lösung sie in Bezu g auf die Finanzierung der Tarifaufwüchse
und in Bezug auf die Stärkung der Möglichkeiten der Land-
kreise und kreisfreien Städte zur langfristigen Mitfinanzierung
des 610-Stellen-Programms hat.

Vizepräsident Habermann:

Die Aniwort der Landesregierung wird Herr Minister Reiche
gehen. Bitte schön.

Minister für Bildung„iugend und Sport Reiche:*

1-leer Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!
Herr Hammer, mit dem 610-Stellen-Programm unterstützt das
Land die Kreise und kreisfreien Städte seit 1996 bei der Reali-
sierung eitles qualifizierten Mindestangebots in der Jugendarbeit
und in der Jugendsozialarbeit. Das Land Brandenburg erfüllt
mit diesem Programm in beispielhafter Weise - ein vergleich-
bares Programm gibt es in keinem anderen Bundesland - seine
Aufgaben nach 82 SGB V auf einen gleichmäßigen Aus-
bau der Einrichtungen und Angebote der Jugendhilfe hinzuwir-
ken und die Jugendämter hei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
zu unterstützen.
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Im Zeitraum von 1996 bis zum vergangenen Jahr wurde im
Rahmen dieses Programms aus dem Landesjugendplan die
Summe von rund 60 Millionen DM bereitgestellt, obwohl es
sich eigentlich um eine kommunale Aufgabe handelt.

Gefördert werden aufgrund von Stellenteilungen mehr als
610 Fachkräfte, die entsprechend den Planungen der örtlichen
Träger der öffentlichen Jugendhilfe eingesetzt werden. Mit der
neuen Richtlinie habe ich den Kollegen vor Ort die Möglichkeit
gegeben. noch besser und für jeden Kreis angemessen zu ent-
scheiden, also auch die Zahl der Schulsozialarbeiter aus diesem
Programm zu erhöhen.

Das Programm hat seit 1996 insgesamt zu einer Vielzahl struk-
tureller, planerischer und nicht zuletzt qualitativer Entwicklun-
gen beigetragen. Der Landeszuschuss pro Stelle im 610-Stellen-
Programm beträgt 9 735 Euro. Er wurde in den vergangenen
Jahren nicht an die Tarifentwicklun gen angepasst. weil wir ein
610-Stellen-Programm. gedcckelt mit einein bestimmten Betrag,
zur Verfügung haben. Insofern ist das, was damals ein Drittel
war, heute leider nicht mehr ganz ein Drittel.

Ich sage es noch einmal: Das Land finanziert hier eine rein
kommunale Aufgabe mit, weil wir die Kommunen aus Landes-
mitteln hei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützen
wollen.

Der Landeszuschuss deckt zurzeit etwa ein Viertel der tatsäch-
lichen Personalkosten ah. Bei steigenden Gesamtkosten und
gleich bleibendem Landeszuschuss sinkt also der relative Fi-
nanzierungsanteil des Landes. Dieser degressive Verlauf war im
Programm von vornherein - das wurde auch immer gesagt -
geplant.

Während verschiedene Kreise und kreisfreie Städte eine ent-
sprechende Schwerpunktsetzung im Gesamthaushalt vorgenom-
men haben und inzwischen sogar auf der Basis einer qualifizier-
ten Jugendhilfeplanung feste Stellen über das Programm hinaus
finanzieren, überlegen andere. aus dem Programm zur Förde-
rung von Personalkosten auszusteigen. Hier sei mir der Hinweis
gestattet, dass für die Finanzierung eines angemessenen Ange-
bots an Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit. wie Sie als Ju-
gendarbeiter in Frankfurt wissen, die örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe und allein die kommunale Ebene zu-
ständig sind. Eine entsprechende Planung ist Aufgabe des örtli-
chen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. der nach dem Sozial-
gesetzbuch auch die Gesamtverantwortung trägt.

Die Förderung aus dein 610-Stellen-Programm ist somit in
erster Linie der Ausdruck einer lugendhilfepolitischen Schwer-
punktsetzung des Landes, bei der wir uns verpflichtet haben, sie
bis zum Ende dieser Legislaturperiode und auch entsprechend
für den Haushalt 2005 vorzusehen und zu planen. Diese
Schwerpunktsetzung wird durch die Fortsetzung des Programms
in das Jahr 2005 hinein, denke ich, eindrücklich dokumentiert.

Ich habe im Januar dieses Jahres die Landräte und Oberbürger-
meister der Kreise und kreisfreien Städte informiert, dass der im
Dezember 2001 verabschiedete Doppelhaushalt für die Jahre
2002/2003 durch Verpflichtungsermächtigungen die Fortfüh-
rung des Programms auf diesem Niveau sichert.

Ich habe Ihrem Fraktionskollegen Domres diese Antwort auch
schon einmal auf eine Kleine Anfrage hin gegeben.

Der Forderung nach einer Erhöhung des Landeszuschusses pro
Stelle kann ich angesichts der Haushaltssituation des Landes
leider nicht nachkommen, Für eine Erhöhun g des Landeszu-
schusses auf ein Drittel der Personalkosten entsprechend BAT-
Ost würden circa 2 Millionen Euro benötigt. Die haben wir in
unserem Haushalt nicht.

Aber ich glaube. dass dann, wenn Sie es erreichen, dass in Ber-
lin und in Mecklenburg-Vorpommern ein solches Programm
aufgelegt wird. auch die Finanzministerin unseres Landes mit
mir noch einmal ins Gespräch kommen würde darüber, ob wir
nach einer Vorlage der Kollegen aus Mecklenburg und Berlin
dann hier einen ähnlichen Weg gehen würden.

Schon heute werden mehr als 40 % der Mittel des Landes-
jugendplanes für das Personalkostenprogramm eingesetzt.
Eine Erhöhung des Mittelansatzes für das Pro gramm hei ei-
nein gleich bleibenden Ansatz im Landcsjugendplan hätte zur
Folge, dass dann andere Förderbereiche, zum Beispiel außer-
schulische Jugendbildung und internationale Begegnungen,
komplett wegfallen würden. Dieses, Herr Hammer, ist nicht in
Ihrem Interesse und auch nicht in meinem. Deshalb bitte ich
Sie, auf örtlicher Ebene darauf hinzuwirken, dass das Pro-
gramm vollständig umgesetzt wird und die dadurch vom Land
mitfinanzierten Angebote für unsere jungen Menschen in der
bisherigen Qualität auch in Zukunft vorgestellt und realisiert
werden können.

Vizepräsident Habermann:

Schönen Dank, Herr Minister. Es gibt Nachfragen. Bitte. Herr
Abgeordneter Hammer.

Hammer (PDS):

Ich muss nicht nach Mecklenburg-Vorpommern gucken, son-
dern brauche bloß in die von Ihrem Haus in Auftrag gegebene
Studie von Camino zu schauen, in der steht, dass die Tarife
einfach zu niedrig sind. Besteht nicht die Gefahr. dass Kommu-
nen und Träger der Jugendarbeit aus dem Programm aussteigen,
wenn dieses deutlich unterfinanziert ist?

Minister Reiche:

Herr Hammer. ich darf Ihnen keine Frage stellen. aber ich will
es trotzdem einmal mit einem Bild versuchen. Wenn ihnen für
die Wahrnehmung Ihrer eigenen Aufgabe von einem anderen
etwas geschenkt wird, können Sie natürlich sagen: Ich nehme
dieses Geschenk nicht all.

Aber - Herr Präsident, das wäre meine Frage an ihn - wären Sie
wirklich so dumm, dieses Geschenk nicht anzunehmen'? Inso-
fern glaube ich nicht, dass irgendeiner der Kreise, die ja alle
finanziell leider nicht auf Rosen gebettet sind, diese Mithilfe des
Landes, die es so in keinem anderen Land gibt, ausschlägt, weil
sie ihm nicht hoch genug erscheint.

(Hammer [PDS]: Das steht in der Verfassung!)
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Vizepräsident Habermann:

Herr Abgeordneter Dr. Wiebke, Sie haben das Wort für die
nächste Nachfrage,

Dr. Wiebke (SPD):

Herr Minister, ist Ihnen klar, dass diese neue Richtlinie ins-
besondere die Kreise und die Träger sehr hart trifft, die außer-
ordentlich finanzschwach und gleichzeitig außerordentlich be-
dürfti g sind

(Beifall hei der PDS)

und dass speziell in der Uckermark statt bisher 40 nur noch 20
Stellen finanziert werden können und damit ein ganz bedeutender
Teil der Aufgaben nicht mehr wahrgenommen werden kann, ob-
wohl gerade dieser Kreis die Richtlinie bisher hat erfüllen kön-
nen? Wäre es vor diesem Hintergrund nicht denkbar, dass man
wenigstens das Budget. das man bisher gebunden an den Land-
kreis verteilt hat, weiterhin verteilt. sodass der Kreis nicht in dop-
pelter Weise betroffen ist, das heißt. dass für diejenigen Stellen,
die nicht kofinanziert werden können, dann nicht auch noch die
Landesmittel verloren gehen und damit mö glicherweise nicht
einmal die 20 Stellen finanziert werden können? Wir müssen
gerade auf dem nächsten Kreistag dazu Rede und Antwort stehen,

(Beifall hei der PDS)

Minister- Reiche:''

Jeder, auch wir im Landtag. muss seine Prioritäten setzen.
Wenn hei dieser Prioritätensetzung Jugendarbeit zu einer sol-
chen Posteriorität wird, das heißt nicht mehr mitfinanziert wird.
dann ist das vor Ort zu verantworten.

Land und Kreise sind nicht in gleicher Weise bedürftig. Da
haben Sie Recht. Wenn Sie sich angucken, in welchem Um-
fang das Land Brandenburg im bundesweiten Vergleich ver-
schuldet ist und wie die brandenburgischen Kommunen ver-
schuldet sind, dann werden Sie feststellen, dass die branden-
burgischer] Kommunen dank der tätigen Mithilfe des Landes
in diesen ganzen zwölf Jahren am alleruntersten Ende der
Verschuldung liegen, weil wir eben in dieser Weise interve-
niert und geholfen haben. Insofern kann ich Ihrer Bitte nicht
entsprechen.

Das 61 0-Stellen-Programm wird für alle Kreise in der gleichen
Weise ausgewiesen. Das heißt, für eine Stelle gibt es in jedem
Landkreis dieselben Zuschüsse, nicht mehr und nicht weniger.
Sie müssen immer auch für eine Stelle verwendet werden, Ich
kann nicht zulassen, dass die Kreise mit den Mitteln. die wir für
zwei Stellen vorsehen, eine Stelle finanzieren.

Wenn allerdings Kreise sagen, bei ihrer eigenen Prioritätenset-
zung kämen Jugendstellen nicht in diesem Umfang vor, dann
nehmen wir sie dankend zurück und geben sie den Kreisen. die
eine entsprechende Priorität setzen wollen und können.

Vizepräsident 1-labermann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Meine Damen und Herren, wir
sind am Ende des Redezeitvolumens.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 2 und rufe Tagesord-
nungspunkt 3 auf:

2. Lesung des Gesetzes zur Änderung des Brandenbur-
gischen Sparkassengesetzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/4149

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Haushalt
und Finanzen

Drucksache 3/4461

Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde vereinbart. keine Debat-
te zu führen. sodass ich sofort zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung kommen kann. Wer der Beschlussempfeh-
lung in der Drucksache 3/4461 seine Zustimmung geben möch-
te. den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Damit ist der Beschlussempfehlung
mehrheitlich zugestimmt worden und das Gesetz zur Änderung
des Brandenburgischen Sparkassengesetzes in der 2. Lesung
verabschiedet.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 3 und rufe Tagesord-
nungspunkt 4 auf:

2. Lesung des Gesetzes zur Änderung der Verfassung
des Landes Brandenburg

Gesetzentwurf
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/3508

Beschlussempfehlung und Bericht
des Hauptausschusses

Drucksache 3/4456

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der Fraktion der PDS. Herr Abgeordneter Vietze,
Sie haben das Wort.

Vietze (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im November des
vergangenen Jahres hat die PDS-Fraktion die entsprechenden
Gesetzentwürfe zur Änderun g der Verfassung und des Wahlrechts
mit dein Ziel der Einführung des Jugendwahlrechts in den Land-
tag eingebracht. Sie hat gute Chancen gesehen für eine zustim-
mende Behandlung dieser Gesetzesinitiative. nachdem in den
vergangenen Jahren in Niedersachsen, in Schleswig-Holstein, in
Mecklenburg-Vorpommem. in Sachsen-Anhalt und in Nordrhein-
Westfalen das kommunale Jugendwahlrecht eingeführt worden
war und auch in Berlin in gleicher Weise eine Koalition jetzt
darüber verhandelt, auch in Brandenburg mit Blick auf die im
nächsten Jahr anstehenden Kommunalwahlen durch die Einfüh-
rung des Jugendwahlrechts ein deutliches Zeichen zu setzen.



Landtag Brandenburg - 3. Wahlperiode - PlenarprotoLill 3/59 - 27. Juni 2002 3939

Wir haben uns redlich bemüht, Herr Ludwig hat in der Debatte
im Rahmen der 1. Lesung die Sachargumente eingeführt. ich
möchte nach den Beratungen zu zwei Sachverhalten jetzt noch
einmal kurz etwas sagen.

Erstens: In Brandenburg ist die CDU berechenbar, Sie hat
gleich gesagt, sie sei dagegen, und hat das auch hei den Bera-
tungen sehr deutlich dokumentiert.

Die SPD in Brandenbur g ist eine interessante, sich sehr schöp-
ferisch und vielseitig repräsentierende Partei. Sie beschließt,
sich für das Jugendwahlrecht einzusetzen, Sie ergreift Initiati-
ve, indem Landesvorstand und Parteitage entsprechende Be-
schlüsse fassen. Der Bildungsminister sorgt für Aufmerksam-
keit in den Medien mit einer interessanten PR-Aktion. indem
er deutlich macht, wie sich sein Ministerium und vor allem er
ganz persönlich dieser bedeutenden Aufgabe stellen. Dann
kommen die Aussprachen, die sachlichen Anträge und
schließlich die Konsequenz, dass man das für zeitlich noch
nicht geboten halte, mö glicherweise mit Rücksichtnahme auf
die berechenbare Kraft in dieser Regierung. die gesagt hat:
Mit uns findet dies nicht statt.

(Beifall bei der PDS)

Ein solch flexibles Agieren sollte in diesem Hause noch einmal
eine besondere Würdigung finden.

Da so manche Abgeordnete der SPD, wenn hier Aussprachen
mit Schülergruppen stattfinden, deutlich erklären, dass sie sich
für das Jugendwahlrecht aussprechen, beantragen wir, dass über
unseren Gesetzentwurf namentlich abgestimmt wird, weil in
dieser Situation möglicherweise nur das Gewissen des einzelnen
Abgeordneten gefragt ist.

(Zurufe von der SPD)

Zweitens: Es sollte daran erinnert werden, dass der Ministerprä-
sident a. D. in einer Debatte einmal deutlich gesagt hat: Die
jungen Leute wollen das gar nicht so. weil sie andere Sach-
verhalte bewegen, nämlich die Ausbildung und der sichere
Arbeitsplatz. - Wie wir wissen - das gilt jetzt nicht nur für PISA.
was in der Fragestunde schon wieder eine bedeutende Rolle
gespielt hat, sondern auch für anderes -, bleibt für Aushildungs-
und sichere Arbeitsplätze noch viel zu tun.

Herr Fritsch hat richtigerweise gesagt. dass man über dieses
'[T hema sprechen müsse. Natürlich muss man darüber sprechen.
Das ist ja ein wichtiges Thema, insbesondere in Wahlkampf-
zeiten. Da gibt es aber einen Schwenk und da. Herr Fritsch,
sollten Sie aufpassen. Sie leiten jetzt die fol gende Konsequenz
daraus ah: Die jungen Leute nutzen zurzeit nicht einmal die
ihnen durch die Sozialdemokratie eingeräumten großzügigen
Rechte, die sie jetzt schon haben.

(Fritsch [SPD]: Ja, das ist schade!)

Eigentlich liegt es nicht an der Sozialdemokratie. sondern an
den jungen Leuten. - Da müssen Sie aufpassen; denn das moder-
ne Brandenburg, das Ihr neuer Ministerpräsident verkündet, das
mit Bildung. mit Forschung und mit Wissenschaft etwas zu tun
haben soll, sollte zumindest das Willy-Brandt-Wort beinhalten;

Mehr Demokratie wagen, und zwar auch durch die SPD. bringt
mehr. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Vietze und gebe das Wort an die
Abgeordnete Richstein. Sie spricht für die Koalitionsfraktionen
CDU und SPD.

Frau Richstein (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Täglich grüßt das
Murmeltier" und. zwar nicht ganz so häufig. aber doch mit
Regelmäßigkeit, wiederholen sich auch einige Anträge der
PDS

(Zuruf von der PDS: Richtig, wenn sie geboten sind? -
Weitere Zurufe von der PDS)

wie auch der heute vorgelegte zur Änderung der Verfassung.

Zunächst einmal möchte ich mich dafür bedanken, dass Sie uns
als verlässlichen Partner erkannt haben. Was wir in der Politik
umsetzen wollen, kündigen wir zunächst an und setzen es dann
auch durch.

Gerade gestern gab es in diesem Saal eine Feierstunde zum zehn-
jährigen Jubiläum der Verfassung des Landes Brandenburg. Viel-
leicht ist allen Abgeordneten auch die Publikation zugegangen:
„Zehn Jahre Verfassungswirklichkeit im Land Brandenburg"
Dazu hat auch der Vorsitzende der Fraktion der PDS einen Beitrag
geleistet: „Eine moderne Verfassung mit Reformbedarf' Diesen
Beitrag habe ich natürlich gelesen, konnte aber nicht erkennen,
dass gerade das für Sie so wichtige Thema. nämlich die Herabset-
zung des Wahlalters, dort erwähnt worden ist.

(Prof. Dr. Bisky (PDS): Wir haben es ja nicht dort be-
antragt, sondern schon früher!)

Aus diesem Grunde scheint uns Ihre Intention vordergründig
nur darin zu bestehen, sich als Wohltäter für die Jungwähier zu
gerieren. uni diese an sich zu binden.

(Zuruf von der PDS: Das ist aber schwach!)

Mit der Forderung nach Herabsetzung des Wahlalters suggerie-
ren Sie, dass sich Ihre Politik dann auch mit dem neuen Wäh-
lerpotenzial auseinander setzt.

(Zurufe von der PDS)

Das ist trügerisch und auch falsch. Es geht Ihnen nicht um die
Inhalte, sondern allein uni die Akquise.

(Beifall hei CDU und SPD - Zurrte von der PDS)

Eine große Gesellschaftsschicht, deren Angehörige das Wahl-
recht bereits haben, nämlich unsere Senioren, wird von llmen
politisch nicht erkannt. Ich habe mir einmal die Zeit genommen.
auf der Internetseite Ihrer Fraktion nach entsprechenden Begrif-
fen zu suchen. Dabei habe ich den Eintrag bekommen: „Sie
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haben nach Senioren und Seniorenpolitik gesucht: es wurden
null Einträge gefunden."

(Zurufe von der PDS)

Ich sehe nicht, dass sich der Eintrag änderte, wenn man nach
Einführung des Jugendwahlrechts auf Ihrer Internetseite nach
dem Begriff „Ju gendpolitik" suchte.

Vizepräsident Haberntann:

Frau Ahg,eordnete Richstein. gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Frau Riehstein (CDU):

Ja, bitte.

Vizepräsiden! Hahermann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter Vietze.

Vietze (PDS):

Frau Abgeordnete. Sie haben darauf abgestellt, dass insbesonde-
re junge Leute auf die Idee kommen könnten, PDS zu wählen,
Ist Ihnen entgangen, dass dort, wo die PDS wirklich noch in
einem Aufbaustadium begriffen ist, wie etwa in Nordrhein-
Westfalen, dem einwohnerstärksten Bundesland, dieses kommu-
nale Wahlrecht eingeführt wurde, ohne dass ein Grund bestan-
den hätte, in der Argumentation darauf hinzuweisen, dass es
irgendwo im Osten eine PDS gibt, und halten Sie dieses Argu-
ment deshalb immer noch für stichhaltig?

Frau Richstein (CDU):

Soweit ich mich erinnere, ist die Beteiligung der PDS in
Nordrhein-Westfalen so gering, dass man darauf keine Rück-
sicht zu nehmen brauchte.

(Lachen und Beifall hei der PDS - Frau Dr. Enkelmann
[PDS]: So ist das also! - Weitere Zurufe von der PDS)

Es gab andere politische Gruppierungen, die das dort einführen
wollten.

Bei der Anhörung im Hauptausschuss herrschte über zwei Din-
ge Einigkeit. Erstens: Jugendliche sollten ermutigt werden. ihre
gesetzlich garantierten Rechte auszuüben und aktiv politisch
tätig zu werden. Zweituns: Die Absenkun g des Kommunalwahl-
alters ist hierfür kein Allheilmittel.

Es gibt bereits eine Vielzahl von politischen Betätigungsfeldern,
die wir Jugendlichen einräumen. Ich denke dabei an das Recht
zur Einberufung einer Einwohnerversammlung, an die Möglich-
keit des Einwohnerantrags oder an die Einwohnerfragestunde.
Bei der Einwohnerfragestunde gewähren wir in der Gemeinde-
ordnung sogar den Kindern das Rederecht. Daneben gibt es in
vielen Gemeinden auch noch Kinder- und Jugendparlamente,
die häufig vor Ort gefördert und unterstützt werden. Wie Sie
wissen, ist die Beteiligun g von Kindern und Jugendlichen an
diesen Möglichkeiten leider sehr gering.

Jugendliche haben im Übrigen die Möglichkeit, in Jugendorgani-
sationen der Parteien mitzuwirken. Ich stelle fest, dass es insoweit
auch gerade in Ihrer Partei noch wenig Aktivitäten gibt.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Sie haben doch gar keine
Ahnung? - Ge genrufe von der SPD)

Es gab hei der Anhörung viele inhaltliche Kritikpunkte an der
Absenkung des Wahlalters. Es stellte sich beispielsweise die
Frage, oh die Differenzierung zwischen dem Kommunalwahl-
recht für unter 18-Jährige. das Sie gefordert haben, und dem
Wahlrecht für die Landes- und Bundesebene für über 1 8-Jährige
nicht den Schluss zulässt, dass seihst die PDS die Verantwor-
tun g davor scheut, Jugendlichen die Möglichkeit der Wahl für
das Landesparlament zu eröffnen.

(Zurufe von der PDS)

Lässt das nicht etwa den Umkehrschluss zu, dass Sie die Kom-
munalvertretung nicht ernst genug nehmen? Wie wollen Sie
rechtfertigen, dass man Jugendliche einerseits vor leichtsinnig
gefällten Entscheidungen dadurch schützt. dass sie zivilrechtlich
erst ah 18 Jahren voll geschäftsfähig sind, dass sie sogar he-
stimmte Filme erst ah 18 Jahren sehen dürfen, dass man aber
andererseits bei den Jugendlichen ab 16 Jahren generell die
Fähigkeit unterstellt. wichtige politische Entscheidungen per
Stimmabgabe zu treffen'?

(Zurufe von der PDS)

Ich will das ja gar nicht auf jeden Einzelfall beziehen, aber Ihr
Antrag richtet sich ja auf die Gesamtheit.

Vizepräsident Hahermann:

Frau Abgeordnete Richstein, gestatten Sie noch eine Zwischen-
frage?

Frau Richstein (CDU):*

Nein. jetzt möchte ich erst einmal fortfahren.

(Zurufe von der PDS)

Auch der Staatssekretär im Ministerium des Innern des Landes
Schleswig-Holstein, wo es das kommunale Jugendwahlrecht
gibt, konnte lediglich von der Hoffnung seiner Landesregierung
berichten, dass durch die Herabsetzung des kommunalen Wahl-
alters Jugendliche an die Politik herangeführt würden und da-
durch Politikverdrossenheit entgegengewirkt werde. Er konnte
trotz des Wahlalters ab 16 in Schleswig-Holstein dieses nicht
mit Zahlen untermauern.

Meine Damen und Herren, wir sind bemüht, Politik für alle
Menschen und nicht nur für potenzielle Wähler zu machen. für
all diejenigen. die politische Unterstützung und Hilfe benötigen.
Wir werden der jungen Generation die für sie wichtigen Signale
geben. aber diese liegen nicht vorrangig in der Absenkung des
Wahlalters. Wir schließen uns daher der Beschlussempfehlung
des Hauptausschusses an und lehnen Ihren Gesetzentwurf ah. -
Vielen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)
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Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Richstein. Ihnen steht noch
Redezeit zur Verfügung. Es ist eine Frage angemeldet worden.
Wollen Sie diese noch beantworten? - Danke.

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zum Beitrag der
Fraktion der DVU. Herr Abgeordneter Schuldt, Sie haben das
Wort.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren? Wie
lange sollen wir hier im Hause noch darüber diskutieren, ob
Pennäler wählen sollen oder nicht? Die damit befassten Aus-
schüsse. so denke ich, meine Damen und Herren, haben sich
hierzu eindeutig ausgesprochen. Wir als Fraktion der DVU
haben in diesem Hause wiederholt zum Ausdruck gebracht. dass
es nicht die geringste Veranlassung gibt, im Sinne der PDS-
Fraktion irgendetwas an der bestehenden Rechtslage zu ändern.

Wir haben uns auch im Hauptausschuss dazu eindeutig positio-
niert. Der sachverständige Jurist der CDU-Fraktion hat uns
hierbei fast aus der Seele gesprochen. Die §§ 104 ff. des Bürger-
lichen Gesetzbuches regeln die Geschäftsfähigkeit. das heißt die
Fähigkeit, rechtswirksam Willenserklärungen abzugeben. Dabei
handelt es sich nur um rein zivilrechtliche Willenserklärungen.
Bei 14- bis 17-Jähri gen sind solche rechtsbedeutsamen Erklä-
rungen schwebend unwirksam. Das heißt, sie hängen von der
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters, in aller Rege] des
Erziehungsberechtigten. ab.

Meine Damen und Herren, was sind Wahlstimmen? Das sind
nicht nur rechtsbedeutsame Willenserklärungen. die auf einen
minimalen Rechtskreis Auswirkungen haben, nein, dabei han-
delt es sich um politische Willenserklärungen. die in ihrer Aus-
wirkung über das Schicksal eines ganzen Staatswesens ent-
scheiden.

Und noch eine Verständnisfrage. Was ist für das Staatsgefüge
nun bedeutsamer - zivilrechtliche Willenserklärungen oder
verfassungsrelevante, das heißt staatsrechtliche Willenserklä-
rungen? Diese Logik scheint der PDS völlig abzugehen. Die
Abgeordneten der PDS hätten gut daran getan, im Januar am
rechtspolitischen Arbeitskreis des Justizministeriums teilzuneh-
men. Dort hätten sie die Einschätzungen von Jugendrichtern und
hochrangi gen Juristen, die sich mit der Frage altersbedingter
Reife professionell beschäftigen, hören können. Sie haben unse-
re Auffassung voll bestätigt. Die betreffende Altersgruppe der
16- und 17-Jährigen weist danach in aller Regel noch nicht die
erforderliche Verantwortungsreife auf, tun die Folgen tragfähi-
ger politischer Entscheidungen in jeder Hinsicht beurteilen zu
können.

(Unruhe hei der PDS)

Hierzu tritt aber auch noch die in aller Regel bis zum 18. Le-
bensjahr andauernde Schulpflicht. die jedenfalls im Bereich der
Berufsschule vor allem im Hinblick auf die allgemein bildenden
Fächer davon zeugt, dass die Entwicklung der Jugendlichen zur
Erwachsenenreife bei 16- und 17-Jährigen in aller Regel noch
nicht voll ausgeprägt ist. Die PISA-Studie spricht hier für sich.

Die Reifedefizite drücken sich nicht mir im. Bereich der Ge-
schäftsfähigkeit aus, sondern, wie Sie alle wissen, auch im Be-
reich der Strafmündigkeit.

Es gibt übrigens genügend Möglichkeiten. junge Menschen an
die Politik heranzuführen, ihr Politikverständnis zu wecken.
Frau Kollegin Richstein hat bereits einige Beispiele aufgezählt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren. die Schizophrenie der
PDS zeigt sich im Übrigen darin. dass sie am lautesten schreit,
wenn es darum geht, zum Beispiel die Abschaffung des Jugend-
strafrechtes für 18- bis 21-Jährige zu diskutieren - das ist wieder
voll daneben, meine Damen und Herren -, obwohl es sich uni
Erwachsene handelt. Darin zeigt sich die eigentliche politische
Unreife der PDS.

(Unmutsäußerungen hei der PDS)

Mehr ist dazu nicht zu sagen. Wir lehnen den Gesetzentwurf
selbstverständlich ab. meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der DVU - Zurufe von der PDS und Unruhe)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Schuldt und gebe das Wort an die
Landesregierung, an Herrn Minister Schönbohm.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren? Das
Thema, über welches wir heute debattieren, ist nicht neu. aber
es hat weiterhin eine weitreichende Bedeutung, geht es doch um
die Einbeziehung unserer Jugendlichen in das demokratische
Gemeinwesen und um die Meinungsbildung und politische
Entscheidung in unserem Gemeinwesen.

Die Zukunft unseres Landes und unserer Demokratie hängt
davon ab, ob und wie wir unsere Werte, die viel beschworene
demokratische Grundordnung unseren Kindern und Enkeln
vermitteln können. Eine frühe Beteiligung an Wahlen kann -
muss aber nicht - theoretisch ein Mittel auf diesem Wege sein.
Wir sollten daher dieses Mittel auf seine Tauglichkeit hin prü-
fen, ob wir damit das erreichen können, was Sie hier vorschla-
gen. Es geht dabei nicht um Schnellschüsse.

Zuletzt ist 1996 und 1997 hier im Landtag umfassend über die
Herabsetzung der Altersgrenze für das aktive Kommunalwahl-
recht auf das 16. Lebensjahr beraten worden. Diese parlamenta-
rischen Beratungen wurden von einer breiten öffentlichen und
intensiven Diskussion begleitet.

In dieser Diskussion wurden und werden auch heute noch Argu-
mente gegen die Absenkung des Wahlalters für das aktive kom-
munale Wahlrecht aus folgenden Gründen angeführt:

Zum einen: I in Sinne einer einheitlichen Legitimation sollte das
aktive Wahlrecht auf der kommunalen, der Landes- und Bun-
desebene einheitlich sein. Die isolierte Einführung des Jugend-
wahlrechts bei Kommunalwahlen könnte zudem die Bedeutung
des kommunalen Wahlrechts abwerten.
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Des Weiteren wird darauf hingewiesen. dass die Einräumung
des Wahlrechts als das zentrale demokratische Mitwirkungs-
recht mit der Bereitschaft und der Möglichkeit zur Übernahme
von Verantwortung korrespondieren müsse. In Deutschland
sei daher das Wahlrecht mit Ausnahme des kurzen Zeitraumes
zwischen 1972 und 1975 stets an die Volljährigkeit geknüpft
worden. Auch komme dem Wahlrecht mindestens die gleiche
Bedeutung wie den Alltagsgeschäften des täglichen Lebens
zu, die ein Minderjähriger als Folge der noch nicht erreichten
Geschäftsfähigkeit eben noch nicht wirksam abschließen kön-
ne.

Maßgeblicher Grund hierfür sei. dass die Geschäftsfähigkeit im
bürgerlichen Leben einen Grad persönlicher Reife voraussetze,
den das Bürgerliche Gesetzbuch erst mit Vollendung des
18. Lebensjahres annehme.

Auch die Anhörung des Hauptausschusses zu ihrem Gesetz-
entwurf hat Zweifel an der Zweckmäßigkeit des Vorschlages
bestäti gt. Keiner der angehörten Sachverständigen hat erklärt.
dass er eine Absenkung des Wahlrechts auf 16 Jahre für zweck-
mäßig hält.

Von daher gesehen ist das Ergebnis der Expertenanhörung eine
Bestätigung der Entscheidung von 1996 und 1997. Frau Prof.
Dr. Weiß von der Fachhochschule Potsdam hat darauf hinge-
wiesen, dass die Mehrheit der Brandenburger 16- bis 17-Jäh-
rigen ein Jugendwahlrecht gar nicht anstrebt. Zu einem ähnli-
chen Ergebnis kam übrigens auch der bundesweite Jugendsur-
vey des Deutschen Jugendinstituts von 1997. Darin stimmten
lediglich 24 % der 16- und 17-jährigen ostdeutschen Jugendli-
chen einem Jugendwahlrecht ab 16 Jahren zu.

Des Weiteren hat der Kollege Reiche dem Landesjugendring
gesagt, er wolle ihn hei einer Umfrage unter Schülern unter-
stützen. um festzustellen, wie die Schülerinnen und Schüler in
Brandenburg darüber denken. Zu dieser Umfrage ist es trotz
dieses An gebotes nicht gekommen.

Meine Damen und Herren, ich meine, Jugendlichen geht es in
erster Linie um Beteiligung und Mitwirkung an den Dingen.
die zu ihrem Erfahrungsbereich gehören. Das sind Schule,
Gemeinde und Ausbildung. Hier, meine ich, sollten wir mit
unseren Bemühungen ansetzen. Dabei können wir auch eini-
ges tun.

Ich bin daher der Auffassung. dass wir angesichts dieser Fakten
den Gesetzentwurf der PDS nicht unterstützen sollten. Falsch
wäre es aber, das Kind mit dein Bade auszuschütten und mit der
Ablehnung des Gesetzentwurfs das Thema Jugend und demo-
kratisches Gemeinwesen ad acta zu legen.

Das Gegenteil ist richtig. Wir müssen dort ansetzen, wo wahr-
scheinlich die wirklichen Wünsche der Jugendlichen liegen, und
nicht dort, wo Parteistrategen meinen, dass es zweckmäßig sei.
Wir sollten die Beteiligungsmöglichkeiten - zum Beispiel Ju-
gendparlamente -, die es schon heute auf kommunaler Ebene
gibt. ausnutzen und erforderlichenfalls verbessern. Wir sollten
bei ft.igcndrclevanton Themen die Anhörung von Jugendlichen
nicht als lästige Pflicht ,..

- Dann tun Sie doch etwas. Sie haben doch die Möglichkeiten.

(Frau Große [PDS]: Herr Bisky war der Einzige, der etwas
getan hat!)

Ich versuche ganz ausgewogen auf Ihre Argumente einzugehen,
aber ich merke. Ihnen geht es gar nicht um die Argumente. Das
wird mir langsam klar.

(Vietze [PDS': Wir hören ja zu, Herr Schönhohm!)

- Bei Ihnen ist das ungewöhnlich. ich bedanke mich dafür.

(Vietze I PDS I: So überheblich müssen Sie nicht sein! -
Weitere Zurufe von der PDS)

- Nein. Gut.

Wenn Jugendliche merken, dass Sie nicht als Abstinunun gs-
masse behandelt werden, sondern mit ihren Anliegen und Wün-
schen vor Ort ernst genommen werden, dann werden unabhän-
gig von der rechtlichen Gegebenheit Engagement und Interesse
an politischen Entscheidungen wachsen. Mit anderen Worten:
Die Jugend für unser demokratisches System zu gewinnen ist
für uns alle ein wichtiges Anliegen, sie davon zu überzeugen,
wie Demokratie funktioniert und dass sie funktioniert. Der
Wechsel im Amt des Ministerpräsidenten war ein Zeichen da-
für, wie Demokratie funktioniert - ohne Neuwahlen, möchte ich
hinzufügen.

(Zurufe von der PDS)

Das kann nicht nur mit Rechtsnormen erreicht werden, sondern
auch dadurch, indem wir Jugendliche dort erleben lassen, wie
Demokratie funktioniert, wo ihre eigenen Interessen ins Spiel
gebracht werden. Entscheidend sollte daher auch sein. dort
anzusetzen, wo die Bedürfnisse und Wünsche der Jugendlichen
liegen. Den Jugendlichen geht es um eine qualifizierte Schul-
und Berufsausbildung, die am Arbeitsmarkt Chancen eröffnet
und damit einen weiteren Weg in die Zukunft weist.

Vornehmlichsie Aufgabe der Politik wird es also sein. auf dem
Wege einer nachhaltigen Schul-, Wissenschafts-, Arbeitsmarkt-
und Wirtschaftspolitik die hierzu erforderlichen Rahmenbedin-
gungen zu schaffen. Dieses werden wir von der Landesregie-
rung unveränderlich verfolgen.

Wenn die Debatte unsere Bestrebungen in diese Richtung stärkt,
dann hat sie ungeachtet derbestehenden Meinungsverschieden-
heiten vielleicht doch ein wichtiges Ziel erreicht. - Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Minister Schönhohm. - Meine Damen und
Heuen, wir sind am Ende der Aussprache zu diesem Tages-
ordnungspunkt. Wir kommen zur Abstiinmung.

Wie Sie gehört haben. hat die Fraktion der PDS namentliche
(Zuruf der Abgeordneten Frau Große [PDS]) 	 Abstimmung zur Beschlussempfehlung des Hauptausschusses.
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Drucksache 3/4456, beantragt. Sie kennen das Prozedere von
namentlichen Abstimmungen. Ich bitte Sie, Ihr Abstimmungs-
verhalten laut und deutlich kundzutun. Ich eröffne die Abstim-
mung und bitte um das Verlesen der Namen.

(Namentliche Abstimmung

Meine Damen und Herren, ich habe Sie ausdrücklich gebeten,
der Abstimmung zu folgen. Mir ist der Lärmpegel zu hoch. Hier
oben ist nicht mehr 7U registrieren, wie das Abstimmungsver-
halten von Abgeordneten ist. Ich bitte Sie wirklich, darauf
Rücksicht zu nehmen.

(Fortsetzung der namentlichen Abstimmung)

Herr Abgeordneter Petke, Ihr Abstimmungsvotum ist hier nicht
richtig angekommen. Bitte noch einmal!

(Der Abgeordnete Petke [CDU] gibt sein Votum ah.)

Gibt es weitere Abgeordnete, die keine Gelegenheit hatten. ihre
Stimme abzugehen?

(Der Abgeordnete Schuldt I DVU1 gibt sein Votum ab.)

Damit schließe ich die Abstimmung und bitte uni Auszählung
und Sie um etwas Geduld,

Meine Damen und Herren, ich nehme nun die Gelegenheit
wahr, während hier noch gerechnet wird, Gäste im Landtag zu
begrüßen. die genau zum richtigen Tagesordnungspunkt ge-
kommen sind. und zwar Schüler des Geschwister-Scholl-Gym-
nasiums in Fürstenwalde. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, ich gebe ihnen das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung zur Beschlussempfehlung des
Hauptausschusses. Drucksache 3/4456. bekannt:

Für diese Beschlussempfehlung stimmten 47 Abgeordnete,
gegen die Beschlussempfehlung 21 Abgeordnete. 1 Abgeordne-
ter enthielt sich der Stimme. Damit ist die Beschlussempfehlung
mehrheitlich angenommen worden und der Gesetzentwurf hat
sich damit erledigt.

(Abstimmungslisten siehe Anlage S. 4012)

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4 und rufe Tagesord-
nungspunkt 5 auf:

1. Lesung des Gesetzes zu dem Abkommen vom
20. Dezember 2001 zur Änderung des Abkommens
über die Errichtung und Finanzierung des Instituts für
medizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/4458

Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde vereinbart. keine Dehat-

te zu führen, sodass ich sofort zur Abstimmung kommen kann.
und zwar zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung des
Präsidiums. die Ihnen nahe legt, den Gesetzentwurf in der Druck-
sache 3/4458 an den Ausschuss für Arbeit, Soziales. Gesundheit
und Frauen zu überweisen. Wer dieser Überweisungsempfeh-
lung folgen möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen'? - Stimmenthaltungen? - Damit ist einstimmig so
beschlossen wurden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 5 und rufe Tagesord-
nungspunkt 6 auf:

1. Lesung des Gesetzes zur Änderung des Aktenein-
sichts- und Informationszugangsgesetzes

Gesetzentwurf
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/4443

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnun gspunkt mit
dem Beitrag der einreichenden Fraktion. Frau Abgeordnete
Kaiser-Nicht, Sie haben das Wort.

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit März 1998 ist
das Brandenburgische Akteneinsichts- und Informationszu-
gangsgesetz in Kraft. Brandenburg war damit das erste Land,
das eine solche gesetzliche Regelung getroffen hat - durchaus
ein Pluspunkt für die Landespolitik. Wir sind nach wie vor das
einzige Land. das diesem all gemeinen Akteneinsichtsrecht Ver-
fassungsrang gegeben hat.

Daraus ergibt sich nun leider bei manchen die Auffassung. dass
das ein ausreichendes Maß an innovationsfreudigkeit und Bür-
gerfreundlichkeit sei, mit dem man endlich einmal zufrieden
sein könne. Andere sind aber der Auffassung. dass sich im Zuge
der praktischen Anwendung des Gesetzentwurfs Mängel und
Defizite gezeigt haben, die man im Interesse einer möglichst
unkomplizierten Handhabung dieses Rechts schnellstens ab-
stellen sollte. Zudem ist die Entwicklung international und auch
innerhalb der Bundesrepublik weiter vorangegangen, sodass
sich auch hieraus ein Änderungsbedarf ergibt.

Deshalb haben wir Ihnen bereits im Oktober des vergangenen
Jahres einen umfassenden Gesetzentwurf vorgelegt. Dieser
folgte entsprechenden Änderungsvorschlägen des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz und für das Recht auf Aktenein-
sicht. Sie, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der CDU
und von der SPD, haben diesen Gesetzentwurf in 1. Lesung
abgelehnt, also nicht einmal der Überweisung in den Ausschuss
für würdig befunden.

Für diese Ablehnun g könnte es mindestens zwei Gründe geben.
Es kann - erstens - sein, dass Sie getreu der von der CDU dik-
tierten Maxime gehandelt haben, keinen PDS-Anträgen zu-
zustimmen und schon gar nicht Gesetzentwürfen. Sie können
sich denken. dass wir diesen Grund unsererseits nicht akzeptie-
ren müssen und auch nicht akzeptieren werden. Vielleicht hahen
Sie sich - zweitens - damals auch durch die Vielzahl der Einzel-
regelungen überfordert gefühlt und deshalb sicherheitshalber
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abgelehnt. Das wäre zwar menschlich, der Sache allerdings
wenig dienlich. Am Rande sei erwähnt, dass die Koalition of-
fensichtlich wenig von diesem Thema hält und zudem die Span-
nungen zwischen dem Landesbeauftragten und dem Innenminis-
terium das Übrige tun. Unter dem Strich gesehen war die Ableh-
nung aus unserer Sicht welliger eine Kritik an der Sache als
viel mehr eine Prinzipienfrage.

Wir haben uns inzwischen insbesondere noch einmal mit der
Frage beschäftigt, in welchen Punkten der Handlungsbedarf am
dringendsten ist und wie dieser auch am leichtesten vermittelbar
ist. Im Ergebnis dieser Überlegungen ist der vorliegende Ge-
setzentwurf entstanden, der überschaubar gestaltet ist und sich
auf zwei wesentliche Punkte konzentriert.

Punkt I ist die Tatsache, dass das Akteneinsichtsgesetz keine
Frist für den Zeitraum der Bearbeitung von Akteneinsichts-
anträgen festgelegt hat. Es bleibt damit immer der Verwaltung
überlassen, wie viel Zeit sie sich für die Entscheidung über
einen solchen Antrag auf Akteneinsicht nimmt. So besteht im-
mer die Möglichkeit, dass vor allem unangenehme Aktenein-
sichtsanträge durch die Zeit erledigt werden können.

Die Einführung einer Fristenregelung. wie wir sie vorgeschla-
gen haben, ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit. Sie setzt
natürlich voraus, dass Verwaltungen ihre Organisation auf eine
zügige Bearbeitung solcher Anträge einstellen. Das dürfte vor
allem deswegen kein Problem sein, weil sich nach der bisheri-
gen Erfahrung die Zahl der Anträge auf Akteneinsicht in Gren-
zen hält und der damit verbundene Aufwand deutlich unter den
ursprünglichen Erwartungen liegt. Nicht zuletzt deshalb ist es
auch angemessen. diese Frist auf einen Monat festzusetzen. Ich
darf Sie darauf aufmerksam machen, dass die Kommunalverfas-
sung eine solche Bearbeitungsfrist für alle Petitionen schon
vorschreibt.

Der zweite Punkt der von uns vorgeschlagenen Novellierung
zielt darauf ab, durch eine Ergänzung in § 6 Abs. 1 für den Fall
der Ablehnung eines Akteneinsichtsantrages vorzuschreiben,
dass der Antragsteller im Ablehnungsbescheid auf die Möglich-
keit hinzuweisen ist. sich an den Landesbeauftragten für den
Datenschutz und das Recht auf Akteneinsicht zu wenden. Die-
ses Anrufungsrecht ist vielen möglicherweise nicht bekannt und
es sollte durch eine solche Hinweispflicht popularisiert werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, wie wir Inh unserem Gesetz-
entwurf im Oktober vergangenen Jahres bereits deutlich ge-
macht haben, sehen wir einen weitaus größeren Änderungs-
bedarf. Um jedoch überhaupt voranzukommen und dem Akten-
einsichtsrecht zu einer größeren Verbreitung zu verhelfen, kon-
zentrieren wir uns auf diese beiden Punkte. die ja inhaltlich auch
unstrittig sein dürften. Ich verweise in diesem Zusammenhang
auf die vom Ausschuss für hmeres vorgeschlagene und vom
gesamten Landta g beschlossene Stellungnahme zum Tätigkeits-
bericht des Landesbeauftragten für den Datenschutz und das
Recht auf Akteneinsicht für das Jahr 2000. Die Stellungnahme
meldet genau zu diesen beiden Punkten den Novellierungs-
bedarf an.

Ich gehe davon aus, dass ein Prozess des Nachdenkens auch in
der Koalition stattgefunden hat, nachdem Sie mit unserem Ge-

setzentwurf vom Oktober vergangenen Jahres auch diese
Bearheitungs- und Hinweispflicht weggestimmt haben. Ich
hoffe, dass Sie es sich nicht wieder so leicht machen und dies-
mal einer Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss
für inneres zustimmen. Dieses Verfahren würde auch in keiner
Weise dem widersprechen, dass die Landesregierung beauftragt
ist, eine solche Gesetzesänderung vorzunehmen. Wie Sie sicher
alle wissen, ist das Innenministerium zurzeit offensichtlich hoch
belastet, wenn nicht überfordert; denn alle Kapazitäten müssen
auf die Gemeindegebietsreform und die Polizeistrukturreform
konzentriert werden. Wie Sie auch wissen, akzeptieren wir das
nicht, weil wir von vornherein vor dem knappen Zeitplan ge-
warnt haben, den leider die Betroffenen in den Gemeinden und
bei der Polizei jetzt ausbaden müssen.

insofern ist der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf der Versuch zur
Beschleuni gung eines inhaltlich konsensfähigen Vorhabens, bevor
uns wie in anderen Fällen die Landesregierung im August dann
signalisiert. dass sie die gesetzte Frist nicht einhalten kann. Sehen
Sie also unseren Vorschlag einfach als eine Art Hilfeleistung für
die Landesregierung.

Ich bitte Sie um Zustimmung zur Überweisung in den Aus-
schuss für Inneres. - Vielen Dank.

(Beifall hei der PDS)

Vizepräsident Haberntann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Kaiser-Nicht. - Das Wort
erhält jetzt die Fraktion der SPD, Herr Abgeordneter Schulze.

Schulze (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Werte Gäste! Der Gesetzentwurf ist nicht der Versuch der Be-
schleunigung eines Vorhabens, das vom Innenausschuss be-
schlossen wurde und dem sich der Landtag im Rahmen der
Stellungnahme angeschlossen hat, sondern es ist der Versuch
der Vorführung und des Ausbrechens aus einer Vereinbarung.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Das wundert mich nicht, weil seit Jahren von der PDS immer-
wieder versucht wird, Dinge, die wir ohnehin besprochen haben.
neu aufzuwärmen, uns einen Ring durch die Nase zu ziehen und
uns dann durch die Arena zu führen. Deswegen werden wir
diesen Gesetzentwurf ablehnen. Übrigens sind Sie auch Spitzen-
reiter hei Anträgen und Entschließungsanträgen.

(Widerspruch bei der PDS)

Ich möchte noch auf etwas hinweisen - für diejenigen, die es
nicht wissen. Das Akteneinsichtsgesetz ist 1998 nach langwieri-
gen Diskussionen und vor allem auf Initiative der SPD-Fraktion
hier im Landtag, damals noch mit absoluter Mehrheit der SPD,
eingeführt worden. Es ist ein gutes Gesetz. ein relativ kurzes
Gesetz. Deswegen ist es auch so praktisch. Gesetze werden
nicht dadurch besser, dass man sie kompliziert und alle mögli-
chen Dinge hinzufügt, wie Sie das in Ihrem ursprünglichen
Gesetzentwurf gemacht haben. Hier handelt es sich um zwei
kleine Änderungen.
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Der Innenausschuss hat sich mit diesem Thema beschäftigt und
hat diesem Hohen Hause bereits eine Beschlussempfehlung
zugeleitet und die Landesregierung entsprechend beauftragt.
Was Sie jetzt versuchen, ist, von links zu überholen, nach dem
alten Ulbricht-Wort „Überholen, ohne einzuholen". Deswegen
werden wir dabei nicht mitmachen.

Der Hinweis auf kanadisches Bundesrecht, den Sie hier vor-
bringen, ist sehr amüsant, aber hilft uns in der Sache nicht wei-
ter. Wir vertrauen darauf, dass die Landesregierung dem Be-
schluss des Landtages nachkommen wird. Selbst wenn die Frist
bis 31. August nicht 100%ig eingehalten werden sollte. ist das
noch kein Beinbruch. Aber diese Art und Weise. bei Dingen, die
wir besprochen haben, von hinten durch die Brust ins Auge zu
schießen, werden wir nicht mitmachen. Wir lehnen den Gesetz-
entwurf ab, weil Sie damit versuchen, uns hier vorzuführen, was
ich persönlich auch unanständig finde. Das ist eine Art und
Weise. mit der Sie immer wieder versuchen. Themen für sich zu
besetzen und zu reklamieren, die gar nicht Ihre Themen sind.
Genauso wenig, wie das Akteneinsichtsrecht auf Ihrem Mist
gewachsen ist, können Sie sich als Partei der deutschen Einheit
bezeichnen. Wer das glaubt, zieht sich die Hosen auch mit der
Kneifzange an.

(Beifall bei SPD und CDU - Zuruf von der PDS: Getroffe-
ne Hunde bellen! - Gegenruf von der SPD: Deswegen
schreien Sie so!)

Vizepräsident Habermann:

Das Wort erhält die Fraktion der DVU, Herr Abgeordneter
Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident? Meine Damen! Meine Herren! Artikel 21 Abs. 4
der brandenburgischen Verfassung ermöglicht jedermann das
Recht auf Akteneinsicht mit der Einschränkung, dass öffentliche
oder private lnteressen nicht entgegenstehen.

Die Akteneinsicht ist Ausfluss des Rechtsstaatsprinzips. Nä-
heres Fiber den verfassungsmäßig garantierten Anspruch wurde
im Akteneinsichts- und Infonnationszugangsgesetz vom
10. März 1998 geregelt.

Bei jedem Gesetz zeigt sich erst nach einiger Zeit. ob noch
gewisse Lücken vorhanden sind, die entweder durch den Ge-
setzgeber oder durch das Gericht geschlossen werden müssen.

Fest steht, dass es nicht möglich ist, alle Lebenssachverhalte in
Gesetzesform zu gießen; denn dann wird nicht nur der ohnehin
schon vorhandene Gesettzesdschungel noch undurchsichtiger sein.

Man muss auch berücksichtigen. dass sich im Laufe der Jahre
Änderungen in den Anschauungen herausbilden. Die DVU-
Fraktion lehnt die Nr. 2 des PDS-Antrages ab, weil die Frist von
einem Monat nicht in jedem Fall zu wahren ist. So könnten der
aktenführenden Behörde zum Beispiel Anforderungen anderer
Behörden oder Gerichte vorliegen. Deshalb muss die verbindli-
che Festschreibung auf einen Monat scheitern.

Es ist dem Antragsteller unbenommen, nach drei Monaten eine

Untätigkeitsklage zu erheben. Dies ist unseres Erachtens auch
der Zeitraum, der zu gewähren ist, wenn nicht besondere Hinter-
gründe entgegenstehen. Legen Sie noch zwei Monate drauf.
damit wir darüber reden können,

Zu Nr. I des Antra ges. Die DVU-Fraktion hält folgende Formu-
lierung für sinnvoll:

„Eine Ablehnung des Antrages ist von der aktentährenden
Behörde schriftlich zu begründen und mit einer Rechts-
inlaelbelehrlin g zu versehen. die den Hinweis auf § 11
Abs. 2 Satz 1 enthält"

Wir halten es aus Gründen der Rechtsklarheit für sinnvoll, den
Satz 7 in § 6 Abs. 1 in dieser Form zu ergänzen.

Juristische Kleinkrämerei wollen wir auf keinen Fall. Der Ge-
setzeswirrwarr ist ohnehin groß genug und wird von den Bürge-
rinnen und Bürgern im Lande nicht mehr oder kaum noch ver-
standen.

Des Weiteren möge die Landesregierung im Ausschuss darüber
berichten, binnen welcher Frist die Akten bislang zur Verfügung
gestellt wurden und in welchen speziellen Fällen es Verzöge-
rungen gab. Es erscheint uns nicht angemessen. zum Vergleich
das Umweltinformationsgesetz, das eine Zweimonatsfrist vor-
sieht, heranzuziehen.

Das Akteneinsichtsrecht hat einen streng persönlichen Charakter.
Die Behörde muss sorgfältig prüfen, oh Dritte nicht möglicher-
weise zu Unrecht Kenntnis über persönliche Daten erlangen.

Meine Damen und Herren von der PDS, einer Ausschussüber-
weisung stimmen wir zu. Die Landesregierung wird sicherlich
darlegen können, oh ein dringendes Bedürfnis für eine Geset-
zesänderung besteht. Wie Sie wissen, ist Staatssekretär Lancelle
im Innenausschuss immer anwesend.

(Lachen der Abgeordneten Frau Kaiser-Nicht [PDS])

Er wird uns berichten, ob das Bedürfnis besteht oder nicht. - Ich
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVII)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Abgeordneten Claus. - Ich gebe der Abgeord-
neten Richstein für die Fraktion der CDU das Wort.

Frau Richstein (CDU):

HeuT Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Frau Kollegin
Kaiser-Nicht. Sie unterschätzen uns, wenn Sie meinen, dass wir
durch ihre Gesetzentwürfe überfordert wären.

(Frau Kaiser-Nicht [PDS]: Das haben wir nicht gesagt!)

- Nein. Sie sagten, wir hätten ihn vielleicht nicht verstanden.

Wir haben ihren Gesetzentwurf damals mit Bedacht abgelehnt.
Von denjenigen, die Fristen einfordern, sollte man auch anneh-
men, dass sie Fristen wahren. Daher kann ich mich im Grunde
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genommen den Worten meines Kollegen Schulze anschließen,
der zu Recht darauf hingewiesen hat, dass wir im Landtag am
18. April einstimmig der Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses zugestimmt haben, mit der wir die Landesregierung
mit einer Frist his zum 3 I . August 2002 auf gefordert haben. die
Gesetzesänderung in einem Gesetzentwurf einzubringen. die Sie
jetzt wieder unterbuttern wollen.

(Frau Osten [ PDS1: Das ist ein normaler Antrag! Das hat
nichts mit Unterbuttern zu tun!)

Ich zitiere einen Teil Ihres Redebeitrages aus der Sitzung am
I B. April:

„Die Koalition hat ihrerseits mit einer Beschlussempfeh-
lung aufgewartet. in der sie diesen dritten Punkt aufgreift
und von der Landesregierung mit konkreter Terminset-
zung die Vorlage eines Gesetzentwurfes zur Novellierung
des Akteneinsichtsrechtsgesetzes verlangt. Ich halte es für
außerordentlich und hin froh, dass sich die Koalition in
dieser Fra ge bewegt hat.„

Ihre Freude hat keine zwei Monate an gedauert. Ihre Geduld ist
jetzt zu Ende, aber wir möchten gern bis zum 31.08. abwarten,
bis uns die Landeregierung - ich hin relativ sicher, dass sie die
Frist auch einhalten wird - einen Gesetzentwurf vorlegt. -
Vielen Dank.

(Beifall hei CDU und SPD - Zurufe von der PDS)

Vizepräsident Habermannt

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Richstein. - Ich gebe das
Wort an die Landesregierung. Herr Minister Schönhohm, bitte.

Minister des Innern Schiinhohrn:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau
Kaiser-Nicht. Sie werden mir langsam unheimlich. Jetzt bieten
Sie uns bereits Hilfe

(Vietze 1PDS]: Ganz uneigennützig!)

bei unserer Arbeit an. Gestern haben Sie die. Auflösung des
Landtages verlangt; heute bieten Sie Hilfe an. Was machen Sie
morgen? - Sie sind so flexibel wie ein Vexierbild.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Man muss mit allem rechnen!)

Je nachdem, welche Gelegenheit Sie bekommen, nutzen Sie
diese.

Zur Sache selbst wurde bereits das Wichtigste gesagt. Ich möch-
te nur noch einige Punkte herausarbeiten.

(Vietze [PDS[: Nach Ihrem Rücktritt sind Sie wieder ge-
wählt worden!)

In Auswertun g des Tätigkeitsberichtes des Landesbeauftragten
für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht zum
Stichtag 31. Dezember 2000 ist die Landesregierung mit dem
Landtagsbeschluss vom 18. April beauftragt worden, dem Land-

tag einen Gesetzentwurf zur Änderung des Akteneinsichts- und
lnformationszu gangsgesetzes bis zum 31. August 2002 vor-
zulegen. Den Auftrag haben wir bekommen und führen ihn aus.

Der Gesetzentwurf wird vorbereitet. Die Abstimmung zwischen
den Ministerien hat begonnen und das Gesetz wird dem Landtag
zugeleitet, sodass es in der Sitzung am 4. und 5. September
beraten werden kann.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht
auf Akteneinsicht sowie die kommunalen Spitzenverbände sind
ebenfalls um Stellungnahmen gebeten worden. Der Auftrag des
Landtages wird damit fristgerecht umgesetzt.

Der Gesetzentwurf der PDS greift diesem vor - was Ihr gutes
Recht ist. Ich möchte aber Folgendes zu bedenken geben: In
Ihrem Gesetzentwurf werden die vom Landtag beschlossenen
Änderungsvorschläge aufgegriffen, nämlich die Einführung
einer Bearbeitungsfrist für die aktenführenden Behörden und die.
Hinweispflicht auf die Möglichkeiten der Anrufung des Landes-
beauftragten im Falle eines Ablehnungsbescheides.

Hinsichtlich der einzuführenden Bearbeitungsfrist steht der
PDS-Entwurf nicht im Kontext mit den Verfahrensregelungen
des geltenden Gesetzes, die bereits jetzt in Sonderfällen Fristen
vorgeben bzw. bis zur Bescheidung eines Antrages insgesamt
längere Fristen als einen Monat bedingen werden.

So sind im Rahmen der Ermessensausübung gemäß § 6 Abs. 3
des Akteneinsichtsgesetzes Betroffene zum Schutz ihrer über-
wiegend privaten Interessen anzuhören. Zudem hängt in be-
stimmten Fällen die Akteneinsicht von der Zustimmung Dritter
ab, für die nach dem bisherigen Willen des Gesetzgebers gemäß
§ 6 Abs. 5 eine Verweigerungsfiktion von zwei Monaten gilt. Es
kann daher letztlich nur darum gehen, die aktenführende Behör-
de selbst auf die zur Verfügung stehende Bearbeitungszeit zu

Die hier genannten Fälle liegen außerhalb der Einflusssphäre
der bearbeitenden Stellen, nämlich bei persönlich Betroffenen
oder hei den nicht unter den Geltun gsbereich des AEG fallenden
Behörden anderer Bundesländer bzw. bei privatwirtschaftlich
handelnden Unternehmen,

Nicht unerwähnt bleiben soll der Fall, dass der Antragsteller
zunächst ein überwiegendes Offenbarungsinteresse gemäß § 6
Abs. 1 Satz 2 innerhalb von zwei Wochen geltend machen
muss. Genau diese Fälle einer objektiv nicht durch das Handeln
der aktenführenden Behörde zu beeinflussenden Verzögerung
werden in dem Gesetzentwurf der Landesregierung berück-
sichtigt.

Es erscheint nicht zweckmäßig, die für die genannten Fälle
bereits festgelegten Fristen zu verkürzen oder die Betroffenen
und Dritten durch Einbindung in die einmonatige Bearbeitungs-
frist unter Druck ZU setzen.

Der Landtag sollte daher sorgfältig abwägen und über Änderun-
gen nicht überstürzt entscheiden. Ich empfehle Ihnen. den Gesetz-
entwurf der Landesregierung abzuwarten. - Herzlichen Dank.

(Beifall hei CDU und SPD)
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Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. I . Ierr Minister Schönbohm. - Meine Damen
und Herren. wir sind am Ende der Aussprache zu diesem Tages-
ordnungspunkt und kommen zur Abstimmung.

Ich rufe den Antrag der Fraktion der PDS auf Überweisung des
Gesetzentwurfs in der Drucksache 3/4443 an den Ausschuss für
Inneres zur Abstimmung auf. Wer diesem Antrag folgen möch-
te. den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen'? - Damit ist der Überweisungsantrag mehr-
heitlich abgelehnt worden.

Ich rufe den Gesetzentwurf der Fraktion der PDS - Drucksache
3/4443 - zur Abstimmung auf, Wer diesem Gesetzentwurf seine
Zustimmung gehen möchte. den bitte ich um sein Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Gesetz-
entwurf in 1. Lesung abgelehnt worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 6 und rufe Tagesord-
nungspunkt 7 auf:

Probleme der Arbeitsbelastung von Lehrkräften in
Brandenburg

Große Anfrage 40
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/3851

Antwort
der Landesregierung

Drucksache 3/4424

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Fraktion der
PDS. - Ein Geschäftsordnungsantrag. Bitte schön, Herr Abge-
ordneter Vietze.

Vietze (PDS):

Herr Präsident. ich bitte uni Verständnis. Nach dem ausgegebenen
Zeitplan wäre jetzt Mittagspause. Frau Gerrit Große ist in einer
Besuchergruppe: sie wird geholt. Ich bitte einfach um Verständnis.
Diese Verfahrensweise ermöglicht es uns. die Kollegin zu holen.

Vizepräsident Habermann:

Herr Abgeordneter Vietze. nach dem aus gegebenen Zeitplan
wäre jetzt noch keine Mittagspause. lm Übrigen lege ich fest,
wann Mittagspause ist.

(Vietze [PDS]: Das ist richtig! Aber deswegen ist ja der
Plan verteilt worden!)

- Sehr schön. Wir rufen Frau Große, wenn sie endlich erscheint,
zu ihrem Redebeitrag auf. - Dann erteile ich jetzt der Fraktion
der SPD das Wort. Frau Abgeordnete Siebke, bitte.

Frau Sielike {SPD):

Erstens: Ich hätte gern Frau Große vor mir gehört, uni Gelegen-
heit zu haben, vielleicht ein paar Bemerkungen zu dem zu ma-
chen, was sie hier vorgetragen hätte. Das ist mir nun leider nicht
gegeben.

Zweitens möchte ich bemerken, dass es natürlich nicht möglich
sein wird, innerhalb von fünf Minuten den Inhalt einer Großen
Anfrage sachgerecht und umfänglich darzulegen. Sie wissen,
dass wir sonst dafür 15 Minuten zur Verfügung haben. Das ist
auch angemessen, denn eine Große Anfrage hat doch Gewicht
und gibt auf viele Fragen Antwort. auf die man gerne eingehen
möchte. Ich werde es also gar nicht erst versuchen. umfassend
auf die Antworten auf die Große Anfrage einzugehen, sondern
ich werde mir zwei Dinge herausgreifen, zu denen ich gern
etwas sagen möchte.

Lassen Sie mich eine weitere Vorbemerkung machen: Mit dein
Wortlaut der Großen Anfrage „Probleme der Arbeitsbelastung
von Lehrkräften in Brandenburg" versucht die Fraktion der
PDS, der Zuweisung der Lehrkräfte des Landes Brandenburg in
eine, wie die Kollegen der PDS-Fraktion es ausdrücken„,Opfer-
und Täterrolle- vorzubeugen. Als Be gründun g für ihren Ver-
dacht führen sie die aktuelle Diskussion um PISA an.

Meine Damen und Herren. an dieser Stelle möchte ich der Be-
gründung dieser Anfrage vehement widersprechen. Wer die
Diskussion unter den politisch Verantwortlichen des Landes,
wer die Diskussion im Bildungsausschuss genau und intensiv
verfol gt hat, der kommt nicht umhin festzustellen, dass die
Diskussion gerade im Hinblick auf die Lehrkräfte unseres Lan-
des von einer sehr großen Ernsthaftigkeit und Sachlichkeit ge-
prägt war. Davon zeugt nicht zuletzt die Anhörung zur Arbeits-
zeitbelastung im Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport. Ich
warne in diesem Zusammenhang vor der Terminologie „Opfer
und Täter-, die als populistisches Mittel wirkungsvoll, aber der
Thematik nicht angemessen ist.

Richtig und wichtig ist es aber, die Thematik der Lehrerarheits-
zeitbelastung auch im Kontext der PISA-Studie zu diskutieren,
die, wie richtig festgestellt wurde, auch einen nicht geringen
Einfluss auf die Qualität von Schule und Bildung hat. Dass die
Motivation unserer 27 000 Lehrerinnen und Lehrer unter ande-
rem von guten Rahmenbedingungen in der Schule abhängig ist,
wissen wir nicht erst seit der Veröffentlichung der PISA-Studie,
obwohl sie uns diese Problematik in ihrer ganzen Breite noch
einmal vor Augen geführt hat.

Das Brandenburger Teilzeitmodell war hei seiner Einführung-
das sage ich auch heute noch - der einzig gangbare Weg, uni
eine große Anzahl unserer Pädagogen im Schuldienst zu be-
halten und sie so vor Arbeitslosigkeit zu schützen. Allerdings
haben wir die physischen Belastungen, die für Lehrkräfte
gerade im Primarbereich aus geringem Beschäftigungsumfang
entstehen, nicht voraussehen können. Vor allem aber brachte
das Teilzeitmodell eine Vielzahl von unterschiedlichen Ein-
stufungen mit sich. Diese führten zu einem zum Teil sehr
offenen Konkurrenzkampf unserer Lehrer. der einzelnen
Schulformen und der Stufen innerhalb einer Schule, was na-
türlich der pädagogischen Situation an unseren Schulen nicht
dienlich war.

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich
zwei Vorbemerkungen machen: Die Situation ist so - das wurde in der Anhörung deutlich -, dass
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sich zum einen Lehrer, die in Vollzeit unterrichten, aufgrund der
hohen Stundenzahl, die sie zum Beispiel an Gymnasien und
überhaupt in der Sekundarstufe 1 unterrichten müssen, zum Teil
zu Recht sehr belastet fühlen, dass sich aber auf der anderen
Seite die Lehrer, die in Teilzeit arbeiten, also wenige Stunden
haben, genauso belastet fühlen - einfach aus der Situation he-
raus, dass sie nicht voll arbeiten können, obwohl sie es wollen.

Ich denke - das ist mein letzter Satz -, in diesem Zusammenhang
müssen wir dafür Sorge tragen. dass das Personalentwicklungs-
konzept. das hier schon öfter zur Debatte stand, nun wirklich
kommt und dass wir es schaffen, Lehrer mit ordentlichen Stun-
den zu versorgen, sodass sie wieder motiviert werden, in der
Schule das zu leisten. was sie leisten wollen und auch leisten
können, und wir, wenn es später noch einmal Vergleichsstudien
gibt. nicht wieder Lehr geld zu zahlen haben. - Danke.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt hei der CDU)

Vizepräsident Haherinann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Siebke, - Ich gehe das Wort
an die Fraktion der PDS. Frau Abgeordnete Große.

Frau Grüße (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die
Ankündigung von verschiedenen MBJS-Vermetem, dass wir mit
der Anfrage nicht die Antworten bekämen. die wir erwarteten,
ließ uns schon Schlimmes befürchten. Aber wir können dein
MBJS bestätigen. dass es alle unsere Erwartungen übertroffen
hat. Immerhin ist es gelungen, 57 Fragen auf nur 15 Seiten zu
beantworten. Nun liegt manchmal in der Kürze die Würze. aber
in diesem Fall zeugt das einfach von kolossaler Oberflächlich-
keit. Die absolute Spitze sind sechs Sätze für neun Fragen. Das
ist schon ein Kunststück.

Der Einfachheit halber wurden dann auch noch eine Verwal-
tungsvorschrift und eine Verordnung als Anlagen beigefügt.
Dazu müssen wir schon sagen: Dieser Art Nachhilfeunterricht
hätten wir nicht bedurft.

(Beifall bei der PDS)

Die Antworten zeugen entweder von unglaublicher Machtarro-
ganz oder von totaler Hilflosigkeit. Unter Umständen ist es auch
von beidem etwas und das scheint dann eine besonders unsä gli-
ehe Mischung zu sein. Die Antworten sind nicht nur eine Belei-
digung der Opposition, die sich ernsthaft um die Lehrer in die-
sem Land sorgt und aus dieser Sorge heraus das Ministerium
zum Überdenken mancher Positionen veranlassen wollte. Mit
einer solchen Beleidigung können wir schon leben, das sind wir
gewohnt. Aber es ist schlimmer: Die Antworten sind eine kolos-
sale Beleidigung für viele Lehrer in diesem Land. die sich in
Größenordnungen überfordert und unverstanden fühlen und die
deshalb frustriert und ausgebrannt sind.

Ebenso wie die Landesregierung mit ihren aktuellen bildungs-
politischen Aktivitäten - erinnert sei an Elternführerschein,
Elternverträge und Ähnliches - zu verstehen gegeben hat. dass
es ihr an Kenntnissen oder an Bewusstsein für die anstehenden
akuten Probleme in den Schulen mangelt, hat sie mit ihrer A nt-

wort auf unsere Große Anfrage deutlich gemacht. dass ihr die
Arbeitssituation von Lehrkräften an dun Schulen völlig fremd
ist.

Einem Teil der Lehrkräfte wird der Beschäftigungsumfang
weiter zusammengestrichen, obwohl es an allen Ecken und
Enden an speziellen Fördermaßnahmen mangelt. Erziehungs-
angebote fehlen. Arbeitsgemeinschaften und außerschulische
Angebote wurden reduziert. Andere können sich regelrecht
totarbeiten, ohne auch nur die Spur einer Chance zu erhalten.
eigene Potenzen zur Verbesserung von Bildung und Erziehung
weiterentwickeln zu können.

An dieser Stelle soll nicht verhehlt werden. dass das Problem
der Lehrerbelastun g und Lehrerarbeitszeit aufgrund der Spezifik
des Berufs sehr diffizil ist. Jeder von uns kennt landläufig ver-
tretene - mehr als oberflächliche - Auffassungen, dass Lehrer
eigentlich einen verkappten Halbtagsjob hätten, weil sie oft
mittags nach dem Unterricht nach Hause kämen und sich von
Ferien zu Ferien hangelten nach dem Motto: Lehrer haben vor-
mittags Recht und nachmittags frei.

Will man den Antworten des Ministeriums auf unsere Große
Anfrage Glauben schenken, herrscht dort im Unterschied dazu
offensichtlich die Meinung vor, Lehrer müssten alles können
und alles machen. was an Aufgaben in Schule auf sie zukomme,
ohne dass das zeitlich im Einzelnen aufgeschlüsselt und aus-
hilanziert werden müsse und könne. Sie hätten eine jährliche
Arbeitszeit von 1 760 Stunden und das müsse reichen, um die
vielfältigen Aufgaben, seien es die unterrichtlichen oder die
außerunterrichtlichen, in hoher Qualität zu erfüllen.

Weder die erstgenannte noch die letztgenannte Argumentation
scheint in irgendeiner Weise hilfreich zu sein. Nach den Ant-
worten der Landesregierung müssen Lehrer entweder Lebens-
künstler oder Genies sein. Sie fühlen sich aber gehetzt, über-
fordert und müde. Mit dieser Erscheinung haben wir es zurzeit
bei Lehrern zu tun.

Nach Ansicht der Landesregierung ist die Rechnung sehr ein-
fach: 1 760 Arbeitsstunden im Jahr, davon 8 - 10 bis 860 Unter-
richt. Also bleibt genü gend Zeit für andere Aufgaben. für Vor-
und Nachbereitung des Unterrichts, Klassenleitertätigkeit, indi-
viduelle Fort- und Weiterbildung. für die Mitwirkung in Mit-
wirkungsgremien. für die Erstellung schul- und klasseninterner
Curricula, für die Mitwirkung an fachlichen Diskussionen in-
nerhalb der Schule und darüber hinaus, für die Mitwirkung und
Betreuung bei Klassen- und Schulfahrten und und und.

Schon allein rechnerisch könnte dieses Argument ohne weite-
res ad absurdum geführt werden. Das möchten wir uns und
Ihnen an dieser Stelle noch ersparen. Außerdem wird bei die-
ser Herangehensweise der Landesregierung nicht bedacht.
dass das umfangreiche Pensum an Arbeit verschiedenster Art
im Schuljahr sehr unterschiedlich verteilt ist und dass die
Arbeiten der Lehrer. die in der Summe zu erledigen sind, in
den letzten Jahren immer mehr zugenommen haben. Vor allem
durch das neue Schulgesetz erwuchs den Lehrern eine Viel-
zahl von Aufgaben.

Wenn die Landesregierung wie in der salomonischen Antwort
auf die Fragen 26 bis 34 der Meinung ist, dass es weder möglich
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noch wünschenswert ist. mit der geforderten Genauigkeit die
Aufgaben der Lehrer, der einzelnen Lehrkraft zu bewerten. aber
alle diese zusätzlichen Aufgaben in der regulären Arbeitszeit
lösbar sind. stellt sich die Fra ge: Waren die Lehrer denn vor der
Annahme des neuen Schuleesetzes unterfordert bzw. sind die
Lehrer jetzt voll aus gelastet oder welche Aufgaben können
ihnen künftig noch aufgehalst werden, bevor die Schmerzgrenze
erreicht ist?

Wenn sich die Landesregierung zur Bekräftigung ihrer Auf-
fassung, dass die vorn Lehrer zu leistenden Arbeiten lediglich
grob pauschalierend geschätzt werden können. auf ein entspre-
chendes HAG-Urteil beruft, sollte sie wenigstens so ehrlich
sein, auch einzugestehen, dass es ein völlig gegensätzlich lau-
tendes Urteil gibt.

Angesichts solcher Vorgehensweise kommt man nicht umhin,
der Regierung Beliebigkeit vorzuwerfen. Es wird so argumen-
tiert, wie es gerade gebraucht wird. Kein Wunder, dass eine
derartige Argumentation bei Lehrern auf völliges Unverständnis
stößt und sie. sich verhöhnt vorkommen.

Heute, zum Ende des Schuljahres, müssen wir konstatieren, dass
vielerorts noch keine ausreichende Klarheit herrscht über einen
geordneten Schulbeginn und weitere Verschärfungen der Ar-
beitsbelastunesprobleme zu erwarten sind. Mit den Kürzungen
der Stundenzuweisungen zum kommenden Schuljahr kommen
weitere Verschlechterungen der Lern- und Lehrbedingungen auf
die Lehrkräfte zu. Es wird weiterhin unbezahlter Vertretungs-
unterricht in Größenordnungen zu leisten sein, Mehrbelastungen
von Lehrkräften werden zunehmen. Beispielsweise sind im
Regionalschulamtsbezirk Cottbus 470 Lehrer jetzt schon an
zwei und mehr Schulen beschäftigt, Was das für deren Belas-
tung und deren Motivation und damit für die Qualität des Unter-
richts bedeutet, ist doch wohl klar.

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung zum Vertretun gsunter-
richt. Die Landesregierung ist der Meinung, dass Lehrkräfte
nicht nur für ihr Unterrichtsfach ausgebildet sind, sondern auch
in der Lage sein müssten, Lernprozesse auch in Fachgebieten zu
organisieren und durchzuführen, die sie sich in ihrem Studium
noch nicht wissenschaftlich erschließen konnten. Das ist die
Antwort auf Frage 11. Der Lehrer praktisch als Alleskönner -
wie soll da Qualität des Unterrichts gewährleistet werden, wenn
beispielsweise ein Sportlehrer Englischunterricht vertreten soll?
Wir gehen doch schließlich zum Zahnarzt und nicht zum Or-
thopäden, wenn wir Zahnschmerzen haben, obwohl beide Ärzte
sind.

(Beifall bei der PDS)

Minister Reiche hat hei der Aktuellen Stunde zu dem Ereignis
in Erfurt Folgendes wörtlich gesagt:

_Mir ist vor allein wichtig, dass wir uns, bevor wir neue For-
derungen aufmachen, als Parlament, aber auch jeder für sich
im Wahlkreis als Vater oder als Mutter, als Großvater oder als
Großmutter an die Seite unserer Lehrerinnen und Lehrer stel-
len. Denn nach Erfurt müssen sie wissen, dass sie in ihrem
Dienst unsere ungeteilte Wertschätzung haben. Sie müssen
wissen, dass wir an ihrer Seite stehen. wenn sie sich um Bil-
dung und Erziehung der Heranwachsenden hemühen.'•

Recht haben Sie gehabt, Herr Reiche! Doch das vorliegende
Papier veranlasst uns zu der Frage: Wie ernst meinen Sie es,
Herr Minister, tatsächlich mit dieser Unterstützung und Wert-
schätzung?

Wir werden in und nach der Sommerpause weiter an dieser
Problematik arbeiten und ich verspreche Ihnen schon heute: Wir
sprechen hier nicht das letzte Mal darüber.

(Beifall hei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Große, und gebe das Wort
an die Fraktion der CDU, Frau Abgeordnete Hartfelder.

Frau Hartfelder (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich
angesichts des endenden Schuljahres zunächst ein Wort des
Dankes an die Lehrer in Brandenburg für ihre engagierte Arbeit
richten. die sie im letzten Jahr geleistet haben. Eine knappe
Woche ist noch Schule. Dann ist dieses sicher auch für sie an-
strengende Schuljahr vorbei. Lassen Sie uns also gemeinsam
herzlich Danke sagen!

(Bei fall hei CDU und SPD)

Die Belastung von Lehrkräften im Land Brandenburg be-
schäftigt den Potsdamer Landtag schon geraume Zeit. Mit der
öffentlichen Anhörun g zu dem Problem der Lehrerarbeitszeit
am 6. Dezember 2001 hat sich der Bildungsausschuss des
Landtages sehr intensiv mit der Arbeitszeit, mit Arbeitszeit-
modellen und Berechnungen befasst. Die Große Anfrage der
PDS-Fraktion zu diesem Themenkreis und ihre Beantwortung
durch die Landesregierung reihen sich in die Aktivitäten der
Abgeordneten. der Landesregierung und des Landtages naht-
los ein,

Festzustellen ist, dass im Vergleich mit allen deutschen Bundes-
ländern die Lehrerarbeitszeit in Brandenburg weder negativ
noch positiv herausragt. Brandenburg liegt mit seiner Lehrer-
arbeitszeit also im Durchschnitt der deutschen Länder. Beurteil-
te man nur diesen statistischen Wert, müsste man also zu dem
Ergebnis kommen, dass alles in Ordnung ist.

Seit 1994 aber führt die Universität Potsdam Untersuchungen
durch, die sich mit der Bewälti gung von Belastungssituationen,
der psychischen Gesundheit und der sozial psychologischen
Beanspruchung von Menschen in unterschiedlichen Berufen
beschäftigen. Ge genstand dieser Betrachtungen waren auch die
Lehrer in Brandenburg, verglichen mit denen in anderen 13un-
desländern, aber auch mit denen im Ausland. Dabei hat sich
ergehen. dass ein hoher Prozentsatz der Lehrer gesundheitlichen
Risikomustern zuzuordnen ist. Über 70 % der Brandenburger
Lehrer fühlen sich überfordert oder leiden am Burn-out-Syn-
drum. Dies allerdings widerspricht dem geringen Krankenstand
der Lehrer. Mit 4,9 % liegt er im Vergleich zu anderen Berei-
chen im öffentlichen Dienst verhältnismäßig niedrig. Das zeigt
die Widersprüchlichkeit der Wahrnehmung des Dienstherren der
Lehrer und der Lehrer selbst einerseits und der Untersuchung
durch das Institut für Psychologie der Universität Potsdam
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andererseits. Zudem steht das subjektive Belastungsempfinden
hei vielen Lehrern ihrem persönlichen Engagement nicht ent-
gegen.

Ich möchte mich an dieser Stelle nicht den einzelnen Punkten
der Großen Anfrage widmen, sondern einige meiner persönli-
chen Erfahrungen erläutern. Die aufgezeigte Widersprüchlich-
keit ergibt sich zumindest aus drei Aspekten.

Erstens: Die Lehrer Brandenburgs fühlen sich - Kollegin Sieh-
ke hat das bereits ausgeführt - seit Jahren ungleich behandelt,
und zwar in erster Linie dahin gehend, dass sie ihre Einstu-
fung, ihren Status und ihre Besoldung aufgrund der verschie-
denen Veränderungen seit 1992 als nicht ausgewogen empfin-
den.

Vizepräsident Habermann:

Frau Abgeordnete Hartfelder, entschuldigen Sie bitte, wenn ich
Sie unterbreche. - Herr Abgeordneter Sargach. es gab eine Ver-
einbarung, dass hier im Plenarsaal nicht mit dem Handy telefo-
niert wird. - Bitte schön.

Frau Hartfelder (CDU):

Hierzu tragen bei - um nur einige Beispiele zu nennen - das
80%-Modell, das 66%-Modell hei den Grundschullehrern unter-
schiedlicher Arbeitszeitumfänge und die Existenz verschiedener
Statusgruppen, An gestellte. Teilzeitverbeamtete. Vollzeitver-
beamtete, und die Befristung von Arbeitsverträgen sowie die
ungeklärten Fragen im Zusammenhang mit der Zukunft des
Einstellungskorridors.

Zweitens: Die Arbeitsbelastung der Lehrer in Brandenburg ist
sehr unterschiedlich. In erster Linie durch den Unterricht bedingte
hohe Arbeitsbelastungen führen nicht dazu, dass aufgrund erhöh-
ter Leistung Abnlinderungstatbestände geltend gemacht werden
können. Darüber hinaus ist natürlich in den letzten Jahren mit
neuen Aufgabenstellungen auch neue Arbeit auf die Lehrer verla-
gert worden, etwa im Zusammenhang mit der Umsetzung der
Rahmenlehrpläne. der verbalen Bewertung des Arbeits- und So-
zialverhaltens. durch Statistiken und Prüfungsvorbereitungen.
Auch steigt die Regelun gsdichte im Hinblick auf den Schulbetrieb
ständig. Vorhandene Regelungen werden zum Teil jährlich ver-
ändert. Neue Verwaltungsvorschriften kommen hinzu. Dies alles
geht an Lehrerinnen und Lehrern nicht spurlos vorbei. Sie sind
Pädagogen. sie sind keine Juristen.

Drittens: Nach der Wende hat sich für viele Lehrer eine neue
Bestimmung des Arbeitsauftrages herausgestellt. In einer Reihe
von Fächern waren Beratung und Fortbildung für Lehrer in
besonderem Maße geboten. Viele Lehrer haben diese Angebote
gerade in den ersten Jahren sehr intensiv genutzt und besondere
Belastungen dadurch erfahren. Manche Pädago gen haben noch-
mals studiert, mussten aber dann erleben, dass ihnen dieses
Studium nicht anerkannt worden ist.

Auch haben sich gerade in dieser Zeit die Gesellschaft und die
Jugendlichen stark verändert. Jugendforscher stellten fest, dass
sich die Halbwertszeit von Jugendkulturen deutlich verkürzt hat.
Dominierende Stilrichtungen, Idole und Vorstellungen verän-
dern sich etwa im Dreijahresrhythmus grundlegend. Dies ver-

langt von den Lehrern heute eine wesentlich höhere geistige
Flexibilität im Umgang mit ihren Schülern.

Daraus ergehen sich zumindest zwei Schlussfolgerungen:

Die erste Schlussfolgerung beziehe ich auf die sehr treffenden
Aussagen der Landesregierun g. Sie ist sich bewusst, dass der
Beruf der Lehrkraft ein anspruchsvoller Beruf ist, der nicht als
Job zu erledigen ist, sondern den ganzen Menschen erfordert.
Das heißt, dass die Gesellschaft von Lehrern ein besonderes
Engagement erwartet und erwarten darf.

Das muss dann aber auch bedeuten, dass dieser Berufsstand in
der Gesellschaft besondere Anerkennung findet. Ich hin davon
überzeugt, dass insoweit noch viel zu tun bleibt. Die Autorität
der Lehrkraft darf nicht untergraben werden. Der Staat muss
aber auch dort handeln, wo Lehrer versagen. Wir wissen, wie
schwierig das ist.

Überdies sind die Lehrkräfte aufgerufen, ihre Einzelkämpferna-
tur aufzugeben und an den Schulen ihre Arbeit im Team zu
organisieren und zu analysieren.

Vizepräsident Habermann:

Würden Sie bitte zum Schluss kommen, Frau Abgeordnete
Hartfelder!

Frau Hartfelder (CDU):

Die zweite Schlussfolgerung: Besondere Leistungen werden in
jedem Beruf anerkannt, in dem einen mehr, in dem anderen
weniger. Ich bin davon überzeugt. dass gerade besondere Leis-
tungen im Lehrerstand des Landes Brandenburg sowohl ideell,
aber auch materiell besser anerkannt werden müssen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Frau Abgeordnete Hartfelder. - Ich gebe das
Wort an die Fraktion der DVU. Frau Abgeordnete Fechner,

Frau Fechner (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die PDS-Fraktion
möchte mit ihrer Großen Anfrage Transparenz und Klarheit in
die Fragen bringen. die sich aus der Arbeitsbelastung von Lehr-
kräften ergehen. Welch schönes Ziel! Sehen wir einmal, ob es
ihr auch gelungen ist.

Im Themenkomplex II werden Fragen zu Aspekten gestellt, die
die Arbeitsbelastung der Lehrkräfte beeinflussen. Die Fragestel-
lerin will unter anderem wissen. welche Auswirkungen auf die
Arbeitsbelastung von Lehrkräften sich durch den Ganztags-
schulbetrieb ergehen, welche Auswirkungen auf die Arbeits-
belastung von Lehrkräften sich durch unterschiedliche Klas-
senstärken ergeben, welche Auswirkungen die erzieherischen
Tätigkeiten von Lehrkräften auf die Arbeitsbelastung haben,
wie sich Vertretungsunterricht auf die Arbeitsbelastung aus-
wirkt usw. usf. All dies sind Fragen, die man sich bereits im
Vorfeld der Anfrage hätte beantworten können.
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Genauso sinnvoll war auch die Frage, wie sich die Mehrarbeit
auf die Arbeitsbelastung einer Lehrkraft auswirkt. Dazu muss
man wissen, dass Mehrarbeit bis zu drei Unterrichtsstunden im
Monat weder zusätzlich vergütet wird noch dass dafür ein An-
spruch auf Freizeitausgleich besteht. Es dürfte wohl einleuch-
tend sein, dass diese Tatsache nicht gerade zur Reduzierung der-
Arbeitsbelastung beiträgt. Das voraussetzend, hielt es auch die
Landesregierung nicht für nötig, auf diese und viele andere
Fragen dieses Themenkomplexes zu antworten.

Meine Damen und Herren, interessant ist die Antwort auf Fra-
ge 5. Es wurde gefragt. in welchem Umfang von den Lehrkräf-
ten Freizeit zur Bewältigung zusätzlicher Tätigkeiten aufgewen-
det wird. Nun die interessante Antwort:

„Die Landesregierun g geht davon aus. dass Lehrkräfte
grundsätzlich in der Lage sind, die Gesamtheit ihrer Tätig-
keiten in der Arbeitszeit ... ohne zusätzliche Inanspruch-
nahme von Freizeit zu leisten.-

Allerdings gibt es dazu keine empirischen Untersuchungen. Wie
wäre es, wenn die Schulämter bzw. die Landesregierung eine
Befragung unter den Lehrkräften bezüglich der zusätzlich benö-
tigten Arbeitszeit vornehmen würden? Lehrkräfte werden ja
heutzutage über ziemlich alles befragt. Warum sollten sie also
nicht einmal Auskunft über ihre tatsächlich geleisteten Arbeits-
stunden gehen? Allerdings beabsichtigt die Landesregierung
nicht. durch eine genaue Bestimmung, Erfassung und Abrech-
nung der Tätigkeiten die Illusion zu nähren. die Arbeit von
Lehrkräften sei mit einer exakten Zeiterfassung zu messen.

Ja. da hat die Landesregierung Recht. Natürlich ist die Messung
dieser Arbeit mit einer exakten Zeiterfassung nicht möglich.
Aber sie würde Rückschlüsse auf die wirkliche Anzahl der
Arbeitsstunden von Lehrkräften zulassen.

Zusammenfassend kann gesagt werden: Neue Erkenntnisse hat
diese Große Anfrage nicht gebracht. Aber vielleicht sollten viele
der Fragen nur dazu dienen, dass sich die Landesregierung mit
dieser Problematik auseinander setzt; denn eines steht fest: Die
Arbeitsbelastung der Lehrkräfte hat - auch aufgrund der ständi-
gen Aufgabenerweiterungen in den letzten Jahren - sehr zu-
genommen.

Die Landesregierung meint dazu, es gehöre zu den Besonderhei-
ten des Berri fs einer Lehrkraft, dass es vorübergehend zu stärke-
ren Belastungen, aber auch zu Entlastungen kommen könne.

Das ist richtig; jedoch wird es auch unserer Landesregierung
nicht entgangen sein, dass sich das Aufgabenfeld in den letz-
ten Jahren stetig erweitert hat. Darauf muss endlich reagiert
werden.

Als ein erster Schritt müsste die Verordnung über die Arbeits-
zeit der Beamten den neuen Arbeitsanforderungen der Lehr-
kräfte angepasst werden.

Meine Damen und Herren, die PDS-Fraktion wollte mit ihrer
Großen Anfrage Transparenz und Klarheit in die Fragen der
Arbeitsbelastung von Lehrkräften brin gen, Ob ihr das mit diesen
Fragen gelungen ist, erscheint fraglich. Auf alle Fälle bleibt zu
hoffen, dass diese Große Anfrage die Landesregierung zum

Nachdenken angeregt hat und dass sie im Interesse der Lehr-
kräfte und auch der Schüler endlich handelt. - Ich danke.

(Beifall hei der DVU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Fechner. - Ich gehe das
Wort an die Landesregierung. Herr Minister Reiche, bitte schön.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Reiche:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!
Die Landesregierun g ist der Auffassung, dass eine Lehrkraft
einen Beruf gewählt hat. der anspruchsvoll und schwierig ist.
dass die Lehrkraft also nicht nur einen Job macht, sondern einer
Berufung folgt.

Der Beruf des Lehrers ist nur mit außerordentlich hohem Verant-
wortungsbewusstsein auszufüllen und - mehr als in anderen Beiu-
fett - von einem hohen Anteil eigener Gestaltungsspielräume
gekennzeichnet. Dieser Beruf hat aber auch etwas, was in vielen
anderen beruflichen Tätigkeiten schmerzlich vermisst wird: die
Evidenz von Sinn und Zweck einer anstrengenden und schwieri-
gen. zugleich aber auch befriedigenden und erfüllenden Arbeit. Es
handelt sich um einen Beruf, bei dem alle glauben, weil sie schon
einmal die Schule besucht haben. mitreden und mitmahnen zu
können. Der Beruf des Lehrers findet in der Öffentlichkeit leider
nicht die eigentlich notwendige und ihm vor allen Dingen auch
gebührende Aufmerksamkeit und Anerkennung.

Sie wissen wie ich, dass der Grad. wie gut Lehrer im Einzelnen
ihre Arbeit machen, durch ein Ministerium nur sehr begrenzt
messbar ist. ich bin aber überzeugt davon, dass viele Lehrkräfte
eine sehr gute Arbeit leisten. Leider bin ich genauso davon
überzeugt - auch aufgrund von zwei Jahren intensiver Beobach-
tung dieser Situation -, dass wir die gute Arbeit, die Lehrerinnen
und Lehrer leisten. in der Gesellschaft häufig viel zu wenig
würdigen. Es wird immer wieder nur über die schlechten Lehre-
rinnen und Lehrer geredet, die es - wie in jeder anderen Berufs-
gruppe - auch gibt. und wir können immer auf das Vorurteil der
Bevölkerung rechnen und dann auf der Klaviatur dieses Vor-
urteils spielen.

In der Öffentlichkeit gibt es aber auch das Vorurteil, dass Lehrer
wegen der scheinbar freien zeitlichen Organisation ihrer Arbeit
nur während der Unterrichtszeit tätig seien. Lassen Sie uns
einen Moment gemeinsam über die Frage der zeitlichen In-
anspruchnahme nachdenken.

Ein Beschäftigter im öffentlichen Dienst des Landes Branden-
burg muss 1 760 Stunden pro Jahr arbeiten. Er ist an den Werk-
tagen 8.5 Stunden - einschließlich Pausen - im Dienst. Die von
uns für die Lehrkräfte festgelegte Unterrichtsverpll ichtung
bedeutet, dass sie in den rund 40 Schulwochen von diesen
1 760 Stunden etwas weniger als die Hälfte unterrichten. Sie
haben also zwischen 920 und 980 Stunden im Jahr Zeit, alle
sonstigen Aufgaben, die sie als Lehrkräfte erfüllen müssen, zum
Beispiel Vor- und Nachbereitung des Unteniebts, zu erledigen.
Damit hat ein Lehrer für den Fall, dass er seine gesamte Arbeit
innerhalb der Schulzeit erledigt, nicht nur 40 Stunden pro Wo-
che zu arbeiten, sondern 44 Stunden.
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Wozu dieser kleine Exkurs in die Zahlen? Ich will zeigen,
dass die Behauptun g , Lehrkräfte müssten übel 40 Stunden in
der Woche arbeiten, richtig ist. So wird auch erklärlich. wa-
rum sich Lehrkräfte innerhalb der Schulzeit in einem außer-
ordentlich hohen Maß zeitlich belastet fühlen, Ich hielt es für
einen ausgemachten Unsinn. mit diesen Zahlen zu belegen,
dass der Lehrerberuf nur subjektiv anstrengend wäre. Die
Arbeit mit den jungen Menschen, der hohe Anteil an erzie-
herischer Tätigkeit. der in der Schule zu leisten ist, fordern die
ganze Person.

Die Misserfolge, die in jedem Beruf vorkommen, werden von
den Lehrkräften intensiver empfunden, weil sie nicht mit Sa-
chen, sondern mit lebendigen, noch dazu jungen Menschen
verbunden sind: Menschen, die zum Glück auch immer wieder
ihre Meinung sagen.

Wahrscheinlich sollten wir überhaupt nicht vom Beruf des Leh-
rers sprechen, sondern in erster Linie vom Beruf der Lehrerin.
Denn dies ist ein Beruf, der in erster Linie von Frauen ausgeübt
wird. Sehr viele Frauen ziehen Kinder groll und sind damit viele
Jahre ihres Lebens erhebtich belastet. Das hat zwangsläufig zur
Folge, dass sie ihre Arbeit als Lehrerin außerhalb des Unter-
richts häufig in den Zeiten machen müssen, in denen die eige-
nen Kinder, jedenfalls wenn sie noch klein sind, schlafen. Damit
wird aber vielleicht einer der genannten Vorteile des Lehrerbe-
rufes, nämlich die relativ freie Disponibilität eines großen Teils
der Arbeitszeit, zu einem Faktor, der dann auch als zusätzliche
Belastung empfunden wird.

Eine Lehrerin, ein Lehrer kann nicht ohne weiteres auseinander
halten, wann denn nun endlich das Privatleben anfän gt. Sie bzw.
er wird häufig über den gesamten Tag wissen, dass abends noch
Korrekturarbeiten warten.

Wir müssen - die Kultusministerkonferenz versucht das mit
ihrer Imagekampagne - den Lehrerberuf in der Gesellschaft so
würdigen, wie es ihm angemessen ist. Ich denke, es ist nicht
erträglich, dass der Lehrer in einem vor kurzem gerade vor-
gestellten Ranking in der Wertschätzung der Gesellschaft auf
Platz 14 vor den Politikern und den Journalisten kommt, die
sich die beiden letzten Plätze teilen,

Kein Lehrer kann unsere Debatte derzeit verfolgen, weil sie alle
arbeiten. Deshalb möchte ich Sie bitten: Helfen Sie mit, dass die
wichtige und schwierige Arbeit von Lehrerinnen und Lehrern
gerade jetzt zum Schuljahresende immer wieder von ihnen
persönlich, aber auch öffentlich gewürdigt wird! Ich denke, das
wäre ein hilfreicher und übrigens auch ein kostenloser Beitrag
ge gen das Bum-out, das Ausbrennen von Lehrern, wenn sie
spüren, sie werden von uns im Parlament und von der Bevölke-
rung im Land unterstützt. - Vielen Dank.

(Beifall hei SPD und CDU - Bei fall des Abgeordneten
Prof. Dr. Bisky 1 PDS])

Vizepräsident Ilabermann:

Ich danke Herrn Minister Reiche.

Ich beende die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt und
stelle fest, dass Sie die Antwort der Landesre gierung in der-e

Drucksache 3/4424 auf die Große Anfrage 40 der Fraktion der
PDS in der Drucksache 3/3851 zur Kenntnis genommen haben.
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 7.

Ehe ich die Landtagssitzung unterbreche, möchte ich noch da-
rauf hinweisen, dass sich der Wahlprüfungsausschuss jetzt so-
fort nach der Unterbrechung im Raum 505 zu einer Sitzung
trifft.

Nun unterbreche ich die Sitzung des Landtages bis 13.15 Uhr zu
einer Mittagspause.

(Unterbrechung der Sitzung: 12.14 Uhr)

(Fortsetzung der Sitzung: 13.16 Uhr)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich begrüße Sie zum Nachmittagsteil der 59. Sitzung des Land-
tages Brandenburg in seiner 3. Wahlperiode und ich begrüße
Gäste unter uns. Realschüler aus Perleberg in der Prignitz.
Herzlich willkommen in der Landeshauptstadt!

(Allgemeiner Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Konzeption der Landesregierung zur Integration blei-
beberechtigter Zuwanderer im Land Brandenburg

Konzeption
der Landesregierung

Drucksache 3/4391

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Landesregie-
rung. Herr Minister Ziel, Sie haben das Wort.

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel:

Sehr verehrter Herr Präsident? Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Am 7. Mai dieses Jahres hat die Landesregierun g die
Konzeption zur Integration bleibeberechtigter Zuwanderer im
Land Brandenburg beschlossen. Vorangegangen war eine mehr
als einjährige Diskussionsphase mit den Ressorts der Landes-
regierung. mit den Kommunen, mit den Verbänden und mit ande-
ren Beteili gten. Weitestgehend konnten wir die Hinweise, die uns
gegeben worden waren. aufnehmen. sodass insbesondere die
Kommunen mit dieser Konzeption sehr zufrieden waren.

Es liegt uns jetzt eine Konzeption vor, die das erklärte Ziel hat,
die Integration von Zuwanderern im Land Brandenburg zu
verbessern. Sie ist Teil des Handlungskonzeptes „Tolerantes
Brandenburg".

Wir gehen davon aus, dass wir jährlich 5 000 Zuwanderinnen
und Zuwanderer in unserem Land haben. Wir müssen das als
eine Aufgabe begreifen, die sich insbesondere auf die Zielrich-
tun g „Tolerantes Brandenburg" bezieht.

Die Konzeption gliedert sich in vier Teile. Ich will sie nur ganz
kurz anreißen, indem ich benenne, wie diese Teile definiert sind.
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Im ersten Teil sind die Zielstellung, die Begriffserläuterung, die
Aufgaben und die Kosten enthalten.

Im zweiten Teil sind die Lebenssituation und der Rechtsstatus
der Zuwanderungsgruppen im Land Brandenburg dargestellt.

Es sind die Rahmenbedingungen dargelegt. die von der Seite
des Bundes gegeben sind und die unsere Kommunen haben. Das
gehört gleichzeiti g zum dritten Teil.

Der vierte Abschnitt ist der konzeptionelle Teil. Da finden Sie
die Maßnahmen zur Verbesserung der Integrationsbedingungen.
Dieser konzeptionelle Teil umfasst auch eine ganze Reihe von
I landlungsfeldern. 16 sind es insgesamt. Ich will Ihnen nur drei
Handlungsfelder benennen. Das sind die Optimierung des
Verteilungs- und Zuweisungsverfahrens, die Optimierung der
Wohnungsunterbringung und die Verbesserun g der sprachlichen
Integration.

Zur Umsetzung der Konzeption ist unter anderen' die Bildung
eines lntegrationsheirates vorgesehen. Wir werden über die
Weiterentwicklung der Konzeption und über die grundsätzli-
chen Fragen diskutieren und auch Einfluss auf die politische
Willensbildung nehmen. Der zuständige Ausschuss des Land-
tages wird von uns laufend informiert werden, so wie er auch in
der Vergangenheit informiert worden ist. - Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall hei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Für sie spricht die Abge-
ordnete Wolff.

Frau Wolff (PDS):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! In der heuti-
gen Debatte setzen wir uns mit der Konzeption der Landes-
regierung zur Integration bleibeberechtigter Zuwanderer im
Land Brandenburg auseinander. Für diese Konzeption stellt
diese Debatte nur ein Mosaiksteinchen dar.

Es ist festgestellt worden, dass die Konzeption nach langen
Diskussionen, Erfahrungsaustauschen und Bestandsaufnahmen
zustande gekommen ist. In diesen Prozess waren viele einbezo-
gen. die mit dieser Arbeit konkret befasst sind.

Nach Meinung unserer Fraktion ist es gut, dass eine solche
Konzeption jetzt vorliegt, wobei die Diskussion um diese Kon-
zeption mit der heutigen Debatte nicht beendet sein darf, was
sich auch aus dem nun unterschriebenen Zuwanderungsgesetz
ergibt.

(Beifall hei der PDS)

In der Konzeption werden viele Lücken aufgezeigt. wird darauf
verwiesen, dass viele Dinge nicht erfasst sind. vielleicht auch
gar nicht erfasst werden können. Und: Diese Konzeption ist
Bestandsaufnahme, was wichtig und Voraussetzung ist, aber sie
enthält einfach zu oft den Konjunktiv, und die Wege, die Mög-
lichkeiten. ja die konkreten Ausblicke auf Festlegungen fehlen

einfach. An diesem Papier muss weiter gearbeitet werden, damit
es seinem Namen „Konzeption" auch gerecht wird. Es fehlen
konkrete Verantwortlichkeiten. Eine Konzeption sollte auch
konkret Wege weisen.

Völlig richtig ist nach unserer Meinung der enge Zusammen-
hang zwischen Integration und einem toleranten Brandenburg
dargestellt. Eine gezielte Integration, die keine Assimilation
sein darf - auch das ist völlig richtig dargestellt -, leistet einen
Beitrag zu einem toleranten Brandenburg und ist Zeichen eines
Landes, in dem Menschen wohnen. fürdie Toleranz eine Selbst-
verständlichkeit ist oder wird.

Unbedingt unterstützen möchte ich die Anerkennung der Lan-
desregierung für die fundierte Arbeit, die auf dem Gebiet der
Integration durch Verwaltungen. Vereine, Institutionen, durch
viele ehrenamtlich arbeitende Menschen geleistet wird.

Eine wichtige Voraussetzung dafür, Integration erfolgreich
gestalten zu können, also so, dass Zugewanderte aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben mit all seinen Nuancen teilnehmen kön-
nen. ist, nicht nur zu integrieren, sondern auch die aktive Teil-
nahme der Menschen, die man integrieren möchte, zu verwirkli-
chen, denn sie sind in diesem Prozess keine Objekte, sondern
Subjekte.

Ja, Integration ist eine Querschnittsaufgabe. Das wissen all jene
sehr gut, die direkt mit Integration befasst sind. Die Landes-
regierung sieht das ebenso. Aber diese Querschnittsaufgabe
muss konzipiert werden. Diese Anforderung ist an eine Konzep-
tion zu stellen. Hier müssen die Aussagen konkreter werden. Es
muss genau ausgewiesen werden: Wer plant? Wer finanziert?
Wer initiiert die Vernetzung aller mit Integration Befassten?
Wie vernetzt sich die Landesregierung für diese Aufgabe?

Hier vieles unter Finanziervorbehalt zu sehen ist schädlich für
Integration.

(Beifall hei der PDS)

denn wie bei vielen anderen Aufgaben auch ist Kontinuität hier
eine Grundlage des Erfolgs.

Es ist völlig klar, dass meine Zeit nicht reicht, alle Seiten dieses
Konzepts nochmals darzustellen. Deshalb gleich noch einmal:
Das kann noch nicht der Weisheit letzter Schluss sein, aber es
ist gut, dass ein weiterzuführender Prozess hier ein Etappenziel
erreicht hat.

Ein großes Problem für Integration stellt die Tatsache dar, dass
Arbeitsplätze im Land in erheblichen Größenordnungen fehlen,
dass Zuwanderer dorthin kommen, wo zwar Wohnraum. aber
keine Arbeit vorhanden ist. Für die meisten Menschen ist es
wichtig, sich über Arbeit zu verwirklichen, Es bedarf keiner
Erwähnung, dass das bei Zuwanderern ehenso ist.

Unbedingter Handlungsbedarf besteht hinsichtlich der Anerken-
nung .,mitgebrachter" Abschlüsse. In der Konzeption ist zu
lesen:

„Das bedeutet zum einen zu prüfen, ob es Möglichkeiten
gibt. die Anerkennung von Abschlüssen zu erleichtern."
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Hier - so unsere Forderung - muss die Prüfphase beendet wer-
den. Die Anerkennung von Berufsabschlüssen muss erleichtert
werden. Klug konzipierte Anpassungsmaßnahmen sind hier
gefragt.

Die Sprachausbildung wird in der Konzeption mehrfach an-
gesprochen. Das ist sicherlich auch eine. wenn nicht die wich-
tigste Grundlage der Integration. Aber hier sind Kontinuität.
Systematik und Lebensverbundenheit gefragt. Wie erfolgt die
Kontrolle, ob die Sprachausbildung so läuft, dass eine Teil-
nahme am Arbeitsprozess möglich ist'?

Sprachentwicklung verlangt auch moderne Sprachkurse. ver-
langt längere Kurse, verlangt Praktika. Welche Bedeutung
Schule dabei hat, muss eigentlich nicht erwähnt und doch viel-
mals unterstrichen werden. Der Punkt IV 1.5 - Vorschulische
und schulische Integration - scheint zwar sehr weit entwickelt
zu sein, braucht aber eine konkrete Umsetzung, braucht finan-
zielle Absicherung, braucht die entsprechende Ausbildung der
Lehrerinnen und Lehrer. [her ist bei weitem nicht nur die
sprachliche Kompetenz gefragt.

Wenn die Bedeutun g der Garantiefonds an mehreren Stellen
hervorgehoben wird, dann kommen große Bedenken auf. wenn
auch diese Sparmaßnahmen zum Opfer fallen. Hier muss zu-
mindest der Bestand gewahrt werden.

Unbedingt zuwenden muss man sich unserer Meinung nach der
Entwicklung dahin gehend, dass Kinder von Spätaussiedlern
zum großen Teil nur an Gesamtschulen ohne gymnasiale Ober-
stute und kaum an Gymnasien lernen. Sie kommen aber aus
Schulen in ihren alten Heimatländern, an denen sie Höchst-
leistungen brachten,

Unter den Spätaussiedlern stellen die 12- bis 1R-Jährigen eine
besonders schwielige Gruppe dar. wofür es viele Gründe gibt.
die zu erläutern die Zeit hier fehlt. Diese jungen Menschen
brauchen eine verstärkte Zuwendung.

(Beifall hei der PDS)

In Kita und Schule, in den Freizeiteinrichtungen, beim Sport
werden die Grundlagen dafür gelegt, dass junge Zuwanderer die
Probleme ihrer Eltern nicht mehr haben, fest in die Gesellschaft
integriert sind und die Integration auch für die andere Gene-
ration erleichtern.

Meine Fraktion nimmt mit Aufmerksamkeit zur Kenntnis. dass
der Verbesserung der Lebenssituation der Flüchtlinge ein Ab-
schnitt der Konzeption gewidmet ist. Wir fordern dazu auf, die
bundespolitische Entwicklung zum Beispiel zur Änderung des
Asylbewerberleistungsgesetzes nicht abzuwarten, sondern aktiv
zu werden. Nehmen Sie, liebe Mitglieder der Landesregierung.
dafür, wie angesprochen, einige praktische Verbesserungen vor,
haben Sie die Unterstützung vieler Vereine, Initiativen, der
Ausländerbeauftragten, vieler Flüchtlinge. vieler Brandenbur-
ger. die auch das als einen Beitrag für ein tolerantes Branden-
burg sehen. Aber hier ist auch Eile geboten: denn die Probleme
bestehen nicht erst seit gestern.

Eine Konzeption liegt vor, die zur Weiterarbeit auffordert, die sich
viel leichter ohne Paragraphen umsetzen ließe, wenn ein aufmerk-

sameres Miteinander selbstverständlich wäre. Halten wir uns an
jene, für die es das ist, dann haben alle mit diesem Thema Befass-
ten - das sind letztendlich alle Brandenburgerinnen und Branden-
burger, ganz gleich, oh hier geboren oder aus den verschiedenen
Teilen der Welt zugewandert - eine gute Stütze. Integration ist
Menschenrecht und Menschenpflicht. - Danke.

(Beifall hei der PDS)

Präsident Dr. Knohlich:

Das Wort geht an den Abgeordneten Kuhnert. Er spricht für die
SPD-Fraktion.

Kuhnert (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch wir begrüßen,
dass die Landesregierung eine Konzeption zur Integration von
ausländischen Mitbürgern oder Aussiedlern vorgelegt hat; denn
eine solche Konzeption zur Integration ist die Voraussetzung für
das Gelingen von Zuwanderung und von Integration der Zu-
gewanderten.

ich möchte das an dein Beispiel der Aussiedler deutlich ma-
chen, die jetzt kürzlich wieder nach der Geiselnahme von
Wrestcdt im kritischen Gespräch war.

In den 80er Jahren galten gerade die deutschstämmigen Aus-
siedler als Beispiel für eine mustergültige Integration in die
damals westdeutsche Gesellschaft. Der Wendepunkt kam 1993.
Das hatte zwei Ursachen. Erstens war nach dem Ende der Sow-
jetunion für die Deutschstämmigen in den Ländern der damali-
gen Sowjetunion die Möglichkeit entstanden. nach Deutschland
überzusiedeln. Aufgrund ihrer Geschichte in der Sowjetunion,
die zum Teil auch von Verfolgung und Verbannung gekenn-
zeichnet war. waren das aber Gruppen, deren Angehörige wei-
testgehend nicht gut oder gar nicht mehr Deutsch sprachen und
die auch nicht gut ausgebildet waren. Außerdem war in jener
Zeit der Arbeitsmarkt eng geworden und für die Aufnahme
solcher Menschen nicht mehr bereit.

Zweitens: Das Entscheidende war. dass die damalige Bundes-
regierung im Jahre 1993 die Mittel für die Eingliederungshilfe
und die Sprachkurse gekürzt hat, und zwar aus verständlichen
Spargründen. Da möchte ich jetzt auch gar nicht mit dem Finger
auf die damalige Bundeshauptstadt zeigen. Es scheint mir über-
haupt ein Grundprinzip von Politik zu sein, aus vorgeblich not-
wendigen Spar gründen heraus Schäden anzurichten, die später
zu reparieren dann sehr viel teurer wird.

(Vereinzelt Beifall hei SPD und PDS)

So war es auch in diesem Fall,

Als Folge daraus muss man jetzt statistisch feststellen, dass die
Straffälligkeit bei jugendlichen Aussiedlern um 25 % höher ist
als hei Einheimischen. Man muss aber hinzufügen, dass, wie
soziologische Studien zeigen, in den Fällen, in denen jugendli-
che Aussiedler in einer familiär und wirtschaftlich vergleich-
baren Situation wie Einheimische leben, bei diesen die Straffäl-
ligkeit niedri ger ist als bei den Einheimischen.
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Es wird also deutlich, dass ein Konzept, das die Integration von
Zuwanderern regelt und gewährleistet, notwendig ist. Die Landes-
regierung hat das hier vorgestellt. Das ist sozusagen schon die
zweite Auflage. Wie schon gesagt worden ist, sind die Akteure
vor Ort im Rahmen eines breiten Dialogs beteiligt worden und
sind ihre Gedanken und Ideen in das Konzept eingeflossen. In
dem Konzept der Landesre gierung wird das ganze Netz von
sprachlichen, beruflichen und sozialen Integrationsmaßnahmen
beschrieben.

An dieser Stelle muss das Zuwanderungsgesetz des Bundes
erwähnt werden, das der Bundespräsident jetzt unterschrieben
hat. In dem Konzept der Landesregierung, das uns hier vorliegt,
wird an verschiedenen Stellen darauf Bezug genommen. Diese
Bezugnahme kann aber nur vage sein, weil das Gesetz damals
noch nicht verabschiedet war bzw. die entsprechenden Rechts-
verordnungen noch erlassen werden müssen.

Das Zuwanderungsgesetz des Bundes korrigiert den Schaden,
der durch die Kürzung der Mittel im Jahre 1993 angerichtet
worden war. Erstens wird damit die Integration von Zuwande-
rern gesetzlich geregelt und zweitens wird es danach Basiskurse
für Sprach- und Aufbaukurse gehen sowie Orientierungskurse
zu Fragen der Rechtsordnung. der Kultur und der Geschichte.
Es ist Pflicht. dies durchzuführen, und es ist Pflicht der Betrof-
fenen. an den Kursen teilzunehmen.

Wichtig für das Land ist, dass auch die Kostenfrage neu geregelt
wird. Zurzeit ist es nach Aussagen der Stissmuth-Kommission
so, dass die Länder etwa drei Viertel und der Bund ein Viertel
der Kosten tragen. Nach der neuen Regelung wird es etwa ge-
nau umgekehrt sein.

Zum Schluss meiner Ausführun gen möchte ich auf den letzten
Abschnitt der Konzeption hinweisen. in dem auf das Wirken
von Ehrenamtlichen und auf die Notwendigkeit ehrenamtlicher
Arbeit eingegangen wird. Es muss ein Klima für eine Integra-
tionsbereitschaft der Gesellschaft geschaffen werden. Hier ist
auch die Politik in der Pflicht. In diesen Tagen kann man nur
dafür werben, den Wahlkampf nicht wiederholt dazu zu nutzen,
zuwandererfcindl iche Ressentiments zu fördern. - Vielen Dank,

(Beifall bei SPD und PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die DVU-Fraktion. Für sie spricht die Abge-
ordnete Hesselbart h.

Frau Hesselharib (DVU):

Hen- Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben uns mit
dem Inte grationskonzept der Landesregierung eingehend befasst
und sind zu folgendem Ergebnis gekommen: Wir lehnen das
Konzept ab, werden aber einer Ausschussüberweisung zustim-
men.

Ihr Konzept geht auf den Seiten 5 folgende von Grundansätzen
und Begriffen aus, die zum Teil linksideologisch geprägt, ins-
besondere aber ordnungspolitisch verfehlt sind.

Ihnen fehlen zu zwei Schlüsselfragen offenbar jegliche auch nur
halbwegs abgesicherten Erkenntnisse.

Auf Seite 21 schreiben Sie selbst:

	  dass kaum Erkenntnisse zur aktuellen Situation von
zuwandernden Männern und Frauen. Mädchen und Jungen
in Brandenburg vorliegen.-

Auf Seite 23 heißt es weiter:

„Inwieweit sich eine gewisse räumliche Konzentration
von Zugewanderten in einzelnen Wohngebieten oder
Stadtteilen als Vorteil ... erweist oder insgesamt eher in-
tegrationshemmend auswirkt, bedarf noch eingehender
Diskussion."

Ihr Konzept ist sozusagen mit Unverbindlichkeiten gespickt. Sie
wollen lediglich „anstreben", „hinwirken-, „möglichst breite
Debatten initiieren", „Diskussionsprozesse entwickeln", „Re-
wusstseinsschärfungen" betreiben. „Beiträge für mehr Ver-
ständnis und Toleranz leisten" und dergleichen mehr. Alles
steht auf Seite 9 unter dem generellen Finanzierungsvorbehalt.
Im Klartext: Sie wissen erstens und auch zweitens nicht. wie Sie
das alles bezahlen wollen.

Schließlich verunglimpfen Sie auf den Seiten 15 und 16 auch
noch pauschal deutsche Ehepartner in hinationalen Ehen, Dic
DVU-Fraktion weist dies nachdrücklich zurück, denn gerade
deutsche Ehepartner - Männer wie Frauen - leisten überwiegend
wertvolle Beiträge zur Integration. Sie sollten das herausstrei-
chen, Herr Minister Ziel, und nicht diskreditieren.

Herr Minister Ziel, das ist doch kein Konz.ept. Es fehlen jegliche
Vorgaben für eine ergebnisorientierte Umsetzbarkeit. Wirklich-
keit, Wunsch und Wille klaffen hier auseinander.

Natürlich haben wir in Deutschland - auch in Brandenburg -
erhebliche lntegrationsdefizite festzustellen. Hier besteht ins-
besondere Handlungs- und kein Diskussionsbedarf. Auch der
Diskussion hierüber werden wir uns im Ausschuss nicht ver-
schließen,

Bei der Erstellung entsprechender Konzepte werden wir uns
allerdings von folgenden Grundgedanken leiten lassen:

Erstens: Deutschland ist kein Einwanderungsland. Deutschlands
innerer Zusammenhalt und sozialer Frieden ist das Ergebnis na-
tionalen Wertekonsenses. Dieser hat sich über Jahrhunderte hin-
weg entwickelt und seine Vollendung im Grundgesetz gefunden.

Zweitens: Deutschland hatte immer Zuwanderungen zu ver-
zeichnen. Das wird auch in Zukunft so sein. Aber das darf nicht
zu einer Verschiebung des Wertekonsenses unseres Landes
führen. Dic Verfasstheit Deutschlands als freiheitlicher. demo-
kratischer und sozialer Rechtsstaat darf hierdurch nicht beein-
trächti gt werden.

Drittens: Zuwanderung und Integration müssen mit diesen Inte-
ressen in Einklang gebracht werden.

Zudem bewegen Sie sich auf unsicheren Tatsachengrundlagen. Folgendes ist hiermit auch nicht zu vereinbaren: Bundeskanzler
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Schröder sagte im „Tagesspiegel - vom 12. Juni, dass das Zu-
wanderungsgesetz ein außerordentlich modernes Gesetz sei, das
den Interessen von Ausländern und Wirtschaft gerecht werde. -
Unsere Nation besteht aber bekanntlich nicht nur aus Auslän-
dern und Wirtschaft.

Viertens: Ein vernünfti ges Inte grationskonzept muss dreierlei
leisten: die Folgen verfehlter Integrationspolitik der letzten rund
30 Jahre korrigieren, neu entstehende Integrationsdefizite ver-
hindern, die realen Neuzuwanderungszahlen wegen der schwie-
rigen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftslage auf das verfassungs-
rechtlich und wirtschaftlich gebotene Maß beschränken.

Ein solches Integrationskonzept hat erst dort anzusetzen, wo der
- wenn auch nur zeitweilige - Inlandsaufenthalt beginnt. Da-
runter fallen keine Personen, die Abschiebehindernisse zure-
chenbar zu vertreten haben. Alles andere ist unserer finanziell
gebeutelten Inlandshevölkerung weder zu vermitteln noch zu-
zumuten. Wir müssen aber auf die Akzeptanz unserer Bevölke-
rung abzielen. Akzeptanz ist immer die Vorstufe zu Toleranz.
Das heißt, ohne die Akzeptanz werden Sie, meine Damen und
Herren, Ihr Ziel - Toleranz in Brandenburg - meilenweit verfeh-
len. Da helfen auch die besten ideologischen Bewusstseinsein-
schartungen nicht, Herr Minister Ziel.

An dieser Stelle unterscheidet sich auch unsere Fraktion offen-
bar von Ihnen. Herr Minister Schönhohm, Wir können nicht
nachvollziehen, dass Sie das Zuwanderungsgesetz im Bundesrat
abgelehnt haben, aber das im selben Geist geschriebene Kon-
zept hier mittragen wollen. - Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall hei der DVU)

Präsident Dr. Knohlich:

Das Wort geht an die CDU-Fraktion. Für sie spricht die Abge-
ordnete Richstein.

Frau Richstein (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Uns liegt heute die
Konzeption der Landesregierung zur Integration hleibeberech-
tigter Zuwanderer im Land Brandenburg vor. Dafür möchte ich
mich auch im Namen meiner Fraktion bedanken.

Die Integration bleibeberechtigter Zuwanderer in Brandenburg
wird natürlich auch sehr davon abhängen, wie die Zuwan-
derung auf Bundesebene überhaupt geregelt sein wird. Das
Zuwanderun gsgesetz ist unterschrieben, ob es jedoch in Kraft
treten wird, wird letztendlich das Verfassungsgericht entschei-
den.

Die Umsetzung dieses Zuwanderungsgesetzes in den Ländern
ist aber diesen in einigen Bereichen selbst überlassen. Auch hier
entzieht sich der Bundesgesetzgeher wieder einmal seiner Ver-
antwortung, wie er es schon so oft in dieser Legislaturperiode
getan hat.

Meine Damen und !Jeffen, am 31.12.2000 hielten sich in Bran-
denburg 48 804 Ausländer auf. Das ist ein Anteil von gerade
einmal 1,9 % an der Gesamtbevölkerung.

Die hierbei zu leistende Integrationsarbeit hält sich da auch
noch für das Land Brandenburg in Grenzen, aber durch die zu
erwartende Zuwanderung wird sich dieser Zustand höchstwahr-
scheinlich ändern. Sie kennen unsere Erwartungen und unsere
Prognosen, dass die steigende Zuwanderung keine Arbeitsmi-
gration sein wird, sondern gerade solche Menschen zu uns kom-
men werden. die einen erhöhten Integrationsbedarf haben.

Auch an dieser Stelle - Herr Kulmen ist schon auf die Kosten
der Integration eingegangen - bürdet der Bund dem Land Auf-
gaben auf, ohne jedoch einen Kostenausgleich zu gewährleisten.

Meine Damen und Herren. in dem Konzept ist angeführt, dass
Inte grationsarbeit im Lande lange Zeit ein Schattendasein führ-
te, aber nach eigenem Bekunden erkennt die Landesregierung,
dass der Zuwandererintegration landespolitisch künftig deutlich
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden muss. Das stellt sie
selbst unter vier Aspekte:

Erstens: Die demographische Entwicklung der Bundesrepublik
zeigt auf, dass wir auf Einwanderung angewiesen sind. Dieser
Zuwachs stellt uns vor die Aufgabe und bietet uns aber auch
gleichzeitig die Chance, Fremdenfeindlichkeit, Intoleranz und
Gewalt entgegenzutreten. Betrachtet man die Medienberichte und
die fremdenfeindlichen Übergriffe über und in Brandenburg. so
könnte sich der Eindruck aufdrängen, dass wir unter Überfrem-
dung leiden. Aber darin liegt gerade das Problem. Dort, wo der
Ausländeranteil gering ist, wie es nun einmal in Brandenburg der
Fall ist, regiert Intoleranz. ist die Angst vor den Fremden, vor dem
Unbekannten groß. In Gegenden mit einem hohen Ausländeranteil
ist es genau entgegengesetzt. Man konnte es sehr gut in Berlin
sehen, wo sich Kreuzberg und Friedrichshain mit einem hohen
Ausländeranteil auf der einen Seite und einem geringen auf der
anderen Seite gegenüberstanden.

Die bevorstehenden Aufgaben bedeuten aber auch, die Gesell-
schaft für die Integration von Zuwanderern zu sensibilisieren.
Integration ist keine Einbahnstraße. in der nur an die Zuwande-
rer Anforderungen gestellt werden. Das Integrationsklima ist
von uns selbst zu gestalten.

Im zweiten Aspekt stellt die Landesregierung zutreffend fest,
dass trotz Neuzuwanderern die Arbeitsintegration weiterhin
ungünstig ist sowie Sprach- und Motivationsdefizite ansteigen.
Der Erfolg konkreter Ansätze ist sicherlich zu einem späteren
Zeitpunkt zu überprüfen.

Drittens: Die Integrationsmodelle für Ausländer mit vorüberge-
hendem Aufenthalt sind besonders diffizil. Wir sind uns darüber
einig, dass Asylbewerber und Bürgerkrie gsflüchtlinge während
ihres Aufenthaltes nicht gänzlich isoliert hier leben können.
Aber bei unseren Integrationsbemühungen kann und darf nicht
die Situation eintreten, dass durch eine Integration die geltenden
Normen und Gesetze ad absurdum geführt und auf den Kopf
gestellt werden. Wir leben nun einmal in einem Rechtsstaat und
müssen die uns selbst gesetzten Grenzen auch respektieren und
können diese nicht durch eine erfolgreiche Integration außer
Acht lassen.

Viertens: Die Integrationsbemühungen sind zutreffend als Quer-
schnittsaufgabe definiert. Jedoch geht mir dieser Aspekt nicht
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weit genug. Die Verteilung ,.auf alle Verantwortungsebenen"
und die Förderung insbesondere „kommunaler Beschäftigung
mit der Integration" ist nur ein erster Schritt. Es ist eine Auf-
gabe jedes Einzelnen, die jeder in seiner Verantwortung wahr-
nehmen muss.

Zusammenfassend stellt dieses Konzept eine gute Handlungs-
anweisung mit einer durchdachten Schwerpunktsetzung auch für
die vor Ort Tätigen dar.

Abschließend - wenn ich das noch anfügen darf -: Wenn die
Landesregierung. wie geplant. eine Untersuchung zu der Situati-
on der Zuwanderer in Brandenburg unter Berücksichtigung des
Gender-mainstreaming-Ansatzes durchführt, bitte ich zu be-
rücksichtigen. dass eine generelle Untersuchung zum gender
mainstreaming noch aussteht. - Vielen Dank.

(Beifall bei CDU Lind SPD)

Präsident Dr. Knohlich:

Ich danke auch. - Wir sind am Ende der Rednerliste und ich
schließe die Aussprache. Damit ist das Konzept der Landesregie-
rung in Drucksache 3/4391 zur Kenntnis gegeben worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 8 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 9 auf:

Zweiter Bericht der Landesregierung zur Umsetzung
des Beschlusses des Landtages Brandenburg „Stabili-
sierung und Weiterentwicklung der Hochschulen im
Land Brandenburg" vom 17. Mai 2001

Bericht
der Landesregierung

Drucksache 3/4492

Des Weiteren liegt Ihnen ein Entschließungsantrag der PDS-
Fraktion in der Drucksache 3/4561 vor.

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitra g der Landesregie-
rung. Frau Ministerin, bitte.

(Ministerin Prof. Dr. Wanka: Ich möchte gerne zum
Schluss reden!)

- Zum Schluss? Das ist doch ein Bericht der Landesregierung.
Derjenige, der berichtet, fängt doch auch an.

(Ministerin Prof. Dr. Wanka: Geht es nicht, dass ich zum
Schluss rede?)

- Es gibt fünf Minuten als Bonus und fünf Minuten Redezeit.

(Zuruf von Ministerin Prof. Dr. Wanka)

- Die Landesregierung sollte sich in Zukunft eher erklären,
damit wir die Rednerliste den Gepflogenheiten entsprechend
abändern können.

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Herr Dr. Trunschke. bitte.

(Vietze1PDS1: Nein, nein! - Weitere Zurufe von der PDS)

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur
Prof. Dr. Wanka:

Gut, dann rede ich jetzt. Ich wollte gern agieren und nicht den
Bericht referieren.

Wir sind mit Parlamentsbeschluss vom letzten Jahr beauftragt
worden, dein Ausschuss einen ausführlichen Bericht vorzule-
gen. Das ist im letzten Dezember geschehen. Dann sollte jähr-
lich einmal vor der Sommerpause, also im Juni/ uli, im Plenum
berichtet werden.

Wir haben uns darauf verständigt, dass es nicht sehr sinnvoll ist.
in jedem Jahr einen kompletten Bericht über die Weiterentwick-
lung der Hochschulen zu präsentieren, sondern sich auf solche
Bereiche zu beschränken, in denen Fortschritte zu verzeichnen
sind. Der vorliegende Bericht konzentriert sich aus diesem
Grund auf drei Schwerpunkte: zum Ersten auf die Studienplatz-
erweiterung. zum Zweiten auf den Punkt „leistungsorientierte
Mittelvergabe an den Hochschulen - und zum Dritten auf die
Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft.

Gestatten Sie mir nun, die einzelnen Punkte - in unterschiedli-
cher Intensität - zu erläutern.

Zur Studienplatzerweiterung: lm Sommer letzten Jahres wurde
im Kabinett beschlossen, dass die Hochschulen ausgebaut wer-
den. Bereits im Haushalt 2002/2003 sollen 1 700 zusätzliche
Studienplätze ein gerichtet werden. Dazu galt es, zuerst Überle-
gungen anzustellen, welches Verfahren zu wählen ist. Dies
musste relativ schnell, eigentlich viel zu schnell. entschieden
werden. Einerseits kann das so gehandhabt werden, dass das
Ministerium einen Vorschlag macht. welche neuen Fächer die
Hochschulen einzurichten haben, andererseits könnte eine Ex-
pertenkommission eingesetzt werden. die Empfehlungen aus-
spricht. Dies alles würde aber viel zu lange dauern.

Deshalb haben wir auf einen anderen Weg gesetzt: Wir sind von
dem Potenzial. den Kompetenzen der Hochschulen ausgegangen
und haben das Vorschlagsrecht für neue Studiengänge - nach
genau definierten wettbewerhlichen Kriterien - hei den Hoch-
schulen belassen. Die Hochschulen konnten also einreichen.
welche Studiengänge sie neu etablieren möchten. Bedingung
dafür war, dass das Landesinteresse nachgewiesen wurde. Wir
haben eine Reihe von Studiengängen in Brandenburg, die zulas-
sungshcschrtinkt sind, die aber sozusagen an jeder _Ecke - in
der Bundesrepublik studiert werden können. Aus diesem Grund
sollten solche Studiengänge nicht noch weiter ausgebaut wer-
den. Das Landesinteresse war uns also besonders wichtig.

Es wurde vor allem auf Vorschläge Wert gelegt, die zum Profil
der Hochschule passen. Es sollten nicht nur Studiengänge sein,
die modernen Trends folgen. attraktive Namen haben und allein
schon deshalb eine große Zahl an Studienbewcrbern garantieren.

Wichtig war als weiteres Kriterium, dass die studentische Nach-
frage gesichert sein muss und der Arbeitsmarkt, abschätzbar für
die nächsten Jahre, Einsatzmöglichkeiten für Absolventen vorhält.
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Vor diesem Hintergrund sind von den Hochschulen 66 Vor-
schläge sowohl für neue Studiengänge als auch für Erweiterun-
gen bestehender Studiengänge gemacht worden. Angesichts der
Vielzahl von Vorschlägen und der begrenzten Mittel musste
folglich eine Auswahl getroffen werden. Wir haben ein zweistu-
figes Verfahren durchgeführt, das, so denke ich, sehr objektiv
und nachvollziehbar ist. Im Er gebnis sind insgesamt 24 Studien-
gänge entweder ergänzt oder neu etabliert worden. 61 % der
neuen Plätze wurden an Fachhochschulen ver gehen. Auch das
ist Landesstrategie, da in Brandenburg bislang ein sehr konven-
tionelles Verhältnis zwischen Fachhochschulen und Universitä-
ten vorhanden war.

Dieses Ergebnis wurde natürlich mit dem Landeshochschulrat
und den Hochschulen diskutiert und mittlerweile auch der Öf-
fentlichkeit präsentiert: denn die Studienplatzerweiterung muss
an den Hochschulen ja auch schon vorbereitet werden. Einige
Journalisten hatten vorher prognostiziert, dass es einen Auf-
schrei der Unterlegenen gehen wird. Klar ist allerdings von
vornherein, dass bei einem Auswahlverfahren nur einige einen
Zuschlag bekommen können. Ich bin aher mit der Resonanz auf
unsere neuen Angebote - Sie haben es auch der Presse entneh-
inen können - sehr zufrieden, zumal das die Hochschulen wie
auch die Wirtschaft ebenso sehen.

In Brandenburg verfügen wir nunmehr über ein Fächerspekt-
rum, das um wesentliche Facetten reicher ist. Es gibt jetzt eine
ganze Reihe von Studiengän gen. die voll in das Landesprofii
passen. Ein gutes Beispiel hierfür ist das neue Studienmodul
Bioinformatik an der Universität Potsdam - zurzeit bundesweit
noch ein Mangelfach. Die Berufschancen der Absolventen die-
ses Faches in den nächsten Jahren werden als exzellent einge-
schätzt. Ich gehe sogar davon aus. dass sich die Nachfrage nach
Absolventen hierfür besser entwickeln wird als für die Bio-
technologie insgesamt. Außerdem gibt es an keiner Berliner
Hochschule etwas Vergleichbares. Übrigens: Natürlich wurden
alle Überlegungen vorab mit Berlin abgestimmt. Besonders
wichti g : Die Bioinformatik hat eine starke Verbindung zur
Spezifik der Forschung in Golm.

Ein weiteres hervorhehenswertes Beispiel ist der Studiengang
Telematik an der Fachhochschule Wildan. Er war bisher als
Modellversuch. finanziert über die BLK, gelaufen. Nun ist es
uns gelungen, diesen Studiengan g als reguläres Angebot zu
etablieren. Dies ist ein dualer Studiengang, das heißt, er wird
gemeinsam mit der Wirtschaft durchgeführt. Insgesamt sind
daran 70 Unternehmen beteiligt. Interesse haben bisher rund
90 % der Unternehmen aus Brandenburg signalisiert.

Ein drittes Beispiel: Europäisches Verwaltungsmanagement,
was es bisher nur als Fortbildung gab, wird als grundständiger
Studien gang in Wildau mit dem besonderen Akzent auf die
Umsetzung von EU-Richtlinien eingerichtet. Auch das ist, so
denke ich, für ein Land wie Brandenburg mit seiner langen
Ostgrenze und mit Blick auf die EU-Osterweiterung insgesamt
eine sehr gute Sache.

Ich bin der Auffassung, dass wir es geschafft haben, in diesem
Punkt die Kabinettsauflagen zu erfüllen. Sicherlich wird es für
die Hochschulen nicht einfach, diese Studienangebote zu etab-
lieren: denn sie müssen auch Eigenbeiträge erbringen. Aber das
ist schon auf gutem Weg.

Im zweiten Punkt des Berichtes geht es um die leistungsorientierte
Mittelvergabe. Sie alle wissen, dass im Hochschulbereich seit
ungefähr zehn Jahren über verschiedene Möglichkeiten nach-
gedacht wird, die Mittel zu verteilen. Zunächst einmal wurden die
Hochschulhaushalte flexibler gestaltet. In der zweiten Stufe wur-
den seit dem Haushaltsjahr 2000/2001 auf freiwilliger Basis in
Brandenburg Glohalhaushalte eingeführt. Nun wollen wir in
Brandenburg aber wesentlich weiter gehen und die gesamte Hoch-
schulfinanzierung grundlegend umstellen. Die Mittel sollen leis-
tungsorientiert verteilt werden, das heißt mehr Wettbewerb, mehr

Autonomie für die Hochschulen - aber mit stringenten Auflagen.
Das ist in dieser Form, so wie ich es anstrebe, in der Bundesre-
publik bisher noch nicht üblich. Es gibt eine ganze Reihe von
Sorgen hei den Hochschulen, weil klar ist, wenn wir ein solches
Modell etablieren, wird es unweigerlich zu Univerteilungen kom-
men. Das ruft natürlich Sorgen hervor. Deswegen haben wir die-
sen Prozess unter Moderation des Zentrums für Hochschulent-
wicklung in Gütersloh begonnen, wo bereits große Erfahmngen
aus anderen Bundesländern vorhanden sind.

In dem Ihnen vorliegenden Bericht sind die ersten Grundsätze für
ein solches Mittelverteilungsmodell, speziell für Brandenburg,
aufgeführt. Wir haben festgestellt, dass Ergebnisse anderer Länder
nicht einfach kopiert werden können, Allein schon in Branden-
burg sind die drei Universitäten, die Technische Universität Cott-
bus. die Viadrina und die Universität in Potsdam, im Prinzip nicht
vergleichbar. Dann ein Modell zu finden, das auf objektiven Krite-
rien basiert, ist wirklich schwierig.

Ich denke aber, der Bericht zeigt, dass wir schon ein ganzes
Stück weitergekommen sind. Wir wollen im Laufe dieses Jahres
die Arbeiten abschließen, um dann 2004 schrittweise mit der
Umsetzung des neuen Modells zu beginnen.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle einen Blick zurück: Die klassi-
sche Form der Hochschulverwaltung wurde im damali gen Bran-
denburg. in Preußen. eingeführt. Wenn jetzt von Brandenburg
ausgehend - also wieder in einer Vorreiterrolle - dieses System -
an heutige Erfordernisse angepasst - umgestaltet werden könnte.
wäre das sehr erfreulich.

Zu dem letzten Bereich „Wissenschaft und Wirtschaft". Hier
will ich nur zwei Punkte herausgreifen. Das Brandenburgische
Institut für Existenzgründung und Mittelstandsförderung ist
etabliert. Es hat die Aufgabe, zukünftig an allen Hochschulen
des Landes, vorerst aber beginnend mit denen in Potsdam. un-
ternehmerisches Denken und Flandeln im Curriculum und im
Studium insgesamt stärker zu verankern. Im Wesentlichen wird
dieses Institut durch die Klaus-Krone-Stiftungsprofessur mit
400 000 Euro über fünf Jahre finanziert. Mittlerweile ist es
gelungen, diese Professur zu besetzen.

Es ist auch gelungen, den Praxisbezug der Hochschulen zu
verstärken. Damit meine ich nicht nur das klassische Praxisse-
mester an den Fachhochschulen, sondern konkret - woran es aus
meiner Sicht in Brandenburg mangelt -, duale Studiengänge zu
etablieren, in denen Kammerabschlüsse mit Hochschulabschlüs-
sen kombiniert werden. Ein positives Beispiel hierfür ist die
Gebäudesystemiechnik an der Fachhochschule Brandenburg.

Ich denke, dieser Bericht, der sich nicht flächendeckend auf alle
Leistungen der Hochschulen bezieht, belegt, dass wir im Hoch-
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schulbereich sehr aktiv sind und dass - das möchte ich deutlich
sagen - Aktivität sich nicht nur in der Zuführung. und Erhöhung
finanzieller Mittel erschöpft, sondern dass Aktivität vor allen
Dingen auch inhaltliche Überlegun gen. Synergieeffekte und
neue Wege beinhaltet. - Danke schön.

(Beifall hei CDU und SPD)

Präsident Dr. Kneblich:

Ich danke auch. - Damit geht das Wort an den Vertreter der
PDS-Fraktion. Herr Dr. Trunschke. bitte.

Dr. TrunsehIce (PDS):

Sehr geehrte Frau Ministerin, machen Sie es doch einfach beim
nächsten Mal so, dass Sie die Redezeit splitten. dann können Sie
am Ende noch einmal reden.

(Ministerin Prof. Dr. Wanka: Ich habe noch drei Minuten.)

Außerdem haben Sie ‚sowieso das Recht. jederzeit ans Mikrofon
zu treten. Allerdings bekomme ich dann auch noch Zeit.

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Das Thema lautet: „Stabilisierung und Weiterentwicklung
der Hochschulen im Land Brandenburg". Dazu hat die Landes-
regierung jetzt ihren zweiten Bericht vorgelegt, dessen Schwer-
punkte, die erwähnt wurden - Studienplatzerweiterung, leistungs-
orientierte Mittelvergabe und Zusammenarbeit zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft -.die PDS teilt. In allen drei Schwerpunkten
finden wir sehr viel, was wir durchaus unterstützen können, unter-
stützen werden und auch wollen.

Selbstverständlich haben wir auch einige kritische Nachfragen
und Anmerkungen. Uns fehlt ein Wort zur weiteren Finanzierung
der neuen Studiengänge. wie das dauerhaft gesichert wird, Eine
Mittelumverteilung zwischen den Hochschulen können wir uns
angesichts der Unterfinanzierung nur sehr schwer vorstellen.
Oder: Die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft hätte durchaus noch etwas inehr Kreativität und Mut zu
Ideen verkraftet. Doch insgesamt stimmen wir mit dem Berichte-
ten mehr überein. als wir zu kritisieren hätten.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Frau Mi-
nisterin. dennoch meine ich. dass der vorgelegte Bericht zur „Sta-
bilisierung und Weiterentwicklung der Hochschulen im Land
Brandenburg" in gewisser Weise ein schlechter Bericht ist. Der
Bericht ist jedenfalls aus unserer Sicht ungenügend. weil er das
Kernproblem der Hochschulen auf dem Weg zu Stabilisierung
und Weiterentwicklung tapfer ignoriert. Es findet sich kein Wort
zur Grundsituation der Hochschulen, ihrer zunehmend ausgehöhl-
ten finanziellen Substanz. Dabei denke ich an die Unterfinanzie-
rung im Sachkostenhereich: ich denke an die Probleme mit den
Hochschulbibliotheken. die jetzt ganz heftig diskutiert werden; ich
denke an die Tatsache. dass uns die Reinvestition, zum Beispiel
der Austausch veralteter Computer gegen neue Computer, noch
sehr beschäftigen wird. wahrscheinlich noch weit mehr, als es die
Bibliotheken jetzt tun.

Meine Unzufriedenheit mit dem Bericht betrifft aber auch ganz
konkret einen Schwerpunkt, nämlich die Studienplatzerweite-

rung. Für diese Erweiterung wurden vom Land im Haushalt
rund 2,9 Millionen Euro bereitgestellt. Jetzt, nachdem sich die
Hochschulen auf diese Studienplatzerweiterung eingelassen
haben, werden mittels der beiden globalen Minderausgaben
bzw. Haushaltsspen-en den Hochschulen Kürzungen in Höhe
von insgesamt 3,9 Millionen Euro auferlegt. Es scheint mir
wenig sinnvoll zu sein, den Hochschulen mit der einen Hand zu
geben, sie zu neuen Vorhaben zu ermuntern und dann mit der
anderen Hand das Geld wieder einzukassieren, ja sogar noch
mehr Geld einzukassieren, als man ihnen vorher ge geben hat.
Im Ergebnis haben nämlich die Hochschulen mehr Aufgaben als
vorher und sie haben weniger Geld als vorher. und das hei
schon vorher unbestritten vorhandener Unterfinanzierung.

Dabei rede ich noch nicht einmal davon, dass die Hochschulen
einen Eigenbeitrag für diese Studienplatzerweiterung zu er-
bringen hatten - hei der herrschenden Unterfinanzierung -, der
meines Wissens deutlich über dem Beitrag lie gt, den die Lan-
desreg ierung selbst leistet. Darüber hätte in einem Bericht zur
„Stabilisierung und Weiterentwicklung der Hochschulen im
Land Brandenburg" etwas stehen müssen.

(Beifall bei der PDS)

Auch eine Schwerpunktsetzung. auf die wir uns einvernehmlich
verständigt haben, kann an dem Hauptproblem der Hochschulen
nicht vorbeigehen; denn ohne bessere Hochschulhaushalte wer-
den weder die Studienplatzerweiterung noch die Zusammen-
arbeit von Wissenschaft und Wirtschaft wirklich erfolgreich
sein.

Der Ministerpräsident. der nun leider nicht anwesend ist. hat auf
dem SPD-Parteitag gesagt:

„Wir schaffen jetzt das moderne Brandenburg. Wir haben
im ersten Jahrzehnt gelernt: Nur verlän gerte Werkbank zu
sein brin gt keine Zukunft. Und deshalb werden Bildung.
Forschung und Wissenschaft als Ausgangspunkt für krea-
tive Menschen, neue Technologien und neue Produkte
einen Mittelpunkt unserer Bemühungen bilden."

Wenn das tatsächlich Ziel der Landespolitik werden sollte, kann
ich dazu nur ermuntern. Es erfordert aber eine grundsätzlich
neue Aufteilung des Landeshaushalts zugunsten der Hochschu-
len, eine so grundsätzliche Umverteilung, dass dagegen der
letzte Kabinettsbeschluss zur Studienplatzerweiterung marginal
wäre. Ein solcher Kraftakt kann - bei aller Wertschätzung, Frau
Ministerin - nicht alleinige Aufgabe eines Ressortministers sein,
sondern erfordert die Richtlinienkompetenz des Ministerprä-
sidenten. Die Unterstützung der PDS hätte er dabei, was Sie
sicher an unserem Entschließungsantrag unschwer bemerken
können. Er muss jetzt nur noch für die Unterstützung in seiner
Partei und bei seinem Koalitionspartner sorgen. Wir werden ihn
heim Wort nehmen und ihn an seinen Taten messen. - Ich danke
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knnblich:

Das Wort erhält die SPD-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Dr. Stcrnagel.
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Dr. Sternagel (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der aktuelle Tages-
ordnungspunkt ist auf einen Beschluss des Landtages vom
17. Mai 2001 zurückzuführen. Die verantwortlichen Hochschul-
politiker aller Fraktionen wollten erreichen, dass zumindest
einmal im Jahr ausführlich ZUM Thema Hochschulpolitik im
Plenum debattiert wird, denn gelegentliche Lippenbekenntnisse
zur Bedeutung von Wissenschaft und Forschung für die Landes-
entwicklung sind uns zu wellig. Mit einer vorgegebenen Rede-
zeit von nur fünf Minnten je. Fraktion erreichen wir dieses Ziel
aber nicht.

Meine Damen und Herren, wie bereits durch Herrn Trunschke
angesprochen, sollen die Hochschulen aufgrund der aktuellen
Haushaltssperre 2,9 Millionen Euro einsparen, obwohl sie allein
in diesem Jahr 1 700 neue Studienplätze schaffen werden. Im
Bericht der Landesregierung ist nachzulesen, wie aufwendi g das
Verfahren für die Hochschulen und das Ministerium war, diese
neuen Studienplätze zu schaffen. Diese Plätze werden nämlich
in der Regel nicht durch bloße Ausweitung vorhandener Fach-
richtungen erzielt. sondern indem 24 neue. teilweise bundesweit
einmalige, innovative Studiengänge eingerichtet werden.

Die Hochschulen hatten nicht nur detaillierte Vorschläge zu
erarbeiten und dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kultur zu unterbreiten. Sie mussten Konzeptionen erstellen
mit dem Ziel, der angestrebten Landesentwicklung entgegen-
zukommen, und genau aufführen, wie hoch ihr eigener Anteil an
der Studienplatzerweiterung ist. 500 von den 1 700 neuen Stu-
dienplätzen werden nämlich durch Eigenleistungen der Hoch-
schulen finanziert, die damit ihre letzten Reserven mobilisiert
haben. Eine Mittelkürzung aufgrund der Haushaltssperre be-
droht nun die Hochschulen in ihrer Substanz, zumal die Bibli-
otheksfinanzierung insbesondere für die Universitäten ab dem
kommenden Jahr nicht gesichert ist.

Meine Damen und Herren, wenn cs uns gelingt, wie von Frau
Minister Wanka ausgeführt, mit dem nächsten Doppelhaushalt
eine leistun gsorientierte Mittelvergabe an die Hochschulen des
Landes einzuführen, was wir sehr begrüßen, wird dies einen
Meilenstein in der brandenburgischen Hochschulpolitik dar-
stellen. Dabei möchte ich darauf hinweisen, dass die leistungs-
orientierte Mittelvergabe nicht nur an die Hochschulen erfolgen
soll, sondern auch in den Hochschulen zur Anwendung kommen
wird.

Ich möchte aber auch darauf hinweisen. dass eine leistungs-
orientierte Mittelver gabe nur dann erfolgreich sein kann, wenn
die Hochschulen finanzielle Planungssicherheit bekommen, das
heißt von drohenden künftigen Haushaltssperren ausgenommen
werden.

Meine Damen und Herren, ich inöchte einen zweiten Schwer-
punkt ansprechen: die Zusammenarbeit von Wissenschaft und
Wirtschaft. Ich glaube, hier gibt es noch v iele e unausgcschöpfte
Ressourcen. Ich kann aus dem Bericht der Landesregierung
auch nicht erkennen, dass unser Wirtschaftsminister sich ver-
stärkt uni die Belange der Hochschulen gekümmert hätte, ob-
wohl wir dies mit unserem Antrag ausdrücklich gefordert haben.
Leider kann er diese Kritik wegen Abwesenheit nicht entgegen-
nehmen.

Ein Indikator für die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Wirt-
schaft ist der Anteil von Drittmitteln, der aus der Wirtschaft einge-
spielt wird. Er wurde für das Jahr 2000 für unsere Hochschulen mit
33 % und für unsere Universitäten mit 24 94- angegeben.

(Vereinzelt Beifall hei der CDU)

Das sind innerhalb der neuen Bundesländer relativ gute Werte.
Auch in den alten Bundesländern liegt dieser Wert bei den
Hochschulen nur bei etwa 30 %. Bei den eingespielten Dritt-
mitteln unserer Hochschulen müssen wir aber wissen, dass ein
großer Teil dieses Geldes nicht aus Betrieben der Brandenbur-
ger Wirtschaft kommt, sondern vorwiegend aus den alten Bun-
desländern.

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Abgeordneter, bitte kommen Sie zum Schluss Ihres Beitra-
ges!

Dr. Sternagel (SPD):

Hier liegen aber auch für unsere kleinen und mittelständischen
Rettiche große Reserven. Wir müssen erreichen, dass wir unsere
Wirtschaft stärker mit unserer Wissenschaft verbinden. Ins-
besondere müssen wir sehen, dass wir in diesem Zusammen-
hang die kleinen und mittelständischen Betriebe besonders
fördern.

(Beifall hei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die DVU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Firneburg.

Firneburg (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mehr Autonomie für die
Hochschulen und hochschulpolitische Verantwortung des Landes
gehören untrennbar zusammen. Die Weiterführung des Modellver-
suchs Globalisierung und des Übergangs zur Budgetiemng der
Hochschulhaushalte ist in der Tat nicht leicht. Sie ist ohne Frage mit
Blick auf die letzten Wochen und Monate auch nicht ohne Stolper-
steine. Das muss in aller Offenheit gesagt werden.

Der Landeshochschulrat Brandenburg erklärte in einer Presse-
mitteilung unter anderem: Zur Kompensation der nach jüngsten
Schätzungen zu erwartenden Steuerausfälle hat die Finanzminis-
terin für das Jahr 2002 eine Haushaltssperre verhängt.

Die notwendigen Einsparungen in Höhe von 130 Millionen Euro
sollen von allen Ressorts gleichermaßen getragen werden. Das
bedeutet Für das Wissenschaftsministerium eine Einsparsumme in
Höhe von 10,9 Millionen Euro. Sollte dies auf die Hochschulen
umgelegt werden. sieht der Lancleshochschulrat damit die Umset-
zung der von der Landesregierung und dem Landtag gefassten
Beschlüsse zur Stabilisierung und Weiterentwicklung der Hoch-
schulen des Landes nachhaltig gefährdet.

Eine zukunftsorientierte Entwicklung der Wirtschaft und damit
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auch eine 'Verbesserung der Steuereinnahmen des Landes lässt
sich langfristig nur durch konsequente Prioritätensetzung für
Bildung und Wissenschaft erreichen. Die zum Abbau der ohne-
hin bereits bestehenden Überlast und zur Einrichtung stark
nachgefragter Studiengänge veranschlagten 7 Millionen Euro
dürfen daher den Hochschulen nicht nachträglich wieder entzo-
gen werden,

Angesichts der Tatsache. dass Brandenburg bereits jetzt im
Bundesvergleich hinsichtlich der Hochschulausgaben im Lan-
deshaushalt an letzter Stelle lie g t, hält der Landeshochschulrat
weitere Kürzungen des Hochschuletats für nicht vertretbar. Die
DVU-Fraktion schließt sich ohne Wenn und Aber dieser Auf-
fassung des Landesbochschulrates von Brandenburg an.

Der Hochschut- und Wissenschaftsstandort Brandenburg ist in
Gefahr, obwohl die Landesregierung selbst mit einem Anstieg
der Zahl der Studierenden rechnet. Es sollen im Jahr 2007 mehr
als 38 900 Studierende sein - so die Prognose der Landesregie-
rung. die uns mit dem Bericht vorgelegt wurde.

Wie soll das zusammengehen: Weiteres Wachstum der Studen-
tenzahlen auf der einen und gleichzeitige Kürzung der Mittel
auf der anderen Seite? Das bleibt ein Rätsel.

Meine Damen und Herren von der Regierungsbank, die
DVU-Fraktion betont zum x-ten Mal: Gehen Sie den Hoch-
schulen unseres Landes endlich Planungssicherheit! Ansonsten
wird das Land Brandenburg seine begabtesten jungen Bürger
aus dem Land vertreiben, und zwar noch stärker als bisher.

(Zuruf des Abgeordneten Petke 1CDUI)

Dann ist Brandenburg ganz gewiss nicht mehr ein Land, das
Zukunft atmet, und die Bildungschancen der Studierenden in
Brandenburg werden sich massiv verschlechtern.

„Wir müssen in Zukunft die Schwerpunkte der Landespo-
litik auf Bildung. Wissenschaft und Forschung legen,
Produkte entwickeln und so die Wirtschaft ankurbeln,"

Ich kann ihn nur dazu beglückwünschen, auf dieses Feld gegan-
gen zu sein und diese Themen angesprochen zu haben.

Aber mit einem Landesanteil für Wissenschaft und Forschung
im Jahr 2002 in Höhe von 2,4 % und 2,8 % für 2003 werden wir
das nicht einmal ansatzweise schaffen. Hierin liegt die erste
Mammut- und Herkulesaufgabe der neuen Landesregierung. Es
muss zumindest erkennbar sein, dass wir zum Ende der Legisla-
turperiode einen gemeinsamen Erfolg erreicht haben werden.
dass wir zumindest im hinteren Drittel der neuen Bundesländer
im Bereich von Wissenschaft und Forschung rangieren und
nicht mehr auf dem letzten Platz. So möchte ich dieses Thema
beschreiben.

Auch die Idee. dass aus der Bildung - von PISA ausgehend -
über Wissenschaft und Forschung neue Produktketten gewon-
nen und Reichtum geschaffen werden sowie Wertschöpfung
erfolgen kann. ist sehr bestechend und genial. aber auch nicht
neu. Schauen Sie sich an, wie Preußen, Brandenburg und
Deutschland groß geworden sind. Wir sind die Nation von Ein-
stein, Planck. Hertz. Diesel. Bering, Mommsen und Sauerbruch.
Es ist auf der Grundlage der entschiedenen, konzentrierten Kul-
tuspolitik. aber auch von Wissenschaft und Forschung und
natürlich auch aufgrund der kulturellen Unterstützung gesche-
hen.

In den 90er Jahren sind wir in der Bildungspolitik andere Wege
gegangen. Das Desaster haben wir jetzt. In der Wissenschafts-
und Forschungspolitik haben wir auch nicht das getan, was ein
armes Land tun sollte, nämlich sich auf die Ressource Mensch,
auf intellektuelle Qualitäten und Kapazitäten zu konzentrieren.

(Beifall bei CDU und SPD)
(Unruhe im Saal - Glocke des Präsidenten)

Als Hochschul- und Wissenschaftsstandort gerät unser Land
zunehmend ins Abseits. Daran kann auch Ihr zweiter Bericht zur
„Stabilisierung und Weiterentwicklung der Hochschulen im
Land Brandenburg- nichts ändern. - Ich danke.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. Knnblich:

Das Wort geht an die CDU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Dr. Niekisch.

Dr. Niekisch (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir tagen zu vor-
gerückter Stunde und alle haben die Ferien vor Augen, aber man
sollte sich trotzdem einmal Folgendes vor Augen halten:

(Zurufe von der CDU)

Der neue Ministerpräsident des Landes Brandenburg hat am
letzten Sonnabend eine Zeitenwende im Land Brandenburg
eingeleitet. Er hat gesagt:

Meine Damen und Herren! Wir haben den zweiten Bericht der
Landesregierung vorliegen: „Stabilisierung und Weiterentwick-
lung der Hochschulen im Land Brandenburg". Ich hatte bereits
in meiner ersten Rede darauf verwiesen, dass es nicht nur um
Stabilisierung, sondern auch um Weiterentwicklung geht. In der
großen Koalition. die wir im Jahr 1999 ein gegangen sind. gibt
es erste Anzeichen der Besserung: denn wir haben gemeinsam
einiges geschafft. Diesbezüglich möchte ich den Kollegen von
der SPD-Landtagsfraktion danken. Und die Namen Hacket und
Wanka und die neue Landesregierung stehen dafür, dass wir
eine Trendwende eingeleitet haben.

(Zustimmung hei der CDU)

1 nunerinn ist der Anteil am Landeshaushalt für Wissenschaft
und Forschung von 1,9 % im Jahr 2000 so weit gestiegen, dass
wir im Jahre 2003 2,8 % erreicht haben werden bzw. erreichen
wollen.

(Frau Osten 1 PDS I: Man muss die Gesamtsumme sehen!)

Jedoch liegen die absoluten Zahlen bei 198 Millionen Euro oder
199 Millionen Euro. An dieser Stelle hat sich nicht sehr viel
getan. Deswegen müssen wir alle gemeinsam den neuen Mi-
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nisterpräsidenten - schade, dass er nicht da ist - heim Wort neh-
men und ihn tatkräftig unterstützen: denn er hat den Stein der
Weisen gefunden, wie dieses Land aus der schlechten Stim-
mung und der schlechten wirtschaftlichen Situation, die der
abgetretene Ministerpräsident ausgebreitet und beschrieben hat,
herauskommen kann.

Die ersten Schritte, die von der Landesregierung und uns ge-
meinsam eingeleitet wurden. möchte ich kurz skizzieren: Zu-
nächst haben wir uns vorgenommen, den geburtenstarken Jahr-
gängen, die wir im Osten haben. sowohl personen- als auch
flächenbezogen eine weitere Chance an den brandenburgischen
Hochschulen und Universitäten zu gehen und das Studienplatz-
angebot zu erweitern, sodass im Doppelhaushalt 2002/2003
170f) Studienplätze zusätzlich vorgesehen sind.

Die Zahl der Studenten soll von 33 000 im Jahr 2001 auf 38 000
im Jahr 2005 steigen. Danach wird die Zahl aufgrund geburten-
schwacher Jahrgänge langsam wieder sinken. Wenn die bran-
denburgischen Hochschulen und Universitäten attraktiv bleiben
bzw. noch attraktiver werden, müssen die Studentenzahlen nicht
unbedingt heruntergehen, sondern es können aus anderen Län-
dern. vor allen Dingen aus anderen Bundesländern, auch weiter-

21 Studentinnen und Studenten nach Brandenburg gezogen
werden.

Wir haben uns des Weiteren zusammen mit dem Ministerium
sowie den Hochschulen und Universitäten angeschaut. in wel-
chen Bereichen es Fächer gibt. die besonders wirtschaftsintensiv
sind oder dies werden können und in welchen Bereichen man
entsprechende Studienplätze zusätzlich anbieten kann. Diesbe-
züglich hat sich Immenses getan. Zum Beispiel sind in der Bio-
informatik, der Wirtschafts- und Verwaltungsinformatik, der
Internettechnolo gie oder auch in der Biosystemtechnik sehr
viele neue Studienplatzangebote geschaffen worden.

Meine Zeit ist zu Ende, jedenfalls hier vorn.

(Frau Siebke [SPD]: Für immer'?)

Ich kann Sie alle und vor allen Dingen den Ministerpräsidenten
einladen, sich die Hochschulen und Universitäten anzuschauen
und das Engagement und das Potenzial zu sehen. dabei aber
auch die dort vorhandenen unglaublich starken finanziellen
Bremsen zu erkennen und sie gemeinsam lösen zu helfen. -
Danke schön.

(Beifall hei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Da es der Ministerin hier vorn so gut gefällt. erhält sie noch
einmal das Wort.

Ministerin Prof. Dr. Wanka:

Herr Trunschke. ich bin überrascht, weil Sie unsere Dinge an-
sonsten genauer lesen.

Erster Punkt: Der Eigenbeitrag der Hochschulen beim Aufruf
zur Schaffung neuer Studienplätze war von Anfang an Konzept.

Konzept ist nicht, dass jede Hochschule etwas hinzubekommt,
sondern die Hochschulen müssen ihr System selbst durchfors-
ten.

Zum Beispiel schließt die Universität Potsdam bestimmte Stu-
diengänge. Das war von vornherein so angelegt. Es ist Strategie.
nicht nur etwas hinzuzubekommen - was überhaupt nicht be-
klagt wird. Wenn man sich die Relationen bei den 1 700 Stu-
dienplätzen ansieht, stellt man fest: I 422 Plätze werden finan-
ziert und 278 erbringen die acht Hochschulen im Eigenbeitrag.
Also. dort kann man auch die Relation ablesen.

Zweitens zu der Forderung, den Hochschulentwicklungsplan
fortzuschreiben: Genau das ist erfolgt.

Was die Finanzen betrifft. muss ich sagen, dass wir im Einzel-
plan 06 drei große Bereiche haben, die finanzrelevant sind: die
Hochschulen. die außeruniversitären Forschungseinrichtungen
sowie den Kulturbereich und die Kirchen. Einen Aufwuchs
haben wir dezidiert im Hochschulbereich. nicht in den anderen
Bereichen.

Die globale Minderausgabe erstreckt sich auf alle Bereiche.
Also kann man die 11 Millionen Euro nicht mit dem verrech-
nen, was im Hochschulbereich hinzu gekommen ist. Das wäre
einfach unseriös.

(Zuruf der Ab geordneten Frau Osten [PDS])

Präsident Dr. Knoblich:

Sind Sie bereit. eine Zwischenfrage zu beantworten'?

Ministerin Prof. Dr. Wanka:

Ich würde ganz gern noch den Satz zu Ende bringen und dann
zu Herrn Trunschke kommen. - Der Konsolidierungsdruck,
unter dem der Gesamthaushalt steht, macht es unmöglich, einen
Bereich völlig herauszunehmen. Die Prioritätensetzung. die das
Kabinett bezüglich der Hochschulen getroffen hat, haben wir
folgendermaßen umgesetzt. Beim Umlegen der globalen Min-
derausgabe auf alle Einzelhaushalte gibt es eine Bemessungs-
grundlage; danach bekommt jeder Einzelhaushalt seine Summe.
Bei dieser Bemessung wurde eine einzige Ausnahme im Kabi-
nett gemacht, und zwar beim Einzelplan 06, bei dem der Perso-
naletat der globalisierten Hochschulen aus der Berechnung
herausgenommen wurde. Deshalb ist die globale Minderausgabe
für meinen Einzelplan 4.8 Millionen Euro niedriger und es ist
genau aufgelistet, welches andere Ressort diese Summe er-
bringt. Das ist, denke ich, doch ein Stück Prioritätensetzung.

Innerhalb des Einzelplans 06 habe ich mich bemüht. die Summe
für die Hochschulen zu minimieren. Wir müssen hei den Hoch-
schulen praktisch 2,9 Millionen Euro einsparen. Das bedeutet
aber nicht eine Verrechnung mit dem Aufwuchs. Die Direktoren
haben gestern zusammengesessen und sie sind - auch aus Ein-
sicht in die Notwendigkeit - bereit. nicht einfach die neuen
Dinge zu opfern, sondern - das ist im Rahmen der Hochschul-
autonomie möglich - Vorschläge dafür zu machen, wo die Ein-
sparungen zu erbringen sind, wo die einzelnen Summen, die
jeder Hochschule auferlegt wurden, erbracht werden können. -
Danke schön.
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Präsident Dr. Knoblich:

Ihre Frage noch. Herr Trunschke.

Dr. Trunschke (PDS):

Ich habe zwei Fragen.

Die Eigenleistun g der Hochschule ist unstrittig. Würden Sie mir
zustimmen, dass sich die Relation zwischen dem, was das Land
jetzt dazugibt, und dem. was die Hochschulen zusätzlich zu
dein, was sie vorher hauen, noch selbst aufbringen müssen,
dann deutlich verschiebt. wenn man die Grundfinanzierung für
Sekretärinnen, für Büromaterial, für Räume, für Betriebskosten
hinzurechnet?

Die zweite Frage: Würden Sie mir zustimmen, dass genau die
globale Minderausgabe dazu führt. dass die Grundfinanzierung
der Hochschulen sich weiter verschlechtert. dass sie also da
weniger Partner für die Wirtschaft sein kann, weniger Partner
für die Schaffung neuer Studienplätze, weniger Partner bei einer
effektiven Mittelvergabe?

Ministerin Prof. Dr. Wanka:

Wenn wir 2,9 Millionen Euro bei einem Etat von rund 198 Millio-
nen Euro einsparen müssen, klingt das nicht sehr viel. Da ich aber
weiß, wie die Situation an den Hochschulen ist - und so ist es auch
im Kulturbereich -, ist diese Einsparung hart. Sie ist nicht einfach
zu erbringen. weil wir überall ins Kerngeschäft gehen. Wir können
das aber nicht einseitig auf die Kultur verlagern, denn dann wären
alle kleinen Kulturprojekte tot.

Was den Eigenbeitrag betrifft, hin ich nicht Ihrer Meinung. Es
hängt etwas damit zusannnen. wie man rechnet. oh man nur das
Studienplatz Erweiternde bringt und oh man, was den Verwal-
tungsetat und die Verwaltungsoptimierung betrifft, Druck auf
die Hochschulen ausübt.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Herzlichen Dank. - Wir sind am Ende der Rednerliste und ich
schließe die Aussprache. Damit ist der Bericht - Drucksache
3/4492 - zur Kenntnis genommen worden.

Es steht die Abstimmung über den Entschließungsantrag der
PDS-Fraktion - Drucksache 3/4561 - an. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag folgen möchte, möge die Hand aufheben. - Gibt es
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen'? - Damit ist der Ent-
schließungsantrag mehrheitlich abgelehnt worden. Ich schließe
den Tagesordnungspunkt 9.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10:

Agrarbericht 2002 - Bericht zur Lage der Land- und
Ernährungswirtschaft des Landes Brandenburg

Bericht
der Landesregierung

Drucksache 3/4459

Des Weiteren liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion der
PDS mit der Drucksache 3/4560 vor,

Auch hier eröffne ich die Aussprache mit dem Beitrag der Lan-
desregierun g . Hen . Minister Birthler. bitte,

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zum zehnten Mal
seil 1992 wird den Ab geordneten Rechenschaft über die Lage
der Agrarwirtschaft in Brandenburg gegeben. Der Bericht zeugt
- so kann man mit Fug und Recht behaupten - von der gewach-
senen Leistungsfähigkeit unserer Agrarbetriebe sowie von der
differenzierten, aber insgesamt positiven Entwicklung der länd-
lichen Räume.

Durch einen sinnvollen Einsatz und die Kombination aller ver-
fügbaren EU- und Bundesmittel hat es die Landesregierung
ressortübergreifend verstanden, die Bemühungen der landwirt-
schaftlichen Unternehmen, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stär-
ken, wirksam zu unterstützen.

In Verbindung mit einer wachsenden Marktorientierung konn-
te die Brandenburger Landwirtschaft in der Region Berlin-
Brandenburg vor allen Dingen hei den Produktgruppen Milch.
Obst und Gemüse deutliche Zuwächse verzeichnen. Dies war
und ist gleichzeitig eine wichtige Voraussetzung. um die Zahl
der Arbeitsplätze in den strukturschwachen ländlichen Regio-
nen zu stabilisieren sowie weiterhin eine flächendeckende
Landbewirtschaftung zu sichern. aber auch den ländlichen
Raum in seiner Einheit als Lebens-, Wirtschafts- und Sozial-
raum zu erhalten.

Meine Damen und Herren, das Jahr 2001 hat der Landwirtschaft
schwere Krisen und Negativschlagzeilen beschert. Über Nacht
wurde sie durch BSE, MKS und jüngst durch den Nitrofenskandal
zum Sündenbock der Nation. Das Vertrauen der Verbraucher in
die Landwirtschaft wurde nicht unerheblich erschüttert.

Ich bin davon überzeugt. dass die Zukunftsfähigkeit der Land-
und Ernährungswirtschaft in Brandenburg vor allem mit der
Frage entschieden wird, wie es gelingt, die Verbraucher im
Wettbewerb uni hohe Qualitätsstandards von unseren Produkten
zu überzeugen und weitere regionale Marktanteile zu gewinnen.
Dabei verkenne ich nicht die Tatsache, dass das soeben Gesagte
nur die eine Seite der Medaille ist: denn Wettbewerb wird auch
in Zukunft über Preise und Kosten geführt und nicht allein über
Qualität.

Der vorliegende Bericht zei gt aber deutlich, dass die landwirt-
schaftlichen Unternehmen in Brandenburg mit den ausgewie-
senen Ertrags- und Leistungssteigerungen sowie Kostensenkun-
gen auf dem richtigen Weg sind. Um dies zu unterstreichen,
möchte ich einige Eckdaten zur Bewertung der Situation der
landwirtschaftlichen Unternehmen und der Entwicklung der
ländlichen Räume im Jahr 2001 bzw. - in der Landwirtschaft
gilt immer das Wirtschaftsjahr - im Wirtschaftsjahr 2000/2001
darlegen.

Die Unternehmensstruktur der brandenhurtzischen Landwirt-
schaft hat sich in den letzten Jahren nicht wesentlich verändert.
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Ihre Zahl liegt hei reichlich 6 900 Unternehmen verschiedener
Betriebsgrößen und Rechtsformen. Unternehmensinsolvenzen
spielten trotz schwieriger Rahmenbedingungen in den vergange-
nen Jahren keine Rolle.

Im Hinblick auf die Gewinnentwicklung im Wirtschaftsjahr
2000/2001 liegen unsere landwirtschaftlichen Betriebe unter
dem nationalen Trend, was hauptsächlich der schlechten Getrei-
deernte - hier ist die Ernte des Jahres 2000 gemeint - geschuldet
ist. Während der Gewinn der landwirtschaftlichen Familien-
betriebe in Deutschland durchschnittlich uni 17,7 % stieg, sank
er in Brandenburg um nahezu 30 9( . Bei den juristischen Perso-
nen verbesserte sich allerdings das wirtschaftliche Ergebnis auf
die Arbeitskraft bezogen um 7 %.

In Bezug auf das Investitionsgeschehen fallen Brandenburger
Betriebe ebenfalls aus dem nationalen Rahmen: denn entgegen
dem bundesweiten Trend einer Zurückhaltung hei Investitionen,
wie es der Deutsche Bauernverband behauptet, ist in Branden-
burg eine andere Entwicklung zu sehen. Das gesamte Investi-
tionsvolumen im Rahmen des Agrarinvestitionsprogramms ist
von 60 Millionen DM im Jahr 1990 über 71.4 Millionen DM im
Jahr 2000 auf 80,1 Millionen DM im Jahr 2001 gewachsen. Im
Rahmen der Förderung der Direktvermarktung ist die gleiche
Tendenz zu verzeichnen.

Mit der Getreideernte des Jahres 2001, die hei etwa 3.3 Millio-
nen Tonnen lag, brachen die Brandenburger Bauern einen Re-
kord. Zudem lag der Hektarertrag hei Roggen hei mehr als
50 Dezitonnen. Auch das war bisher in Brandenburg nicht mög-
lich.

Allerdings ist hei den Tierbeständen keine Trendwende fest-
zustellen. Die Rinder- und Schafbestände nehmen weiter ab: die
Schweinebestände und die Bestände bei Mastgeflügel haben
dagegen leicht zugenommen. Diese Entwicklung ist nicht zu-
frieden stellend. Wenn wir in Brandenburg in der erweiterten
EU bestehen wollen, kommen wir nicht umhin, den Veredlungs-
grad unserer Agrarprodukte zu erhöhen. also unsere pflanzli-
chen Produkte über den Tiermagen zu höheren Erlösen zu füh-
ren.

Die Milchleistung ist wiederum gestiegen und liegt zurzeit bei
7 616 Kilogramm pro Kuh.

So weit zu einigen Leistungen und zur Leistungsfähigkeit unse-
rer landwirtschaftlichen Unternehmen.

Meine Damen und Herren, die Fortführung des Prozesses der
Konsolidierung unserer Landwirtschaft hängt nicht unwesent-
lich von den zukünftigen agrarpolitischen Rahmenprogrammen
ah. Dazu nur einige Anmerkungen:

Ein im Wesentlichen gleich großer EU-Topf muss nach der EU-
Erweiterung künftig auf mehr Zahlungsempfänger aufgeteilt
werden. Unsere Landwirtschaft wird mit geringeren Transfer-
zahlungen rechnen müssen. Hinzu kommt, dass unser eigenes
Haushaltsproblem die Kofinanzierung von EU- und Bundes-
mitteln immer schwieriger werden lässt.

Die unübersehbaren Probleme am Roggenmarkt haben wahr-
scheinlich zur Konsequenz, dass die jetzige Interventionsrege-

lung im Zuge der Zwischenhewertung der Agenda 2000 nicht
bestehen bleiben wird. Ein Wegfall der Interventionen brächte
erhebliche Probleme für die ertragsschwachen Standorte Bran-
denburgs und muss mit Kompensationsmaßnahmen verbunden
werden. Eine ausgewogene weitere Verschärfung der Interven-
tionskriterien wäre dabei das kleinere Übel.

Die Diskussion uni die Neuorientierung der Agrarpolitik
durch veränderte Gewichtung zwischen den Transferzahlun-
gen im Marktbereich. hei den Marktordnungsausgaben, und
denen für die ländliche Entwicklung, der so genannten zwei-
ten Säule der gemeinsamen Agrarpolitik, hält nach wie vor an.
Die Kürzung der derzeitigen Direktzahlungen auf dem Wege
der Modulation kann dafür nicht der dauerhafte Weg sein. Sie
träfe die Standorte mit ungünstigen Produktionsbedingungen
härter als andere.

Noch gravierendere Folgen hätte eine erneute Diskussion über
Abschneidegrenzen hei der Direktzahlung pro Betrieb von
300 000 Euro. Eine Weiterentwicklung der gemeinsamen
Agrarpolitik zulasten der größeren strukturierten ostdeutschen
Landwirtschaft ist für mich nicht hinnehmhar. Mit Blick auf die
regional sehr differenzierte wirtschaftliche Entwicklung in unse-
rem Land würde der geplante Wegfall der Ziel- l-Gebietsfür-
derung nach 2006 zu erheblichen Brüchen im ländlichen Raum
führen. Deshalb ist es aus meiner Sicht notwendig, die Struk-
turhilfen stärker regional zu differenzieren.

Zu den anstehenden Regelungen auf dem Milchmarkt sind sich
die Bundesländer insoweit einig, als die bis zum Jahre 2008
reichenden Agenda-Beschlüsse in Bezug auf eine Mengenrege-
lung nicht infrage gestellt werden sollten.

Meine Damen und Herren. meine Aufgabe ist es und wird es
bleiben, die politische Handlungsfähi gkeit meines Hauses zum
Wohle der Entwicklung unserer Betriebe und des ländlichen
Raumes auch angesichts immer knapper werdender Haushalts-
mittel zu erhalten und die notwendigen Prioritäten zu setzen.
Dafür wird der ländliche Raum weiterhin Konsens und Engage-
ment der ganzen Landesre gierung finden. - Ich bedanke mich
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall hei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Für sie spricht die Abge-
ordnete Wehlan.

Fran Weithin (PDS):

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die heuti-
ge Diskussion zum Agrarbericht 2002, der das Wirtschaftsjahr
2001 widerspiegelt. findet unmittelbar vor der Öffentlichma-
chung der Positionen der EU zur Halbzeitbewertung der Agenda
2000 am 10. Juli dieses Jahres statt.

Wenn wir heute die Bilanz ziehen. dass sich unsere Agrarbetrie-
be zu einem stabileren Faktor im ländlichen Raum entwickelt
haben, dass durch deutlichere Ertragssteigerungen und Kosten-
senkungen ihre Wettbewerbsfähigkeit bei aller Differenzierung
weiter gestärkt wurde, dass die Zahl der Unternehmen mit reich-
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lich 6 900 annähernd konstant geblieben ist und auch eine weit-
gehende Stabilität hei der Zahl der Arbeitsplätze von 38 300
erreicht wurde, dass es möglich war. in Verbindung mit einer
gewachsenen Marktorientierung, zunehmende Marktanteile in
der Region Berlin-Brandenburg vor allem bei Milch, Obst und
Gemüse zu erringen. dann ist dabei unbestritten, dass die Hilfen
aus Brüssel, die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik der
Landwirtschaft und den ländlichen Räumen Brandenhurgs zur
Verfügung standen, einen entsprechenden Beitra g dazu leiste-
ten. Deshalb kann es uns auch nicht egal sein, mit welchem
Ergebnis die bereits im Vorfeld heftig geführte Auseinander-
setzung um die Zielsetzung der Halbzeitbewertung der Agenda
2000 enden wird.

Meine. Partei ist der Auffassung, dass Korrekturen der laufenden
Agenda auf das Notwendigste zu begrenzen sind; denn die
Landwirte haben im Vertrauen auf die Agenda 2000 ihre Be-
triebskonzepte entwickelt, Investitionen getätigt und Kredite
aufgenommen. Erforderlich ist ein gesundes Verhältnis von
Kontinuität und Erneuerung für die Landwirtschaft mit ihren
langen Reproduktionszyklen.

Wir sind aber auch der Meinung, dass eine genaue Analyse der
Wirkungen und Probleme des Systems der Agrarförderung
notwendig ist, um tiefer greifende strukturelle Veränderungen
für die A genda ah 2007 vorzubereiten. Notwendig ist es, Ant-
worten auf solche Fragen zu finden: Was sind die Ursachen
dafür, dass die A grarentwicklun g in wachsende Konflikte mit
den Schutzinteressen von Verbrauchern. Natur und Umwelt
geraten konnte? Warum stehen nur die Produkte und nicht ihre
Qualität im Mittelpunkt der gemeinsamen europäischen Agrar-
politik? Warum werden in der EU 45 t7r der gesamten Agrar-
mittel für Ackerfrüchte. konkret: für Getreide und Ölsaaten,
ausgegeben'? In Deutschland sind es sogar 67 % und die ver-
gleichbare Prozentzahl für Brandenburg, die im Agrarbericht
leider nicht zu finden ist, liegt mit Sicherheit noch wesentlich
darüber. Denn immerhin fließen über 90 % der Mittel für Di-
rektzahlungen und Flächenstilllegungen in den pflanzlichen
Bereich.

Bei diesem Missverhältnis zulasten der arbeits- und investi-
tionsaufwendigeren Tierproduktion ist es nicht verwunderlich,
dass trotz politischer Appelle keine positive Entwicklung der
Tierbestände in Brandenburg stattfindet. Im Gegenteil. Die
dramatische Verrin gerung der Tierbestände geht weiter, woran
auch niedrigere Milchquoten und Rahmenbedingung-en. die eine
ständige Leistungssteigerung je Kuh erfordern, ihren Anteil
haben.

Ausgehend vom durchschnittlichen Viehbesatz wäre für Bran-
denburg eine Verdoppelung der Bestände ökonomisch und
ökologisch durchaus vertretbar. Die Konzentration der Direkt-
zahlungen auf Getreide und Ölsaaten ist ein Problem. Wir regis-
trieren eine Verarmung der Fruchtfolgen. Obwohl Brandenburg
von den natürlichen Standortbedingungen her immer ein klassi-
sches Kartoffelanbaugebiet war und mit Blick auf die Versor-
gung von Berlin auch sein müsste, ging der Kartoffelanbau im
Jahre 2001 laut Agrarbericht weiter zurück - mit einem Gesamt-
ertrag von nur noch circa 10 % im Vergleich zu 1989. Hier auch
die Frage: Ist nachhaltige Landnutzung eine Fra ge der Betriebs-
größen und Rechtsformen oder nicht eher eine Frage der Wirt-
schaftsweise?

Verschiedene Gerüchte zur Neubestimmung der Agenda 2000 -
so Herr Kienle, stellvertretender Generalsekretär des Deutschen
Bauernverbandes auf der PDS-Agrarkonferenz in Mühlhausen
in der vergangenen Woche - halten sich in dieser Frage zäh.
Heraus stellte er neben der vorgesehenen Kürzung der Direkt-
zahlungen um jährlich 3 % und der Senkung der Getreideinter-
vention um 5 c die einzelbetriebliche Deckelung auf
300 000 Euro.

Zur Einführung der EU-weit obligatorischen Modulation in
Form einer Kürzung der Direktzahlungen um jährlich 3 (X.
möchte ich kurz meine Meinung sagen: Laut Medien will Brüs-
sel selbst die Wiederverwendung der gekürzten Mittel zuguns-
ten derländlichen Entwicklung vornehmen. Damit wäre es nicht
ausgeschlossen. dass zum Beispiel die Kürzungsbeträge von
Brandenburger Betrieben für ländliche Regionen in Griechen-
land bereitgestellt werden könnten. Ich halte ein solches zen-
tralistisches Verfahren für schwachsinnig und glaube nicht, dass
es die Zustimmung der EU-Mitgliedsstaaten finden wird, zumal
die Modulation bereits von Portugal wieder abgeschafft und von
Frankreich ausgesetzt wurde.

(Zustimmendes Klopfen des Abgeordneten Zimmermann
'SPD])

Hier sollte. man sich nicht heiß machen lassen.

Ganz anders beurteile ich die Situation heim zweiten Vorschlag.
der Kappung der Direktzahlung bei 300 000 Euro je Betrieb.
Das würde in erster Linie die ostdeutsche Landwirtschaft tref-
fen. Selbst wenn der Faktor Arbeitskräfte in irgendeiner Form
Berücksichtigung finden sollte, müssten unsere größeren Betrie-
be Federn lassen.

(Vereinzelt Beifall hei PDS und SPD)

Das Problem wird sein, dass wir hier keine Verbündeten hei den
anderen EU-Mitgliedern finden werden, denn sie alle haben
kleinere Betriebe. Mit diesem Problem sind wir allein. Ich hof-
fe, dass wenigstens die gesamtdeutsche Solidarität funktionieren
wird.

(Beifall bei der PDS)

Immerhin geht es in Ostdeutschland um bis zu 450 Millionen
Euro. in Brandenburg um etwa 45 Millionen. Das ist nur ein
grober Überschlag, aber er zeigt die Dimension der Kappung.
Meine Sorge ist auch, dass die Begehrlichkeiten anderer Politik-
bereiche unseres Landes bei unserem klammen Landeshaushalt
groß sein werden, denn die durch Kappung gewonnenen Millio-
nen sollen im Land verbleiben. Hier wird es sich erweisen, was
uns die Landwirtschaft wert ist. Ich erwarte die fraktionsüber-
greifende Ablehnung der Kappung und von Minister Birthler,
dass er für den Fall der Fälle intern an Alternativen arbeiten
lässt.

(Beifall hei PDS und SPD)

Brüssel will angeblich auch mit der Entkoppelung der Direkt-
zahlungen von der Produktion beginnen. Im Prinzip sind wir
nicht dagegen, aber erst für den Zeitraum nach 2006 - und das
nicht nur wegen der Planungssicherheit, sondern auch deshalb.
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weil mit diesem Weg noch nicht abschätzbare Risiken verbun-
den sind. Deshalb wären Schnellschüsse absolut fehl am Platz.

Zur Anpassung in einigen Marktordnungen. zum Beispiel einer
kompensationslosen Senkung des Getreidepreises um 5 %, uni
Getreideberge zu vermeiden, sowie Maßnahmen, um den Ge-
treideabsatz zu verstärken: Hier ist sicherlich einiges notwendig.
auch bei Roggen. Aber es darf nicht zulasten der hiesigen Land-
wirte gehen,

Zusammengefasst ist unschwer zu erkennen. dass hei einer
solchen Neuausrichtung der Agenda 2000 die ostdeutschen -
sprich: Brandenburger - Agrarbetriebe über Gebühr belastet
wären.

Zur Öko- und konventionellen Landwirtschaft in Brandenburg
habe ich mich hier schon öfter geäußert - deshalb nur so viel: Im
Interesse der Chancengleichheit sind entweder gleiche oder
zumindest vergleichbare EU-Standards in Bezug auf Umwelt
und Tierhaltung notwendig. Ich erinnere in diesem Zusammen-
hang an die neue Verordnung der Bundesregierung zur Heimen-
haltung, die auch geringere Marktanteile im Eiersektor für hiesi-
ge Betriebe verfügt - bei 795 Millionen in Brandenburg erzeug-
ten Eiern kein Pappenstiel. Natürlich hängen an diesen Zahlen
immer auch Wertschöpfung und Arbeitsplätze im ländlichen
Raum. Der Agrarbericht zeigt deutlich die differenzierte Lage
und Entwicklung der ländlichen Räume in Brandenburg. Die in
den Vorjahren beobachteten Entwicklungsunterschiede zwi-
schen dem Berliner Umland und dem äußeren Entwicklungs-
raum Brandenburgs haben sich weiter verschärft. Während die
Bevölkerungszahl in den hauptstadtnahen Regionen seit 1991
um 20 (?/4-% zugenommen hat, ist sie in den äußeren Landkreisen
Brandenburgs um etwa 15 % zurückgegangen. Ich verweise
diesbezüglich auf Punkt 1 unseres Antrags.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen. gestatten Sie mir. noch
kurz zu dein dritten Punkt unseres Antrags Stellung zu neh-
men. Wir haben diesen Punkt formuliert, weil trotz der guten
Ernteergebnisse des Vorjahres und der wohl auch in diesem
Jahr zu erwartenden guten Getreideernte kein Grund besteht,
übermütig zu werden. Das zeigen zum einen die aktuelle Ent-
wicklung des Getreide- und des Milchpreises, zum anderen
aber auch eine Reihe von agrarpolitischen Ankündigungen
und Vorhaben. die Brandenburg mit seinen ungünstigen natür-
lichen Standortbedingun gen schwerer treffen würden als ande-
re Bundesländer.

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Abgeordnete, kommen Sie bitte zum Schluss Ihres Bei-
trags!

Frau Wehlan (PDS):

Auch wenn es ein großer Verlust ist - nicht für die Mensch-
heit, aber für den Landtag -, dass ich meine weiteren Aus-
führungen nicht vortragen kann, beuge ich mich der roten
Lampe und bringe meine Vorstellungen in den Fachausschuss
ein. - Danke.

(Beifall bei der PDS - Beifall der Abgeordneten Dr. Wieb-
ke und Zimmermann SPD])

Präsident Dr. Knoblich:

Bevor ich Herrn Dr. Woidke das Wort erteile, möchte ich Gäste
aus Falkenberg (Elbe-Elster-Kreis) herzlich begrüßen. die heute
an unserer Sitzung teilnehmen. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Herr Abgeordneter Dr. Woidke spricht für die SPD-Fraktion.

Dr. Woidke (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Landwirtschaft stand noch in keinem Jahr so im Blickfeld der
Öffentlichkeit wie im Jahr 2001. Die Stichpunkte sind vorhin
bereits genannt worden: BSE. MKS und die so genannte - und
wahrscheinlich auch gescheiterte - Agrarwende.

13SE und Maul- und Klauenseuche spielen in der Öffentlichkeit
inzwischen kaum noch eine Rolle. In der Landwirtschaft, so
auch in Brandenburg, haben aufkommende Hysterie und Aktio-
nismus zu vielen Turbulenzen und zu Verunsicherun g geführt.

In Brandenburg wurden im Jahr 2001 drei BSE-Fälle festge-
stellt. Dem stehen 50 000 Untersuchungen von verendeten und
normal geschlachteten Rindern gegenüber.

Aus dem Landeshaushalt mussten für die Tierkörperbeseitigung
2,3 Millionen DM bereitgestellt werden. Der Verfall der Rind-
fleischpreise führte in einzelnen Unternehmen zu existenzbe-
drohenden Situationen. Umsatzeinbußen von 50 % und mehr
mussten eini ge Unternehmen verkraften.

Die Frage nach der weiteren Entwicklung unserer Landwirtschaft
und nach dem Verhältnis zwischen Landwirtschaft und Verbraucher
in der Gesellschaft stellte sich 2001 neu: sie ist bis heute aktuell.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu der Situation der
Landwirtschaft in Brandenburg und der Entwicklung des ländli-
chen Raums gibt es auch in diesem Jahr den von der Landes-
regierung vorgelegten Bericht. Er liefert zu den grundlegenden
Fragen statistische Zahlen und gibt umfassend Auskunft. Ich
möchte an dieser Stelle allen danken, die an der Erstellung die-
ses sehr aussagekräfti gen Berichts mitgewirkt haben.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wiebke 'SPD')

Die Landwirtschaft in Brandenburg gehört laut diesem Bericht -
oberflächlich betrachtet - zu den wirtschaftlich stabilen Fakto-
ren. Allerdings wurde nicht beachtet. dass viele Betriebe der
Insolvenz nur dadurch entgangen sind, dass sie von anderen
Betrieben übernommen wurden.

Im Wirtschaftsjahr 2000/2001 waren auch in den Sparten unter-
schiedliche Ergebnisse zu verzeichnen. Durch Erschließung
neuer Rationalisierungspotenziale wurden weiterhin Arbeits-
kräfte freigesetzt. Zusätzliche Leistungsreserven konnten er-
schlossen werden. So ist zum Beispiel die Milchleistung in
diesem Wirtschaftsjahr weiter gestiegen.

Das Investitionsgeschehen hat sich nach Rechts- und Betriebs-
formen - das ist im Bericht nachzulesen - differenziert entwickelt.
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Im Jahr 2001 waren 38 300 Personen in der landwirtschaftlichen
Primärproduktion beschäftigt. Das sind 2 700 weniger als noch
im Vorjahr. Im Durchschnitt aller landwirtschaftlichen Unter-
nehmen waren 2,8 Personen bzw. I ,7 Arbeitskrafteinheiten auf
100 Hektar beschäftigt.

1,34 Millionen Hektar der Brandenburger Landesfläche werden
landwirtschaftlich genutzt. Die Cloueideanbaufläche vergrößerte
sich und erreichte einen Anteil von 54,8 %. Bedauerlicherweise
ging auch im vergangenen Jahr, dem so genannten Preußenjahr,
der Kartoffelanbau zurück. Kartoffeln werden in Brandenburg
nur noch auf einer Fläche von rund 12 000 Hektar angebaut.

Die Tierbestände bewegen sich bei hoher Leistungsfähigkeit
weiterhin auf recht niedrigem Niveau. Der Rinderbestand sank
um 1,6 %, während der Schweinebestand gegenüber dem Vor-
jahr um 4.9 % stieg. Die durchschnittliche Milchleistung stieg
immerhin auf 7 616 Kilogramm pro Kuh und Jahr.

Der Gesamtumsatz der brandenhurgischen Ernährungswirtschaft
wurde im Vergleich zum Vorjahr um rund 9 c/r auf 4,7 Mil-
liarden DM gesteigert. Die Zahl der Beschäftigten sank bei
Steigerung der Arbeitsproduktivität uni circa 17 %.

Ich möchte es hei diesen Zahlen belassen, bevor Sie mir ganz
einschlafen.

Die berufliche Erstausbildung ist stabil geblieben. Dies bestätigt
die Tendenz der vorhergehenden Jahre. Es ist bemerkenswert,
dass in der Landwirtschaft Ausbildungsplätze nach wie vor
nicht besetzt werden können. Dieser Hinweis gilt besonders den
in diesem Saal anwesenden Vertretern der jungen Generation.
Dabei werden gerade in der Landwirtschaft qualifizierte Nach-
wuchskräfte dringend gebraucht. Die Betriebe haben das er-
kannt, Die Zahl der aktiven Ausbildungsbetriebe ist gestiegen.
Allerdings sollte die hohe Zahl der nicht bestandenen Ab-
schlussprüfungen nachdenklich stimmen.

Der Strukturwandel in den ländlichen Räumen Brandenburgs ist
vielschichtig und sehr schwierig zu begleiten. Die Landwirt-
schaft kann sicherlich nur einen Teil der Strukturprobleme im
ländlichen Raum Brandenburgs lösen.

Wichti gster Ansatzpunkt der Fürder- und Strukturpolitik ist die
Sicherung und Schaffung neuer Arbeitsplätze, wie es zum Bei-
spiel mit der ELR-Richtlinie zur Entwicklung ländlicher Räu-
me. dem Dorferneuerungsprogramm, aber auch mit dem Land-
urlaub geschieht. Dafiir sind insbesondere die EU-Fördermittel
aus dem Agrarstrukturfonds weiterhin zielgerichtet einzusetzen,
Dies wird hoffentlich auch in den nächsten Jahren ohne Abstri-
che möglich sein.

Abschließend noch einige Bemerkungen zu den Vorschlägen
aus Brüssel; Frau Wehlan hat dazu schon ein paar Worte gesagt.
Die trotz vieler Probleme gute Entwicklung der Brandenburger
Landwirtschaft - im diesjährigen Agrarbericht ist das nachzule-
sen - hängt sehr eng mit der Chancengleichheit verschiedener
Betriebsformen und Betriebsgrößen zusammen. Die erneut
vorgeschlagene Einrührung von Obergrenzen in der Förderung
würde vor allem für große Betriebe deutliche Wettbewerbs-
nachteile mit sich bringen und - das befürchte ich zumindest -
durch erhöhten Rationalisierungsdruck zu einem starken Ar-

beitsplatzabbau in der Brandenburger Landwirtschaft führen,
Des Weiteren würde eine solche Obergrenze lan gfristig auch
keine Einsparungen im EU-Agrarhaushalt bedeuten, weil sich
die betrieblichen Strukturen den veränderten Rahmenbedin gun-
gen sehr schnell anpassen und wir nach spätestens drei bis fünf
Jahren das alte Niveau wieder erreichen würden.

Alternativen für die EU-Kommission könnten die Festlegung
von Obergrenzen pro Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche
oder eine Zahlung nach der Anzahl der Beschäftigten pro Hek-
tar sein. Das Land Brandenburg. der Landtag und die Landes-
regierung standen und stehen auch weiterhin für Wettbewerbs-
gleichheit zwischen den unterschiedlichen Unternehmensformen
in der Brandenburger Landwirtschaft. Ich gehe davon aus, dass
die Landesregierung auch in diesem Fall die untauglichen und
für Brandenburg schädlichen Vorschläge aus Brüssel in ge-
eigneter Art und Weise zurückweisen wird. - Ich danke für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall hei SPD und CDU sowie der Abgeordneten Frau
Wehlan [PDS]i

Präsident Dr. Knohlich:

Das Wort geht an die DVU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Claus.

Claus (DVU):

Hen . Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Nach mehr als
30 Jahren Kolchosenwirtschaft und mehr als zehn Jahren EU-
Dirigismus ist von der Vorstellung einer sich selbst tragenden
und blühenden Landwirtschaft wenig übrig geblieben. Daher
muss subventioniert werden. Doch damit hängen alle Nahrungs-
mittelproduzenten lückenlos am Gängelband. Ich erspare es uns.
die einzelnen Fördersummen zu kommentieren.

Eines möchte ich aber noch anmerken, werte Kolleginnen und
Kollegen: Es ist starker Tobak, wenn in dem Bericht allen Erns-
tes behauptet wird, dass 75 % der Fördermittel von der EU
kämen. Herr Minister. das wissen wir alle, und das wird auch
überall breitgetreten. Die DVU-Fraktion möchte darauf hin-
weisen, dass Deutschland Jahr für Jahr zwischen 13 und
16 Milliarden Euro mehr an die EU zahlt, als sie von dieser
wieder erhält. Das Land Brandenburg ist mittlerweile so pleite,
dass es nicht einmal mehr die Kofinanziertmesmittel für alle -
ich betone: für alle - Fördermittel aufbringen kann.

Meine Damen und Herren von der Landesregierung, Sie haben
es richtig erkannt: Das Jahr 2001 markierte den Höhepunkt
der bislang schwersten Krise der deutschen Agrarwirtschaft.
Die BSE-Krise hat uns alle überrollt und geradezu fassungslos
sahen wir uns mit einer Entwicklung konfrontiert, die wir in
dieser Form in der Landwirtschaft noch nicht erlebt haben.
Nahezu täglich veränderte sich die Situation. Es war nicht
überschaubar, welche Folgen die Krise in der Landwirtschaft
auslösen wird.

Die aufgetretenen ISSE-Fälle haben zu einer tiefen Verunsiche-
rung hei den Verbraucherinnen und Verbrauchern geführt. Der
dramatische Rückgang des Rindfleischverbrauchs zeigte dies
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eindrücklich. Dies hat zu erheblichen Problemen in der Land-
wirtschaft, aber auch im vor- und nach gelagerten Bereich ge-
führt. Besonders belastet sind die landwirtschaftlichen Betriebe
mit Rinderhaltung, welche erhebliche finanzielle Einbußen
hinnehmen mussten.

Einer psychisch außerordentlich belastenden Situation waren
auch diejenigen ausgesetzt. auf deren Höfen 135E-Fälle aufge-
treten sind. Sie alle wissen: Sie konnten nicht weiter produzie-
ren, sie mussten die Ställe so lassen, wie sie waren.

Auch Brandenburg hatte einen erheblichen Aufwand zu tragen.
Allein für den Anteil an den Kosten der Tierkörperbeseitigung
mussten aus dem Landeshaushalt 2,3 Millionen DM mehr als im
Vorjahr bereitgestellt werden. Der Herr Minister berichtete
darüber auch im Ausschuss. Dafür sind wir sehr dankbar. dass
uns der Minister darüber berichtete und alles schnellstmöglich
darlegte.

nachhaltigen Entwicklung muss von der Landesregierung aktiv
begleitet werden. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Claus. - Das Wort geht an die
Fraktion der CDU. den Abgeordneten Nieschke.

Nieschke (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Letzter zum
Agrarbericht zu sprechen ist gar nicht so einfach. Denn die
Kühe gehen auf meinem Zettel auch nicht mehr Milch als bei
Dietmar Woidke oder hei Frau Wehlan. Die Getreideerträge
sind auch nicht höher. Das ist dann recht schwierig.

(Dr. Wiebke [SPD]: Vielleicht eine andere Sicht!)
Brandenburg gehört mit drei BSE-Fällen zu den bisher am we-
ni gsten betroffenen Ländern. in denen BSE aufgetreten ist.
Nach dem ersten Fall wurden noch alle Tiere der betroffenen
Herde getötet. Sie mussten auch getötet werden. Inzwischen ist
es durch das in Kraft getretene Entschädigungsgesetz möglich,
dass mit der Kohortenregelung nur noch ein Teil der Herde
getötet wird.

In schwierigen Situationen dürfen wir unsere Landwirtschaft
nicht allein lassen. meine Damen und Herren. Sie braucht unse-
re Solidarität, aber auch aktive Hilfe. Es macht keinesfalls Sinn
- dies richtet sich besonders an die Landesregierung eines
Tages verkünden zu können: Rinderbestände BSE-frei, aber
Fleischwirtschaft kaputt, weil niemand mehr etwas kauft. Der
Rückgang des Rindfleischverbrauchs in Deutschland um 60 %
und in der EU um 30 % ist alarmierend und bedrohlich zu-
gleich.

Kommen wir nun zu der Entwicklun g im ländlichen Raum.
meine Damen und werte Kollegen. Während sich die Bevölke-
rungszahl im Brandenburger Teil des engeren Verflechtungs-
raumes, also dem Berliner Umland. seit 1991 um 20 (%r, das
sind circa 150 000. erhöhte, hielt die rückläufige natürliche
Bevölkerungsentwicklung mit 15 7 im äußeren Entwick-
lungsraum an, Das führte zu einer Verstetigung des ländlichen
Raumes.

Das hat zur Folge, dass in ländlichen Gegenden fast niemand
mehr einen ungeförderten Arbeitsplatz am Wohnort hat. Sie alle
wissen, dass die Leute etwas weiter wegfahren müssen, um
Arbeit zu finden. Folgerichtig ist daher, dass immer mehr. vor
allem junge Menschen wegziehen oder zum Wegzug gezwun-
gen werden.

Meine Damen und Herren auf der Regierungsbank, jetzt kommt
es darauf an, die landwirtschaftliche Produktion stärker als
bislang an den wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen
Prinzipien der Nachhaltigkeit auszurichten. Eine nachhaltige
Landwirtschaft berücksichtigt die natürlichen Stoffkreisläufe.
leistet einen Beitrag zum Erhalt der Kulturlandsehaft und schont
die natürlichen Ressourcen. Die absehbare Umschichtung der
europäischen Finanzmittel weg von der staatlichen Preisstüt-
zung hin zu einer Förderung des ländlichen Raumes und zur

Trotzdem werde ich versuchen, das irgendwie spannend zu machen.
Ich freue mich auf alle Fälle, dass rund 35 Abgeordnete noch hier
im Saal sind. Denn der Minister hat ja im Vorfeld gesagt: Das ist
der Höhepunkt dieses Parlamentsjahres, der Bericht vom erfolg-
reichsten Wirtschaftszweig. den wir in Brandenburg haben.

Was waren die Besonderheiten im Jahre 2001? Es wurde schon
gesagt: die Ertragsstei gerungen bei Getreide und Ölfrüchten mit
einer Rekordernte, die sich unsere Väter und Großväter nie hätten
träumen lassen. eine nennenswerte Ausdehnung des Anbaus von
Hülsenfrüchten und nachwachsenden Rohstoffen, eine ganz tolle
Milchleistung - die Zahl wurde hier schon genannt -, ein Preis-
anstieg hei landwirtschaftlichen Produkten. insbesondere bei
Milch; auch der Spargel- und Zierpflanzenanbau wurde erweitert.

Aber diesem positiven Trend stehen natürlich die negativen
Entwicklungen entgegen. Das ist der deutliche Preisverfall bei
Rindfleisch und bei Speisekartoffeln; deshalb auch der weiter
zurückgehende Anbau in Brandenburg.

Die Steigerung der Betriebsmittelpreise, die Ökosteuer und die
Ausdehnung der Stilllegungstlächen seien einmal in den Raum
gestellt. Weitere Stichworte: der Rückgang beim Hackfrucht-.
Futter- und Vermehrungsanbau; die erhebliche Überziehung der
Basisflächen sowie die rückläufige Bevölkerungsentwicklung
im ländlichen Raum.

Betriebe aller Größen und Rechtsformen, mit konventioneller
und ökologischer Produktion wiesen im Berichtsjahr Gewinne
aus. Die Anzahl der Betriebe blieb nahezu konstant, die Anzahl
der Beschäftigten war, wie gesagt, leicht rückläufig,

Auch im Jahr 2001 hat sich die Brandenburger Landwirtschaft
behaupten können gegen die bislang schwerste Krise der deut-
schen Agrarwirtschaft.

Damit komme ich zu BSE. Dort sind wir so richtig in das Rä-
derwerk von Medienschelte und Agrarwende-Euphorie gekom-
men. Das hat dazu geführt. dass zwei Minister der Bundesregie-
rung zurückgetreten sind und dass die Bauern Deutschlands auf
die grüne Spielwiese geworfen wurden. Darunter haben wir
nach wie vor zu leiden. Denn so schlimm die Dinge. mit der
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Creutzfeldt-Jakob-Krankheit sind, nach wie vor besagt die Sta-
tistik: Auf eine Million Einwohner kommen zwei Krankheits-
fälle im Jahr; vor I3SE. nach BSE, Vor fünf Jahren, vor zehn
Jahren, vor 20, 30, 40 Jahren.

Wir wissen zu weni g um diese Krankheit. Aber deutsche Bauern
und vor allen Dingen diejenigen. die konventionell produziert
haben, wurden an die Wand gestellt als die schlechten, die ir-
gendwas erzeugen, was die Menschen nicht vertragen,

(Beifall des Abgeordneten Helm [CDU])

nach dem Motto: Wenn wir als Deutsche weiter Rindfleisch
essen, dann werden wir wahrscheinlich zum kollektiven Selbst-
mord kommen,

(Homeyer [CDU]: Genau! - Vereinzelt Beifall bei der
CDU)

Wir haben es jetzt wieder hei Nitrofen. Das ist eine mediale
Glanzleistung, was die Ministerin Künast dort macht. Der Be-
völkerung wird ein Schauer über den Körper gejagt, damit die
Menschen eine Gänsehaut bekommen. Schwangere haben Angst
uni ihre Kinder. die sie in sich tragen. Wenn man aber einmal
das Internet einschaltet, dann stellt man fest, dass dort eindeutig
gesagt wird: Gesundheitliches Risiko besteht nicht.

Das ist moderner Verbraucherschutz und moderne Verbraucher-
information. Das ist das riesengroße Problem. das wir als Bauern
haben und wozu wir auf der Mitgliederversammlung des Deut-
schen Bauernverbandes am Montag in Nürnberg sicherlich unsere
Meinung. unseren Standpunkt darstellen werden. Natürlich ist es
zu den genannten erheblichen finanziellen Belastungen durch BSE
für die Bauern. aber auch für den Staat gekommen.

Zur Veredelung wurde schon viel gesagt. Hier bleibt es dabei:
Brandenburg ist mit die viehärmste Zone Europas. 0.49 Vieh-
einheiten je Hektar ist ein vergleichsweise geringer Wert; auch
in Deutschland einer der geringsten Werte. Speziell hier müssen
wir als Brandenburger nach wie vor hei der Investitionsför-
derung ansetzen.

(Beifall des Abgeordneten Zimmermann [SPD])

Der Bericht belegt auch eindeutig die Umweltleistung der Bran-
denburger Landwirtschaft. 23 % der landwirtschaftlichen Fläche
werden extensiv bzw. ökologisch bewirtschaftet. Fördermittel des
Kulturlanclschaftsprogrammes erstrecken sich auf 313 000 I lektar
landwirtschaftlicher Fläche. Zum Vergleich: Das sind die Kreise
Spree-Neiße, Niederlausitz-Spreewald, Oder-Spree und Bambi'
zusammen. Vergleichbare Vorjahreswerte bestätigen einen mehr-
jährigen Trend.

Als Fazit möchte ich sagen: Wir Brandenburger brauchen zur
Entwicklung der Ökoproduktion keine Agrarwende. Der Agrar-
bericht - wie seine Vorgänger - belegt. dass die Landesregierung
auch in ständiger Konsultation mit den Bauern und mit ihrem
Verband die vorhandenen Mittel auf die richtigen Schwerpunkte
konzentriert und dass die Entwicklung wettbewerbsfähiger
Agrarbetriebe das Hauptanliegen ihrer Förderpolitik bleibt. - So
leicht ist mir dieser Satz gar nicht gefallen: ich weiß allerdings,
in welcher Koalition ich jetzt sitze. Es stimmt aber auch.

Natürlich nehmen sich 51 Millionen DM Ausgleichzahlungen
für über 800 000 ha landwirtschaftlicher Fläche in benachteilig-
ten Gebieten - die werden ja in Brüssel festgelegt, nicht hei
uns - ebenso bescheiden aus wie 3 Millionen DM für die För-
derung kulturbautechnischer Maßnahmen und 15 Millionen DM
für die Förderung des Wegebaus; das sind weniger als 90 km.
Das erzeugt alles andere als Zufriedenheit vor Ort.

Trotzdem bescheinige ich der Landesregierung. dass sie mit der
Priorität und der tatsächlichen Bereitstellung der erforderlichen
Mittel für die Kofinanzierung der gemeinsam mit dem Bund
und der Europäischen Union zu finanzierenden Förderprogram-
me die Basis für die erfolgreiche Entwicklung der Brandenbur-
ger Landwirtschaft im letzten Jahrzehnt gelegt hat. Herr Minis-
ter. Sie haben einiges angedeutet. Wir müssen weiter darum
kämpfen, auch in der Regierung, dass wir diese Kofinanzierung
und damit die Entwicklung der Landwirtschaft sichern können.
Das möchte ich ausdrücklich noch einmal sagen.

Ich hatte gesagt, dass in allen Betriebsformen, in den Betrieben
aller Rechtsformen Gewinne erzielt worden sind. Die Betriebe
sind stabilisiert worden. Aber die Eigen- und die Kapitalrentabi-
lität weisen auch im Jahre 2001 in mehr als der Hälfte der Fälle
negative Werte aus.

Damit belegt der Bericht gleichzeitig: Wer hei dem heutigen Sys-
tem der Agrarpolitik die Einkommensschraube zurückzudrehen
beginnt, stellt die Rentabilität und Stabilität der Brandenburger
Agrarbetriebe in allen ausgewiesenen Strukturen infrage.

Damit bin ich bei dem aktuellen Problem der Halbzeitbewer-
tung der Agenda 2000, hei der man versucht, auch von deut-
scher Seite, die Beschlüsse von 2000 nicht bis 2006 durchzuset-
zen und beizubehalten, sondern vorher schon zu neuen Rege-
lungen zu kommen. Ich warne davor. Dabei wurde doch die
Finanzierung der Ell-Osterweiterun g - Herr Minister Bieder,
Sie wissen das ganz genau - eindeutig geregelt und die Haus-
haltskommissarin Michaela Schreyer hat in jüngerer Vergan-
genheit immer wieder festgestellt, dass das geregelt ist.

Umso befremdlicher sind Schröders Äußerungen vor dein Gipfel
von Sevilla, die Realisierung der Osterweiterung hänge vom EU-
Agrarhaushalt ah: bei voller Ausgleichszahlung für die Beitritts-
ländcr vergrößere sich der Nettozahlerbeitrag für Deutschland.

Das ist der ewige Trick der Kommission in Brüssel. Bei 2 000
Betrieben in Ostdeutschland soll die Kappungsgrenze greifen. Der
Fischler verspricht das den Mittelmeerländern. Die werden sich
natürlich nicht dagegenstellen. Aber es wird und kann nicht wahr
sein und wir werden es nicht zulassen, dass ostdeutsche Agrarbctrie-
be in dieser Europäischen Union eindeutig benachteiligt werden.

Einen Verbündeten haben wir in Frankreich. Der neue Land-
wirtschaftsminister hat gesagt: Schluss mit dem Quatsch, mit
dieser Modulation!

Vizepräsident Habermann:

Herr Abgeordneter, galoppieren Sie nicht durch sämtliche EU-
Länder!

(Heiterkeit)

Ihre Redezeit ist zu Ende.
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Nieschke (CDU):

Ja. Herr Präsident. - Da ich das erste Mal in dieser Legislatur-
periode reden durfte - ich hoffe. dass meine Fraktion das in der
nächsten Zeit öfter mal gestattet -‘ habe ich mir eine Minute
länger genommen. - Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt hei der SPD)

Vizepräsident Habernnann:

Meine Damen und Herren, ich beende die Aussprache zu die-
sem Tagesordnungspunkt und stelle fest. dass Sie den Bericht
der Landesregierung - Drucksache 3/4459 - zur Kenntnis ge-
nommen haben,

Ich rufe jetzt den Entschließungsantrag der Fraktion der PDS
zur Abstimmung auf. Er liegt Ihnen in der Drucksache 3/4560
vor. Wer diesem Entschließungsantrag seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Damit ist der Entschließungsantrag mehr-
heitlich abgelehnt worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 10 und rufe Tagesord-
nungspunkt 11 auf:

Umsetzung Strategiepapier „Feuerwehr 2000"

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/4415

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der einreichenden Fraktion. Frau Abgeordnete
Kaiser-Nicht. Sie haben das Wort.

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
PDS-Fraktion hat im September vergangenen Jahres das vom
Landesfeuerwehrverband erarbeitete Strategiepapier „Feuerwehr
2000- auf den Tisch des Landtages gebracht. Wir wollten mit
diesem Antrag erreichen, dass die Landesregierung in einem
eigenen Konzept die wichtigen Punkte dieses Papiers aufnimmt
und konkrete Schlussfolgerungen für das weitere Vorgehen auf
dem Gebiet des Brand- und Katastrophenschutzes fixiert.

Schließlich hat der Landesfeuerwehrverband auf schwerwiegen-
de Defizite und dringenden Handlungsbedarf aufmerksam ge-
macht. Diesen bestritt bisher niemand. Vor allem der Fahrzeug-
bestand und die Ausstattung der Feuerwehren sind überaltert.
Kritisch gesehen werden die Rahmenbedingungen für die Arbeit
und die Motivation der Angehörigen der freiwilligen Feuerweh-
ren. Ein großes Problem ist die bisher noch mangelnde Aus-
bildungskapazität an der Landesfeuerwehrschule. Zu beseitigen
sind zudem Defizite in der Gesetzgebung.

Meine Damen und Herren von der Koalition. Sie haben unseren
Antrag damals leider abgelehnt. Ihr Entschließungsantrag hatte
den Charakter einer Grußadresse mit appellarischem Anspruch.
Sie haben Lob gespendet. was erst einmal nichts kostet. Sie

verpflichteten sich jedoch im vergangenen September auch, die
Kritikpunkte und Hinweise des Strategiepapiers immer wieder
aufzugreifen, um „ein ausgewogenes Verhältnis zwischen aku-
tem Handlungszwang und wünschenswertem Änderungsbedarf-
zu finden.

Mit Ihrer Entschließung hatten Sie die Landesregierung aufge-
fordert, den Vorschlag zur Erhöhung der steuerfreien Pauschale
auf Bundesebene zu unterstützen, die Rahmenbedingungen so
zu gestalten. dass die freiwilligen Feuerwehren vor Ort ihre
Tätigkeit ausüben können, ohne von Normen und Standards in
ihrem Betätigungsfeld über das erforderliche Maß hinaus einge-
schränkt zu werden und weiterhin in allen Bereichen auf eine
Berücksichtigung der Belange der Kameradinnen und Kame-
raden der Feuerwehren hinzuwirken. - So die Beschlusslage.

Da Sie Ihrem ei genen Anliegen folgen werden, rechne ich fest
damit. dass Sie unserem heutigen Antrag zustimmen. Wir
denken, es ist durchaus angebracht, sich ein Jahr danach von
der Landesregierung berichten zu lassen, was zwischenzeitlich
für die Verbesserung des Brand- und Katastrophenschutzes
getan worden ist. Die Antwort auf eine mündliche Anfrage
heute in der Fragestunde kann es nicht gewesen sein. Auf
dieser Grundlage, denke ich, sollte eine Verständigun g im
Landtag erfolgen.

Bei einigen der im vergangenen Jahr festgestellten Probleme
gibt es tatsächlich positive Entwicklungen. So sind die notwen-
digen Mittel für einen Erweiterungsbau der Landesfeuerwehr-
schule in den Haushalt eingestellt worden, sodass die Grund-
steinlegung für ein neues Bettenhaus in Sicht ist. Es bleibt aber
die Frage, ob auch die notwendige Kapazität für die Erweite-
run g des Ausbildungspersonals bereitgestellt werden kann.
Schließlich soll sich die Schule ja künftig auch mit dem Kata-
strophenschutz beschäftigen.

Erfreulich ist auch, dass der Landesfeuerwehrverband nach
langem Tauziehen endlich eine SAM-Stelle zur Besetzung der
Geschäftsstelle erhält. Die Finanzierungsregelung jedoch über-
zeugt wenig.

Damit bin ich schon bei den nach wie vor kritischen Punkten,
Die technische Ausstattung der Feuerwehren ist nach wie vor
unzureichend. Wenn wir im vergangenen Jahr feststellen muss-
ten, dass 48 % der Fahrzeuge mehr als 20 Jahre im Einsatz sind,
müssen wir heute sagen. dass ihr Durchschnittsalter nicht ge-
sunken ist. Das ist verbunden mit erheblichen Sicherheitsdefizi-
ten. Es fehlen eigentlich unverzichtbare Gegenstände, zum
Beispiel 30 Drehleitern - ein klares Defizit in der technischen
Ausstattung und ein Sicherheitsrisiko.

Gleichzeitig wachsen die Anforderungen an die Feuerwehr.
Neben der Bekämpfung von Bränden nimmt die Zahl technisch
anspruchsvoller Einsätze zu. Wir brauchen also auch ein Kon-
zept zur so genannten ABC-Abwehr und -Erkundung.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Der Brandschutz ist die erste Stufe des Katastrophenschutzes.
Organisation und Qualität der Einsatzstäbe insbesondere in den
Landkreisen sind auf die höheren Anforderungen noch nicht
eingestellt. Da genügt es auch nicht, auf die kommunale Verant-
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wortung hinzuweisen. Sicherheit vor Bränden und Katastrophen
muss im gesamten Land gleichermaßen gewährleistet sein.

In diesem Zusammenhang ist die offensichtlich instabile Perso-
nalsituation des Referats „Brand- und Katastrophenschutz" im
Innenministerium zu benennen. Sie mag auch einer der Gründe
dafür sein, dass wir bereits seit längerem auf das angekündigte
Brand- und Katastrophenschutzgesetz warten. Ich darf Sie an
das erinnern, Herr Schönbohm, was Sie uns noch vor einem
Jahr versprochen haben. Sie wollten den Gesetzentwurf noch im
III. Quartal 2001 in die Ressortabstimmung bringen und im
I. Quartal 2002 in den Landtag einbrin gen. Die Termine sind
verstrichen. Es fehlt der Gesetzentwurf. Insofern ist der Appell.
den Sie bei der Beratung des Akteneinsichtsgesetzes heute an
uns gerichtet haben, wir sollten immer daran glauben, wenn Sie
Termine nennen. und darauf warten, vielleicht fehlgegangen.

(Beifall hei der PDS)

Mir fehlt nun wieder das Verständnis für Ihre überraschende Zwi-
scheninformation - die sicherlich auch eine Reaktion auf unseren
Antrag ist -, nach der sich das Gesetzgebungsverfahren zum Kata-
strophenschutzgesetz weiterhin im Stadium der hausinternen
Neukonzeption befindet, weil der Referentenentwurf in erhebli-
chem Maße überarbeitungsfiedürftig ist. Wie konnten Sie sich,
Herr Minister, im vergangenen Jahr dann nur so verschätzen?

Erfreulich ist, dass Sie die Betroffenen, also vor allem die Kom-
munen. die Spitzenverbände. die Feuerwehren, in die Gesetzes-
erarbeitung intensiv einbeziehen wollen. Es ergibt sich aber die
Frage, warum das nicht schon längst geschehen ist. In diesem
schon längere Zeit laufenden Gesetzgebungsverfahren wird ein
besonders gründliches Vorgehen angestrebt - ich zitiere jetzt
Ihre Berichterstattung -, „um zu verhindern, dass sich bei den
Einzelnen oder einer Gruppe von Betroffenen der Eindruck
einer Benachteiligung einstellen kann". Okay, aber beim Ver-
gleich dieser Absichtserklärung mit dem Verlauf anderer Refor-
men im Lande stellt man doch einen großen Gegensatz fest.

Zurück zum Ausgangspunkt. Meine Fraktion befürchtet, dass
Sie das Gesetzgebungsverfahren für das Brand- und Katastro-
phenschutzgesetz jetzt ganz weit hinausschieben. Offenbar ist
die volle Kapazität des Ministeriums auf die Strukturreform hei
Gemeinden und Polizei ausgerichtet. Damit fehlen weiterhin
zum Beispiel notwendige Standards wie festgelegte verbindliche
Einsatzzeiten. Deshalb fordern wir. dass konkrete Termine für
die Erstellung des Gesetzentwurfs für den Brand- und Kata-
strophenschutz genannt werden. Bei anderen Gesetzen ging und
geht das ja auch, und zwar, wie wir wissen, zum Teil in atembe-
raubendem Tempo.

Bei den freiwilligen Feuerwehren gibt es die Befürchtung, dass
sie durch Gemeindezusammenschlüsse in dun ehemaligen Ge-
meinden aufgelöst werden, dass es also zu einer Zentralisierung
kommen könnte. Dort, wo dies primär aus Kostengründen auf
Kosten der Sicherheit geschieht, muss dem entgegengewirkt
werden.

Ein anderes Problem, das immer wieder angesprochen wird, ist
die notwendige Freistellung der Mitglieder freiwilliger Feuer-
wehren von ihrer Arbeit. So hat der Kreisbrandmeister der Prig-
nitz in seinem Bericht an den Kreistag darauf aufmerksam ge-

macht. dass im ländlichen Bereich am Tage circa 60 % der
Feuerwehren vor allem we gen arbeitsbedingter Abwesenheit
ihrer Mitglieder nicht einsatzbereit sind.

Die Kameradinnen und Kameraden erwarten außerdem, dass
möglichst bald eine abschließende Entscheidung zur Steuerbe-
freiung hei den Aufwandsentschädigungen erreicht wird.

Gestatten Sie mir eine letzte Bemerkung. Nach dem I I. Septem-
ber 2001 ist sehr viel über notwendige Schlussfolgerungen für
den Bereich des Katastrophenschutzes gesprochen worden. In
Brandenburg ist ein Finanzpaket zur Terrorismusbekämpfung
geschnürt worden. Von diesen Mitteln ist nur ein unbeträcht-
licher Teil in den Katastrophenschutz geflossen, sodass die
Feuerwehren davon bisher nichts gespürt haben. Ich möchte
erneut bekräftigen, dass wir diese Schwerpunktsetzung für
falsch halten.

Trotz schwieriger Rabinenbedingungen leisten die Kameradin-
nen und Kameraden der Feuerwehren des Landes täglich ihre
Arbeit. Mit dem Dank dafür möchte ich meinen Redebeitrag
beenden und die Hoffnung zum Ausdruck bringen, dass eine
Landtagsmehrheit diesem Antrag nun zustimmt und so den
Forderungen der Feuerwehren Nachdruck verleiht. - Vielen
Dank.

(Beifall hei der PDS)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Kaiser-Nicht_ und gebe das
Wort an die Fraktion der SPD, an den Abgeordneten Schippe].

Schippel (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Hemm! Ich kann ja ver-
stehen, dass die Opposition das Mittel der Berichte der Landes-
regierung nutzt, um Themen zu befördern bzw. um auch nur
Themen wegen ihrer Publikumswirksamkeit zu besetzen,

(Zuruf von der PDS: Die sind aber wichtig!)

Die zweite Variante scheint mir hei dem heutigen Antrag der
Fraktion der PDS der ausschlaggebende Grund zu sein.

(Widerspruch hei der PDS)

Sie selbst haben eingangs Ihrer Rede bemerkt, dass im Bereich
der Feuerwehren im Lande Bewegung ist. Sie haben die er-
freulichen Bespiele aufgezeigt. Insofern ist der Beweis dafür
angetreten, dass an der Umsetzung des Strategiepapiers ge-
arbeitet wird. Ich weiß nicht, was Sie noch wollen.

Das Strategiepapier hat seine Berechtigung und wird seine 13e-
rechtigung behalten, aber es werden heute und auch in Zukunft
nicht alle Forderungen erfüllbar sein.

Das betrifft zum Beispiel den Punkt 12 des Papiers. Das ist eine
Grundsatzthese des Landesfeuerwehrverbandes, in der es heißt,
er möchte. dass ein Sonderfonds eingerichtet wird. damit die
Förderhöhe von 1993 oder 1994 wieder erreicht wird, um damit
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die auch von Ihnen beschriebenen Fahrzeu gprobleme zu lösen.
Das wird nicht leistbar sein. Das wissen wir, Deswegen sollten
wir den Leuten auch nicht sagen, dass das geht.

Die Erneuerung erfolgt langsam - das ist richti g -, aber sie er-
folgt. Eine Drehleiter kostet nun einmal fast 2 Millionen. Wenn
Sie hier von 30 Drehleitern reden, dann können Sie sich die
Gesamtsumme ausrechnen. Deswegen werden wir den Leuten
nicht sagen, dass sie alle ihre Drehleitern im nächsten Jahr he-
kommen, sondern wir werden sagen, dass das dann geschieht.
wenn das Geld dafür da ist. und an die dort ehrenamtlich Täti-
gen appellieren, trotz dieser Misere weiterzumachen. wenn das
auch unter erschwerten Bedingungen bzw. nicht immer unter
solchen Bedingungen geschehen kann, die man sich wünschte.

Das betrifft auch den Punkt 4 des Papiers, in dem von den Feu-
erwehren beklagt wird, dass sie Aufgaben zu erfüllen haben, für
die sie nicht zuständig sind. Wir können im Landta g hier he-
schließen, was wir wollen. es ist Sache der Landesregierung,
mit den Betroffenen dort, mit der Bahn AG, der Bundeswehr
usw., zu verhandeln, um die Dinge abzustellen. Da hilft also
kein Antrag. Aber auch das ist, wie wir wissen, in Arbeit.

Sie haben gerechterweise auch die Punkte genannt, die positiv
in Arbeit sind. Sie haben die Landesfeucrwehrschule mit dem
Investitionsvolumen angesprochen. Sie haben auch die SAM-
Stelle heim Landesfeuerwehrverhand erwähnt. In diesem Zu-
sammenhang möchte ich mich noch einmal ganz persönlich
beim Innenminister und vor allem hei Sozialminister Alwin Ziel
bedanken, der uns hei der Lösung dieses Problems unterstützt
hat.

(Beifall hei SPD und CDU)

Sie haben das ausstehende Gesetz angesprochen. Da hier für
Brand- und Katastrophenschutz ein gekoppeltes Gesetz vor-
gelegt werden soll, ist die Begründung, gerade mit Blick auf den
Katastrophenschutz bundeseinheitliche Regelungen abzuwarten,
nach dem 11. September 2001 mehr als gerechtfertigt, und inso-
fern können wir das auch nachvollziehen.

Nicht so gut nachvollziehen können wir, wenn es heißt, dass es
eine besondere Schwierigkeit bei der Abstimmung mit den
Verbänden usw. gibt. Ich meine, das ist die tägliche Arbeit eines
Ministeriums. Damit muss es umgehen können. Dies gilt auch
für die unterschiedlichen Forderungen, die hier erhoben werden.

Wichtig zu sein scheint mir in diesem Zusammenhang Folgen-
des: Wenn man mit Verbänden redet, wenn man im Zuge der
Erarbeitung eines Gesetzes die notwendigen Kompromisse
schließt, dann müssen diese auch hei der Umsetzung Bestand
haben. Was hier eingefordert wird, ist Vertrauensschutz. Darauf
müssen wir achten. Als das einmal nicht so gelaufen ist, hat es
viel Frust gegeben.

Mein letztes Stichwort ist die Gemeindereform. Vielleicht hat
die Gemeindereform aufgrund klugen Verhandelns der Vertreter
der Ortsteile und der dort betroffenen Feuerwehren gerade für
die Feuerwehren viel gebracht. nämlich Sicherheit und ein er-
höhtes Investitionsaufkommen in dieser Zeit. Schauen Sie sich
einmal in den Dörfern uni, was dort gemacht wird. Mit der
Möglichkeit der vertraglichen Regelung stärkt man die Feuer-

wehr. Insofern dient die Gemeindereform auch den Zwecken
der Feuerwehren, Vielleicht sollten Sie das einmal unter dem
Aspekt betrachten.

Frau Kaiser-Nicht. Sie haben beschrieben. dass es hei den Feu-
erwehren vorwärts geht. Ihren Antrag werden wir logischer-
weise ablehnen, weil er überflüssig ist.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Schippet und gehe das Wort an
die Fraktion der DVU. an Herrn Abgeordneten Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Land Branden-
burg braucht in Zukunft eine starke und schlagkräftige Feuer--
wehr.

Die öffentliche Berufs- und freiwillige Feuerwehr sowie die
private Werks- und Betriebsfeuerwehr leisten Aufgaben des
abwehrenden Brandschutzes bei Gefahr für Leben, Gesundheit
und Sachwerte. Die Feuerwehren sind auch im Bereich der
technischen Hilfeleistungen, bei Überschwemmungen oder
Unfällen tätig, zum Beispiel bei Chemie- und Gefahrgutunfäl-
len. Auch bei Einsturzgefahren, Explosionen. Umweltkatastro-
phen, Giftgasalarinen und Ähnlichem ist die Feuerwehr als
Erste gefragt. Sie ist schnell vor Ort und es wirken Feuerwehr-
leute mit, die ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein für
die Gemeinschaft tragen.

Die Feuerwehr wirkt auch im Bereich des vorbeugenden Brand-
schutzes. So trifft sie zum Beispiel Maßnahmen zur Verhin-
derung von Bränden oder zur Sicherung von Rettungswegen.
Vielfach wird der Feuerwehr auch der Rettungs- und Kranken-
transportdienst übertragen.

Erfreulicherweise gibt es immer noch eine hohe Bereitschaft für
den ehrenamtlichen Dienst in der Feuerwehr.

Die Mitarbeiter der Feuerwehr kennen sich untereinander, haben
enge Bindungen und jeder muss sich auf den anderen verlassen
können. Das erfordert auch ein hohes Maß an Disziplin und Eigen-
verantwortung, ganz besonders hei schweren Katastrophenfällen.

Sie. meine Damen und Herren von der Landesregierung, sollten
wissen, dass in unserem Land der Brand- und Katastrophen-
schutz flächendeckend - zu etwa 90 c/e - mit ehrenamtlichen
Mitgliedern der Feuerwehren sowie Helfern des Katastrophen-
schutzes ausgeübt wird. Feuerwehren sind sogar auf Bundes-
autobahnen und Wasserstraßen im Einsatz,

Feuerwehren und andere Hilfseinrichtungen im Bereich des
Katastrophenschutzes retten jedes Jahr unzählige Menschenle-
ben und bewahren uns alle vor unermesslichem Schaden.

Leider zieht sich der Bund immer mehr aus seiner Verantwor-
tung für die Gemeinschaft zurück. Moderne Technik wird nur
noch unzureichend bereitgestellt. Dies gilt insbesondere für den
ABC-Schutz.
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Der Landtag hat im vorigen Jahr einen Entschließungsantrag
mit der Drucksache 3/3305 verabschiedet und auf die Terror-
anschläge vom 11. September 2001 verwiesen. Derartige An-
schläge stellen auch die Feuerwehren des Landes vor neue He-
rausforderungen. Terroristische Anschläge sind genauso wenig
vorauszuberechnen wie Waldbrände oder Unfälle jeder Art.
Wenn der Notfall eingetreten ist. wird uns erst richtig bewusst.
wie wichtig der Brand- und Katastrophenschutz eigentlich ist,
meine Damen und Herren.

Regierungen und Parlamente, die in diesem Bereich sparen.
machen sich zumindest in fahrlässiger Weise mitschuldig, wenn
zum Beispiel ein Brand mangels moderner Technikausrüstung
nicht schnell genug gelöscht werden kann.

Feuerwehr und Katastrophenschutz brauchen aber nicht nur
moderne Technik, sondern auch solide Aus- und Fortbildung zu
deren Bedienung. Außerdem sind funktions- und sicherheits-
technische Prüfungen, Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten
für die jederzeitige technische Einsatzbereitschaft vonnöten.

Nicht vorhandene Erfahrungen junger Leute sollen durch Bil-
dung und ständige Übungen ausgeglichen werden, wobei gerade
die Brand- und Rettungsdienste auf dem höchsten Stand der
Technik sein müssen. Daran hapert es aber, wie der Landesfeu-
erwehrverband zutreffend ausführte.

Ich kann nicht erkennen. dass die Landesregierung in ihren
letzten Haushaltsplänen besondere finanzielle Anstrengungen
für den Brand- und Katastrophenschutz unternommen hat. Im
Gegenteil: Längst veraltete Fahrzeuge und Materialien werden
nicht oder nur teilweise ersetzt.

Die Koalitionsfraktionen haben in ihrem Entschließungsantrag
einige fromme Wünsche geäußert, aber keinesfalls der Landes-
regierung verbindliche Verpflichtungen auferlegt.

Die Erhöhung der steuerfreien Pauschale wurde übrigens auch auf
Bundesebene abgelehnt. Das wissen Sie genauso gut wie ich. Die
DVU-Fraktion bedauert dies sehr. denn wir setzen auf die För-
derung des Ehrenamtes. Wenn die Pauschale nicht doch noch
erhöht wird, wird die Anzahl der Feuerwehrleute immer kleiner
werden und wir werden in diesem Lande Schwieri gkeiten he-
kommen. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Abgeordneten Claus und gebe das Wort an die
Fraktion der CDU, an den Abgeordneten Petke.

Petke (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben mit dem
vorliegenden Antrag der PDS ein wichtiges Thema auf der
Tagesordnung. Ich wollte eigentlich in die Sommerpause glei-
ten, mich sozusagen auf den schönen, erfolgreichen Wahlkampf
freuen. aber die Ausführungen der Kollegin Kaiser-Nicht kön-
nen nicht unkommentiert stehen gelassen werden.

(Bartsch [CDU]: Richtig!)

Ich möchte an den Anfan g meiner Ausführungen den Dank an
die circa 50 000 ehrenamtlichen Kameradinnen und Kameraden
der freiwilligen Feuerwehr in Brandenburg richten, Dank für ihr
ehrenamtliches Engagement zum Wohl der Allgemeinheit.
Ohne sie wäre der Brand- und Katastrophenschutz in Branden-
burg nicht zu gewährleisten.

(Beifall hei CDU und SPD)

Dies ist eben auch ein Unterschied. beispielsweise im Ver-
gleich zum Land Berlin. Dort wird der Brand- und Katastro-
phenschutz überwie gend von den Berufsfeuerwehren gewähr-
leistet. Bei uns sind es nur zu einem geringen, aber eben auch
wichtigen Anteil die Berufsfeuerwehren. Bei uns sind es über-
wiegend, zu über 90 47(..., die ehrenamtlich tätigen Kameradin-
nen und Kameraden.

Im September, als wir schon einmal über dieses Thema gespro-
chen haben, führte ich aus, dass wir stolz darauf sein können,
den Brand- und Katastrophenschutz in ausreichendem Maße zu
gewährleisten.

Frau Kaiser-Nicht, ich habe Ihnen sehr genau zugehört und ich
dachte schon. wie immer bei der inneren Sicherheit: Der
11. September hat bei Ihnen nicht stattgefunden, Durch die
veränderte Situation müssen wir natürlich auch über die ver-
änderten Gegebenheiten diskutieren. Es kommen Zweifel an der
Stelle, aber nicht im Bereich des ehrenamtlichen Engagements.
sondern es kommen Zweifel, was die Ausrüstung betrifft. was
die Vorbereitung unserer Kameradinnen und Kameraden im
Bereich des ABC-Schutzes betrifft, doch nicht nur hier in Bran-
denburg. sondern insgesamt in der Bundesrepublik Deutschland.

Insofern hin ich dem Kollegen Schippel dankbar dafür. dass er
auf die Zuständigkeiten des Bundes hingewiesen hat. Wir kön-
nen nur hoffen, dass im Deutschen Bundestag, wenn es zum
Beispiel um die Mittel für den Zivilschutz geht, die entspre-
chenden Mehrheiten zustande kommen, sodass die notwendigen
Erhöhungen dann auch tatsächlich vorgenommen werden.

Meine Sorge gilt der technischen Ausstattung, die für die Ge-
fahren, mit denen wir in Brandenburg bisher umzugehen hatten,
auskömmlich waren. Die neue internationale Bedrohungslage
durch Terroranschläge verbohrter Extremisten lässt es jedoch
nicht ausschließen, dass auch auf deutschem Boden ein An-
schlag ausgeführt wird. Ich erinnere an die Antraxanschläge. die
glücklicherweise nur vorgetäuscht waren. aber ein Anschlag mit
biologischen Stoffen kann eben leider nicht ausgeschlossen
werden. Da stellt sich die Frage, oh wir in der gegenwärtigen
Situation tatsächlich darauf vorbereitet sind. Ich denke an biolo-
gische. chemische oder gar atomare Waffen. H ier gilt es meines
Erachtens. an zentralen Standorten die notwendige Technik zu
stationieren und auch einmal über Ländergrenzen - nicht nur
Kreisgrenzen - hinauszublicken,

Doch zurück zum Strategiepapier „Feuerwehr 2000", Es ist
schon sehr mutig, wenn die PDS in ihrem Antrag schreibt, dass
unser Entschließungsantrag. der Entschließungsantrag der Koa-
lition, auf ihrem Antrag basiere.

Ich möchte auf unseren Entschließungsantrag eingehen. Wir
haben damals gefordert. den Vorschlag zur Erhöhung der sten-
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erfreien Pauschale auf Bundesebene zu unterstützen. Das Land
hat hier etwas getan. Die Lohnsteuerverordnung ist geändert
worden. Ungefähr 150 Euro werden jetzt steuerfrei angerechnet.
Das dürfte einen Großteil der ehrenamtlichen Pauschalen abde-
cken. Frau Kaiser-Nicht. das ist hei den Aktivitäten der Landes-
regierung eben tatsächlich auf der Habenseite.

Dann haben Sie selbst darauf hingewiesen. dass das bei uns
heißt. die Rahmenbedingungen so zu gestalten. dass sich eben
für die Kameraden etwas verbessert. Die lange geübte. Kritik am
Ausbau der Landesschule hat sich, glaube ich, damit erledigt.
Das Geld ist eingestellt. Sie haben darauf hingewiesen.

Auf der anderen Seite unternehmen Sie den Versuch. gesetzli-
che Zuständigkeiten zu vermischen. Es ist nach dem Gesetz nun
einmal nicht Sache des Landes, für die technische Ausstattung
zu sorgen. Es ist nun einmal nicht Sache des Landes, das hierfür
erforderliche Geld in den Kommunen bereitzustellen. Wir über-
weisen den Kommunen mit dem jährlichen Gemeindefinanzie-
rungsgesetz dafür Beiträge. Es liegt natürlich auch in der Ver-
antwortun g der Kommunen, hier für die entsprechende Aus-
stattung zu sorgen. Meine Aufforderung geht also auch an die
Verantwortlichen der Kommunen, hier durch entsprechendes
verantwortungsvolles Handeln Vorbild zu sein und gleichzeitig
natürlich auch eine gewisse Kreativität, insbesondere wenn es
um die Gewinnung des Nachwuchses hei der Feuerwehr geht,
an den Tag zu legen. Insofern ist hier auch jeder im Plenum, der
kommunalpolitische Verantwortung trägt, aufgefordert, bei sich
vor Ort etwas für die freiwilligen Feuerwehren zu tun. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der CDU)

Vizepräsident Hahermann-

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Petke. - Das Wort geht an
die Landesregierun g . Herr Minister Schönbohm, bitte.

Minister des Innern Schönitim:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der
Antrag der PDS zeigt, dass sie glaubt, es sei etwas nicht ganz in
Ordnung. Darum stellt sie einen Antrag.

Ja, in der Feuerwehr muss weiterhin viel gearbeitet werden.
Aber wir haben auch schon viel erreicht. Schauen Sie sich die
alten Autos, die wir haben, an, aus welcher Zeit sie kommen
und warum sie in diesem Zustand sind. Und dann schauen Sie
sich bitte einmal an. welche Mittel das Land Brandenburg dafür
ausgegeben hat.

Damit komme ich zum ersten Punkt. Wenn Sie das so ändern
wollen. wie Sie es hier vortragen, dann stellen Sie doch bitte
den Antrag, welche Mittel und wie viel Mittel aus dem Gemein-
definanzierungsgesetz abgezweigt und zentral vorn Land zur
Verfügung gestellt werden, wenn Sie der Auffassung sind, dass
die Kommunen ihre Aufgaben nicht wahrnehmen können. Das
wäre eine klare Lösung. Sie wäre eindeutig. aber sie wäre
falsch. Von daher gesehen werden wir diesen Weg nicht gehen.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Wir entlassen die Kommunen und die Ämter nicht aus ihrer
Verantwortung. Wie unterschiedlich das ist, können Sie erfah-
ren. wenn Sie durch das Land fahren. Fahren bildet bisweilen.
Ich will jetzt keine einzelnen Kommunen nennen, in denen es
vorbildlich ist, und keine, in denen es nicht vorbildlich ist. Da
können Sie feststellen, dass wir offensichtlich dort. wo der
Brandschutz ernst genommen wird, eine vorzügliche Schutzaus-
stattun g einschließlich technischer Ausstattung haben.

Da, wo man glaubt, dass dieses nachrangig ist. ist es anders.
Dann wirken Sie bitte in den Gemeindevertretungen mit, ge-
meinsam mit uns allen, damit die Sache ernst genommen wird.

Der zweite Punkt: Sie haben das Katastrophenschutzgesetz
angesprochen. Ich bin dem Kollegen Schippel dankbar, dass er
einmal daran erinnert hat: Ein Teil der Bundesstandards fehlt. es
ist der t 1.09. geschehen.

Ich sage etwas anderes ganz freimütig: Es ist in der Tat so, dass
ich mit dem Gesetzentwurf, so wie er als Referentenentwurf
vorlag, nicht einverstanden war. Ich nehme an. Sie billigen das
einem Minister zu. Ein Minister wird auch einmal sagen kön-
nen. dass ihm etwas nicht deutlich genug ist und dass es geän-
dert werden muss.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb wird dieser Gesetzentwurf überarbeitet. Ich bin sehr
dankbar dafür. dass Sie mir den Vorwurf machen, ich sei zu
lahm. Bisher haben Sie immer gesagt. ich sei zu schnell. Wenn
ich die Mitte davon nehme. komme ich ganz gut zurecht.

Vizepräsident Hahermann:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Minister?

Minister Schönhohm:

Wenn es Frau Kaiser-Nicht beruhigt, gerne.

Vizepräsident Hahermann:

Ich weiß nicht. ob es beruhigt. aber Frau Kaiser-Nicht, Sie ha-
ben das Wort.

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Vielleicht beruhigt es Sie, Herr Minister. Haben Sie zur Kennt-
nis genommen, dass ich gar nicht behauptet habe, dass die PDS
auf alle Fragen eine Antwort hat

(Oh! bei der CDU)

und genau weiß, wie und woher etwas kommt, sondern dass es
hei dem Antrag im vergangenen Jahr lediglich darum ging, ein
Konzept zur Entwicklung der Feuerwehr vorzulegen, und bei
dem heutigen Antrag darum. über die Umsetzung des. Strategie-
papiers „Feuerwehr 2000" zu diskutieren'? Das heißt. das kann
man alles sachlich vorbereiten. Dann kann man das Ergebnis
diskutieren. aber nicht ohne ...
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Vizepräsident Habermann:

Keine Kommentierung, bitte schön.

Minister Selninhohm:

Ich komme gleich zum sachlichen Teil. aber ich möchte zu-
nächst auf den Teil eingehen. den ich mit ..Märchenstunde"
überschreiben möchte, weil Sie eine dritte Sache angesprochen
haben. Ich finde es nicht in Ordnung, wenn Sie sagen, die Kom-
munalreform dient dazu, die freiwilligen Feuerwehren zu
schwächen.

(Frau Kaiser-Nicht [PDS]: Das habe ich gar nicht gesagt!)

Ich hin auch da dem Kollegen Schippe] sehr dankbar, dass er
das einmal deutlich gesagt hat. Das wollen wir nicht. Die Korn-
munalreform ist notwendig. Sie sehen das nicht so. Doch wenn
es erfolgreich ist, sind Sie auch dabei.

(Zurufe von der PDS)

Das schwöre ich ihnen. In zwei Jahren sagen Sie: Wir alle wa-
ren Väter und Mütter der Kommunalreform.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Bisky [PDSI)

- Sie sind Stiefvater, Hen- Prof. Bisky, das weiß ich. Aber Sie
machen auch mit, da hin ich ganz sicher.

Wir haben einen Erfolg, das lassen wir uns nicht nehmen. Wir
machen das gemeinsam. Wir wollen doch gemeinsam etwas für
Brandenburg tun.

Von daher gesehen möchte ich daran erinnern, dass der Brand-
schutz zu 90 % flächendeckend mit ehrenamtlichen Angehöri-
gen der Feuerwehren gewährleistet wird. Die Leistungen sind
hier vielfach angesprochen worden. Ich kann das aus eigener
Anschauung bestätigen. Die knapp 50 000, die aktiv sind, und
die 20 000 Bürgerinnen und Bürger. die in den Jugendfeuerweh-
ren und in Alters- und Ehrenahteilungen tätig sind, gewähr-
leisten nicht nur den Brandschutz und den Katastrophenschutz.
sondern bestimmen auch sehr stark das gesellschaftliche Leben
in den Dörfern. Die Feuerwehr hat eine Bedeutung, die weit
über den Brandschutz hinausgeht. ich bin mir dessen bewusst,
die Landesregierung ist sich dessen bewusst. Darum unterstüt-
zen wir die Feuerwehren auch.

Wir haben uns auch über die Frage unterhalten, wie die För-
derung des Ehrenamtes verstärkt werden kann. Ich habe heute
Morgen dazu ausgeführt. Ich will noch einmal in Erinnerung
rufen: Die mindestens steuerfrei zu belassende Aufwandsent-
schädigung ist ah 1. Januar 2002 von 50 DM auf 154 Euro an-
gehoben worden. Das war eine wichtige Forderung des Landes-
feuerwehrverbandes. Eine weitere betraf die Prüfung, die hei der
Anwendung des § 3 Nr. 26 Einkommensteuergesetz für die
Ausbildungstätigkeit in Betracht kommt. Ich habe heute Morgen
die Zahlen genannt und habe gesagt. dass höchstens 1 848 Euro
pro Jahr steuerfrei belassen werden können, unabhängig von
dieser Aufwandspauschale. Damit ist einer der Hauptforderun-
gen des Strategiepapiers „Feuerwehr 2000" entsprochen wor-
den.

Dieses Strategiepapier ist außerordentlich hilfreich. Ich möchte
mich auch heim Landcsfcucrwchrvcrband dafür bedanken, dass
er dieses Papier vorgelegt hat. Es kann natürlich nicht 1 : I
umgesetzt werden. Aber die Anregungen aus dem Strategie-
papier haben wir aufgenommen.

Wir haben uns auseinander gesetzt - Sie haben es erwähnt, Frau
Kaiser-Nicht - mit der Frage der Verbesserung der Ausbildungs-
kapazitäten in der Landesschule Eisenhüttenstadt. Ich habe die
Zahlen genannt. Wir wollen die Lehrgangskapazität von 88 auf
110 Lehrgangsplätze erhöhen. Die Mittel dafür sind bereitge-
stellt und der erste Spatenstich erfolgt in diesem Jahr. Damit ist
ein weiterer wichtiger Punkt aus dem Katalog des Landesfeuer-
wehrverbandes erfüllt.

Zu Ihrer Vorstellung. „die Rahmenbedingungen so zu gestalten,
dass die Freiwilligen vor Ort ihre Tätigkeit ausüben können,
ohne hierbei von Normen und Standards in ihrem Betätigungs-
feld über das erforderliche Maß hinaus eingeschränkt zu wer-
den", möchte ich Folgendes feststellen: Standards und Normen
sind im Rahmen der Gefahrenabwehr notwendig und erforder-
lich, um eine einheitliche Aufgabenerfüllung, für den Bereich
der Gefahrenabwehr zu gewährleisten. Das hän g t auch mit der
Notwendigkeit der Ausbildung und Vorbereitung dafür, mit der
Ausstattung. zusammen.

(Frau Kaiser-Nicht [PDS]: Das war aber ein Koalitions-
antrag!)

Eine Überprüfung aller aus dem Bereich Brand- und Katastro-
phenschutz noch gültigen Regelungen ergab, dass über die Hälf-
te der Regelungen aufgehoben werden kann, da diese bereits in
der Praxis umgesetzt worden sind oder eine neue Rechtslage
entstanden ist. Ich bin also dabei, alles zu entrümpeln.

Ich habe heute Morgen dargestellt, welche Unterstützung wir
aus den Lottomitteln geben. Dazu möchte ich nichts weiter
sagen, weil die Lampe schon blinkt.

Die Jugendfeuerwehren - das ist entscheidend - bekommen von
uns weiterhin in besonderer Weise Hilfe, weil ich glaube, dass
das wichtig ist.

Die betreffenden Forderungen aus dem Strategiepapier an die
Kommunen können nicht von der Landesregierung umgesetzt
werden, sondern nur von den Kommunen. Ich habe darauf hin-
gewiesen.

Meine Damen und Herren. wir sind mit dem Strategiepapiel-
einverstanden. Es gibt wichtige Anregungen. Wir setzen diese
um, wie ich hier vorgetragen habe, aber alles geht nicht und
entscheidend ist, dass es vor Ort getan werden muss. Das ge-
schieht in unterschiedlicher Weise. Wir sollten versuchen, ge-
meinsam auf die kommunalen Verantwortungsträger einzuwir-
ken. - Herzlichen Dank.

(Beifall hei CDU und SPD)

Vizepräsident Ilabermann:

ich danke Ihnen. Hera- Minister Schönhohm. - Wir sind am Ende
der Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt.
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Wir kommen zur Ahsti mmung. Ich rufe den Antrag der Fraktion
der PDS. der limen in Drucksache 3/4445 vorliegt. auf. Wer
diesem Antrag seine Zustimmung geben möchte. den bitte ich
tun sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 11 und rufe Tagesord-
nungspunkt 12 auf:

Stärkung der Arbeit der Stiftung Brandenburgische
Gedenkstätten

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/4447

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der einreichenden Fraktion. Herr Abgeordneter Dr.
Trunschke, Sie haben das Wort.

Dr. Trunschke (PDS):

Stanislaw Lec meinte in seinen ..Unfrisierten Gedanken":

„Vor der Wirklichkeit kann rnan seine Augen verschlie-
ßen. aber nicht vor der Erinnerung."

Lee bezog das sicherlich auf ein Individuum. ich meine aber,
das gilt in analoger Weise auch für Gesellschaften. Jede Gene-
ration muss sich bekanntermaßen ihre Geschichte neu erschlie-
ßen. Für einen wichtigen Teil der Brandenburger Geschichte
leistet das die Stiftun g Brandenburgische Gedenkstätten. Sie
leistet es engagiert, ergebnisorientiert und sensibel, In den letz-
ten Wochen hatten wir reichlich Gelegenheit, uns davon bei
Ehrungen, hei Veranstaltungen und Ausstellungen zu überzeu-
gen, Ich möchte mich für diese Arbeit im Namen meiner Frakti-
on und wohl auch im Namen aller anderen in diesem Haus hei
Dr. Morsch und allen seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
bedanken,

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Ihre Kompetenz und ihre Beharrlichkeit haben den guten Ruf
der Stiftung, deren 1D-jähriges Jubiläum wir im nächsten Jahr
begehen können, begründet.

Dennoch ist unbestritten festzustellen, dass es einen erheblichen
Handlungsbedarf gibt. Handlun gsbedarf besteht nach wie vor
und ungeachtet aller überhaupt nicht zu leugnenden Anstren-
gungen hinsichtlich des Erhalts der Originalsubstanz. Was heute
nicht erhalten werden kann, wird für immer verloren sein.
Handlungsbedarf besteht auch im Hinblick auf den Ausbau der
pädagogischen Betreuung der Besucher. Insbesondere muss die
Arbeit mit den Zeitzeu gen in größerem Umfang als bisher fort-
geführt werden. Handlungsbedarf besteht schließlich auch für
die Forschungsarbeit der Stiftun g Brandenburgische Gedenk-
stätten. Sowohl für die Zeit vor 1945 als auch für die Zeit nach
1945 gibt es nach wie vor zu viele Lücken.

Das sind die Gründe. die die PDS-Fraktion zu diesem Antrag
geführt haben. Wir ignorieren in unserem Antrag weder die

Arbeit der Stiftung noch das Engagement des Bundes und des
Landes. Da ist überhaupt nichts kleinzureden. Es ist uns aber
eine Herzenssache, gleichzeitig auf Defizite aufmerksam zu
machen, wenn wir sie bemerken, um zu einer gemeinsamen
Position aller demokratischen Fraktionen - das, was uns mög-
lich ist - beizutragen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. über den Erhalt der
Bausubstanz in den brandenburgischer' Gedenkstätten haben wir
schon mehrfach, auch letztlich im Zusammenhang mit den
Haushaltsberatungen. diskutiert. Der Landtag hat sich partei-
übergreifend dafür eingesetzt und er hat auch durchaus etwas
erreicht. Wir wissen alle gemeinsam, dass dennoch kein Grund
besteht. sich zufrieden zurückzulehnen. Mehr will ich an dieser
Stelle nicht dazu sagen.

Unzufrieden sind wir dagegen noch mehr mit den Möglich-
keiten der Stiftung zur Besucherbetreuung. So erfreulich die
deutlich steigende Zahl der Besucher und insbesondere der
jungen Besucher ist, und zwar aus dem Inland wie aus dein
Ausland, so unbefriedigend sind inzwischen die Möglichkeiten
der Stiftung. diesem Anstieg tatsächlich gerecht zu werden.
Kurzfristige Anmeldungen zu Führungen können oft genug
nicht bedient werden. Es ist unsere Auffassung, dass ein Ausbau
des pädagogischen Personals, das auch die entsprechende Quali-
fizierung besitzt, unabdingbar ist.

Hervorheben möchte ich an dieser Stelle die Initiative des Landes
und insbesondere die Anstrengungen von Minister Reiche, sieben
Gedenkstätten lehrerwirksam werden zu lassen. Aber wir brau-
chen mehr davon. Es darf einfach nicht passieren, dass Besucher
in den Gedenkstätten, die eine Betreuun g wünschen. nicht betreut
werden. Für die Arbeit der Stiftung wäre es durchaus hilfreich,
wenn mehr studentische Hilfskräfte bei den Führungen eingesetzt
werden könnten, was letztlich aber wieder am Geld scheitert.

Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der
Arbeit mit den Zeitzeugen zu. Kein Papier. kein Monument
kann das Geschehen, das persönliche Empfinden und die erlitte-
ne Unmenschlichkeit so in die Gegenwart holen wie ein Zeit-
zeuge. der selbst oder dessen Familie Opfer wurde. Solche Be-
gegnungen haben den nachhaltigsten Eindruck auf Kinder und
Jugendliche. Diese individuellen Begegnungen sind für die
Zeitzeugen, zumal sie meist in hohem Alter sind, eine enorme
Herausforderung, aber auch ein enormes Bedürfnis. Unser An-
spruch besteht darin, jetzt diese Chance mit aller Kraft zu nut-
zen. Ich muss wohl kaum betonen. dass diese Chance nur noch
sehr kurze Zeit gegeben sein wird, Hier verbietet sich ineines
Erachtens jeder Verzicht aus finanziellen Gründen.

Die PDS-Fraktion bezieht sich hier ausdrücklich auch auf die
Geschichte der Speziallager nach 1945. Hierzu wurden in den
letzten Jahren viele Fakten zutage gefördert und Zeitzeugen mit
einschneidenden biografischen Brüchen machen die Widersprüch-
lichkeit der Nachkriegsgeschichte exemplarisch. Dass es hier nicht
um die Selbstdarstellung von Tätern geht, ist demokratischer
Konsens und muss sicherlich nicht gesondert erwähnt werden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, einige Bemerkungen
zur Forschung, die ebenfalls unbefriedigend ist. Projekte wie
das gegenwärtig in Vorbereitung befindliche zur Krankenbara-
cke in Sachsenhausen werden zu weiten Teilen durch ABM
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realisiert. ABM unterliegen jedoch immer einer zeitlichen und
personellen Diskontinuität. Pianmäßige Projektarbeit ist damit
sehr komplizierten Rahmenbedingungen unterworfen. Ich darf
daran erinnern, dass Gedenkstätten auch Museen sind, und
Museen sind per definitionem forschende Einrichtungen. Dem
müssen wir künftig - davon hin ich fest überzeugt - deutlich
mehr Rechnung tragen. wenn wir internationalen Standards
genügen und unserer Verantwortung gerecht werden wollen.

Die Ergebnisse der Letzten Jahre haben gezeigt, dass es noch
viele weiße Flecken gibt. Darüber hinaus ist auch die Sicherung
von Schilderungen. Berichten und Bewertungen von Opfern und
Zeitzeugen jetzt wichtig, weil, wie erwähnt, jeder Tag und jeder
Monat zählt. Auch mediale Dokumente wie Filme und Video-
aufzeichnungen. das Sammeln und Archivieren spielen eine
immer größere Rolle. Sie bedürfen ebenfalls wissenschaftlicher
Kapazität.

Wie immer steht hei solchen Sachen natürlich die Frage der
Finanzierung im Raum. Ich habe in diesem Punkt eine sehr
kategorische Auffassung. Auch ein halbes Jahrhundert nach
diesen Ereignissen dürfen die Aufarbeitung deutscher Schuld
und des millionenfachen Leids. der Erhalt der originalen Bau-
substanz und die Arbeit mit Zeitzeugen keine Frage von fehlen-
dem Geld sein. Ich hin außerdem der Meinun g . dass sich viel-
leicht vom Etat zur Terrorismusbekämpfung und zum Staats-
schutz etwas ahzweigen lässt. Auf jeden Fall lässt sich mit der
Aufklärung über das Gewesene. verbunden mit dem emotiona-
len Erleben vor Ort, wirksam gegen die größte Gefahr für die
Demokratie in Brandenburg. den Rechtsextremismus, ganz gut
ankämpfen. Ich erinnere daran. dass gerade gestern wieder ein
Brandanschlag in Sachsenhausen zu verzeichnen war.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. wenn Sie wie wir die
Arbeit der Gedenkstätten noch wirksamer machen wollen, wo-
von ich ausgehe, werden wir auch gemeinsam das notwendige
Geld auftreiben können. Wir können und wir sollten die For-
schung und die pädagogische Arbeit an den Gedenkstätten stär-
ken. Ich rege dazu an. eine Diskussion des zuständigen Kultur-
ausschusses direkt vor Ort zu führen.

Mir ist zu Ohren gekommen, dass Sie unseren Antrag ablehnen
wollen. Daran gewöhnt man sich im Laufe der Jahre: das ist nicht
das Problem. Aber ich glaube, gerade dieses Thema ist so sensi-
bel, dass man vielleicht doch etwas anders damit umgehen sollte.
Ich würde mir jedenfalls wünschen, dass Sie, wenn dem so ist,
wie ich es gehört habe, darüber noch einmal nachdenken und dass
wir wenigstens im Ausschuss darüber diskutieren. Dies ist eines
der am schwersten zu handhabenden Themen. Ich kann einfach
nur dafür werben. hierzu stärker die Diskussion miteinander zu
suchen. - Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Abgeordneter Dr. Trunschke. - Ich erteile
das Wort der Fraktion der SPD. Frau Abgeordnete Konzack, bitte.

denhurg gehört zu den Regionen. in denen der Nationalsozialis-
mus. aber auch die Repressionsgeschichte nach dem Zweiten
Well krieg besonders viele Spuren hinterlassen haben. Die 1993
gegründete Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten ist neben
Buchenwald und Dachau die wichtigste politikgeschichtliche
Gedenkstätte in Deutschland. An den authentischen Standorten
Sachsenhausen. Ravensbrtick und Brandenburg an der Havel
erinnert die Stiftung an Terror, Krieg und Gewaltherrschaft und
kümmert sich um den Erhalt der noch vorhandenen baulichen
Substanz der ehemaligen Konzentrationslager.

An dieser Stelle, Herr Trunschke, kann ich es mir nicht ver-
kneifen zu sagen. dass gerade diese bauliche Substanz ja wohl
auch zu DDR-Zeiten vorhanden gewesen ist und dass mir bis
heute nicht klar ist, warum wir einen solchen Nachholbedarf
gerade an dieser so sensiblen Stelle haben. Dabei hat gerade. die
DDR für sich beansprucht. alles zu tun, der jüngeren Generation
warnende Beispiele von Terror. Krieg und Gewaltherrschaft vor
Augen zu führen, Dass dort in der Vergangenheit schon einiges
getan worden ist. haben Sie jetzt auch gewürdigt. In den vergan-
genen zehn Jahren ist dort eine Menge geschehen, vor allem
auch inhaltlich.

Durch Veranstaltungen und wissenschaftliche Forschung, durch
Publikationen und museumspädagogische Arbeit trägt die Stif-
tung zur nötigen Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialis-
mus hei. Darüber hinaus widmet sie sich der Geschichte des
sowjetischen Speziallagers in Sachsenhausen - ein gleichfalls
dunkles und trauriges Kapitel unserer Geschichte, von dein ich
und Sie sicherlich auch eigenartigerweise erst nach 1989 erfah-
ren haben.

Ganz wesentlich für die Vermittlung des historischen Gesche-
hens in den Konzentrationslagern, den Speziallagern und den
weiteren Orten von Terror und Gewalt ist die Zeitzeugenarbeit.
Sie bedauern jetzt, dass die Zeitzeugen in einem Alter sind. hei
dem man annehmen muss, dass sie nicht mehr lange als Zeugen
auftreten können. Wir hätten doch vor 1989 Zeit gehabt, diese
Zeitzeugen zu Wort kommen zu lassen, als sie noch jünger
waren und das für die nachfolgenden Generationen noch zeitnä-
her gewesen wäre. Aber erst jetzt wird es gemacht. Dic schwin-
dende Zahl der heute hoch betagten Uherlebenden zwingt ein-
fach dazu - da gehe ich Ihnen völlig Recht -, ihr Zeugnis zu
erhalten und für die pädagogische wie auch wissenschaftliche
Arbeit nutzbar zu machen. Dabei sind so genannte Zeitzeugen-
gespräche zum festen Bestandteil der pädagogischen Arbeit
geworden,

Im April dieses Jahres wurde in Ravensbrück eine Jugendbe-
gegnungsstätte eröffnet. zu der unser Bildungsministerium
erhebliche Mittel beigesteuert hat. Diese Begegnungsstätte wird
künftig weitere Möglichkeiten bieten, auf die starke Nachfrage
nach genau dieser Form der als besonders authentisch empfun-
denen Vermittlun g der Vergangenheit einzugehen. Bereits heute
findet in Sachsenhausen eine intensive Jugendarbeit statt. Auch
das noch im Aufbau befindliche Learningeenter des neuen Spe-
ziallagermuseums wird weitere Möglichkeiten schaffen.

Damit ist der Punkt 2 Ihres Antrages eigentlich erfasst. Oder - so
muss ich jetzt einmal ganz provokant fragen - wollten Sie unbedingt
mit dem Punkt h) zum Ausdruck bringen. dass es nun auch für die
Nachfolgepartei der SED Speziallager nach 1945 gegeben hat?

Frau Knnzack (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bran-
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Die Arbeit der Stiftung und besonders die des Leiters, Herrn
Morsch, weiß ich zu schätzen. Sie ist unverzichtbar für unser Land.
Sie trägt nicht nur zur Aufarbeitung unserer unrühmlichen Vergan-
genheit hei, sondern sie macht uns auch die Gefahren des allent-
halben aufkeimenden Neonazismus und Antisemitismus bewusst.

Gerade wegen ihres besonderen Stellenwertes ist die Grund-
finanzierung der Stiftung durch die finanzielle Beteiligung des
Bundes und des Landes Brandenburg langfristig gesichert. Hin-
zu kommt die Förderung von einzelnen Projekten durch das
Land auch in Verbindung mit dem Bund und anderen Partnern,
die auch künftig fortgesetzt werden soll.

Besonders lobend hervorheben möchte ich, dass die Bundes-
regierung für die kommenden Jahre 9,7 Millionen Euro an zu-
sätzlichen Mitteln der Stiftung zur Verfügung stellt. Damit
können neue Investitionsvorhaben in Angriff genommen wer-
den. Die Zuwendungen des Landes sind im Zusammenhang mit
der Verstärkung der Mittel für Sicherheitsmaßnahmen in diesem
Jahr sogar leicht angestiegen. Von der globalen Minderausgabe
wurde die Stiftung aufgrund der politischen Brisanz ausdrück-
lich ausgenommen.

Die Stiftung hat jetzt den Auftrag. ein neues Konzept für die Orga-
nisation und die Personalstruktur zu erarbeiten, und ist aufge-
fordert. mit den Mitteln und Möglichkeiten effizient umzugehen.
In dem Kulturentwicklungskonzept, das wir erhalten haben, ist
auch ein großer Abschnitt den Gedenkstätten gewidmet. Ich stim-
me mit Ihnen, Herr Trunschke, völlig überein, dass wir uns im
Ausschuss darüber unterhalten sollten. Ich hin auch dafür, wieder
eine Ausschusssitzung vor Ort abzuhalten. Das können wir in der
nächsten Sitzung nach der Sommerpause beschließen.

Ich empfehle, Ihren Antrag abzulehnen. - Danke für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Konzack. - Ich gebe das
Wort an die Fraktion der DVU. Für sie spricht der Abgeordnete
Firneburg.

Firneburg (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor knapp zehn
Jahren gründete die Regierung des Landes Brandenburg die
Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten, deren Zweck es ist.
an Terror, Krieg und Gewaltherrschaft zu erinnern. Die Ausei-
nandersetzung der Öffentlichkeit mit diesem Thema soll ge-
fördert und ein würdiges Gedenken der Opfer und Hinterbliebe-
nen an die Verbrechen jeglicher Gewaltherrschaft ermöglicht
werden. Zur Stiftung gehören die ehemaligen Konzentrations-
lager in Sachsenhausen und Ravensbrück sowie eine Dokumen-
tationsstelle im ehemaligen Zuchthaus Brandenburg.

Der damalige Kultusminister des Landes Brandenburg sagte
anlässlich des 5-jähri gen Bestehens der Stiftung in Oranienburg
unter anderem:

„Wir dürfen nicht vergessen! Unsere Kinder und Kin-

deskinder dürfen nicht vergessen! Sachsenhausen, Ra-
venshrück und Brandenburg sind Orte der Schrecken aller
Schrecken.-

Sachsenhausen, Ravenshrück und Brandenburg erinnern uns an
das unendliche Leid, das viele Menschen ertra gen mussten. und
an ihren schrecklich Tod. Diese Orte sind Zeugen gegen das
Vergessen.

Die Stiftung soll die Erinnerung an die Opfer des Nationalsozia-
lismus und an die Opfer der sowjetischen Speziallager wach
halten. Zu DDR-Zeiten wurde vor allem der Opfer des kommu-
nistischen Widerstandes gedacht. Über die Toten der russischen
Speziallager wurde überhaupt nicht gesprochen.

Als nach der gewaltlosen Revolution im November 1989 in
Mitteldeutschland wieder offen und ehrlich über politische und
historische Tatsachen diskutiert werden durfte, tauchten Augen-
zeu genberichte und Dokumente über Konzentrationslager auf,
welche die Sowjets in ihrer Besatzungszone nach der deutschen
Kapitulation am 8. Mai 1945 errichtet hatten.

Sofort kamen beschwichtigende Stimmen aus kommunistischen
Kreisen auf, die beteuerten, solche Auswüchse habe es in be-
grenztem Ausmaß gegeben, aber die sowjetischen Konzentra-
tionslager hätten nichts mit dein eigentlichen Sozialismus und
Kommunismus zu tun.

Die Wahrheit jedoch sieht anders aus. Der Marxismus-Leni-
nismus schließt Terror nicht nur nicht aus, sondern ist ohne ihn
überhaupt nicht lebensfähig. Eine neue Tür in der Geschichts-
forschung wurde von der Stiftung Brandenbur gische Gedenk-
stätten aufgestoßen.

Mit einer Arbeitsstelle für die Erforschung des Speziallagers
Sachsenhausen und einer Koordinierungs- und Beratungsstelle für
die Speziallager im Land Brandenburg will die Gedenkstätte
möglichst alle wissenschaftlichen Daten und Materialien über die
Internierungslager in der damaligen Sowjetischen Besatzungszone
- SBZ - auf dem Gebiet des heutigen Landes Brandenburg sam-
meln und Initiativgruppen zur Erforschun g der Lager beraten.

Auf dem Territorium des Landes Brandenburg existierten ins-
gesamt sieben Speziallager des NKWD/MWD. Auf dem Gelän-
de des vormaligen NS-Konzentrationslagers Sachsenhausen
stand zwischen August 1945 und März 1950 das größte Spezial-
lager in der SBZ.

Ein Hauptbestandteil der Forschungsarbeit soll in der Befragung
von Zeitzeugen und in der Sichtung der Bestände von etwa
20 Archiven in Deutschland und in Russland - darunter das
KGB-Archiv in Moskau - bestehen.

Die Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten ist ein wichtiges
Instrument zur Aufarbeitung der deutschen Geschichte vor und
nach 1945. Aber - meine Damen und Herren von der PDS. das
haben Sie richti g erkannt - sie bedarf vor allem der finanziellen
Unterstützung.

Hierzu ein kurzer Auszug aus einer Pressemitteilung:

„Zur Kompensation der nach jüngsten Schätzungen zu er-
wartenden Steuerausfälle hat die Finanzministerin für das
Jahr 2002 eine Haushaltssperre verhängt. Die notwendigen
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Einsparungen in Höhe von 130 Millionen Euro sollen von
allen Ressorts gleichermaßen getragen werden.-

Das bedeutet für das Wissenschafts-. Forschungs- und Kultur-
ministerium eine Einsparsumme in Höhe von 10.5 Millio-
nen Euro. Es gibt also wieder einmal kein Geld.

Wir werden uns hei der Abstimmung über diesen Antrag der
Stimme enthalten. - Ich danke Ihnen.

(Beifall hei der DVUl

Vizepräsident Haberntann:

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Firncburg. - Ich gehe das
Wort an die Fraktion der CDU. Für sie spricht der Abgeordnete
Dr. Niekisch.

Dr. Niekisch (CDU):

Hen- Präsident! Meine Damen und Herren? Die CDU-Fraktion
lehnt den Antrag "Stärkun g der Arbeit der Stiftung Brandenburgi-
sche Gedenkstätten" als sachlich unbegründet ah; denn erstens
sind die darin angemahnten umfangreichen Verbesserungen eine
Forderung. die den Kern der Sache nicht treffen. Die Arbeit der
brandenburgischen Gedenkstätten, die pädagogische Betreuung
und die Forschungsarbeit, befindet sich auf einem sehr hohen
Niveau. Mit diesem Antra g unterstellen Sie, dass es hier einen
erheblichen Verbesserungsbedarf gebe, der so jedoch nicht vor-
handen ist.

Zweitens: Meine Damen und Herren von der neosozialistischen
Fraktion. ich kann eine weitere Vorbemerkung nicht unterdrü-
cken:

(Zuruf von der PDS)

Eine Partei bzw. Fraktion, die in direkter Nachfolge einer der
SED-Herrschaft steht, welche über fünf Jahrzehnte in zynischer
Weise das schreckliche Leid und die vielen Millionen unschul-
dige Opfer

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Bisky [PDS])

dafür missbraucht hat, die eigene menschenverachtende Herr-
schaft zu legitimieren und zu stabilisieren,

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Bisky 1 PDS 1)

sollte sich mit solchen Anträgen sehr zurückhalten und sich
nicht in dieser Weise für diese Opfer bzw. die Aufarbeitung und
Darstellung der Geschehnisse verwenden.

(Beifall hei der CDU - Vielze [PDS 1: Haben Sie dazu Ihre
Doktorarbeit gemacht?)

Es kann mit ihnen hierzu keine Gemeinsamkeit geben. denn Sie
stehen außerhalb des antitotalitären Konsenses der Demokraten.
Das ist meine Überzeugung.

(Zustimmun g bei der CDU Frau Kaiser-Nicht [PDS]):
Das ist neu! - Vietze [PDS]: Diese Äußerung qualifiziert
Sie als Demokraten! - Weitere Zurufe von der PDS)

Doch zur Sache: Die Koalition steht klar zur Förderung der
Arbeit der Gedenkstätten in Brandenburg, vor allen Dingen der
Begegnung junger Menschen mit Zeitzeugen und Opfern. der
zeithistorischen Aufklärung mit den Schulen, zu einer guten
pädagogischen Betreuung der Führung und zu vertiefenden
Forschungsmöglichkeiten. Das alles ist selbstverständlich. Das
ist unsere Aufgabe, weil wir eine kollektive Haftung für dieses
Verbrechen haben, jedoch keine kollektive Verantwortung, was
ein großer Unterschied ist.

Wenn Sie sich die Zahlen unserer Landeshaushalte der letzten
Jahre ansehen, werden Sie feststellen: Wir müssen uns an vielen
Stellen unglaublich nach der Decke strecken. beispielsweise
bezüglich Kita, Kultur, Justiz, Forschung und Wissenschaft, bei
der Polizei. möglicherweise auch bei der Feuerwehr. aber die
Mittel für die Gedenkstätten und deren Forschungsarbeiten usw.
haben wir in gleicher Höhe beibehalten. Dort sind wir aus Über-
zeugung und nicht nur aus Gründen der politischen Korrektheit
konstant geblieben. Reichlich 5 Millionen Euro fließen dort
hinein. 50 000 Euro für zweckgebundene Sicherheitsmaßnah-
men und fast 5 Millionen Euro Bundesmittel für Auf- und Aus-
bau bis zum Jahre 2006 kommen dazu.

Das Fazit: Die Stiftung ist solide ausgestattet. Wünsche kann
man viele haben, aber wir haben hier trotz der stark angespann-
ten Haushaltslage nichts verändert. Es sollten alle davon Ab-
stand nehmen, an Opferverbände und Opfer heranzugehen und
dadurch womöglich dafür zu instrumentalisieren, utopische
Forderungen zu stellen.

Eine Schlussbemerkung: Der Direktor der Stiftun g Brandenburgi-
sche Gedenkstätten und seine Teams - es sind 60 Mitarbeiter,
deren Bestand nicht angetastet worden ist, sondern gleich geblie-
ben ist - haben hervorragende Arbeit geleistet. aber es gibt auch
die eine oder andere Stelle, die man kritisch betrachten muss.

Zum Beispiel wird die Ausstellung zum sowjetischen Spezialla-
ger Nummer 7 mit einem so genannten Zeittunnel eröffnet,
worin ziemlich unvermittelt Zitate von Wilhelm Pieck und
Konrad Adenauer über die Gründung der DDR und der Bundes-
republik herangezogen werden. Es haben ältere Menschen ge-
schrieben, dass sie dies nicht verstehen und diese Darstellung
als Verharmlosung empfinden. Auch wenn man denen schreibt.
dass das für junge Menschen im Sinne eines modernen Jingles
gedacht ist, wird diese Darstellung jener Zeit nicht gerecht.

Ich halte es auch nicht für gut, wenn sich der Direktor der Ge-
denkstätten in aktuelle politische Streite sehr kritisch einmischt

wie beim Projekt zum Wiederaufbau der Garnisonkirche in
Potsdam - und dabei internationale Friedensforscher

(Vietze [PDS]: Unverschämt. er hat eine persönliche Mei-
nung!)

wie den Domherrn von Coventry in einer Weise kritisiert, die
ihm einfach nicht zusteht.

Ich finde, hier sollte Sachlichkeit herrschen

(Lachen des Abgeordneten Vietze [PDS])

und hier sollte man bestimmte Positionen wirklich nicht dazu
benutzen, in aktuellen polemischen Streit einzugreifen.
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Meine Damen und Herren, es bleibt dabei: Die Forschun gs-
arbeit, die Pfle ge der Gedenkstätten sind ein hohes Gut für alle
Demokraten. Wir werden uns dafür einsetzen, dass es dort keine
Kürzungen gibt.

(Zuruf des Abgeordneten Vietze [PDS')

Aber einer Instrumentalisierung, wie sie hei Ihnen immer unter-
stellt werden muss, werden wir uns nicht beugen. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Dr. Niekisch. - Ich gehe das Wort
an die Landesregierung, Frau Ministerin Wanka.

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur
Prof. Dr. Wanka:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Stiftung Bran-
denburgische Gedenkstätten gehört zu den größten polit-
geschichtlichen Gedenkstätten, die wir in der Bundesrepublik
haben. Wegen dieses Stellenwertes wird die Grundfinanzierung
der Stiftung gemeinsam mit dem Bund langfristig gesichert;
50 % trägt der Bund, 50 % das Land Brandenburg. Über sehr
viele Jahre ist die Höhe des Etats der Stiftung trotz einer
schwierigen Haushaltssituation nicht gesenkt worden. Er ist im
letzten Jahr sogar noch - nicht sehr, aber doch etwas - durch
zusätzliche Maßnahmen für das Sicherheitspaket aufgestockt
worden. Wir sind bei ungefähr 5,2 Millionen Euro.

Hinzu kommt - das wird immer vergessen -, dass das nur die
Grundfinanzierung der Stiftung ist. dass die Stiftung in jedem
Haushaltsjahr - das lässt sich belegen - in doch sehr großzügiger
Weise mit ABM, SAM und allem. was es in dieser Richtung
gibt, unterstützt wurde, dass sehr viel Geld zusätzlich für die
Projektförderung in die Stiftung fließt, und zwar sowohl für
Forschungsaufgaben. Hen : Trunschke. als auch für Ausstel-
lungsvorhaben. Es gibt bisher kein Ausstellungsprojekt der
Stiftung, welches aus dein Stiftungsetat realisiert wurde. Das
geschieht immer mit Sondermitteln. wie im Moment zum Bei-
spiel mit 70 000 Euro, uni eine Konzeption für die Dokumenta-
tionsstelle der Stadt Brandenburg zu erarbeiten.

Wir sind auch sehr froh, dass es gelungen ist, den Bund zu über-
zeugen. dazu zu bringen - die großen KZ, die wir haben, sind
die KZ der Reichshauptstadt. wozu es eine Bundesverpflichtung
gibt -. dass er 9,7 Millionen Euro für Investitionen in den nächs-
ten vier Jahren zur Verfügung stellt.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Im normalen Stiftungsetat gibt cs auch einen Investitionshaus-
halt. Dieser wird dadurch maßgeblich entlastet und wir können
uns im Stiftungsetat etwas besser bewegen.

Was den inhaltlichen Aspekt des Antrages, die Zeitzeugenar-
beit, anbetrifft: Diese ist aus Sicht der Stiftung sehr wichtig und
wird immer wichtiger, weil die Überlebenden sehr hoch betagt
sind und immer weniger werden und weil es gilt, ihr Zeugnis 7u

erhalten und wissenschaftlich aufzubereiten.

Zeitzeugen gespräche sind mittlerweile zum festen Bestandteil
der pädagogischen Ansätze geworden. Das geschieht durch die
Kooperation mit einer Vielzahl von Schulen, durch Lehrerfort-
bildung und durch gezielt eingesetzte Gedenkstättenlehrer, die
ein entsprechendes Stundendeputat vom Bildungsministerium
bekommen. Wenn es notwendig ist, wenn wir mehr Gedenk-
stättenlehrer brauchen, ist es möglich, diese einzusetzen. Das ist
die Absprache mit dem Bildungsministerium.

Zu dein Aspekt „Pädagogische Arbeit der Stiftung - zählt die
neu eröffnete Jugendbegegnungsstätte in Ravensbrück, wo eine
neue Stelle geschaffen wurde. zählt das Vorhaben, eine Be-
gegnungsstätte in Sachsenhausen in der Inspekteursvilla zu
etablieren, zählt das Projekt Learningcenter im Speziallagermu-
seum. Es ist auch beabsichtigt. Zeitzeugenprojekte in Osteuropa
anzustoßen, wobei man verschiedene Kooperationen suchen
will, uni Gelder für diese Vorhaben zu akquirieren.

Was angedacht ist, entspricht also inhaltlich dem Grundtenor
des Antrages. Nur ist die finanzielle Bewältigung dieser Auf-
gaben von Ihnen anders angedacht. Wenn ich den Antrag richtig
lese, will man im Prinzip für all das Zusatzforderungen. Wenn
das möglich wäre, wäre es schön. Es entspricht aber nicht bran-
denburgischer und auch nicht bundesrepublikanischer Realität.
dass man einfach Zusatzforderungen stellen kann. Wenn ich
addiere. was allein heute an Zusatzfordeningen von Ihrer Frakti-
on gekommen ist, muss ich sagen: Das ist nicht bezahlbar.

Die Frage ist: Wie kann man diese Projekte weiterhin finanzie-
ren? Hier müssen wir noch stärker als bisher auf Synergieeffek-
te setzen. zum Beispiel mit dem Arbeitsministerium und mit
dem Bildungsministerium.

Wir müssen auch kritisch mit dem umgehen. was die Stiftung
präsentiert. Die Personalplanung stammt von Mitte der 90erJahre.
Dort steht ein Wechsel im Personalbereich an. Es gibt zum Bei-
spiel Dokumentationsstätten in beiden KZ-Bereichen, sowohl in
Sachsenhausen als auch in Oranienburg. Das alles sind Dinge, die
zu überdenken sind. Deswegen hat der Stiftungsrat den Direktor
im letzten Dezember beauftragt, bis Ende dieses Jahres die Orga-
nisationsstruktur der Stiftung zu überprüfen und einen neuen
Vorschlag vorzulegen, der sehr viel stärker auf die aktuellen Auf-
gaben eingeht, also zum Beispiel eine Fokussierung auf die päd-
agogische Arbeit und eine Auslagerung von zum Beispiel Rasen-
mähen und anderen Dingen vorsieht.

Es ist eventuell möglich - man soll aber darauf keine zu großen
Hoffnungen setzen -, im Rahmen der Entflechtungsdiskussion
mit dem Bund und der Absicht des Bundes - Stichworte: Haupt-
stadtregion. repräsentative Aufgaben - den Bund noch etwas
stärker in die Mitverantwortung zu ziehen.

Die Landesregierung bemüht sich inhaltlich intensiv in der
angedachten Richtung - aber doch mit Realitätsbezug, was die
finanziellen Vorstellungen anbetrifft -. damit die Arbeit der
Gedenkstätten. so erfolgreich sie ist, weiter fortgeführt und
verbessert werden kann. - Danke schön.

(Beifall hei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsident Halierinann:

Ich danke Ihnen, Frau Ministerin Wanka. - Ich beende die Aus-
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spracht zu diesem Tagesordnungspunkt und wir kommen zur

Abstimmung.

Ich rufe zur Abstimmung den Antrag der PDS auf, der Ihnen in
der Drucksache 3/4447 vorlie gt. Wer diesem Antrag seine Zu-
stimmung gehen möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Antrag
mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 12 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 13 auf:

Entwicklung eines Konzeptes zur dauerhaften Lösung
des Stauproblems GÜSt Gulien-Süd/Gubinek/B 112

Antrag
der Abgeordneten Frau Müller,
Frau Schulz und Dr. Woidke

Drucksache 3/4446
(Neudruck)

Des Weiteren liegt ein Entschließungsantrag der Fraktionen der
SPD und der CDU in der Drucksache 3/4557 vor.

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Antragsteller
und gehe der Abgeordneten Schulz das Wort.

Frau Schulz (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der
Grenzübergan g Guben/Gubinek wurde im Jahr 2000 mit dem
Ziel der Verbesserung der innerstädtischen Verkehrssituation
der Stadt Gilben und zur Verbesserung der Verkehrsverbindun-
gen mit der Republik Polen errichtet.

Leider - und obwohl der Landkreis schon rechtzeitig auf fehlen-
de Aufstellungsflächen für LKWs hingewiesen hatte - kam es
bald zu ersten und massiven Problemen. Regelmäßig reihen sich
an den Wochenenden und zu Feiertagen die LKWs in langen
Reihen bis in die nächst gelegenen Gemeinden auf der B 112 zu
einem riesig langen Stau auf - und das in beiden Richtungen. Es
kommt zu massiven Behinderungen des Verkehrsflusses, zu
massiven Gefährdungen der Bürger und das stellt eine Gefähr-
dung für Feuerwehr und Krankentransporte und damit für die
Sicherheit dar. Es ereigneten sich bereits über 40 Unfälle, dar-
unter auch sehr schwere Unfälle mit Personenschaden. Auf die
Begleiterscheinungen. wenn LKWs und Fahrer auf einer nicht
dafür vorgesehenen Verkehrsfläche zwangsweise stundenlang
parken. möchte ich hier nicht detailliert eingehen.

Eine unendliche Serie von Schriftverkehr und Beratungen zu
dieser Situation hat es gegeben. Amtsdirektor, Bürgermeister.
Landkreisvertreter und Abgeordnete vor Ort ergriffen die Initiati-
ve. Der Innenminister wandte sich an Herrn Schily, der Europa-
minister setzte sich in den Gremien mit Vertretern Polens ins
Benehmen und mein reger Schriftverkehr, unter anderem mit
Herrn Bodewig, zeugt von den Initiativen und zeugt auch davon,
dass er sich als Minister für Verkehr durchaus für zuständig hält.
Denn die Federführung des Innenministeriums für das Land Bran-
denburg hat mich schon einigermaßen überrascht, Aber letztlich
hatte auch Herr Bodewig keine Lösung anzubieten.

Die Polizei vor Ort unternimmt das ihr Mögliche, um die Situa-
tion zu entschärfen. und es gab natürlich eine Reihe von Kon-
takten zur Veränderung des Grenzregimes mit der polnischen
Seite, nicht zuletzt auch die Initiative von Herrn Ministerprä-
sidenten a. D. Dr. Stolpe mit dem Ministerpräsidenten der Re-
publik Polen.

Unzählige Aktivitäten, Proteste und Schreiben gingen dein
bereits voraus, Bei allem Verständnis und ausdrücklichem Dank
für die Bemühungen hat sich im Wesentlichen noch immer
nichts geändert. Die Menschen in unserer Region erwarten, dass
nun endlich spürbare Veränderungen eintreten,

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Zustände sind
dem friedlichen Miteinander in der Grenzregion abträglich. Sie
sind wirtschaftlich nicht vertretbar. sie behindern die Entwick-
lung der Euroregion und sie sind hinsichtlich des Klimas für die
EU-Osterweiterung schädlich. Das sage ich hier ganz bewusst
und möchte auch ganz bewusst davor warnen. dass bestimmte
Kreise genau diese Stimmung für europafeindliche Aktivitäten
nutzen.

(Beifall bei der CDU und des Abgeordneten Dr. Woidke
[SPD])

Die Menschen in der Grenzregion werden sich dafür nicht be-
nutzen lassen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Situation an der
EU-Außengrenze und die immer größer werdende Bedeutung
der Zusammenarbeit auf allen Gebieten war uns Anlass, diesen
Antrag hier vorzutragen. Ich bedanke mich noch einmal aus-
drücklich hei allen, die sich für die Normalisierung der Lage in
der Region einsetzen. Deshalb begrüße ich es auch außerordent-
lich, dass der gemeinsame Änderungsantrag zustande gekom-
men ist, Ich hoffe, dass damit entsprechender Druck ausgeübt
werden kann und weiterhin Aktivitäten zur Entspannung der
Lage an der gesamten EU-Außengrenze entfaltet werden kön-
nen, denn dies ist äußerst wichtig für die weitere Entwicklung
der Region. - Danke.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Schulz, und gebe das Wort
an die Fraktion der PDS. Herrn Abgeordneten Thiel.

Thiel (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Abgeordneten-
kollegen Frau Schulz. Frau Müller und Herr Dr. Woidke hatten
es mit ihrem Antrag nicht ganz leicht. Man kann die schweren
Geburtswehen an den einzelnen Anträgen nachvollziehen, be-
ginnend hei der Kleinen Anfrage. die Frau Schulz schon im
vergangenen Jahr gestellt hat. Aber es ist richtig. dass der An-
trag nun dein Landtag vorgelegt wurde. Er sollte bereits im Mai
debattiert werden. Sie haben ihn damals zurückgezogen, weil
eine gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Stadtentwick-
lung, Wohnen und Verkehr und des Innenausschusses angesetzt
war. Offensichtlich wurde die Landesregierung damals beauf-
tragt, die Abgeordneten bis zum 25. dieses Monats über gepl an-
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te bzw. eingeleitete Maßnahmen zu informieren. Offensichtlich
hat aber das Ergebnis der vorgestrigen Beratung gezeigt, dass es
keinen anderen Sachstand gibt als den zum 30. Mai dieses Jah-
res.

Als Fazit muss man feststellen, dass sich die Landesregierung
nicht in der Lage sieht, dieses Stauproblem am Grenzübergang
Guben/Gubinek zu entschärfen, und - was auch in Argumenta-
tionen nachlesbar ist - eine der Hauptursachen offensichtlich auf
der polnischen Seite vermutet.

Bisherige Einzelmaßnahmen, die wir begrüßen und unterstüt-
zen, Frau Schulz, haben nicht zur Entschärfung dieser für die
betroffenen Bürgerinnen und Bürger unerträglichen Verkehrs-
situation geführt. Sie haben noch einmal eine zutreffende Situa-
tionsheschreibung geliefert.

Wir wünschen uns im Interesse dieser Einwohner eine ganzheit-
liche Lösung. Sie haben den Bogen bis zur EU-Osterweiterung
gespannt, auch die Rückwirkungen benannt, die sich dafür letzt-
endlich auf beiden Seiten er geben, bevor es zu schwerwiegen-
den materiellen oder gar personellen Schäden kommt. So weit
muss es nicht kommen.

Generell ist ein Gesamtkonzept zum grenzüberschreitenden
Personen- und Güterverkehr gemeinsam mit den örtlichen Ent-
scheidungsträgem und Interessengruppen sowie der polnischen
Seite auszuarbeiten. Meine Kollegin Kaiser-Nicht wird heim
nachfolgenden Tagesordnungspunkt dazu ausführlich argumen-
tieren. Deshalb möchte ich es bei diesen Bemerkungen belassen.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

!eh bedanke mich, Herr Abgeordneter Thiel. und gehe das Wort
für die Koalitionsfraktionen an Herrn Abgeordneten Dr. Woidke.

Dr. Woidke (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist sicherlich nicht der übliche Weg für dieses Haus,
dass drei Abgeordnete einen Antrag zu einer regionalen Proble-
matik ins Parlament einbringen, Frau Schulz und auch Herr
Thiel haben es gesagt: Diesem Antrag gingen vielfache Gesprä-
che mit Ministern, mit Ministerialbeamten, Befassungen in
Ausschüssen des Landtages und anderes voraus.

Als wir, Frau Schulz, Frau Müller und ich, nach fast einem Jahr
den Eindruck hatten, dass diese Mühen weitgehend fruchtlos
blieben, die Situation nach wie vor die gleiche ist. sahen wir uns
gezwungen, den Landtag mit dieser Problematik zu befassen.
Die Situation ist den Bürgern. die unter diesem Problem zu
leiden haben. schon lange nicht mehr vermittelbar. Die Nicht-
zuständigkeiten der verschiedenen Behörden auf deutscher Seite
führen - nett umschrieben - zu starkem Unmut und gehen bis zu
Demonstrationen. die wir auch im Bereich Schlagsdorf schon
hatten.

Ich bin sehr froh. dass auch die Abgeordneten der Koalition die
bisherigen Bemühungen in diesem Bereich für nicht ausrei-
chend halten und deshalb einen Antrag erarbeitet haben, der

nicht nur die Situation zwischen Frankfurt (Oder) und Bad
Muskau. sondern auch die entlang der gesamten brandenbur-
gisch-polnischen Grenze berücksichtigt.

Die Probleme sind zwar derzeit in Schlagsdorf bei Guhen am
größten, aber auch andere Gemeinden des Landes Brandenburg
sind in diesem Bereich nicht ganz sorgenfrei. Ich gehe davon
aus, dass die Landesregierun g neben weiterer Einflussnahme
auf die Regierung der Republik Polen und auf die deutsche
Bundesregierun g auch schnellstmöglich auf regionaler Ebene,
das heißt mit betroffenen Gemeinden und Landkreisen, Lösun-
gen erarbeitet, Auch wenn die Landesregierung dies vielleicht
anders sehen mag, so steht sie hier doch in der Pflicht. Gemein-
sam mit kommunalen Verantwortungsträgern müssen auf deut-
scher Seite Konzepte ge gen den Grenzstau erarbeitet werden.

Es mag sein. dass sich mit dein EU-Beitritt Polens ein Teil der
Probleme löst, aber gleichzeitig werden sich neue Probleme
auftun. Ich erinnere nur an den erwarteten Anstieg des Ver-
kehrsaufkommens im grenzüberschreitenden Verkehr.

Meine Damen und Herren von der Landesregierung, die Abge-
ordneten der Koalitionsfraktionen tragen die Landesregierung.
Manchmal ertragen wir sie auch, aber das ist Gott sei Dank eher
seltener der Fall. Wir sind mit Sicherheit nicht die Herolde der
Landesregierung, die unablässig wegweisende Beschlüsse ver-
künden. Wir sind als Abgeordnete diejenigen, die das Tun oder
Nichttun der von uns getragenen Landesregierung den Betroffe-
nen vor Ort erklären müssen. Das fällt nicht immer leicht. ist
aber besonders schwer, wenn wir Tun, in diesem Fall Nichttun.
selber nicht verstehen. Das vielleicht als kleiner Denkanstoß. -
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Dr. Woidke und gebe das Wort an
die Fraktion der DVU, Frau Abgeordnete Hesselbarth.

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Stauprobleme, Ab-
fertigungsprobleme. Verkehrschaos - immer die gleiche Leier,
aber nichts passiert. Seit der Eröffnung des neuen Grenzüber-
gangs Guben-Süd/Gubinek an der deutsch-polnischen Grenze
gibt es aufgrund fehlender Stauflächen massive Behinderungen
des Verkehrsflusses der B 112 und erhebliche Belastungen der
Anwohner.

Seit Monaten bzw. seit Jahren haben Politiker aller Parteien und
die Gemeinden - jeder für sich - alles Mögliche versucht, leider
bis zum heutigen Tag ohne durchschlagenden Erfolg. Die Men-
schen, die in der Region Guben/Forst leben. haben mein ganzes
Mitgefühl und erwarten, dass sich dort so schnull wie möglich
etwas ändert.

Der Bau der Ortsumgehung von Guben wird nur der Entlastung
der Ortslage Guben vom Durchgangsverkehr dienen können.
Auf die Stauproblematik hat dieser Bau keinen direkten Ein-
fluss. Vorn Raumordnungsverfahren oder einer Planfeststellung
bis zur Funktionalisierung des Teilstücks der B 112 als Stauflä-
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che bis zu deren Fertigstellung würden Jahre vergehen - zu spät
im Hinblick auf die EU-Osterweiterung 2004.

Auch die bloße Ausstattung der B 112 im Bereich Guben mit
Bedarfsverkehrsschildern. um den LKW-Verkehr hei drohenden
Staus auf die Grenzübergänge Frankfurt (Oder) oder Forst
umzuleiten. hat bisher nichts gebracht. Offensichtlich fehlt es
hier an einer verstärkten polizeilichen Präsenz zur Überwachung
und Durchsetzung einer situationsgerechten Verkehrsführung.

Der Magnetwirkung heim Grenzübergang Guhen bei geringeren
Wartezeiten kann man nur durch ordnungsrechtliche Konse-
quenzen Herr werden. Durch verbesserte Überwachung und
situationsgerechte Anordnung muss eine möglichst gleichmäßi-
ge Verteilung des LKW-Verkehrs an den Grenzübergängen
erreicht werden. Doch das reicht in Guhen allein längst nicht
aus.

Welche Antwort hat die Landesregierun g auf all diese Fragen?
Die so genannten Abfertigungsschwierigkeiten sind noch nicht
einmal vollständig evaluiert und Herr Dr. Stolpe hat offensicht-
lich beim Besuch des polnischen Ministerpräsidenten am
29. Mai nicht das Geringste erreicht.

Appelle nutzen nichts, meine Damen und Herren. Komplexe
Probleme erfordern differenzierte Lösungen: Beschleunigung
durch Optimierung der Warenabfertigung in konzentrierter
Durchführung mit der polnischen Zollbehörde, Implementie-
rung eines flexiblen Verkehrslenkungskonzeptes unter besonde-
rer Akzentuierungder Verkehrsüberwachung sowie ressortüber-
greifende und unbürokratische Zusammenarbeit eines gemein-
samen Stabes aus den Bereichen Verkehrsüberwachung, Ver-
kehrsplanung, Zoll und BGS als kurzfristige Lösung.

Mit den polnischen Behörden muss dabei forciert ein Konsens
herbeigeführt werden; die Zeit drängt.

Zur nachhaltigen Problemlösung werden Sie aber nicht um den
Eintritt in die überörtlichen und örtlichen Planungen zum Um-
bau der Verkehrsinfrastruktur an den Grenzübergängen mit
Blick auf die EU-Osterweiterung herumkommen. Aber Gesamt-
konzepte ohne Auswirkungen, wie die PDS sie beantragt, brin-
gen überhaupt nichts. Die Probleme an der polnischen Grenze
sind längst evident.

Liebe Landesregierung, Ihre strategische Hilflosigkeit wirkt
bisher rührend angesichts der massiven Behinderungen des
Verkehrsflusses auf der B 112 und der unsäglichen Belastung
für die Anwohner. Die über 40 Verkehrsunfälle bei Guben sind
daher für unsere Fraktion Anlass genug. dem Antra g der Abge-
ordneten Dr. Woidke. Frau Müller und Frau Schulz sowie dem
Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU und SPD zu-
zustimmen. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Hesselbarth. und gebe das
Wort an die Landesregierung.

- Die Landesregierung wünscht nicht zu sprechen.

Dann schließe ich die Aussprache zu diesem Tagesordnungs-
punkt. Wir kommen zur Abstimmung.

Zuerst rufe ich den Antrag der Abgeordneten Frau Müller, Frau-
Schulz und Dr. Woidke auf. Er liegt Ihnen in der Drucksache
3/446 - Neudruck - vor. Wer diesem Antrag seine Zusti mmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Antrag mehrheitlich
abgelehnt worden.

Zum Zweiten rufe ich den Entschließungsantrag der Fraktionen
von SPD und CDU auf. der Ihnen in der Drucksache 3/4557
vorliegt. Wer diesem Entschließungantrag seine Zustimmung
gibt. den bitte ich uni das Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Damit ist der Entschließungsantrag ein-
stimmig angenommen worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 13 und wir kommen zu Ta-
gesordnungspunkt 14:

Gesamtkonzeption zum grenzüberschreitenden
Personen- und Güterverkehr

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/4501

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der einreichenden
Fraktion. Frau Abgeordnete Kaiser-Nicht. Sie haben das Wort.

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In Abstimmung mit
meiner Kollegin Tack, die an dieser Sitzung leider nicht teilneh-
men kann. leiste ich den Beitrag. Nach den gemeinsamen Dis-
kussionen im Innenausschuss zu dem Problem, das Gegenstand
des vorheri gen Tagesordnungspunktes war, ist das sicherlich
auch möglich.

Verbesserungen für den grenzüberschreitenden Verkehr sind
eine Grundvoraussetzung für die Intensivierung der Be gegnun-
gen von Menschen, für die Entwicklung des Fremdenverkehrs
sowie für die Förderung der regionalen Wirtschaftsbeziehungen.
insbesondere auch für den Aufbau eines regionalen Wirtschafts-
und Verkehrsnetzes.

lm Hinblick auf die EU-Osterweitenmg, die wir doch alle wollen.
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. ist mit einem weiteren
Anstieg des Verkehrsautkommens, vor allem heim Güterverkehr
im deutsch-polnischen Grenzraum, und mit einer entsprechend
höheren Frequentierung der Grenzübergänge zu rechnen. Das
Verkehrsautkommen soll bis 2005 uni 180 % steigen. Der über-
wiegende Teil davon ist Transitverkehr. Während sich an den
Straßengrenzübergängen regelmäßig Behinderungen und Staus
einstellen. sind die Schienengrenzübergänge nicht ausgelastet.
Reserven gibt es auch im Bereich der Wasserstraßen.

Die bisher vollzogenen Einzelmaßnahmen zur Verbesserung der
(Minister Schönbohrn: Kein Bedarf!)	 Problemsituation erweisen sich als unzureichend und als zu
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wenig koordiniert. Das zeigt sich auch am Problem der Grenz-
übergangsstelle Guben/Gubinek. Die Problembeschreibung
erfolgte exakt. Der Staatssekretär im Innenministerium erklärte
uns in der gemeinsamen Sitzung des Innenausschusses mit dem
Verkehrsausschuss. dass die Landesregierung ihrerseits alles
getan habe. Das Problem mit den Staus und den Unfallgefahren
ist jedoch nicht gelöst. Dauerstan ist möglicherweise doch nicht
die richtige Form für den grenzüberschreitenden Verkehr. Das
Innenministerium selbst lieferte ja den Nachweis für die Not-
wendi g keit einer Gesamtkonzeption, In dem entsprechenden
Bericht heißt es. dass Einzelmaßnahmen nicht zum gewünsch-
ten Erfolg führen und die Probleme nur gelöst werden können,
wenn sie von mehreren Seiten angepackt werden.

Meine Damen und Herren, den einseitigen Verweis auf die
Fehler und Mängel der polnischen Seite tragen wir nicht mit;
denn wir sind Partnerinnen und Partner beim grenzüberschrei-
tenden Verkehr. Es geht um gemeinsame Entwicklungsvorstel-
lungen und Problemlösungen, aber auch um Diplomatie und viel
Geduld; das ist wahr.

Die Gesamtkonzeption zum grenzüberschreitenden Personen-
und Güterverkehr soll sicherstellen. dass eine ausgleichende
Verteilung des Verkehrs im Sinne der Chancengleichheit der
Verkehrsmittel gewährleistet wird. Die Einbeziehung von Inte-
ressengruppen und der polnischen Seite soll einer einseitigen
Lösung vorbeugen und der Benachteiligung von Umlandregio-
nen entgegenwirken. Damit werden die Voraussetzungen für
eine langfristige und ganzheitliche Lösung der Vcrkchrsproble-
matik in der deutsch-polnischen Grenzregion geschaffen.

Deshalb beantragen wir, dass die Landesregierung beauftragt
wird. im Januar 2003 eine Gesamtkonzeption zum grenzüber-
schreitenden Personen- und Güterverkehr vorzulegen. Ziel die-
ser Konzeption soll eine zukunftsfähige und nachhaltige Ge-
staltung aller grenzüberschreitenden Verkehrsbeziehungen auf
Straßen und Autobahnen, auf der Schiene. auf den Wasserwe-
gen und im Luftverkehr sein. Der Chancengleichheit der Ver-
kehrsmittel muss ebenfalls Rechnung getragen werden.

Die Landesregierung unterstützt die Kreise und kreisfreien
Städte hei der Durchführung von Projekten zum grenzüber-
schreitenden öffentlichen Personennahverkehr. Der Konzeption
soll eine integrierte Betrachtung der Landes- und Regional-
planung sowie der Stadt- und Verkehrsentwicklung zugrunde
liegen. Die Darstellung der erforderlichen Maßnahmen für die
Verkehrsinfrastruktur ist nach geplanten Realisierungszeiträu-
men einschließlich bereits im Bau befindlicher Projekte einer-
seits und nach kurz- und langfristigen Planungen andererseits zu
untergliedern. Vom Gesamtkonzept betroffene Interessengrup-
pen sowie die polnische Seite sind in die Erstellung der Konzep-
tion einzubeziehen. Außerdem erwarten wir von der Landes-
regierung, dass sie sich im Bundesrat für einheitliche verkehrs-
politische Ratunenbedingungen als Voraussetzung für Verkehr
in der Grenzregion engagiert.

Meine Damen und Herren. in der Landesverwaltung wurden
schon mehrere Vorleistungen erbracht. So erinnere ich mich an
Entwi cklungs- und Handlungskonzepte für die Euroregion vom
Institut für Stadtentwicklung und Wohnen des Landes sowie an
das von der Landesregierung aufgelegte Oderprogramm „Zu-
kunft der Oderregion nach dem Oderhochwasser 1997/98".

Auch die regelmäßigen Internationalen Ostbrandenburger
Verkehrsgespräche in Frankfurt (Oder) bieten dafür eine gute
Basis.

Ich bitte Sie um Zustimmung zu unserem Antrag. - Vielen
Dank.

{Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Frau Abgeordnete Kaiser-Nicht. - Ich gebe
jetzt das Wort an die Fraktion der SPD. Herr Abgeordneter
Schippet, bitte.

Schippet (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte gleich
die Frage von Frau Schulz beantworten. Die Änderung kam aus
folgendem Grund zustande: Es geht um internationale Prohle-
nie. Dafür ist auf Bundesebene das Innenministerium zuständig.
Diese Zuständigkeit setzt sich auf der Länderebene fort. Des-
halb spreche ich an dieser Stelle.

Herr Thiel. Sie waren bei der Sitzung nicht anwesend. Man
muss zur Ehre der polnischen Seite festhalten. dass die Behaup-
tung, es sei gar nichts passiert, unzutreffend ist: dennoch ist
reichlich wenig passiert. An einer Stelle wird gebaut, so wie es
vereinbart ist.

Frau Hessetbarth. man kann nicht sagen, der Ministerpräsident
habe nichts erreicht. Wir fordern geduldig immer wieder die
Einhaltung dieser Vereinbarungen.

Man muss allerdin gs feststellen - das ist in dem Bericht des Innen-
ministeriums eindeutig klargestellt worden -, dass die Ursachen
für fliese Misere tatsächlich auf polnischer und nicht auf deutscher
Seile liegen. An einer Stelle heißt es im Bericht, dass die pol-
nische Seite aus Angst, sie könnte den Abtertigungsärger bekom-
men. bestimmte Vorhaben nicht umsetzt. Das können wir nicht
gutheißen; denn wenn wir die polnische Seite als gleichberechtig-
ten Partner behandeln wollen - das ist sie in unseren Augen
dann bedeutet das nicht nur Förderung oder ein freundliches Um-
gehen mit dem Partner: ein gleichberechtigter Partner muss auch
akzeptieren. dass man Forderungen an ihn richtet, Frau Kaiser-
Nicht. Nach meinen Erfahrungen mit polnischen Menschen - ich
habe lange mit ihnen zusammengearbeitet - ist es der beste Weg.
wenn man sie als gleichberechtigte Partner behandelt. Wenn man
sie auch fordert, kommt man gar nicht auf den Gedanken, ihnen
eine andere Mentalität zu unterstellen. Insofern gilt es hier wei-
terzuarbeiten.

Nun zu Ihrem Antrag. Die Frage eines Gesamtkonzeptes halte ich
an der Stelle nicht für zielführend. Eindeutig ist, dass die Grenz-
übergänge an den Autobahnen prioritär bleiben müssen. Alles
andere ist kleiner Grenzverkehr. Der ist sicherlich für die Leute
schön, aber für den Warenverkehr müssen die Autohahnühergän-
ge entsprechend ausgebaut werden. Vor allen Dingen muss die
Abfertigung auf polnischer Seite dem entsprechen.

Forderungen, die zum Teil laut geworden sind, in Guhen eine
weitere Standspur zu errichten oder Ähnliches. helfen uns über-
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haupt nicht, weil wir damit das Verkehrsaufkommen an der
Stelle erhöhen. Das ist nachweistsan insofern müssen diese
Übergänge gleichmäßig ausgelastet werden. Die Abfertigung
muss verbessert werden. Ich denke. dann haben wir das Ziel
eiTeicht. Das ist eben das Bohren dicker Bretter.

Man sollte aber auch beachten - das hat die Kollegin Schulz rich-
tig gesagt -. dass solche nicht gelösten Probleme zur Fremden-
feindlichkeit oder zur Skepsis hei der EU-Erweiterung führen
können, gerade in der Grenzregion. gerade in Brandenburg. Da
gehe ich Ihnen völlig Recht. Aber ich habe eine Bitte: Sagen Sie
das Ihrem Bundeskanzlerkandidaten, der zurzeit mit der brennen-
den Fackel ans Benzinfass geht und guckt, oh dort Sprit drin ist.

(Beifall des Abgeordneten Prof. Dr. Bisky [PDS])

Diesen Quatsch mit den Vertreibungsdekreten, diese jetzt. in
dieser Phase herauszuholen. dies öffentlich zu machen, halte ich
nicht für gut, und zwar gerade deshalb, weil wir in Brandenburg
als Grenzre gion das dann auszuhalten haben.

(Beifall hei SPD und PDS - Zuruf des Abgeordneten
Dr. Hackel [CDU])

Vizepräsident Haberrnann:

Ich danke dem Abgeordneten Schippe]. - Das Wort geht an die
Fraktion der DVU. Frau Abgeordnete Hesselbarth.

(Zuruf von Minister Schönbott - Entgegnun g des Abge-
ordneten Schippet [SPD] - Weitere Zurufe von der SPD -
Abgeordnete Frau Hesselbarth steht schweigend am Red-
nerpult)

Frau Abgeordnete Hesselbarth, ich hatte Ihnen das Wort erteilt.

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident? Meine Damen und Herren? Die PDS zeigt heute
eine außerordentliche Lernfähigkeit. In ihrem Antrag fordert sie
die Landesregierung auf. eine so genannte „Gesamtkonzeption
zum grenzüberschreitenden Personen- und Güterverkehr" vor-
zule gen. Liest man weiter. so hört sich das alles nicht einmal so
schlecht an. Die verkehrspolitischen Akteure der PDS-Fraktion
scheinen hier einen lichten Moment gehabt zu haben. In der Tat
wird mit der EU-Osterweiterung an der deutsch-polnischen
Grenze ein Verkehrskollaps eintreten, wenn die Verkehrspla-
nung nicht endlich umgelenkt und eine sinnvolle und effektive
Infrastrukturpolitik betrieben wird.

Der Zustand von Brandenburgs Straßen lässt nach wie vor zu
wünschen übrig. Die Schienenvernetzung in den grenznahen
Außenräumen ist müßig und von befahrbaren Wasserwegen
kann gar nicht die Rede sein. Aber wenn Sie da jetzt erst kon-
zeptionelle Analysen von der Landesregierung abfordern, na
dann gute Nacht!

Denken Sie einmal daran, welche Zeit überörtliche Planung in
Anspruch nimmt, bevor erst in die Planfeststellung von Einzel-
projekten eingetreten werden kann, meine Damen und Herren
von der PDS. Vom Zeitfenster her müsste das Land Branden-
burg längst in der Phase der fachlichen Planung,-das heißt in der

Phase der Umsetzung der von Ihnen intendierten Gesamtkon-
zeption. sein. Die Überprüfung raumbedeutsamer Einzelvorha-
ben wie zum Beispiel von Eisenbahntrassen oder des Ausbaus
von Wasserstraßen unter Einbeziehung raumordnerischer Um-
weltverträglichkeitsprüfungen über die Pianfeststellung bis zur
baulichen Fertigstellung nimmt viel Zeit und Arbeit in An-
spruch. Zieht man die regelmäßig folgenden Rechtsstreitig-
keiten verschiedener Planungsträger in Betracht, dann mögen
wohl mindestens zehn Jahre vergehen.

Bei Ihrem Antrag kann ich mich des Schmunzelns also nicht
erwehren.

Wenn wir schon bei den Wasserwegen sind, Frau Kaiser-Nicht,
dann frage ich mich, wer Ihren Antrag, meine Damen und Her-
ren von der PDS, vorbereitet hat. Denn Ihr Hinweis auf eine
erforderliche zukunftsfähige Gestaltung der Wasserwege und
Ihr Hinweis auf Kapazitäten der Wasserstraßen stehen völlig im
Widerspruch zu Ihrer eigentlichen Verkehrspolitik.

Gerade wenn es um den Ausbau von Wasserstraßen ging, haben
Sie in der Vergangenheit absolute Inkompetenz an den Tag
gelegt. Immer dann, wenn der Ausbau der Wasserstraßen in
diesem Haus behandelt wurde und nennenswerte Verkehrs-
experten deren Ausbau als notwendig erachteten, immer wenn
es um den Ausbau von Brücken und Schleusen ging, um Bran-
denburgs Wasserstraßen eventuell für Großschiffe tauglich zu
machen, kam aus Ihren Reihen letztlich ein Veto.

(Vietze 1PDS1: Jetzt kommt es vom Ministerpräsidenten!)

Natürlich haben Sie sich nie explizit als Neinsa ger geoutet,
sondern Sie haben dort in fragwürdiger Weise Wirtschaftlich-
keitsprognosen - wie wir es ja auch heute wieder gehört haben -
gefordert, obwohl Sie genau wissen, dass sich die Wirtschaft-
lichkeit derartiger Projekte erst im Nachhinein herausstellt.

Deshalb fehlt es Ihrem Antrag an Glaubwürdigkeit. Vielmehr
besteht für uns der Verdacht, dass Sie sich mit Ihrem Antrag
aufmunitionieren wollen, urn Ihre verkehrspolitische Blockade-
politik zu optimieren.

Außerdem: Wenn Sie in den letzten Tagen die Presse - zum
Beispiel die .,MOZ" vom 21. Juni 2002 - gelesen hätten, müss-
ten Sie Ihren Antrag ohnehin zurückziehen. Der Presse nach hat
die Landesregierung im Hinblick auf die FU-Osterweiterung
bereits einen wesentlich umfassenderen Maßnahmenkatalog
beschlossen, der Infrastrukturmaßnahmen insbesondere unter
dem Aspekt des Baues weiterer Straßen- und Schienenwege
einschließt. Ihrem überflüssigen Antrag stimmen wir deshalb
selbst verständlich nicht zu.

(Beifall hei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Hesselbarth. - Ich gehe das
Wort an die Fraktion der CDU. Herrn Abgeordneten Schrey.

Schrey (CDU):*

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die
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CDU-Fraktion lehnt den Antrag ah. Ich möchte an dieser Stelle
nur drei Punkte zur Begründun g der Ablehnung des Antrags
durch meine Fraktion nennen.

Erstens: Vor wenigen Minuten haben wir einen Entschließungs-
antrag der Koalition angenommen, der aus meiner Sicht der
bessere Weg ist, die Probleme zu lösen.

(Vietze [PDS]: Von der Koalition, das ist immer richtig!)

Zweitens: Der im Antrag genannte Zeitpunkt zur Vorlage der
Gesamtkonzeption vernachlässigt. dass wichtige Rahmenset-
zungen wie der Bundesverkehrswegeplan oder die SPNV-Pla-
nung des Landes im Januar 2003 voraussichtlich noch nicht
vorliegen werden bzw. erst kurze Zeit vorher vorgelegt werden
sollen, sodass sie hei der Erstellung der geforderten Konzeption
nicht berücksichti gt werden können. Für die geforderte Gesamt-
konzeption sind jedoch genaue Kenntnisse der angesprochenen
Rahmenbedingungen unabdingbar.

Drittens: Die von der PDS-Fraktion vorgeschlagene Einbeziehung
von Interessengruppen greift zu kurz. Weder der Bund noch ande-
re Bundesländer mit einer EU-Außengrenze sollen in die Erstel-
lung der brandenburgischen Konzeption einbezogen werden,

Für mich und meine Fraktion ist es daher fraglich, ob das, was
die PDS-Fraktion fordert. die Anforderungen, die an eine Ge-
samtkonzeption im Allgemeinen gestellt werden, erfüllen kann.

Meine Damen und Herren, aus den eben genannten Gründen
bitte ich Sie, den Antrag der PDS abzulehnen. - Ich bedanke
mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Schrey und gebe das Wort an die
Landesregierung.

(Zurufe)

- Die Landesregierung wünscht das Wort nicht? - Bitte schön,
Hen: Minister Meyer.

Nächstens erhalten Sie die Einladung schriftlich.

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer: •

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
brauche selbstverständlich keine schriftliche Einladung, denn
die Landesregierung hat sich stets für eine zügige Erweiterung
der Europäischen Union nach Osten eingesetzt und Maßnahmen
zur Vorbereitung auf diesen historischen Schritt - das so ge-
nannte Grenzlandprogramm - konzipiert.

Unter dem Titel „Erweiterung der EU - Chancen und Heraus-
forderungen für Brandenbur g ' hat die Landesregierung am
3. Juli 2001 bereits einen ersten Bericht über die Vorbereitung
des Landes auf die Erweiterung der EU beschlossen.

Einzelmaßnahmen stehen im Kontext mit den vom jeweiligen
Ressort verfolgten strategischen und konzeptionellen Vorstel-
lungen.

Mit dem nunmehr vorgelegten zweiten Bericht aktualisiert und
präzisiert die Landesregierung ihre Strategie. Der vorliegende
zweite Bericht der Landesregierung, der den Mitgliedern dieses
Hauses zugegangen ist. enthält in der Anlage bereits den aktuel-
len Katalog der Einzelmaßnahmen der Ressorts; beispielsweise
auf mein Haus bezogen bilden für den Bereich der Verkehrs-
infrastruktur der Schienen- und Straßenverkehr Schwerpunkte.

Die Maßnahmen im Schienenverkehr werden unter Beachtung
der abschätzbaren Verkehrsnachfrage im Rahmen der EU-Ost-
erweiterun g einer besonderen Prüftrog hinsichtlich der zeitli-
chen Einordnung oder der möglichen Forderungen aus Brüssel
unterzogen. Bei Vorhaben, die noch nicht planerisch untersetzt
und finanziell eingeordnet sind. zum Beispiel Berlin - Stettin,
bemühen wir uns, mit allen Beteiligten, besonders dem Land
Berlin, dem Bund und der Deutschen Bahn AG, machbare Lö-
sungen zu finden.

Klagen über Behinderungen und Staus auf der Straße im Zu-
sammenhan g mit dem Grenzübertritt nach Polen lassen sich
eindeutig auf Abfertigun gsprobleme zurückführen. Die vorhan-
dene Kapazität der straßenbaulichen Infrastruktur ist hei weitem
nicht ausgelastet und weist ausreichende Reserven auf.

Gleichwohl wurde als Langfristmal3nahme auch der sechsstreiti-
ge Ausbau der A 12 - Berliner Ring nach Frankfurt (Oder) - für
die Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan und den Be-
darfsplan für die Bundesfernstraßen angemeldet.

Des Weiteren ist für eine regional ausgewogene Raumerschlie-
ßung zu den bereits bestehenden drei Autobahn- und neun Stra-
ßengrenzübergängen die Errichtung dreier neuer Übergänge
geplant. Alle drei Übergänge wurden an die Oder-Lausitz-Straße
angeschlossen und somit dazu beitragen, den grenzüberschrei-
tenden Verkehr nach Brandenburg auch in Zukunft zügig ab-
fließen zu lassen.

Die Realisierung neuer Straßenverkehrsprojekte mit grenzüber-
schreitenden Auswirkungen wird schon seit geraumer Zeit be-
reits in der Vorphase mit den betroffenen Woiwodschaften bzw.
mit den zuständigen Stellen in Warschau abgestimmt.

Bei den übrigen Verkehrsträgern gibt es ebenfalls Konzepte zur
Angebotsentwicklung, zum Beispiel zum Ausbau des Oder-
Spree-Kanals.

In diesem Zusammenhang möchte ich mich ausdrücklich hei
meinem Kollegen Schelter bedanken, der für die bisherigen
Berichte zum Grenzlandprogramm verantwortlich zeichnet.

Gleichwohl wird es im Ergebnis der zu führenden Gespräche,
nicht zuletzt auch mit den polnischen Partnern, noch zu Ver-
änderungen im Katalog kommen. Wir halten an diesem Katalog
als Arbeitsgrundlage fest und bieten den jeweiligen Infrastruk-
tureignern offen unsere Unterstützung an.

Aufgrund der angespannten Haushaltslage sind landesseitig. in
Bezug auf eine kostenseitige Beteiligung - ich sage das an die-Die von Ressorts der Landesregierung zusammengetragenen
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ser Stelle ganz offen - keine großen Sprünge zu machen. Wir
müssen uns da auf unsere landeseigenen Verkehrswege konzen-
trieren.

Sehr geehrte Damen und Herren von der PDS-Fraktion, die von
Ihnen eingeforderte Konzeption gibt es eigentlich schon. Sie
wird, da es sich bekanntlich um einen laufenden Prozess han-
delt, ständig fortgeschrieben und angepasst. Insofern - das
möchte ich ganz ausdrücklich sagen - halte ich Ihren Antrag
weder für ziel führend noch für hilfreich, Frau Kaiser-Nicht. Sie
hätten sich die Konzeption. bevor Sie hier am Pult stehen und
reden. einfach einmal ansehen müssen. - Danke schön,

(Beifall hei SPD und CDU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Herrn Minister Meyer. - Wir sind am Ende der Aus-
sprache zu diesem Tagesordnungspunkt. Wir kommen zur Ab-
stimmung.

Ich rufe zur Ahstimmung auf den Antrag der Fraktion der PDS,
der Ihnen in der Drucksache 314501 vorliegt. Wer diesem An-
trag seine Zustimmun g gehen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenstimmen'? - Stimmenthaltungen'? - Damit
ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 14 und rufe Tagesord-
nungspunkt 15 auf:

Bericht der Landesregierung über die Auswirkungen
der Nitrofen-Krise auf die Brandenburger Landwirt-
schaft

Antrag
der Fraktion der DVU

Drucksache 3/4494

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der einreichenden
Fraktion. Herr Abgeordneter Claus, Sie haben das Wort.

Claus (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen? Meine Herren! Ein Lebensmit-
telskandal nach dem anderen erschüttert seit Jahren die Repub-
lik. Mit der Nitrofenkrise ist längst nicht das Ende der Fahnen-
stange erreicht, das wissen Sie genauso gut wie ich. Kaum ist
die BSE-Krise fast überwunden. werden wir erneut von höchst
belastetem Tierfutter überrascht.

Diesmal ist es das Herbizid Nitrofen. das aus einer Lagerhalle in
Malchin stammt und sowohl Biogetreide wie auch anderem
Getreide beigemischt wurde. Aus Ökoweizen wurde Nitrufen-
weizen, Der Schaden für den gesamten Ökolandbau ist noch gar
nicht abzuschätzen.

Die Verbraucher sind verunsichert. Das Vertrauen in Ökopro-
dukte ist schwer erschüttert.

Man könnte sich beruhigt zurücklehnen, wenn es der Presse nur
darum ginge, ein Sommerloch auszufüllen. Doch das Thema ist

viel zu ernst, wenn es um unsere Gesundheit geht. Gesundheit,
meine Damen und Herren, ist schließlich das höchste Gut.

Die Belastung unserer Nahrungsmittel mit Pestiziden, Herbizi-
den, Fungiziden und anderen Stoffen ist kaum noch zu überbie-
ten. Selbst die EU-Kommission musste in einem Bericht fest-
stellen, dass es in Europa rund 800 verschiedene in der Land-
wirtschaft eingesetzte Pestizide gibt. Für 73 davon gibt es ge-
meinsame Grenzwerte auf EU-Ebene.

Bei einem Großversuch wurden 41 000 Lebensmittelproben auf
Pestizidrückstände analysiert. In 40 % der Proben ließen sich
Rückstände nachweisen und 3 % lagen über dein EU-Grenz-
wert. Aber nur weniger als 10 % der eingesetzten Pestizide
wurden festgestellt.

Ich frage mich: Sehen die Untersuchungsergebnisse bei den
Herbiziden und Fungiziden ähnlich aus? Die Möglichkeit be-
steht, wie gerade geschildert wurde.

Nitrofen ist ein Herbizid. das nach Presseberichten 1964 in den
USA entwickelt wurde. Das gesundheitsschädliche Unkrautver-
nichtungsmittel wurde in der Bundesrepublik Deutschland be-
reits vor 22 Jahren und auf dem Gebiet der DDR nach der Wen-
de verboten. Für Lebensmittel gilt eine tolerierbare Höchst-
menge von 0,01 mg pro Kilogramm,

Wie gefährlich Nitrofen etwa in der Schwangerschaft ist, kann
zurzeit noch gar nicht abgeschätzt werden. Untersucht wird
außerdem, oh ein erhöhtes Krebsrisiko vorliegt, wenn nitrofen-
halü ge Produkte verzehrt werden.

Fest steht, dass Nitrofen in die Nahrungskette gelangt ist und
Mutterkühe. Puten und Eier Rückstände aufwiesen. Das verbo-
tene Unkrautvernichtungsmittel kontaminierte Hunderte Tonnen
von Futterweizen. Die Entdeckung erfolgte wie oft rein zufällig.

Der Nitrofenkrimi offenhart die Nachlässigkeit der Behörden
und insbesondere des Verbraucherschutzministeriwns in Berlin.
Die Affäre beweist. dass die Lebensmittelkontrolle in Deutsch-
land nur unzureichend funktioniert.

Jeder landwirtschaftliche Betrieb. der behördlicherseits ge-
schlossen wird, sei es auch nur für wenige Tage, erleidet im-
mensen Schaden. Die betroffenen Betriebe dürfen wir nicht im
Regen stehen lassen, meine Damen und Herren. Ich weiß, dass
die Haushaltslage angespannt ist. Aber dennoch muss alles
versucht werden, um möglichen Schaden staatlicherseits ab-
zudecken. Schließlich haben Behörden und Vertreter des Staates
durch mangelhafte oder fahrlässigerweise unterlassene Kon-
trollen den Schaden mit verursacht.

Daher soll die Landesregierung den von uns geforderten Bericht
schnellstmöglich vorlegen und den betroffenen Betrieben unbüro-
kratisch Hilfe leisten. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Claus. - Ich gehe jetzt das
Wort für die Koalitionsfraktionen SPD und CDU an Herrn
Abgeordneten Klein.
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Klein (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie
wissen, dass ich seit der letzten Sitzungsperiode des Landtages
den Versuch unternehme, immer die Anträge der DVU-Fraktion
mit einem Wort zu charakterisieren. Dieser Antra g ist der Ver-
such. eine offene Tür einzurennen. Außerdem wäre er ein Ar-
beitsbeschaffungsprogramm für Mitglieder der Landesregie-
rung, Da werden wir nicht mitmachen. Damit wird schon deut-
lich, wie wir am Ende der Debatte entscheiden werden,

- Ja. das kann man auch zurückziehen. Im Übrigen. Herr Kolle-
ge Klein, ist es richtig, dass Sie zum Teil zu unseren Anträgen
Stellung nehmen. Sie sind Lehrer und der Nitrofenskandal und
die anderen Skandale, die es bis jetzt gegeben hat, sind viel zu
wichtig, als dass Sie als Lehrer dazu sprechen sollten. Ich hätte
eher erwartet, dass ein Mitglied des Landwirtschaftsausschusses
der Koalition dazu sprechen würde. Sie, Hen' Klein, haben von
diesem Thema genauso viel Ahnung, wie Luis Trenker vom
Tiefseetauchen.

(Beifall bei der DVU)
Die DVU-Fraktion beabsichtigt, etwas zu fordern, was längst
geschehen ist. Sie will per Landtagsbeschluss zur Berichterstat-
tung über die Auswirkun gen der Nitrofenkrise auf die Branden-
burger Landwirtschaft auffordern, vergisst aber, dass der M inis-
ter für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung bereits
am 19. Juni im zuständigen Fachausschuss über die Auswirkun-
gen umfassend und ausführlich berichtet hat. Der Ausschuss hat
vereinbart, dass das Ministerium dem Ausschuss fortlaufend
berichten soll. Ich frage mich, welche weitere Information für
die Abgeordneten erfolgen sollte. Besser geht es doch eigentlich
gar nicht.

Auch gestern hat der Landtag ausführlich über dieses Thema
debattiert. Danach noch einen Bericht anzufordern erübrigt sich
meiner Ansicht nach. Die Koalition empfiehlt deshalb die Ab-
lehnung und wird diese auch mit ihrer Mehrheit durchsetzen. -
Vielen Dank.

(Beifall hei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Abgeordneten Klein. - Ich gebe das Wort an
die Fraktion der PDS, Frau Abgeordnete Wehfan.

Frau Wehlan (PDS):

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Dass die DVU-Fraktion
bis heute noch nicht mitbekommen hat, dass diese Thematik
zum einen im Fachausschuss und zum anderen gestern hier im
Landtag Brandenburg schon diskutiert wurde, kennzeichnet die
Schlichtheit im Sinn. Meine PDS-Fraktion wird diesen Antrag
ablehnen.

(Beifall hei PDS, SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

ich danke Ihnen. Frau Ab geordnete Wehlau. - Die Landesregie-
rung wünscht nicht das Wort, - Dann gehe ich das Wort noch
einmal an die Fraktion der DVU. an Herrn Abgeordneten Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident? Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Wohlan,
Ihnen ist anscheinend entgangen, dass Anträge, Gesetzentwürfe
und weitere Initiativen zumindest eine Woche vorher eingereicht
werden müssen. Aus diesem Grunde konnten wir das. was Sie
gesagt haben, zum damaligen Zeitpunkt noch nicht wissen.

(Klein !SPD]: Das kann man auch zurückziehen!)

Der :jüngste Nitrofenskandal sollte für Politiker Veranlassung
sein, eine Grundsatzdebatte darüber zu führen, oh sich die bis-
herige Landespolitik nicht uni 180 Grad wenden muss. _Auch
hei BSE ist es noch einmal gut gegangen", denkt die Landes-
regierung, „und es wird uns auch diesmal nicht betreffen".

Doch haben wir alle Produkte. die aus dem EU-Raum stammen
und aus Drittstaaten kommen und hier nach Brandenburg ge-
langen, wirklich unter Kontrolle? Denken Sie zum Beispiel an
das Insektenvernichtungsmittel Lindan, das bei einem spani-
schen Hersteller in der Babykost gefunden wurde, In Olivenöl
wurden Verunreinigungen mit Lösungsmitteln entdeckt. Aus
den USA kamen Fleischklopse in unsere Ladentheken, die, wie
sieh herausstellte, mit Kolibakterien verseucht waren. In Bel-
gien wurde das Krebs auslösende Ultragift Dioxin in Hühnern,
in Eiern und in Eierprodukten entdeckt. Die Ursache war ver-
seuchtes Tierfutter.

Greenpeace fand vor zwei Jahren das hochgefährliche Gift TBT
bei Flundern in der Nordsee. TBT befand sich auch in Fisch-
konserven, die überall in den Handel gelangten, wie die Zeit-
schrift „Öko-Test" feststellte. TBT schädigt das Immun- und
Hormonsystem der Menschen.

Butter aus Süditalien war mit Rindertalg und Chemikalien ver-
setzt worden. Tierfutter aus Belgien war mit hochgefährlichem.
Krebs erregendein PCP verunreinigt.

Ich könnte die Liste noch fortführen, aber dafür reicht meine
Redezeit nicht aus.

Ich will deutlich machen, meine Damen und Herren: Malchin ist
kein Einzelfall, sondern ein Glied in einer langen Kette. Die
Hauptursache dafür - das sage ich in allein Ernst und in aller
Deutlichkeit - liegt in der Zerstörung der traditionellen bäuerli-
chen Familienbetriebe. In der DDR geschah dies durch Zwangs-
kollektivierung und in der Bundesrepublik Deutschland durch
die Europäische Union.

Einen wesentlich verbesserten Tierschutz, Artenschutz und
Umweltschutz, wie von der DVU-Fraktion gefordert, haben Sie,
meine Damen und Herren, abgelehnt.

Oh der Nitrofenskandal aufgeklärt ist oder nicht, daran scheiden
sich die Geister. Aber schon droht dem Bundesbürger eine neue
Gefahr durch Geflügelfleisch aus Brasilien und Thailand. Bereits
vor zehn Jahren hatte die EU-Kommission die Krebs erregende
Substanz Nitrofon verboten. Nitrofene sind Reste von Antibiotika,
die Geflügelmuster lange Zeit gegen Parasitenbefall hei Tieren
eingesetzt hatten. In Asien und Brasilien wird dieses Mittel immer
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noch dem Futter beigemischt. Im vorigen Jahr gelangten rund
80 000 Tonnen des belasteten Geflü gelfleisches nach Deutschland.

Meine Damen und Herren, der so genannte Strukturwandel in
der Landwirtschaft, voran getrieben durch Brüssel, zeigt eine
negative Seite. Mal ist es die Schweinepest. mal ist es 13SE, mal
sind es die Antibiotika. mal Hormonpräparate, mal ist es Dio-
xin. Immer wieder fragen sich die Bürger. wie schwer ihr tägli-
ches Essen eigentlich belastet ist.

Turbokühe stehen nicht mehr auf der Weide. sondern ganztägig
im Stall, gefüttert mit Maissilage. Hühner werden in engen
Käfigen gehalten. Das liebe Vieh wird über Tausende und mehr
Kilometer transportiert. Das Schächten wird gestattet. Wie viel
Qualen müssen unsere Mitgeschöpfe eigentlich ertragen?

Nitrofen ist kein Einzelfall, sondern passt ins ganze System. ein
System, das die Profitgier wesentlich höher bewertet als die
Gesundheit der Menschen und Tiere. I)ie von Künast verspro-
chene Agrarwende hat nicht stattgefunden. Das müssen wir hier
bedauerlicherweise feststellen. - Ich danke Ihnen erst einmal für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Claus. - Wir sind damit am
Ende der Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt und kom-
men zur Abstimmung.

I)ie Fraktion der DVU beantragte, den Antrag in der Drucksa-
che 3/4494 zur federführenden Beratung an den Ausschuss für
Landwirtschaft_ Umweltschutz und Raumordnung sowie an den
Ausschuss für Haushalt und Finanzen zu überweisen. Wer die-
sem Überweisungsantrag folgen möchte. den bitte ich um sein
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit
ist dieser Überweisungsantrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich rufe damit zur Abstimmung über den Antrag in der Druck-
sache 3/4494 der Fraktion der DVU in der Sache auf. Wer die-
sein Antrag seine Zustimmung gehen möchte, den bitte ich um
sein Handzeichen. - Gegenstimmen'? - Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 15 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 16 auf:

Gedenken an den Volksaufstand vom 17. Juni 1953

Antrag
der Fraktion der DVU

Drucksache 314495

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der einreichenden
Fraktion. Herr Abgeordneter Schuldt, Sie haben das Wort.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der
50. Jahrestag des mitteldeutschen Volksaufstandes ist für cin

demokratisches Parlament Anlass und Verpflichtung, in würdi-
ger Form der Opfer des 17. Juni 1953 zu gedenken.

Dieser Tag des Volksaufstandes hat zu gleich bewiesen, dass die
kommunistischen Zwingherren der SEI) keinen Rückhalt im
deutschen Volk hatten.

(Klein [SPD]: In Mitteldeutschland!)

Sie stützen ihre Macht allein auf die Panzer der Sowjetimpe-
rialisten.

Der damalige Bundeskanzler Konrad Adenauer gab am l7. Juni
1953 vor dein Deutschen Bundestag eine Regierungserklärung
ah. Darin heißt es:

„Die Bundesregierung empfindet mit den Männern und
Frauen. die heute in Berlin Befreiung von Unterdrückung
und Not verlangten. Wir versichern ihnen, dass wir in
innerster Verbundenheit zu ihnen stehen,"

Ferner erklärte der Bundeskanzler:

„Eine wirkliche Änderung des Lebens der Deutschen in der
Sowjetzone und in Berlin kann nur durch die Wiederher-
stellung der deutschen Einheit in Freiheit erreicht werden."

Der Bundestag sprach sich für freie Wahlen und eine gesamt-
deutsche Regierung aus. Es sollte fast 37 Jahre dauern, bis die
SED-Gewaltherrschaft endgültig zusammenbrach. Der Deutsche
Bundestag erklärte am 4. August 1953:

,Am 17. Juni 1953 hat sich das deutsche Volk in der sow-
jetischen Besatzungszone und in Ostberlin gegen die kom-
munistische Gewaltherrschaft erhoben_ um unter schweren
Opfern seinen Willen zur Freiheit zu bekunden. Der
17. Juni ist dadurch zum Symbol der deutschen Einheit in
Freiheit geworden.-

Der Bundestag hat das fol gende Gesetz beschlossen:

„§ 1: Der 17. Juni ist der Tag der Deutschen Einheit.

§ 2: Der 17. Juni ist gesetzlicher Feiertag.

§ 3: Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 17 Abs. I des
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 auch im
Land Berlin.

§ 4: Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündigung in
Kraft."

(Klein [SPD': Verkündung!)

„Bonn, den 04.08.1953"

(Bundesgesetzblatt Teil 1 Nr. 45 vom 07.08.1953, Seite 778) -
Damit Sie es ganz genau haben, Herr Klein.

(Klein [SPD]: Es ging nur um das Wort „Verkündigung-I)

In früherer Zeit war es üblich, dass im Deutschen Bundestag und
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in den Landsparlamenten anlässlich des gesetzlichen Feiertages
des 17. Juni Veranstaltungen für den Tag der Deutschen Einheit
durchgeführt wurden. Der 50. Jahrestag im kommenden Jahr
sollte ebenso in würdi ger Form veranstaltet werden wie einst.

Ich weiß aus eigener Erfahrung zu berichten, was es heißt. ge-
gen eine hoch bewaffnete diktatorische Staatsmacht anzukämp-
fen. Am 7. Oktober 1989, am Tag der Republik, zogen wir in
den Abendstunden mit Kerzen in der Hand zum Staatssicher-
heitsgebäude. Es waren 400 Männer und Frauen. Sicherlich, wir
verspürten Angst wie damals die Freiheitskämpfer des 17. Juni
1953. Wir wussten nicht, oh der Aufstand gegen die kommu-
nistische Diktatur genauso niedergeschossen wird wie im Jahre
1953.  Denn damals starben Menschen im Kugelhagel. Sie wur-
den niedergewalzt von den Panzerketten. Sie wurden zu Tode
gemartert in den Zuchthäusern oder zu langjährigen Zuchthaus-
strafen durch die DDR-Unrechtsjustiz verurteilt.

Die Ausbeutung der Arbeiterschaft durch stalinistische SED-
Bonzen war der Auslöser für den Freiheitskampf in Mittel-
deutschland.

(Lachen bei der PDS)

- Da brauchen Sie von der PDS nun wirklich nicht zu lachen.
Schämen sollten Sie sich! - Ich bedanke mich erst einmal,

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, MIT Abgeordneter Schuldt. - Ich gehe das
Wort jetzt an Herrn Abgeordneten Klein. der für die Fraktionen
der SPD und der CDU spricht.

Klein (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
DVU bleibt sich mit ihren Anträgen treu. Die Koalitionsfraktio-
nen bleiben sich ebenfalls treu. Ich selbst versuche, mir auch
treu zu bleiben. Dieser Antrag trieft vor Populismus, denn die
antragstcllende Fraktion versucht hier, durch einen Antrag etwas
zu erreichen, was ohne ihr Zutun ohnehin passiert wäre, nämlich
eine Ehrung dieses Tages.

Aber, es kommt noch schlimmer: Sie unterstellt nämlich uns
Vergessen in dieser Sache. Das unterstreicht erst die Schäbig-
keit dieses Antrages.

(Beifall bei SPD und CDU)

Wenn die DVU in ihrer Begründung zum Antrag schreibt, dass
der 17. Juni in den alten Bundesländern gesetzlicher Feiertag war,
dann war das auch so. Aber aus guten Gründen wurde dieser Fei-
ertag nach der Wiedervereinigung durch den 3. Oktober ersetzt.
Nun frage ich mich: Was sollen die Bürger hier im Osten
Deutschlands dagegen haben, dass der 3. Oktober. die Wiederver-
einigung unseres Vaterlandes, zum Tag der Deutschen Einheit
erklärt wird? Ich denke mir. das ist ein wohl würdiger Tag.

(Beifall bei SPD und CDU - Zuruf des Abgeordneten
Schuldt [DVU])

Aber, Damen und Herren der DVU, am 17. Juni eines jeden
Jahres werden wir das Gedenken an diesen Volksaufstand hoch
halten. Denken Sie an den gestrigen Tag. Wir haben das zehn-
jährige Bestehen der Verfassung des Landes Brandenburg in
würdiger Form begangen. Ähnlich werden wir es am 50. Jahres-
tag des Volksaufstandes machen - in einem würdigen Rahmen.
Dazu bedarf es Ihres Antrages wirklich nicht.

Was bleibt zu konstatieren'? Die DVU missbraucht dieses be-
deutende historische Ereignis für ihre Politclownerie. Wir ma-
chen nicht mit und lehnen ah. - Vielen Dank, meine Damen und
Herren.

(Beifall hei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Klein und gehe das Wort an die
Fraktion der PDS, Herrn Abgeordneten Vietze.

Vietze (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 17. Juni ist ein
wichtiges historisches Ereignis. Er verlangt, dass er in angemes-
sener Weise bewertet wird und dass in diesem Zusammenhang
auch eine historische Auseinandersetzung geführt wird, die vor
allen Dingen von Sachlichkeit geprä gt sein sollte.

Wir haben alle - ich nehme an, Sie auch - ein Schreiben des
Vorstandsvorsitzenden der Stiftung Aufarbeitung, Rainer Eppel-
mann. erhalten. Ich gehe davon aus, dass wir gut beraten sind,
dieses Schreiben und das darin enthaltene Angebot zum Gegen-
stand einer Verständigung zu nehmen, wie wir dies in Branden-
burg in entsprechender Weise umsetzen. Für eine entsprechende
Initiative der DVU-Fraktion im Landtag Brandenburg besteht
demzufolge kein Bedarf. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke ihnen, Herr Abgeordneter Vietze, - Die Landesregierung
wünscht hierzu nicht das Wort. - Ich gehe das Wort noch einmal an
den Herrn Abgeordneten Schuldt von der Fraktion der DVU.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Klein, schalten Sie das Gehirn ein. bevor Sie reden! Ich bitte Sie
darum.

(Unmutsäußerungen hei SPD und CDU)

Der Antrag der DVU-Fraktion

Vizepräsident Habermann:

Herr Abgeordneter Schuldt, wir haben eigentlich einen Ton
zwischen den Abgeordneten, der solche Äußerungen als nicht
statthaft erscheinen lässt.

(Beifall hei SPD. CDU und PDS)
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Schuld' (DVU):

Ich habe „bitte" dazu gesagt.

Vizepräsident Hahermann:

Nein. Ich möchte darum bitten. dass der Ton. der bisher hier
gepflegt wurde. auch weiterhin gebraucht wird. - Bitte schön.

Schuldt (DVU):

Der Antrag der DVU-Fraktion soll erinnern und mahnen. Nie
wieder darf sich in Deutschland ein Unrechtssystem etablieren.
Geschichte darf nicht verdrängt werden. Herr Vietze, sie muss
aber auch der Wahrheit entsprechen.

(Vietze [PDS]: Sie haben nicht zugehört!)

Die kommunistischen A gitatoren haben ah dem 17. Juni ver-
sucht. den Volksaufstand als Verbrechen Westberliner Provoka-
teure, als faschistischen Putschversuch oder als Abenteuer aus-
ländischer Agenten darzustellen.

Wenn die Damen und Herren der PDS Nachhilfeunterricht be-
nötigen, empfehle ich Ihnen das Studium des „Neuen Deutsch-
land"

(Vereinzelt Beifall hei der PDS)

vorn 18. und 21.06., vorn 05.07. und vom 13.08.1953. Das
„Neue Deutschland" ist doch auch jetzt noch das Parteiorgan
Ihrer Partei.

(Zurufe von der PDS)

Der Aufstand gegen die Normenschinderei begann eigentlich
am 16. Juni in der Stalinallee in Ostberlin. Wie ein Lauffeuer
breitete sich der Arbeiterstreik am 17. Juni in über 300 Orten,
darunter 13 Bezirkshauptstädten und 97 Kreisstädten, aus.
Spontan legten Hunderttausende Menschen ihre Arbeit nieder
und gingen auf die Straße. In Ostberlin streikten spontan
24 Großbetriebe und der Streik dehnte sich aus: Hennigsdorf.
Ludwigsfelde. Potsdam und Teltow schlossen sich genauso an
wie Bitterfeld, Halle, Leipzi g, Mersehurg oder Magdeburg.
Jena, Gera, Brandenburg, Görlitz - von Rostock bis Chemnitz
war die Republik erschüttert und das SED-Regime schwer an-
geschlagen.

Ulbricht. Grotewohl und Pieck riefen die Sowjets zu Hilfe, weil
sie genau wussten, dass sie wegen ihrer Schwerverbrechen im
Zuchthaus landen würden. Auch wenn ein Karl Eduard von
Schnitzter. der größte Hetzer des SED-Systems, oder der Ex-
Sozialdemokrat Otto Grotewohl den 17. Juni als Werk faschisti-
scher Agenten ausländischer Mächte und ihrer Helfershelfer aus
kapitalistischen Monopolen darzustellen versuchten, änderte
dies nichts an der Tatsache, dass der 17. Juni ein spontaner
Volksaufstand gegen die Obrigkeit war.

Walter Ulbricht wandte sich Hilfe suchend an die immer noch
zögerliche sowjetische Besatzungsmacht. Schließlich kamen
sie doch, die russischen Panzer. Auf Befehl des Mil itärkom-

mandanten des sowjetischen Sektors von Berlin wurde am 17.
Juni ab 13 Uhr der Ausnahmezustand über den Ostteil der
deutschen Hauptstadt verhängt. Sofort schlugen sowjetische
Truppen mit T-34-Panzern, unterstützt von Postenketten der
Kasernierten Volkspolizei. die Hauptdemonstrationsgruppe
vor dem Regierungsgebäude in der Leipziger Straße. Sie er-
öffneten aus Maschinengewehren und Karabinern das Feuer
auf friedliche Demonstranten, deren Zahl auf über 100 000
geschätzt wurde.

Die angebliche Arbeiterpartei konnte sich nur mit Waffengewalt
gegen die Abwehr zur Wehr setzen. Die Niederschlagung des
Volksaufstandes wurde übrigens auch von den Blockflöten der
Ost-CDU begrüßt.

(Unruhe hei der CDU)

- Zur damaligen Zeit.

Zur 25. Wiederkehr des 17„luni 1953 erklärte der damalige
Bundespräsident Walter Scheel im Bundestag:

„Der 17. Juni gehört zum sozialen Bestandteil des arbei-
tenden Menschen."

Zur 35. Wiederkehr des 17. Juni 1953 erklärte die Ministerin für
Innerdeutsehe Beziehungen Dorothee Wilms:

„Freiheit und Recht, das wollen auch die Menschen, die
am 17. Juni 1953, vor 35 Jahren also, in Ostberlin und in
den Städten der DDR demonstrierten. Sie wollten selbst
über das politische System bestimmen, in dem sie leben,
und sie wollen wieder in einem Deutschland leben."

Wenn Sie, meine Damen und Herren der Regierung und der
Koalition, Respekt vor diesem denkwürdigen Jahrestag zeigen,
dann unterstützen Sie den Antrag der Deutschen Volksunion!

Auch an Sie, meine verehrten Damen und Herren von der PDS
und Nachfolger der Partei, die das eigentlich damals zu verant-
worten hatte: Es gibt vielleicht in Ihren Reihen eini ge, die das
wieder gutmachen wollen. und die möchte ich ansprechen.
Stimmen Sie wenigstens unserem Antrag zu! - Ich bedanke
mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke dem Abgeordneten Schuldt. - Wir sind am Ende der
Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt und kommen zur
Abstimmung. Die Fraktion der DVU beantragte die Überwei-
sung des Antrages in der Drucksache 3/4495 an den Hauptaus-
schuss. Wer dieser Überweisungsempfehlung folgen möchte.
den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Damit ist der Überweisungsantrag mehrheitlich
abgelehnt worden.

Ich rufe jetzt den Antrag als solchen auf. Er liegt Ihnen in Druck-
sache 3/4495 vor. Wer dem Antrag seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
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Stimmenthaltun gen? - Damit ist der Antrag mehrheitlich abge-
lehnt worden.

Ich schließe den Ta gesordnungspunkt 16 und rufe Tagesord-
nungspunkt 17 auf:

Bundesratsinitiative zur Streichung der „Mobilitäts-
hilfen"

Antrag
der Fraktion der DVU

Drucksache 3/4496

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der einreichenden Fraktion. Frau Abgeordnete
Hesselbarth, Sie haben das Wort.

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Brandenburg verliert
seine Bevölkerung. Die Landesregierung bekommt es trotz
Anstrengungen, die ich durchaus hin und wieder sehe, nicht in
den Griff, die Rahmenbedingungen für ein Aufblühen unserer
Wirtschaft so zu gestalten. dass die betriebliche Ausbildung
auch für die Betriebe wieder attraktiv und vor allem bezahlbar
wird. Denn genau dort liegen der Ansatzpunkt und der Grund
für die zu hohe Abwanderung. Sie, meine Damen und Herren
von der Landesregierung, unterstützen das auch noch mit Weg-
zugsprämien.

Brandenburg wies laut Jahresbericht 2001 des Landesbetriebes
für Datenverarbeitun g und Statistik erstmals ein demographi-
sches Minus aus. Besonders betroffen sind hierbei die Gebiete
des äußeren Entwicklungsraumes, welche bereits seit Jahren von
einer zunehmenden demographischen Ausdünnung bedroht
sind. Auch gut ausgebildete Menschen verlassen zunehmend das
Land. Das wirkt sich wiederuni negativ auf die wirtschaftliche
und soziale Entwicklung im Land aus.

Nach der Bevölkerungsprognose des Landesbetriebes für Daten-
verarbeitung und Statistik wird sich dadurch die Bevölkerungs-
zusammensetzun g wesentlich verändern, das heißt es wird zu-
nehmend ältere Bürger im Land geben. Der relative und absolu-
te Rückgang des Bevölkerungsanteils junger Menschen wird zu
gravierenden Veränderungen in der sozialen Infrastruktur. im
Bildun gssystem und auf dem Arbeitsmarkt führen. Schulen,
Jugendeinrichtungen und Unternehmen sind davon gleicherma-
ßen betroffen.

Junge Menschen verlassen Brandenburg. um anderswo be-
rufliche Chancen wahrzunehmen, die das Land nicht bieten
kann. Die Fortzüge von jungen Menschen zwischen 18 und 25
Jahren sind seit 1994 kontinuierlich angestiegen, wobei ins-
besondere auch junge Frauen in großem Ausmaß den Wunsch
haben, auszuwandern. Dies wird auch bestätigt durch eine vor
zwei Jahren durch die Landesregierung in Auftrag gegebene
Studie über Lebensla gen und Perspektiven junger Menschen
in ländlichen Regionen dieses Landes. Danach sprechen sich
zwischen 40 und 60 % der Jugendlichen für eine Abwande-
rung aus, wobei die Arbeitsmarktbedingungen der entschei-
dende Faktor sind.

Das. meine Damen und Herren - ich thematisierte das bereits
während einer Aktuellen Stunde im Mai - ist die traurige Reali-
tät und der soziale sowie bevülkerungs- und arbeitsmarktpoliti-
sehe Offenbarungseid Ihrer Politik.

Doch statt diese „Abstimmung mit den Füßen", wie Frau
Dr. Schröder dies nannte, endlich zu stoppen und Arbeitsplätze,
Ausbildungsplätze und Zukunftsperspektiven zu schaffen, be-
zahlen die Arbeitsämter des Landes allen arbeitslosen bzw.
Ausbildungsplatz suchenden Brandenburgerinnen und Branden-
burgern, die dies wünschen, 2 500 Euro Wegzugsprämie, wie
die so genannte Mobilitätshilfe von der Mehrheit unserer Bevöl-
kerung genannt wird, damit sie nur schleunigst Brandenburg
verlassen und zu einer Bereinigung der hiesigen Arheitsiosen-
statistik beitragen.

(Schippe) 'SPD]: So ein Quatsch! Das muss man sich
anhören!)

- Herr Schippet. Sie können doch rausgehen. Sie müssen doch
nicht hier sitzen. Anscheinend ist es doch sehr interessant.

Wenn wir uns die aktuellen Arbeitsmarktdaten vom Mai anse-
hen, stellen wir fest, dass bei einer offiziell zugegebenen Ar-
beitslosenquote von 18.6 % mit Spitzenwerten von deutlich
über 20 % in Cottbus und Eherswalde die Zahl der Arbeitslosen
gegenüber dem Vergleichsmonat des Vorjahres wiederum an-
stieg.

Sehen wir uns die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen unter 25 Jahren an, so stellen wir dagegen
fest, dass in dieser Gruppe die Zahl der Arbeitslosen im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat uni 12 der Gesamtzahl der Ar-
beitslosen in Brandenburg anstieg. Ihr Anteil an den abhängigen
zivilen Erwerbspersonen der gleichen Altersgruppe lag hei über
19 %.

Meine Damen und Herren, die DV U-Fraktion ist der Meinung:
Arbeitsmarktpolitik durch Wegzugsprämien darf es nicht geben;
denn dies führt zum Ausbluten unseres Landes. Aus diesem
Grunde fordern wir die Landesregierung mit dem vorliegenden
Antrag auf, auf Bundesebene eine Änderung des Sozialgesetz-
buches III sowie des Jugendsoforthilfeprogrammes JUMP Plus
der Bundesregierung mit dem Ziel zu erreichen, die von den
Arbeitsämtern geübte Praxis der Zahlung so genannter Mobili-
tätshilfen in Zukunft unmöglich zu machen. Dazu müsste § 10
Abs. 1 in Verbindun g mit den H 217 bis 224 des Sozialgesetz-
buches III dergestalt geändert bzw. durch eine Rechtsverord-
nung konkretisiert werden, dass Mobilitätshilfen als freie För-
derung im Rahmen der Eingliederungstitel nicht mehr infrage
kommen. Darüber hinaus müsste das Jugendsoforthilfe-
programm entsprechend geändert bzw. hei einer Neuauflage die
Gewährung dieser so genannten Mobilitätshilfe ausgeschlossen
werden.

Wir befinden uns übrigens mit unserer Forderung in bester
Gesellschaft mit Ihnen. Herr Dr. Stolpe. sowie mit Ihnen, Frau
Blechinger, sowie auch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden
der CDU-Bundestagsfraktion, Herrn Nooke, der kürzlich er-
klärte, es sei unerträglich, dass mit den Prämien die Abwan-
derung von vor allein jungen Menschen aus den neuen Bundes-
ländern durch die Arbeitsämter gefördert werde. Auch auf die



Landtag Brandonburg - 3. Wahlperiode - Menai-protokoll /59 - 27_ Juni 2(102
	

3993

Zustimmung von Frau Dr. Schröder von der PDS-Fraktion
können wir hoffentlich angesichts ihrer Presseerklärung vom
12, Juni zu diesem Thema hauen.

Doch wenn Sie. Herr Homeyer oder Herr Klein - ich weiß ja
noch nicht, wer hier aufstehen wird; ich denke einmal, Herr
Homeyer -, mit den Gegenargumenten kommen sollten, die
Mohilitätsprämien seien bereits ab 1. Juli oder spätestens ab
1. Januar 2003 ohnehin passe. , so müssten wir Ihnen entgegen-
halten, was der Sprecher des Landesarbeitsamtes Berlin-Bran-
denburg, Herr: Claus Pohl. kürzlich gegenüber der „Lausitzer
Rundschau" äußerte:

„Die Zahlung der Mobilitätsbeihilfe ist nicht gestoppt
worden, wir zahlen auf jeden Fall bis Jahresende weiter,"

Zum angeblichen Auslaufen zum Jahresende erklärte er weiter:

„Wir gucken immer am Ende des Jahres: Wie sind unsere
finanziellen Möglichkeiten, haben wir für diese Beihilfe
noch Geld, wie sieht der Arbeitsmarkt aus? Und erst dann
entscheiden wir. Wir sind völlig unabhängig. Und im
Prinzip kann auch jedes Arbeitsamt vor Ort selbst ent-
scheiden. oh es die Prämien an die über 25-Jährigen weiter
zahlen will oder nicht."

Genau uni dem entgegenzuwirken. wurde unser vorliegender
Antrag konzipiert, für den wir uni Zustimmung werben. Wir
beantragen namentliehe Abstimmung. - Ich bedanke mich für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Abgeordente Hesselbarth, das war gewissermaßen die
kompakte Rede?

(Frau flesselbarth [DVU]: Ja?)

- Sehr gut, danke. - Das Wort geht an die Koalitionsfraktionen.
Für sie spricht der Abgeordnete Homeyer.

Homeyer (CDU):

Herr Präsident? Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit
dem vorliegenden Antrag strebt die DVU einen gesetzlichen
Eingriff in die Regelung des § 10 SGB 111, die so genannte freie
Förderung. an. mit dem den Arbeitsämtern untersagt werden
soll, in diesem Rahmen eine Mobilitätshilfe in Höhe von
2 500 Euro an Arbeitslose auszuzahlen, die außerhalb des Ta-
gespendelbereiches einen neuen Job annehmen.

Die Koalitionsfraktionen werden den Antrag ablehnen, und
zwar aus folgenden Gründen:

dig. Worüber man durchaus diskutieren kann - die Diskussion
ist angestoßen worden ist, oh aus der Mobilitätshilfe ein Mo-
bilitätsdarlehen werden könnte. Aber diese Diskussion muss
noch fortgeführt werden,

Zweitens: Ein populistischer Umgang mit den Wanderungs-
bewegungen ist unverantwortlich.

(Vereinzelt Beifall hei der SPD)

Die Medaille „Mobilitätshilfe" hat nämlich zwei Seiten. Aus der
Perspektive der Arbeitslosen ist es richtig. dass sie gerade als
junge Menschen. die zum Teil auch Familie haben, eine Unter-
stützung bekommen, wenn sie zur Rückkehr in die Erwerbs-
tätigkeit in eine andere Region umziehen. Dies hat es immer
gegeben und wird es auch in Zukunft gehen - in Deutschland
und in Europa. Die Hilfe unterstützt, meine Damen und Herren,
sie ist nicht Auslöser des Wohnortwechsels.

Auf der anderen Seite ist es für ein Bundesland wie Branden-
burg problematisch. wenn das Gleichgewicht im Altersaufbau in
einzelnen Regionen immer stärker verloren geht und darüber
hinaus qualifizierte Arbeitskräfte das Land verlassen: keine
Frage. Die werden hei uns nämlich in einigen Jahren dringend
gebraucht, wenn deutlich geburtenschwächere Jahrgänge auf
den Arbeitsmarkt strömen als heute.

Insgesamt muss ehrlich gesagt werden. dass die Lösung der
zugrunde liegenden Probleme nichts damit zu tun hat, oh eine
Mobilitätshilfe in Höhe von 2 500 Euro gezahlt wird oder
nicht.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wiebke [SPD])

Drittens: Die DVU erweckt mit ihrem Antrag den Eindruck, als
wäre die Mohilitätshilfe. für die aus der Landeskasse übrigens
kein Cent fließt. ein zentrales lnstmment der in Brandenburg
wirksamen Arbeitsmarktpolitik. Dein ist nicht so. Ich würde der
DVU empfehlen: Informieren Sie sich etwas besser über die
Politik der Landesregierung in diesem Bereich. Ich nenne hier
beispielsweise die Ausbildungsgarantie, Aktionen für Jugend
und Arbeit, die Innopunkt-Kampagne „Zukunft gestalten für
Brandenburgs Jugend an der zweiten Schwelle" und die Ein-
stiegsteilzeit für Jugendliche. Dies sind die zentralen Aktivitäten
der Regierungskoalition für Ausbildung und Beschäftigung von
jungen Brandenburgerinnen und Brandenburgern.

Auch bei der Mohilitätshilfe im Rahmen des Jugendsofortpro-
gramms muss man genau hinseben, Zunächst geht es hier nicht
um die leistungsstärksten und am besten ausgebildeten jungen
Erwachsenen. Ich würde mir wünschen. meine Damen und
Herren, es würde mehr über die 7 700 jungen Erwachsenen aus
Brandenburg geredet, die letztes Jahr im Land von den ver-
schiedenen Fördervarianten des Programms profitiert haben, als
über die 600, die in einer anderen Region einen Job gefunden
und in diesem Zusammenhang aus dem Programm eine Mobili-
tätshilfe erhalten haben.

Erstens: Wir halten das Prinzip, wonach die Arbeitsämter einen
Betrag von maximal 10 76 des Eingliederungstitels flexibel und
den Bedürfnissen einer Region entsprechend unbürokratisch
einsetzen können, nach wie vor für richtig und auch für notwen-

In diesem Sinne lehnen wir diesen Antrag ah. - Danke schön.

(Beifall bei CDU und SPD)
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Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die PDS-Fraktion. Für sie spricht Frau
Dr. Schröder.

Frau Dr. Schröder (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die PDS hat seit
langem die Einstellung der so genannten Wegzugsprämie ge-
fordert, die die Brandenburger Arbeitsämter in Höhe von
2 500 Euro aus der Freien Förderung nach § 10 SGB III zahlen.
So habe ich als arheitsmarktpoliti sehe Sprecherin der PDS-Frak-
tion dann auch die kritischen Töne des Ministerpräsidenten
a. Herrn Stolpe, und auch die aktuellen Forderungen des
Arbeitsministers, Herrn Ziel, ausdrücklich unterstützt. Ich hoffe,
dass sich die Bundesanstalt für Arbeit, genauer: das Landes-
arbeitsamt Beil in-Brandenhurg und die Brandenburger Arbeits-
ämter, dazu durchringen, die Wegzu gsprämie spätestens bis
zum Jahresende einzustellen und sie nicht länger als ein arbei ts-
marktpolitisches Instrument zu betrachten; denn sie ist keines.

In der Argumentation um Sinn und Unsinn von Mobilitätshilfen
geht es nicht darum, Arbeitslosen eine notwendige Unterstützung
vorzuenthalten. Politisch geht es nicht um die Mikro-, sondern um
die Makroebene. Mobilitätshilfen entfalten aus meiner Sicht
volkswirtschaftlich keine positiven Wirkungen. Die Abwanderung
erfolgt wegen der großen Unzufriedenheit mit der Beschäftigungs-
lage im Osten. Es bedarf darum keines zusätzlichen Anreizes,
junge. gut ausgebildete Menschen gen Westen ziehen zu lassen,
wenn uns dadurch wertvolles Hennankapital für kommende Zeiten
eines Fachkräftemangels verloren geht.

Darum ist es allerdings illusorisch anzunehmen, dass mit Ab-
schaffung der Wegzugsprämie oder anderer Mobilitätshilfen die
Flucht vor Arbeitslosigkeit zurückgedrängt werden kann, wie es
der Antrag der DVU suggeriert. Niemandem ist zu verdenken,
dass cr oder sie nicht auf einen Fachkräftemange] in Branden-
burg in fünf oder acht Jahren warten möchte. Deshalb braucht es
Anreize zur Verbesserung der Beschäftigungslage im Land. Die
PDS hat darauf oft schon mit entsprechenden Vorschlägen auf-
merksam gemacht.

Die DVU sattelt mit dein vorliegenden Antrag zur Streichung
der Mobilitätshilfen wieder einmal populistisch auf Themen auf,
die im öffentlichen und politischen Raum längst intensiv disku-
tiert worden sind. Meine Damen und Herren von der rechten
Seite. Sie traben der Diskussion hinterher. Zudem zeugt Ihr
Antrag arbeitsmarktpolitisch von wenig Sachverstand, wenn die
Freie Förderung nach 10 SGB III nun ausdrücklich durch
Bundesgesetzgebung reglementiert werden soll. Damit heben
Sie den innovativen Charakter dieses Instruments auf. Dem
können wir nun wirklich nicht zustimmen.

Schließlich enthält Ihr Antrag einen Widerspruch. wenn im Text
die - ich zitiere - _ersatzlose Streichung" von Mobilitätshilfen
gefordert wird, während dann in der Be gründung verlangt wird.
die Wegzugsbeihilfen durch andere sozialpolitische Fördermaß-
nahmen zu ersetzen.

Die PDS-Fraktion lehnt den Antrag ah,

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Die Landesregierun g verzichtet auf einen Beitrag. - Wir sind
damit am Ende der Rednerliste und ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Die DVU-Fraktion hat nament-
liche Abstimmung beantragt. Deshalb bitte ich die Schriftführer,
die Namenslisten vorzubereiten und mit dem Namensaufruf zu
beginnen. Sie, werte Kolleginnen und Kollegen, bitte ich UM ein
unmissverständliches Votum.

(Namentliche Abstimmung)

Harten alle anwesenden Abgeordneten Gelegenheit, ihre Stim-
me abzugeben'?

(Die Abgeordneten Dellmann 15PD1 und Bartsch [CDU]
geben ihr Votum ah.)

- Das sind offensichtlich alle. Ich schließe die Abstimmung und
bitte um einen Moment Geduld für die Auszählung.

Ich gebe Ihnen das Ergebnis bekannt: Für den Antrag der DVU
in Drucksache 3/4496 stimmten 5 Abgeordnete. gegen den
Antrag stimmten 52. Es hat sich niemand der Stimme enthalten.
Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungslisten siehe Anlage S. 4013)

Ich schließe den Ta gesordungspunkt 17 und rufe Tagesord-
nungspunkt 18 auf:

Bundesratsinitiative zur Einführung eines Kriegsge-
fangenenentschädigungsgesetzes

Antrag
der Fraktion der DVU

Drucksache 3/449'7

Ich eröffne die Aussprache mit dein Beitrag der antragstellen-
den Fraktion. Herr Abgeordneter Schuldt. Sie haben das Wort.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer
unschuldig kriegsbedin gtes Leid und Demütigung erfahren
hat. bedarf in einem demokratischen Rechtsstaat der uneinge-
schränkten Solidarität der Bürger und der Solidargemein-
schaft.

Während und nach dem schrecklichen Zweiten Weltkrieg, in
dem etwa 50 Millionen Menschen ihr Leben lassen mussten,
sind viele deutsche Soldaten - aber auch Zivilisten - überwie-
gend in sehr jungen Jahren in alliierte Kriegsgefangenschaft,
Internierung oder Inhaftierung geraten.

Viele von diesen jungen Leuten waren vor oder während des
Dritten Reiches weder voll jähri g noch wahlberechtigt. Sie beka-
men hei oder nach Ausbruch des Krieges - teilweise erst in
dessen Endphase - die Einberufung und mussten Kriegsdienst
leisten. Denen, die an der Front oder bei alliierten Angriffen ihr



Landtag Brandenburg - 'Nainnelinde - nennrpr ot okoll 3/59 - 2T Juni 2002
	

3995

Lehen lassen mussten. kann heute niemand eine Geste der Ent-
schädigung leisten. Ihnen muss Ehre zuteil werden.

Viele, die durch alliierte Mächte oder eine sonstige ausländische
Macht aus politischen oder militärischen Gründen festgenom-
men. inhaftiert oder interniert wurden, steht endlich eine mehr
menschliche als pekuniäre Geste zu.

In Kriegsgefangenschaft, Internierung und Inhaftierung erlitten
viele - abgesehen von den erheblichen Einschnitten in die Le-
benswege - physische sowie psychische Beeinträchtigungen, die
vielfach für das weitere Lehen prägend waren. Millionen junger
Menschen wurden durch Krieg, Gefangenschaft. Inhaftierung
und Internierung nicht nur ihrer Jugend beraubt.

Diejenigen, die heute noch ]eben. sind Menschen. die in das
Unheil dieses schrecklichen Krieges hineingestoßen wurden. Sie
konnten weder etwas für die NS-Diktatur noch hatten sie etwas
mit Verstößen gegen die Menschrechtskonventionen oder die
Haager Landkriegsordnung zu tun. Sie haben einfach ihre
Pflicht als Staatsbürger und damit als Wehrpflichtige getan, und
das unter größten Anstrengungen und Entbehrungen, deren
Ausmaß sich heute kaum jemand vorstellen kann, der es nicht
miterlebt hat.

Für die Verluste an Lebensqualität. an Erhaltungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten. nicht zuletzt für die physischen und psy-
chischen Folgen kann keine adäquate Entschädigung gezahlt
werden.

(Zuruf: Genau!)

Es geht hierbei letztlich um eine - je nach Dauer der Gefangen-
schaft - für Inhaftierung oder Internierung gezahlte Geste zwi-
schen 50 und 250 Euro monatlich. Es gehe hierbei nicht um
einen vererbbaren Anspruch, sondern es geht um nichts anderes
als um höchstpersönliche Ausgleichsleistungen.

Die Republik Österreich hat bereits eine entsprechende gesetzliche
Regelung geschaffen, um solchen Personen für die Kriegsgefan-
genschaft. Internierung oder Inhaftiening. verbunden mit oftmals
über Jahre erlittenen Schädigungen und Demütigungen. zumindest
eine symbolische Entschädigung zukommen zu lassen. Sowohl in
der österreichischen Regierung als auch im österreichischen Parla-
ment bestand darüber ein parteiübergreifender Konsens.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Fraktion der DVU
setzt sich dafür ein, dass alle - ausnahmslos alle - nicht verges-
sen werden, denen durch Krieg, Flucht und Vertreibung Unrecht
und Menschenrechtsverletzun gen widerfahren sind. Dabei ist es
gleich, um welche Opfer es sich handelt und von welcher Seite
ihnen Unrecht widerfuhr.

Menschenrechte sind bekanntlich unteilbar. Alsofangen Sie bitte
heute nicht wieder damit an, Unrecht im Zusammenhang mit dein
Zweiten Weltkrieg gegeneinander aufzurechnen, Menschenrechts-
verletzungen zu ignorieren und uns in diesem Zusammenhang
irgendwelche an den Haaren herbeigezogene Vorhaltungen zu
machen. Dazu ist das Thema zu ernst. Wir wollen es deshalb auch
ernsthaft behandelt wissen. - Ich bedanke mich erst einmal.

(Beifall hei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die Koalitionsfraktionen. Für sie spricht der
Abgeordnete Homeyer.

Homeyer (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren? Mehr
als 50 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und gar
über 80 Jahre nach dein Ende des Ersten Weltkrieges entdeckt
die antragstellende Fraktion die Gruppe der ehemaligen Kriegs-
gefangenen als potenzielle Wählerklientel. Jeder ehemalige
Kriegsgefangene soll aufgrund dieses Antrages regelmäßige
Zuwendungen erhalten. Begründet wird dieser Vorstoß mit
einem ähnlichen Gesetz. das die antragstellende Fraktion in
Österreich entdeckte.

Herr Schuldt, auch wenn Sie dies anders sehen, lassen Sie sich
von mir sagen: Nicht alles, was aus Österreich kam, war gut für
uns!

(Beifall bei CDU und SPD)

Im Übrigen. meine sehr geehrten Damen und Herren: Ein
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz gab es bereits. Sinn und
Zweck dieses Gesetzes war, den aus der Kriegsgefangenschaft
Heimkehrenden die Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu
erleichtern. Aus nachvollziehbaren Gründen endete die Antrags-
frist im Jahr 1967 und das Gesetz wurde im Jahr 1993 mangels
Bedarfs aufgehoben.

Meine Damen und Herren, für den Zweck, den Sie mit dem
Antrag eigentlich erreichen wollen. gibt es bereits diverse ande-
re Gesetze. Ich nenne hier beispielhaft das Bundesversorgungs-
gesetz, nach dem Personen, die durch Internierung, Verschlep-
pung, Umsiedlung oder Vertreibun g gesundheitliche Schäden
erlitten haben, Entschädigungen erhalten und erhalten haben.
Daneben gibt es beispielsweise das Lastenausgleichsgesetz. das
Kriegsfolgenbeseitigungsgesetz und das Heimkehrerstiftungs-
gesetz,. Die beiden letztgenannten stammen im Übrigen aus dem
Jahr 1993.

Wir lehnen Ihren Antrag ah. - Ich danke ihnen.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knobiich:

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Sarrach.

Sarrach (PDS):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Antrag-
steller der DVU zeichnen in ihrer Begründung ein Bild. das so
nicht zutreffend ist. Sie legen dar. nach der bisherigen Rechts-
lage werde der angesprochene Personenkreis nicht erfasst.

Richtig ist - Herr Schuldt, das haben Sie selbst am 17. Mai 2001
im Landtag gesagt -.dass das Kriegsgefangenenentschädigungs-
gesetz von 1954 bis 1993 Entschädigungsansprüche und Ein-
gliederungshilfen gewährte. Dies sollte damals eine Starthilfe



3996	 Lnridiag Brandenburg - 3. Wahlperiode - Pienarproiokoll 3/59 - 27. Juni 22(12

darstellen. wie übereinstimmend festgestellt wurde, sodass es
erstens Gründe gibt. die den Deutschen Bundestag veranlassten,
dieses Gesetz im Jahr 1993 aufzuheben und zuvor den Anspruch
auf Entschädigung nicht auf die neuen Länder üherzuiciten.
zweitens für Härtefälle gleichwohl eine Heimkehrerstiftung
existierte, deren Kapital aufgestockt wurde, drittens ich trotz
Ihrer Beteuerung Ihrem Geschichtsrevisionismus nicht folgen
kann und mich auch von diesem Nationalzeitungsdeutsch dis-
tanzieren möchte und viertens mich überhaupt nicht beruhigen
kann. dass Sie hier auf die Republik Österreich und das dortige
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz verweisen. Ich werde
mir nicht erlauben, in die Angelegenheiten der Republik Öster-
reich hineinreden zu wollen. Aber es ist eine Politik der FPÖ,
die hier betrieben wurde, sodass es fünftens für uns nicht in frage
kommen kann. so genannte freiheitliche und rechtspopulistische
Stammtischparolen von FPÖ und DV U zu bedienen. zumal ein
Bundesgesetz gar nicht mehr den Erfolg haben und den Zustand
regeln kann. der hiermit eventuell geregelt werden könnte.

Wir lehnen deshalb Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der PDS und des Abgeordneten Dr. Wiebke
[SPD' - Helm ICDU]: Ich hatte mich angemeldet!)

Präsident Dr. Knoblich:

Ja, ich hatte es übersehen. - Herr Abgeordneter Sarrach, stehen Sie
für die Beantwortung einer Frage zur Verfügun g? - Ja. Sehr schön.

Helm (CDU):

Herr Sarrach, ich habe eine Frage. Einerseits habe ich Verständ-
nis für Ihre Haltung. Auf der anderen Seite habe ich an einer
Seniorenveranstaltung in Neuruppin teilgenommen. auf der
Bundestagsabgeordnete Ihrer Partei, Herr Gehru.k. und Frau
Bolt ...

Präsident Dr. Knoblich:

Frage!

Dehn (CDU):

... eindeutig einer Initiative auf Bundesebene mit dieser Intenti-
on zugestimmt haben. Können Sie mir erklären, warum Sie das
hier ablehnen, aber auf Bundesebene Zustimmung in dieser
Richtung signalisieren'?

Sarrach (PDS):

Herr Helm. ich darf Sie darauf verweisen, dass die Fraktionen
der SPD. von Bündnis 90/Die Grünen und der PDS erst im Jahr
2001 wieder eine entsprechende Initiative der CDU/CSU. unter-
stützt von der FDP, abgelehnt haben.

Präsident Dr. Knoblich:

Bitte sehr.

Claus (DVU):

Ich habe noch eine Frage an Herrn Sarrach, und zwar die, ob

ihm auch bewusst ist, dass in Österreich der Antrag von der
SPÖ ausging und nicht von der anderen Partei.

(Zuruf der Abgeordneten Frau Dr. Enkelmann [PDS])

Präsident Dr. Knoblich:

Verehrte Kollegin, beide Fragen waren angemeldet und inso-
fern. denke ich, ist es wohl gute Gepflogenheit, dass man sich
ihnen stellt.

Sarrach (PDS):*

Ich zitiere aus einer Presseerklärung der FPÖ: „Mit diesem
Gesetz ist das freiheitliche Wahlversprechen ..."

Präsident Dr. Knofdich:

Das Wort geht an die Landesregierung. - Sie verzichtet. - Dann
ist der Abgeordnete Schuldt erneut an der Reihe. zu Wort zu
kommen. Bitte sehr!

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 1-leasen! Ange-
sichts der Beiträgeder von mir hochgeschützten Abgeordnetenkolle-
gen Homeyer und Sarrach erlaube ich mir folgende Bemerkung:

57 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges sollten nach
Ansicht unserer Fraktion endlich auch die Gefangenen der Alli-
ierten eine Geste der Gerechtigkeit erfahren. Mit dieser Bundes-
ratsinitiative - die übrigens in Österreich von allen Fraktionen
getragen wurde - sollte das Land Brandenburg als Vorreiter ein
Versprechen gegenüber der Kriegsgeneration einlösen, welche
die Leiden des Krieges an der Front und in Gefangenschaft
erdulden musste. Eine Unterscheidung zwischen guten Opfern
und schlechten Opfern. Herr Sarrach. gibt es nicht. Wer so
denkt, verlässt den Boden der verfassungsmäßigen Ordnung.

Wie Sie wissen. wurde in Österreich im Nationalrat bereits mit
Wirkung vom 1. Januar 2002 eine allgemeine Kriegsgefange-
nenentschädigung beschlossen.

(Zuruf des Abgeordneten Sarrach [PDS])

- Sinn und Zweck unseres Antrages ist, dass nicht nur Kriegs-
gefangene. sondern auch Zivilpersonen, Herr Sarrach, die wäh-
rend des Krieges oder der Besatzung von einer ausländischen
Macht aus politischen oder militärischen Gründen festgenom-
men wurden, einen entsprechenden Leistungsanspruch erhalten
sollen. Dabei haben wir in § 2 Abs. 2 ausdrücklich Personen.
die nachweisbar in verantwortlicher und unentschuldbarer Wei-
se wegen Beteiligung an Kriegsverbrechen verurteilt wurden.
namentlich welche die Tatbestände in den Artikeln 2 und 3 der
Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völker-
mords oder den Tatbestand von Artikel 4 Abs. 1 der Menschen-
rechtskonvention erfüllen, ausgenommen.

Doch nun zurück zum eigentlichen Kern unseres Antrages.
Jahrzehntelang wurde der Deckmantel des Schweigens über das
Elend und die Entbehrung der Kriegsgeneration gebreitet.

(Homeyer [CDU(: Das ist doch nicht wahr! Das stimmt
doch gar nicht!)
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Heute ist die demokratische Kultur hei manchen im öffentlichen
Leben stehenden Personen so weit gesunken. dass nicht einmal
mehr vor unterschiedslosen Pauszhaiverurteilungen und vor Stig-
matisierung der ganzen Kriegsgeneration zurückgeschreckt wird.

Meine Damen und Herren. wir haben bewusst ein Verfahrens-
recht in unser Antragskonvolut aufgenommen, welches schnelle
und möglichst unbürokratische Entscheidungen zulässt. Dies
schon in Anbetracht der Tatsache, dass es sich bei der Kriegs-
generation weitgehend um betagte Personen handelt. welche
wohl eine nicht mehr allzu hohe Lebenserwartung haben. Des-
wegen haben wir auch kein für die Antragsteller unzumutbares
Nachweisverfahren für die Tatbestandsmerkmale vorgeschaltet,
sondern mit der Glaubhaftmachung eine Möglichkeit des Frei-
beweises geschaffen und damit eine Beschleunigung des Ver-
fahrens.

Verfahrenstechnisch macht es auch Sinn. Leistungsträger und
Verwaltungsverfahren an die Vorschriften des Sozialgesetz-
huches zu knüpfen. Auch darin zeigt sich, wer in diesem Hause
wahrhaft in der Tradition ausgleichender Gerechtigkeit und
Sozialstaatlichkeit steht.

(Unruhe)

Wer Unrecht duldet oder verdrängt, wird niemals glaubwürdige
Politik vermitteln können.

Ich bitte Sie daher noch einmal. unserem Antrag zuzustimmen.
Es nützt den älteren Menschen, die einmal für Deutschland
gekämpft haben. oder Zivilpersonen, die genauso im Gefängnis
gelandet sind. - Ich bedanke mich.

(Beifall bei der DVU - Zuruf des Abgeordneten Schulze
[SPD])

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste und kommen zur Abstim-
mung.

Auch zu diesem Antrag hat die DVU-Fraktion namentliche
Abstimmung beantragt.

(Zuruf des Abgeordneten Sarrach [PDS])

- Herr Abgeordneter. wenn Sie das Wort wünschen, bitte ich
Sie, sich zu melden.

Wir stimmen also über den Antrag der Fraktion der DVU in
Drucksache 3/4497 ah. Meine übliche Ermahnung vor der na-
mentlichen Abstimmung: Gehen Sie Ihr Abstimmungsvotum
bitte laut und deutlich ah. damit die Schriftführer es richtig
registrieren können!

Ich eröffne die Abstimmung und bitte um das Verlesen der
Namen.

(Namentliche Abstimmung)

Ich möchte fragen, ob alle Abgeordneten Gelegenheit hatten.
ihre Stimme abzugeben.

(Die Abgeordneten Bartsch und Schups [CDU1 sowie Dr.
Wiebke [ SPD1 gehen ihr Votum ab.)

Dann schließe ich die Abstimmung und bitte Sie um ein wenig
Geduld für die Auszählung.

Meine Damen und Herren. ich gehe Ihnen das Er gebnis der
namentlichen Abstimmung über den Antrag der Fraktion der
DVU bekannt:

Für den Antrag stimmten 5 Abgeordnete, gegen den Antrag
stimmten 47 Abgeordnete. Niemand enthielt sich der Stimme.
Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden.

(Abstimmungslisten siehe Anlage S. 4013)

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 18 und rufe Tagesord-
nungspunkt 19 auf:

Angleichung des aktuellen Rentenwertes Ost an West

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/4500

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der beantragenden
Fraktion. Frau Birkholz, Sie haben das Wort.

Frau Birkholz (PDS):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren? Mit
dem Einigungsvertrag von 1990 und mit dem Rentenüberlei-
tungsgesetz von 1991 verband sich die Annahme oder wenigs-
tens die Hoffnung, in einem Zeitraum bis 1995 eine Anglei-
chung der Ostrenten an das Niveau der Westrenten erreichen
zu können.

Bekanntermaßen sind wir heute, im Jahre 2002, noch nicht an
diesem Punkt angelan gt. Das Rentenniveau Ost liegt bei 87 %.
Wird die Entwicklung so fortgeführt, wie sie sich zurzeit dar-
stellt. dann wird es noch mindestens 15 Jahre dauern, bis eine
Angleichung erreicht sein wird, und zwar unter der Vorausset-
zung, dass wir his dahin eine Angleichung der Durchschnitts-
einkommen erreicht haben.

Seit Ende der 90er Jahre hat sich der Prozess der Angleichung
der Renten deutlich verlangsamt. Im letzten Jahr ist der Abstand
sogar- wieder ein Stück größer geworden. In diesem Jahr werden
wir von 87.2 auf 87,78 % des Westniveaus klettern. Bei einem
Rückstand von 13 % kann man sich ungefähr ausrechnen, wie
lange die Rentenanpassung noch dauern wird. Da mutet es
schon ein wenig merkwürdig an, wenn die Bundesregierung
jubelt, die Rentenanpassung schreite schneller voran als bisher
angenommen. Herr Staatsminister Schwanitz verkündet sogar
hocherfreut, er sei davon ausgegangen, dass dieser Stand erst
2005 erreicht werde. Herr Schwanitz ist, wie Sie wissen, für den
Aufschwung Ost zuständig.

Wie dem auch sei. Meine Damen und Herren. im Kern muss es
uns darum gehen, den jetzigen Rentnerinnen und Rentnern und
den rentennahen Jahrgängen im Osten eine Perspektive zu eröff-
nen, die eine Gleichstellung wenigstens für den größten Teil
von ihnen noch erlebbar macht. Eine solche Perspektive wäre
ein Signal für soziale Gerechtigkeit.
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Bei Debatten uni die Situation von Rentnerinnen und Rentnern
wird sehr häufig auf die Rentenzahlbeträge verwiesen. Auf den
ersten Blick sind diese im Osten erstaunlicherweise im Durch-
schnitt höher als im Westen. Nur hat dies etwas mit längeren
Erwerbsbiografien der Ostdeutschen zu tun und ist kein Beleg
für eine Gleichstellung oder gar Besserstellung im Rentenrecht.
Uni diese Gleichstellung zu erreichen, muss der aktuelle Ren-
tenwert gleich sein. Wir sollten dabei auch mitbedenken, dass
zwölf Jahre nach der Vereini gung viele Menschen, die jetzt in
Rente gehen. die ununterbrochenen Erwerbsbiografien leider
nicht mehr aufweisen werden.

Die Entwicklung der Renten folgt der Entwicklung der durch-
schnittlichen Löhne und Gehälter. Wer niedrige Löhne im Osten
als vermeintliche Standortvorteile zementieren möchte, der
muss deshalb wissen. dass er damit auch die Rentnerinnen und
Rentner betrügt. Nur kommt merkwürdigerweise von den Nied-
riglohnstrategen kein Vorschlag, die Rentenentwicklung Ost
von der Lohn- und Gehaltsentwicklung abzukoppeln.

Für die PDS ist die Niedriglohnstrategie keine vernünftige Al-
ternative. Aber auch unter der Voraussetzung, dass der Osten
nicht zum Experimentierfeld für solche Strategien wird. brau-
chen wir Rentenanpassungsschritte, die über die Durchschnitts-
einkommensentwicklung hinausgehen.

Meine Damen und Herren, sowohl im Bundestag als auch im
Bundesrat gab es Aktivitäten zur .Rentenangleichung. Es hat
mich verwundert, dass die brandenburgische Landesregierung
dieses Anliegen im Bundesrat abgelehnt hat. Neben dem Einrei-
cher Mecklenburg-Vorpommern stimmte Berlin zu, während
sich die Vertreter der Länder Thüringen, Sachsen und Sachsen-
Anhalt immerhin der Stimme enthielten und Thürin gen einen
eigenen Antrag ankündigte.

Meine Damen sind Herren, wenn es daran liegen sollte, dass Sie
mit dem Bundesrat so Ihre Probleme haben, dann gibt Ihnen der
vorliegende Antrag die Gelegenheit, Ihre Position zu finden
bzw. zu überdenken. Ich kann mir schwer vorstellen, dass der
Vorsitzende des Ost-Forums der SPD nicht ein besonderes
Augenmerk für die berechtigten Belange der älteren Bürge-
rinnen und Bürger im Osten hat. Leider ist der Abgeordnete
Dr. Stolpe nicht mehr anwesend.

Ich bitte Sie uni Zustimmung zu unserem Antrag und bedanke
mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der MS)

Präsident Dr, Knoblich:

Das Wort geht an die SPD-Fraktion. Für sie spricht die Abge-
ordnete Konzack.

Frau Konzack (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Zwölf Jahre nach der deutschen Einheit wird es wahrlich im-
mer schwerer, bei den Bürgern in den neuen Bundesländern
Akzeptanz. dafür 7.11 finden. dass zu leistende bzw. geleistete
Arbeit immer noch nicht die gleiche finanzielle Anerkennung

erfährt wie im Westen unserer Republik, obwohl - auch das
muss ich sehr deutlich sagen - die Umrechnung der Renten zu
den Problemen der deutschen Vereinigung gehörte, die am
gerechtesten gelöst worden sind. Dennoch fühlen sich die
Menschen diskriminiert. Sie sehen oft nicht, dass auf vielen
anderen Gebieten eine Angleichung der Verhältnisse erfolgt
ist bzw. dass die alten Bundesländer zum Teil sogar überholt
worden sind. Das haben auch Sie gerade so gesagt, Frau Birk-
holz. Es ist ein schwaches Argument, wenn Sie darauf ver-
weisen, dass die Menschen in den neuen Bundesländern 45
Jahre gearbeitet haben: denn in der DDR hatte eben jeder eine
Arbeit. Die Menschen in Westdeutschland mussten aber schon
immer mit dem Problem der Arbeitslosigkeit leben. Wenn die
Verhältnisse, die in den beiden Teilen Deutschlands sehr un-
terschiedlich waren, in dieser Weise gegeneinander aufgewo-
gen werden, dann kommt man nicht weiter. Einer wird sich
immer benachteiligt fühlen.

Ich erinnere noch einmal an die Punkte, bei denen die An glei-
chung schon erfolgt ist. Dabei denke ich vor allem an die mo-
derne Ausstattung unserer Krankenhäuser und unserer Alten-
und Pflegeheime. an den immer weiter voranschreitenden Aus-
bau der Verkehrsinfrastruktur in den neuen Ländern und an das
Aufblühen unserer Innenstädte. Ich wünschte mir, dass Sie,
werte Kolleginnen und Kollegen von der PDS, einmal so fair
wären, diese Tatsachen zu akzeptieren.

(Beifall bei SPD und CDU - Zurate von der PDS)

Für heute würde cs schon reichen, wenn Sie sie nur im Hinter-
kopf behielten.

Die PDS-Fraktion fordert die Landesregierung auf. sich auf
Bundesebene für eine zügige An gleichung des aktuellen Ren-
tenwertes Ost an das Westniveau einzusetzen - wohl in der
Annahme, auf diesem Weg auch die Rentenangleichung zu
erreichen.

Frau Birkholz, ich wundere mich wirklich, dass Sie nicht das
Antwortschreiben des Vorsitzenden der PDS-Bundestagsfrakti-
on. Roland Claus, kennen, in dem er merkwürdigerweise
schreibt - er ist doch auch in der PDS -:

„Wenn nun eine politische Entscheidung gefällt würde.
wonach die Renten Ost den Renten West angeglichen
werden, dann würde das eine Heraufsetzung der Renten
Ost auf 80 c7f, des Ostlohnniveaus bedeuten. Das hieße: im
Osten stehen die Renten günstiger zu den Nettolöhnen als
im Westen. Somit wäre zwar eines der größten Gerechtig-
keitsprobleme gelöst, aber ein anderes würde aufgemacht.
Zu bezahlen wäre diese Rentenstei gerung von den Steu-
ern, und auch damit entstünde ein neues Problem."

Ich finde es merkwürdig, dass die PDS auf Bundesebene solch
eine Meinung vertritt. die PDS-Landtagsfraktionen aber etwas
anderes verkünden.

Meine Damen und Herren. in jedem der fünf neuen Länder -
unabhängig davon, von welchen Parteien sie regiert werden -
steht die Angleichung der Lebensverhältnisse ganz oben auf fiel-
politischen Agenda. Heute kann noch niemand seriös vorher-
sagen, wie lange dieser Prozess noch dauern wird.
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Wir wissen jedoch mit Bestimmtheit. dass die Vereini gung zweier
Volkswirtschaften. die auf so gegensätzlichen wirtschaftlichen
Grundsätzen fußten, mehr Zeit braucht und größere Anstrengun-
gen erfordert, als die meisten bisher dachten. Sie ist nicht im
Handstreich und mit populistischen Reden zu erreichen.

Wir müssen im Ausschuss noch sehr intensiv über dieses The-
ma reden. Dort können wir auch die entsprechenden Zahlen
austauschen. Ich habe mir einige aufgeschrieben, lasse sie jetzt
aber aus Zeitgründen weg.

Ich meine, ich habe genug dazu gesagt. Ich bin gespannt und
freue mich :auf die Diskussion im Ausschuss.

Im Namen der SPD-Fraktion plädiere ich für die Überweisung
des Antrags in den Ausschuss für Arbeit, Soziales, Gesundheit
und Frauen, - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten Frau Blechin-
ger [CDU])

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die DVU-Fraktion. Für sie spricht die Abge-
ordnete Fechner,

Frau Fechner (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Forderung nach
Angleichung des aktuellen Rentenwertes Ost an das Westniveau
ist verständlich, zumal seit der Wiedervereinigung zwölf Jahre
vergangen sind. Deswegen soll der Landtag die Landesregie-
rung auffordern, sich dafür einzusetzen, dass die Ostrenten
wesentlich schneller an die Westrenten angeglichen werden als
die Ostlöhne an die Westlöhne. Die bewährte Kopplung des
Lohnniveaus an das Rentenniveau soll dafür aufgehoben wer-
den. Das lehnt die Fraktion der Deutschen Volksunion ab.

Meine Damen und Herren, es ist doch immer wieder erstaun-
lich, wie wandlungsfähig die Genossen der PDS sind. Nicht nur
mir. sondern auch etlichen der hier Anwesenden wird im Ge-
dächtnis haften geblieben sein, mit welch niedrigen Renten die
DDR-Rentner damals zurechtkommen mussten. Nur für ihre
Parteifunktionäre hatten sie Vorsorge getroffen.

Woher jetzt also dieser Sinneswandel? Bekanntlich ist die PDS
eine Rentnerpartei. Langsam, aber sicher sterben ihr die Anhän-
ger und Mitglieder weg.

(Zurufe von der PDS)

Fast könnte man denken, dass sich die SED-Nachfolgerin bei
diesen alten Kommunisten noch rechtzeitig vor ihrem Ableben
für ihre jahrzehntelange Treue erkenntlich zeigen will.

(Zurufe von der PDS)

Wie wichtig den SED-PDS-Genossen das Wohl der Rentner
wirklich ist, haben sie mit ihrer jahrzehntelangen menschenver-
achtenden Altenpolitik in der damaligen DDR gezeigt.

(Sarrach [PDS]: Weil der Kaffee so teuer war?!)

Schon aus dein Grunde lehnen wir Ihren Antrag ah. - Ich danke.

(Beifall bei der DVU Zuruf von der PDS: Dafür ist
nichts :zu blöd?)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die CDU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Helm.

Helm (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Sicherung der Altersversorgung. der Renten, hei Wahrung der
Generationsgerechtigkeit ist die größte sozialpolitische Aufgabe
der kommenden Jahre. Die Vermittlung der Gewissheit bzw. die
Verlässlichkeit, dass die Altersversorgung auch unter veränder-
ten wirtschaftlichen und demographischen Gegebenheiten lang-
fristig gesichert ist. ist ein viel größeres Problem als das in
Ihrem Antrag angesprochene.

Diese Bemühungen stehen im Mittelpunkt der Parteienprogram-
matik besonders zur Bundestagswahl. Es ist auch notwendig da-
rauf einzugehen. denn die Finanzierbarkeit der Renten und auch
der Altersquotient zwingen uns dazu. Die Wege sind unterschied-
lich, Ich möchte diese hier nicht diskutieren. Sie sind auch nicht
Gegenstand des Antrages. Ich möchte hier noch einmal darauf
hinweisen, dass sich der Altersquotient von 24,7 % im Jahre 1995
auf 53.9 % im Jahre 2040 erhöht. Das heißt, dass pro Erwerbs-
tätigen dann im Endeffekt ein Rentner zu versorgen ist.

ihnen geht es um die Angleichung der gegenwärtigen Renten
Ost und West. In mehreren Veranstaltungen während der Senio-
renwoche war festzustellen, dass sich ganz besonders die Ver-
treter der PDS zu Fürsprechern aller angeblich Entrechteten und
Benachteiligten der deutschen Einheit - vom Rentner über den
Arbeitslosen bis zum Kriegsrückkehrer - aufschwingen und die
Lösung aller Probleme in Aussicht stellen.

(Zuruf des Abgeordneten Sarrach !PDS])

Sie schüren ganz bewusst Sozialneid und Sozialangst. Ich habe
es erlebt. Sie wecken Hoffnungen, dass nur die PDS der Heil-
bringer ist. in der Gewissheit, dass Ihre Partei. Frau Birkholz,
nie in die Pflicht genommen wird. diese durchaus vorhandenen
Probleme auch lösen zu müssen.

(Zuruf der Abgeordneten Frau Birkholz [PDS])

Dieses Werben um Stimmen im Wahlkampf ist für mich unver-
ständlich. Mit Menschenschicksalen geht man so nicht um. Das
muss ich hier klar und deutlich sagen.

Nun zu Ihrem Antrag. Wenn Sie hier schreiben. dass sich die
Angleichung wesentlich langsamer vollzieht, dann ist das rich-
tig. Das konnten wir 1990 nicht wissen. Damals war die Höhe
der Erblast nicht einzuschätzen.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Andere Ausgangslage!)

- Sicher; das ist klar. Es hat sich hinterher herausgestellt. was
hinterlassen wurde.
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Was ist nicht zumutbar? Was ist mittelfristig? Was ist für Sie
ein überschaubarer Zeitraum? Dieser Antrag ist ein Antrag der
Unverbindlichkeiten.

Klar und deutlich müssen wir auch sagen. dass die Situation der
Rentner in den neuen Ländern eine der größten Erblasten bzw.
Probleme war, die wir 1990 übernommen haben und dic zu-
mindest für die jetzige Rentnergeneration optimal gelöst wurde.
Dafür sollten wir allen Beteiligten im Namen der meisten Rent-
ner Danke sagen. Ich sage das im Namen der Seniorenunion
meiner Partei, deren Vorsitzender ich hin.

(Saarach [PDS]: 'eh sage nur Strafrente!)

Die Einschätzung, dass die Rentner hei allen noch vorhandenen
Problemen die eigentlichen Gewinner der deutschen Einheit
sind, kommt nicht von un gefähr. Die meisten Rentner teilen
diese Meinung. Sie haben es auch verdient. Denn die heutigen
Rentner kannten noch die 60-, 48- und 45-Stunden-Woche bei
zwölf Tagen Urlaub einschließlich Samstag.

(Frau Sicbke 1SPD Richtig!)

Deshalb ist es völlig richtig, dass wir daran ganz zielgerichtet
weiterarbeiten. Frau Konzack hat Zahlen bewusst weggelassen.
Vielleicht sollte ich einige nennen.

Am 01.07.1990 war das Verhältnis zwischen den alten Ländern
und den netten Ländern 1 667 DM zu 672 DM im Monat. Das
wären 40,3 %. Am 01.07.2001 la gen die alten Länder hei
2 057 DM und die neuen Länder bei 1 791 DM im Monat. Das
sind 87,1 %,

Wenn wir dann noch die Renten wegen verminderter Erwerbs-
fähigkeit und Altersrenten addieren. kommen wir summa sum-
marum auf 1 334 DM in den alten Ländern und auf 1 485 DM
in den neuen Ländern. Das sind 111 % in den neuen Ländern.
Das können wir natürlich nicht außer Acht lassen. Oh das jetzt
alles beachtet wird oder nicht. so müssen wir aber doch die
absolute Höhe hier auch mit sehen.

Die Beschäftigten, die Erwerbstätigen in der Landwirtschaft
verdienen weniger, als die Rentner im Durchschnitt bekommen.
Auch das muss man hier einmal mit beachten. Manch ein Er-
werbstätiger in der Landwirtschaft würde gern mit einem Rent-
ner tauschen.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter, bitte kommen Sie zum Schluss Ihres Beitrages!

Helm (CDU):

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. - Bei allen berechtig-
ten Forderungen müssen wir natürlich auch immer sehen, was
leistbar ist. 1 % Stei gerung der Renten in den neuen Ländern
bedeutet einen Finanzaufwand von 400 Millionen Euro. Jetzt
können Sie sich ausrechnen, oh wir hier Wunschdenken ver-
anstalten ...

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter, bitte kommen Sie zum Schluss Ihres Beitra-
ges!

Helm (CDU):

oder ganz realistisch - ich komme zum Ende - die Möglich-
keiten sehen. Wir sind für Realismus. Wir sind dafür. aber
Wunschdenken findet bei uns keine Zustimmung.

Wir sind für Überweisung des Antrages. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Damit sind wir hei der Landesregierung. Herr Minister Ziel, Sie
haben das Wort.

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte nur zu
zwei Punkten etwas sagen.

Ganz kurz zur aktuellen Situation. Am 1. Juli dieses Jahres
steigen bekanntlich die Renten in Deutschland. Im Osten stei-
gen sie um 2,89 %, im Westen um 2,16 %. Damit wächst die so
genannte Standardrente, also die Durchschnittsrente nach
45 Versicherungsjahren, im Osten von 993 Euro auf 1 022 Euro
und im Westen von 1 139 Euro auf 1164 Euro monatlich, Das
Niveau im Osten erreicht dann 87.8 %. Wir liegen bisher hei
87,2 %. Das ist eine aktuelle Rentenanpassung im Osten, wie
sie seit 1998 in dieser Höhe noch nicht erfolgt ist.

Es ist schon populär, solche Anträge zu stellen. Auch die Men-
schen im Osten sprechen ständig über die An gleichung. nicht
nur der Renten, sondern auch der Löhne.

Es ist schon richtig zu fordern: Gleiche Rechte für alle. Das
würde bedeuten: Gleiche Rente für alle, aber auch gleichen
Lohn für alle. Wir müssen nur wissen, woher wir es bezahlen
wollen. Deshalb ist die schrittweise Angleichung der richtige
Weg. Plötzlich. schlagartig wird das nicht gehen. Das habe ich
auch von Ihrer Seite gehört. Ich hoffe, wenigstens darin sind wir
uns einig. Aber wir sollten das hier nicht einfach ablehnen. Ich
wäre sehr dafür. dass wir dem Vorschlag von Frau Konzack
folgen, empfehle also auch eine Überweisung in den zuständi-
gen Fachausschuss. - Vielen Dank.

(Beifall hei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste. Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist von den Koalitionsfraktionen beantragt worden, dass dieser
Antrag überwiesen wird. Wer diesem Überweisungsansinnen
folgen möchte, der möge die Hand aufheben. - Ge genstimmen? -
Stimmenthaltungen'? - Damit einstimmig überwiesen.
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Ich schließe den Tagesordnungspunkt 19 und rufe Tagesord-
nungspunkt 20 auf:

Externe Prüfung von Variantenvergleichen zu Ab-
wasserbeseitigungskonzepten und zur Förderung von
Abwasseranlagen

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/4502
(Neudruck)

Frau Dr. Enkelmann ist schon da. Wir beginnen mit dem Bei-
trag der antragstellenden Fraktion. Bitte sehr.

Frau Dr. Enkelmann (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zum zweiten Mal
steht in dieser Landtagssitzung das Thema Abwasser im Mittel-
punkt der Debatte. Wir haben uns ja gestern hier im Zusammen-
hang mit der Umsetzung der UVP-Richtlinie und der 1VU-
Richtlinie unter anderem auch mit dem Thema Abwasser be-
schäftigt. Wir haben schon gestern Ihre Inkonsequenz in Sachen
Förderung von Kleinkläranlagen und Ihre immer wiederkehren-
den Versuche kritisiert, eine verfehlte Abwasserpolitik zu ze-
mentieren,

vielen Kläranlagen sieht es nicht viel anders aus -• würde man
dies nicht erfahren. Die Landesregierung ist nämlich nicht be-
reit. uns darüber Auskunft zu gehen.

Ein weiteres Beispiel: Jahrelang haben Sie versucht, uns weis-
zumachen, dass bis zum Jahre 2005 gemeindliche Gebiete mit
über 2 000 Einwohnern aufgrund einer EU-Vorschrift an die
Kanalisation anzuschließen seien.

Präsident Dr. Knoldich:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Frau Dr. Enkelmann (PDS):

Ja, natürlich.

Präsident Dr. Knoblich:

Bitte sehr, Herr Dellmann.

Dellmann (SPD):

Frau Dr. Enkelmann, die PDS gibt immer vor, sich stark für die
kommunale Selbstverwaltung einzusetzen, und hält dieses Gut
sehr hoch.

(Zuruf von der PDS)
Da könnte ich heute fortfahren. Wir unterbreiten Ihnen ein An-
gebot. Ich wünschte mir, dass eine solche Entscheidung, wie sie
eben zu dem Antrag gefällt wurde. auch zu diesem Antrag ge-
fällt würde, damit wir wenigstens die Chance haben. uns in den
Ausschüssen mit diesem Thema intensiv zu befassen.

Ich erspare Ihnen und mir Aussagen zur allgemeinen Situation
der Abwasserzweckverbände. Ich nehme an. die kennen Sie zur
Genü ge: denn das hat hier des Öfteren eine Rolle gespielt.

(Klein [SPD]: Wenn Sie es so charmant darstellen, könn-
ten wir es uns noch einmal anhören!)

Teilen Sie meine Auffassung. dass Ihr Vorschla g gerade einen
ausgesprochen starken Eingriff in die kommunale Selbstver-
waltung darstellt. indein Sie quasi die kommunale Entschei-
dungszuständigkeit und Kompetenz der Aufgabenträger im
Abwasserhereich aushöhlen?

Frau Dr. Enkelmann (PDS):*

Erstens: Herr Kollege Dellmann. die PDS-Fraktion gibt es nicht
nur vor, sondern praktiziert es auch.

(Beifall bei der PDS)
Ich kann Ihnen versichern: Seit der letzten Befassung - auch im
Ausschuss - hat sich daran nichts geändert. Die Zahlen, Herr Klein,
sind Ihnen also bekannt. In der Dimension übertreffen sie die Groß-
projekte. über die jetzt allerorts gesprochen wird: den Flughafen
Schönefeld. CargoLifter, Lausitzring; ich brauche die Aufzählung
nicht fortzusetzen. Es handelt sich uni einen Schuldenstand von
immerhin 1,5 Milliarden Euro bei fehlender Deckung durch Gegen-
wert in Höhe von etwa 0,5 Milliarden Euro. Das ist die Situation der
Abwasserzweckverbände in Brandenburg.

Da verwundert es nicht. wenn die Landesregierung nicht bereit
ist, Angaben über den Auslastungsgrad der Klärwerke in Bran-
denburg zu machen. In der Verweigerung einer ordnungsgemä-
ßen Auskunft auf Anfragen unserer Fraktion zum Thema Ab-
wasser ist die Landesregierung wahrlich Meister. Es wird ver-
schleiert und gelogen. solange es nur geht.

Das Beispiel Klärwerksauslastung hatte ich bereits erwähnt.
Dazu hatten wir mehrfach nach gebohrt. Wenn man mitunter
nicht konkrete Kenntnisse bezüglich bestimmter Kläranlagen
hätte - ich nenne nur einmal Tauche mit nicht einmal 50 %; bei

Zum Zweiten geht es hier eben nicht nur uni kommunale Kom-
petenz. Ich erinnere nur an den Schuldentilgungsfonds der Lan-
desregierung. Hier geht es sehr wohl uni Landeskompetenz und
um den Umgang mit öffentlichen Mitteln, Landesmitteln. Hier
unterbreiten wir tatsächlich den Vorschla g . Hilfeleistungen für
die Kommunen und die Zweckverbände zu geben.

(Beifall bei der PDS)

Ich komme auf die Kommunalabwasserrichtlinie der EU und
den Umgang der Landesregierung damit zurück. Sie haben
immer wieder gesagt. bis zum Jahre 2005 müssten alle Ge-
meinden mit mehr als 2 000 Einwohnern angeschlossen wer-
den. Verschwiegen haben Sie, dass in dieser Richtlinie auch
steht. dass ein Anschluss an eine zentrale Kanalisation dann
nicht gerechtfertigt ist, wenn sie entweder keinen Nutzen für
die Umwelt mit sich bringt oder mit übermäßigen Kosten
verbunden ist, sodass am Ende individuelle Systeme oder
andere geeignete Maßnahmen erforderlich sind, die das glei-
che Umweltschutzniveau gewährleisten. Auch das besagt die
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Richtlinie. Sie lässt damit ausdrücklich dezentrale. semizen-
trale Anlagen zu.

Angesichts der Tatsache, dass die rund 700 000 Einwohner Bran-
denburgs. die noch nicht über eine moderne Abwasserklärung
verfügen, ausschließlich im dünn besiedelten ländlichen Raum
Brandenburgs leben - und wenn man dann noch weiß, dass ab
einer Überleitungslunge von etwa 2 bis 3 km dezentrale Anlagen
ohnehin kostengünsfiger sind -, dürfte es im Land Brandenburg
kaum noch Kanalisationsneubauten gehen. Das Gegenteil ist aher
der Fall. Bis 2005 sollen jährlich etwa 50 Millionen Euro in den
Ausbau zentraler Kläranlagen investiert werden.

Meine Damen und Herren von der Koalition. hier besteht ein
beachtliches Einsparpotenzial für diesen Haushalt. Gucken Sie
sich diese Haushaltsposition an!

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Hier könnten wir einiges tun. Mit den Mitteln könnten wir an
anderen Stellen Hilfeleistung geben, wo das Geld echt fehlt,
beispielsweise hei der Jugendarbeit. in den kommunalen Haus-
halten, bei der Investitionspauschale usw. Hier hätten wir Geld.
das besser für anderes eingesetzt werden sollte.

Das Parlament macht sich - hier appelliere ich an Sie alle - der
Verschwendung öffentlicher Mittel mitschuldig; denn immerhin
wird hier nach wie vor in einer Größenordnung von 75 7r, ge-
fördert. Die PDS hatte in den Haushaltsberatungen den Antrag
gestellt. hier eine Barrikade einzubauen. Sie haben diesen An-
trag abgelehnt.

Es wurde - daran sind die PDS und die vielen Bürgerinitiativen
im Land nicht ganz unschuldig - inzwischen in die Fördenicht-
linie eine kleine Maßnahme eingebaut, dass nämlich künftig
Variantenvergleiche vorzulegen sind. Hier komme ich zum
Problem und zum Anliegen unseres Antrags: Variantenverglei-
che schön und gut; Sie haben dem zugestimmt, das haben wir

also inzwischen. Aber wer von Ihnen glaubt tatsächlich, dass
genau die Verantwortlichen in den Zweckverbänden, in den
Wasserbehörden usw.. die die Karre in den Dreck gefahren
haben, die für überteuerte Kläranlagen. die für solche Beschlüs-
se in den Zweckverbänden gesorgt haben, dass auch jedes kleine
Dorf noch zentral angeschlossen werden muss, ausgerechnet bei
Variantenvergleichen nun eine dezentrale Lösung, die im End-
effekt mö glicherweise kostengünstiger ist, vorlegen? Das glau-
ben Sie doch selbst nicht.

Damit hin ich hei Beispielen aus der Praxis. Im Ausschuss ha-
ben wir inzwischen über mehrere Beispiele gesprochen. bei-
spielsweise über Walddrehna bei Luckau. Mit persönlicher
Rückendeckung des Umweltstaatssekretärs. der örtlichen unte-
ren Behörden und nach Gesprächen mit Verbandsvorsteher und
der obersten Wasserbehörde soll hier eine zentrale Kläranlage
für den Ort errichtet werden, die entgegen der eindeutigen
Beschlusslage des Gemeinderates den Ortskern von Walddrehna
an dieses Klärwerk anschließen soll.

Ich denke. da können selbst die Kollegen Gemmel und Zimmer-
mann nur staunen, wie aus ihren Versprechen, die sie vor Ort
gegeben haben, sich nämlich für dezentrale Lösungen einzuset-
zen, plötzlich Luftblasen werden. Alles findet nicht mehr statt.

Oder das Beispiel Uenze/Kleinow in der Prignitz. Um einen
unwirtschaftlichen Kanalanschluss zu rechtfertigen, wird wo-
chenlang mit Unterstützung des Ministeriums verbreitet, dass
dort dezentrale Kläranlagen wegen hoher Grundwasserstände
nicht funktionieren würden. Nun wissen wir inzwischen aber
sehr gut, dass es genau in diesen Gemeinden eine ganze Reihe
von dezentralen Anlagen gibt, die sehr wohl und sehr gut funk-
tionieren.

Das dritte Beispiel wäre Briescht/Kossenblatt bei Storkow - das
haben wir im Ausschuss erschöpfend diskutiert -: Erst nach der
dritten Nachfrage gibt die Landesregierung zu. dass die dortige
12 km lange Abwasserleitung 35 % über den ohnehin sehr groß-
zügig bemessenen Förderhöchstsätzen liegt. Dennoch wird
dieses Vorhaben gegen den Willen von über 85 % der Einwoh-
ner in das Förderprogramm aufgenommen.

Die Reihe der Beispiele ließe sich fortsetzen.

(Schippe) [SPD]: Hier sitzen lauter kommunale Abge-
ordnete !i

- Es sind Landesmittel, Herr Kollege Schippet. Es sind Landes-
mittel, die in Form von Fördermitteln hier zum Einsatz kom-
men. Da liegt unsere Verantwortung. Die müssen wir wahr-
nehmen!

(Beifall hei der PDS)

Meine Damen und Herren. in jedem dieser Orte und vielen
anderen mehr bilden sich Bürgerinitiativen. In jedem dieser Orte
wird durch solche Entscheidungen Politikverdrossenheit, wird
Wut organisiert und es wird Ohnmacht, die sich gegen ein sol-
ches Kartell von Verwaltung, das in den Zweckverbänden, in
den obersten Behörden usw. entscheidet. spürbar. Es gibt Em-
pörung und Protest gegen diese Entscheidungen. Das sollten wir
wahrnehmen.

Die Auseinandersetzung mit dieser Thematik, diesen Problemen
und diesen Bedürfnissen. die die Bürgerinnen und Bürger vor Ort
haben, sollten wir ernsthaft führen. Wir sollten im Ausschuss
darüber nachdenken: Wie könnten wir Variantenvergleiche so
gestalten, dass sie durchschaubar, von den Bürgerinnen und Bür-
gern nachvollziehhar sind, dass es sich tatsächlich um Varianten-
vergleiche und nicht um Gutachten handelt, die sozusagen Gefäl-
ligkeitsgutachten für die eine oder die andere Seite sind?

Insofern wünschte ich mir, dass wir im Ausschuss die Gelegen-
heit haben. uns damit zu beschäftigen, damit wir den Bürger-
initiativen und auch den Kommunalvertretern am Ende Instru-
mente an die Hand geben. die sie befähigen. Entscheidungen zu
fällen, die umweltverträglich, aber auch kostenverträglich sind
und tatsächlich zu den günstigsten Lösungen für die Bürge-
rinnen und Bürger und für die Uniwelt führen. - Danke.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knnblich:

Das Wort geht an die SPD-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Gemmel.
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Gemmel (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen !
Frau Dr. Enkelmann. die Abwasserwende ist eingeleitet und
wird sich auch gegen Widerstände durchsetzen. Daran sollten
wir zumindest alle glauben.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Das ist Ihre Hoffnung, Herr
Kollege?)

- Das ist keine Hoffnung, sondern die Beschlüsse, die wir fas-
sen. sind so gut, dass sie sich durchsetzen werden.

Die Opposition fordert mit ihrem Antrag eine Art Oberschieds-
richter für die Bewertung der Förderfähigkeit von Abwasseranla-
gen. Nur darum geht es. Ich will gern zugeben, dass auch wir hei
der Erarbeitung der neuen Förderrichtlinie diese Möglichkeit
zunächst geprüft haben. Wir haben dies aber auf Eis gelegt.

(Beifall hei der PDS)

Ich will Ihnen auch sagen, warum. Ein wesentlicher Grund
dafür war folgender: Egal, wer auch immer in den letzten Mona-
ten einen Variantenvergleich vorgelegt hat, er wurde von der
Ge genseite im Ergebnis als unseriös und manipuliert bezeich-
net. Auch wenn der Vergleich nach den Vorgaben der Förder-
richtlinie erstellt wurde, auch wenn er richtig. ordnungsgemäß
erstellt wurde, wurde er, wie gesagt. infrage gestellt.

Eine wesentliche Ursache dafür ist, dass die LAWA-Leitlinien
zur Durchführung von Kostenvergleichsrechnungen dem heuti-
gen Entwicklungsstand von Hauskläranlagen bei weitem nicht
mehr entsprechen. Ein Beispiel dafür: Für die Nutzungsdauer
einer Kleinkläranlage sollen nach den LAWA-Leitlinien le-
diglich 10 bis 15 Jahre angesetzt werden. Ich gebe den Fach-
leuten Recht, die sa gen. dass die Anlagen mindestens 25 bis
30 Jahre halten. Das ist auch logisch: denn hierfür werden die
gleichen Materialien wie für die Großkläranlagen eingesetzt.

Weitere Streitpunkte hei der Ermittlung realer Kosten für dezen-
trale Varianten sind oftmals die fehlende Ermittlung des tatsäch-
lichen grundstücksbezogenen Investitionsbedarfs. Hierbei geht
es um die Frage: Neubau oder Erweiterung? Das ist dann eine
Kostendifferenz von circa 5 000 DM zu 12 000 DM.

Das Herausrechnen bereits bestehender genehmigungsfähiger
Kleinkläranlagen ist das nächste Stichwort. Ich sage bewusst:
genehmigungsfähiger Kleinkläranlagen. Wir haben ja gestern
den Beschluss gefasst: Mindestens 15 Jahre Bestandssicherheit.
Das bedeutet. dass die in Kostenrechnungen künftig nicht mehr
auftauchen dürfen. Das verändert den Variantenvergleich natür-
lich ganz erheblich.

Überzogene Kostenansätze für Wartung und Kontrolle. Auch
dazu haben wir einen weisen Beschluss gefasst: zweijähriger
Turnus.

Die überhöhten Kosten für die Schlammabfuhr durch unsach-
gemäße Satzungen. Hierbei wird Wasser kostenträchtig durch
die Gegend gefahren. Hier wollen wir zu einer bedarfsgerechten
Entsorgung kommen.

Im Klartext heißt das: Die Kosten für dezentrale Varianten
werden systematisch hochgerechnet und gleichzeitig werden die
wirklichen finanziellen Risiken bei der zentralen Variante als
Kosten nicht erfasst. Das ist eine Tatsache.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS!: Sehr richtig!)

So kommt bei Variantenvergleichen oftmals auch noch für das
kleinste Dorf im Ergebnis heraus. dass auf gar wundersame
Weise die zentrale Lösung immer die günstigste ist.

(Frau Dr. Enkelmann 1PDS]: Sehr richtig! Das stört auch
uns, Herr Germriet )

Liebe Kolleginnen und Kollegen. diese Diskrepanz zwischen
seriöser Berechnung und Manipulation ist auch mit zusätzlichen
Gutachten nicht zu beseitigen. Das ist das eigentliche Problem,
das wir haben.

Sie haben völlig Recht: Variantenvergleiche auf der Basis feh-
lender verbindlicher Vorgaben. die so weit an der Realität vor-
beigehen. können nicht Entscheidungsgrundlage für die Förder-
minelhewilligung im Lande sein.

Die SPD-Fraktion hat in Übereinstimmung mit dem Minister
dies als zentrales Problem erkannt und arbeitet derzeit an neuen
verbindlichen Vorgaben für einen fairen Variantenvergleich, da
sind wir mitten in der Arbeit. Diese Vorgaben werden nach der
Sommerpause vorgelegt. Wie gesagt: Die sind dann verbindli-
che Gnmdla ge für die Förderentscheidung des Landes und die
werden dann auch in den Ministerien geprüft. Dort sind hoch
bezahlte Ministerialbeamte. deren Leistung wir auch abfordern
müssen.

Der Weg, den Sie vorschlagen, nämlich weitere Gutachten er-
stellen zu lassen, erhöht die Planun g skosten und hilft in keiner
Weise, den Streit in der Region zu beseitigen: ganz im Gegen-
teil: Dadurch kann der Streit eher noch befördert werden.

Das von Ihnen geforderte Oberschiedsgericht könnte nur in
spektakulären Einzelfällen wirken. In den vielen Einzelfällen, in.
denen sich niemand rührt, könnte weiterhin munter investiert
werden. Auch das wollen wir nicht. Wir wollen einen Zwangs-
lauf, das heißt. dass hei jedem Projekt eine ganz scharfe Kon-
trolle nach fest gelegten Kriterien erfolgt. Eine solche Kontrolle
gibt es real bisher nicht.

Unsere politischen Vorgaben sind darin, wie gesagt. noch nicht
enthalten. - Ich bekomme hier schon erste Ermahnungen, zum
Ende zu kommen. Ich bin gleich am Ende mit meinen Aus-
führungen. Herr Präsident. Lassen Sie mich bitte noch zwei
Anmerkungen machen. - Dabei geht es um die Einzelprobleme,
die Sie angesprochen haben. Was Sie dazu gesagt haben, kann
so nicht stehen bleiben.

Sie haben als Beispiel Tauche angesprochen. Tauche hat die
Förderanfrage zurückgezogen. Es gibt also keinen Variantenver-
gleich, der überhaupt bewertet werden könnte.

Zu Briescht und Kossenblatt liegen keine Förderanträge. also
auch kein hewertharer Variantenvergleich vor.
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Uenze liegt bei mir in der Prignitz. Dort wird mit Sicherheit
nichts vorbereitet. Da kann ich Ihnen die Sorge wirklich neh-
men. Was Sie dazu gesagt haben. ist natürlich Unfug.

Gestatten Sie mir eine letzte Bemerkung. Die Koalition hat
bereits alle notwendigen Landtagsbeschlüsse gefasst. Lassen Sie
uns diese doch jetzt erst einmal in Ruhe abarbeiten. Dann wer-
den wir sehen, oh cs notwendig ist, zusätzliche Prüfungen ein-
zuführen. - Ich danke für ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knohlich:

[eh danke auch. - Wir sind damit hei der DV U-Fraktion. Für Sie
spricht der Abgeordnete Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident? Meine Damen und Herren? Werte Kolleginnen
und Kollegen, wir sind wieder einmal bei der unendlichen Ge-
schichte Abwasser, wie es in diesem Landtag schon häufig der
Fall war.

Das Land Brandenburg hat europaweit die höchsten Abwasser-
beseitigungskosten und einen schier unüberwindbaren Schul-
denstand der Abwasserzweck-verbände in Höhe von circa
1.5 Milliarden Euro.

Gerade das Problem mit den Klärwerken und Abwasseranlagen
ist für viele Menschen unseres Landes finanziell so einschnei-
dend, dass es hier erheblichen Klärungsbedarf gibt.

1990 wurde der Bau von möglichst großen Kläranlagen ein-
schließlich wahnwitziger Leitungsnetze und Pumpstationen zum
politischen Dogma erhoben. Die Gemeinden und Bürger hatten
in der übergroßen Mehrheit nie eine Chance, bezahlbare und
wirtschaftlich effektiv arbeitende Kleinkläranlagen genehmigt
zu bekommen. Seit dem vergangenen Jahr sollen nun endlich
Kleinkläranlagen stärker finanziell gefördert werden. Wie Sie
wissen. haben wir dafür im Ausschuss bzw. im Landtag Geld
bereitgestellt. nämlich circa 3 Millionen Euro.

Meine Damen und Herren. es ist jedoch bereits fünf nach zwölf.
Dieser Sektor wird nur noch eine Nischenexistenz fristen kön-
nen; denn der überwiegende Teil der Haus- und Grundstücks-
eigentümer ist über die jeweilige Gemeinde in einen Abwasser-
zweckverband eingebunden. Diese Zweckverbände denken gar
nicht daran, irgendjemandem Ausnahmegenehmigungen zu
erteilen. Bürgerinitiativen und Bürgerproteste. die sich dagegen
seit Jahren Luft machen, sind einsame Rufer in der Wüste. Das
hat seinen Grund.

Aufgabenträger der Abwasserbeseitigung sind nach § 66 Abs. 1
des Brandenburgischen Wassergesetzes die Gemeinden. Sie kön-
nen allerdings Aufgaben der Abwasserbeseitigung gemäß § 68
Abs. 1 Brandenburgisches Wassergesetz auch von ihnen zu grün-
denden Abwasserzweckverbänden übertragen. Ebenso ist eine
Übertragung der Aufgaben nach § 5 Abs. 4 der Amtsordnung auf
die Ämter mö glich. Das Wassergesetz erlaubt es ferner. dass die
Gemeinden, Ämter und Zweckverbände auch Dritte mit der Erfül-
lung der Abwasserbeseitigung beauftragen können.

Diese Beauftragung bedeutet allerdings nicht, dass sich damit
die Gemeinden, Ämter und Zweckverbände ihrer Verantwor-
tung für die Abwasserbeseitigung entziehen können. Der Dritte
wird nur als Erfüllungsgehilfe tätig, sodass die Aufgabenträger-
schaft der kommunalen Körperschaften unangetastet bleibt.

Sofern die Gemeinden von ihrem Recht zur Aufgabenüber-
tragung auf Wasserzweckverbände oder Ämter Gebrauch ma-
chen, können sie entscheiden. ob die Aufgaben vollständig oder
nur teilweise übertragen werden sollen.

Die DVU-Fraktion möchte darauf hinweisen, dass cs keine
Stelle oder Institution gibt. welche die Angemessenheil der
Preise. sozusagen der Abwasserpreise, kontrolliert.

Der Umfang der Gebührenerhebung des Aufgabenträgers soll
durch das Kostenüberschreitungsverbot des § 6 Abs. 1 Satz 3
Kommunalabgabengesetz begrenzt werden.

Aber wir sind uns, glaube ich, alle einig, dass sich für diejeni-
gen Gemeinden, die noch keine Kläranlage haben, die Bedin-
gungen für den Bau derselben verschlechtert haben. Dies fällt
vor allem auf den ländlichen Raum zurück. Für die Bürgerinnen
und Bürger, die in diesen ländlichen Gemeinden leben, wird es
teurer werden, weil, wie Sie. Frau Dr. Enkelmann, schon sagten,
die Landesregierung nicht gerade groß bestrebt ist, Kleinklär-
anlagen zu fördern. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVU)

Präsident Dr. Knohlich:

Damit sind wir bei der Landesregierung. Bitte, Herr Minister
Bi rthler.

Minister für Landwirtschart, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf Antrag der
Fraktion der PDS soll der Landtag die Landesregierung beauf-
tragen, die Möglichkeit einer externen und unabhängigen Prü-
fung von Variantenvergleichen und zur Förderung von Abwas-
seranlagen zu schaffen. Das soll zunächst auf zwei Jahre befris-
tet werden. Wenn Bürgerinnen und Bürger Zweifel an den von
den Abwasserzweckverbänden beauftragten oder erstellten
Variantenvergleichen haben, soll eine externe unabhängige
Überprüfung möglich sein.

Eine solche Überprüfung ist schon jetzt möglich. Es ist aber nicht
Aufgabe der Landesregierung, die externe und unabhängige Prü-
fung zu beantragen. Dazu fehlt ihr die Rechts grundlage. Die Lan-
desregierung kann lediglich dann, wenn der kommunale Auf-
gabenträger eine Finanzhilfe beantragt, Forderungen nach Varian-
tenvergleichen und Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen stellen. Das
macht sie auch, wie die geltende Förderrichtlinie für Abwasser-
anlagen zeigt. Weitere Eingriffe würden das grundgesetzlich ver-
bürgte Recht auf kommunale Selbstverwaltung beschneiden.

(Zuruf der Abgeordneten Frau Dr. Enkelmann 1 PDS])

Die Aufgabenträger entscheiden eigenverantwortlich über die
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Art der Abwasserbeseitigung. Dazu stellen sie in der Regel
durch externe Fachleute Abwasserbeseitigungskonzepte auf, in
denen sie auch die zeitliche Abfolge und die geschätzten Kosten
der noch nicht erforderlichen Maßnahmen darlegen müssen. Die
Wasserhehörde kann Fristen setzen, wenn diese Maßnahmen
nicht oder nicht fristgerecht vorgesehen sind. Die Abwasser-
beseitigungskonzepte werden durch das demokratisch gewählte
zuständige Gremium - Gemeindevertretung, Verbandsversamm-
lung etc. - beraten und beschlossen.

Ein Problem. welches sowohl von Frau Enkelmann als auch von
Herrn Gemme] angesprochen worden ist. ist allerdings die Me-
thodik- des Variantenvergleiches,

Um den Aufgabenträgern vor Ort eine Hilfe zu geben, hat mein
Haus eine Methodik erarbeiten lassen, die den objektiven Ver-
gleich zwischen zentraler und dezentraler Abwasserbeseitigung
ermöglicht. Zur Sicherung der Unabhängigkeit wurde diese
Arbeit Externen - einer wissenschaftlichen Einrichtung und
einem großen Wirtschaftsprüfungsunternehinen - übertragen. In
dieser Methodik, die in Kürze verfügbar sein wird, sind für die
dezentrale Entsorgung feste Vorgaben gemacht worden. Damit
sollen zum einen die Qualitätsstandards gesichert werden. Zum
anderen soll gewährleistet werden, dass die Wirtschaftlichkeit
einer Lösung nicht schongerechnet wird.

Für den Variantenvergleich zwischen verschiedenen zentralen
Entsorgungsvarianten ist ebenfalls die LAWA-Kostenver-
gleichsrechnung anzuwenden.

Die Landesregierung empfiehlt den kommunalen Aufgaben-
trägem der Ahwasserentsorgung die frühzeitige Anwendung der
genannten Methodik. Bei beantragter Förderung ist der Nach-
weis zu erbringen. dass diese Methodik angewendet wird.

An dieser Stelle muss aber auch festgestellt werden. dass die
jeweils günstigste Entsorgungsvariante nicht nur an der Höhe
der Investitionskosten gemessen werden darf. Die Kosten für
Wartung. Probenentnahmen und Schlammentsorgung sind wie
die Folgeinvestitionen nach dem Verschleiß der Anlagen eben-
falls zu berücksichtigen. Auch aus diesem Grund gibt es die
Vorgaben in der von mir genannten Methodik.

Es geht nicht nur um Gebühren und Beiträge, es geht auch um
den Gewässerschutz. Die Wirtschaftlichkeit einer Lösung darf
nicht durch Unterlassen geschaffen werden.

Transparenz bei der Entscheidungsfindung über kommunale
Infrastrukturmaßnahmen schafft Vertrauen in der Hinsicht, dass
die finanziellen Belange der Bürgerinnen und Biireer berück-
sichtigt werden.

Sicherlich ist die Öffentlichkeitsarbeit mancher Aufgabenträger
verbesserungsbedürftig. Die in der Gemeindeordnung vorgesehe-
ne Pflicht der Unterrichtung der Einwohner bei allgemein bedeut-
samen Angelegenheiten wird offenkundig nicht immer ausrei-
chend wahrgenommen wie - dieses Beispiel hat Kollege Gernmel
vorhin vergessen - in Walddrehna-Pirschheide. Hier wird eine
dezentrale Kläranlage mit der notwendigen Kapazität geschaffen.

Landesregierung wird aber keine derartigen Aufträge auslösen,
da es hierfür keine Rechtsgrundlagen gibt und sie die kommu-
nale Selbstverwaltung achtet. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen, Herr Minister Birthler. - Wir sind am Ende der
Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt und kommen zur
Abstimmung.

Die Fraktion der PDS beantragt, den Antrag in der Drucksache
3/4502 - Neudruck - an den Ausschuss für Landwirtschaft,
Umweltschutz und Raumordnung zu überweisen. Wer diesem
Überweisungsantrag folgen möchte, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gegensti minen'? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der
Überweisungsantrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktion der
PDS in Drucksache 3/4502 - Neudruck - als solchen. Wer die-
sem Antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden,

Ehe ich den Tagesordnungspunkt 20 schließe, möchte ich den
Herren Abgeordneten Sarrach und Christoffers mitteilen. dass
man von der Besuchertribüne aus nicht abstimmt. Es hat aber auf
das jetzige Ergebnis keinen Einfluss. Ich weise nur darauf hin.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 20 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 21 auf:

Personalvertretungsrechte bei der Fusion von ORB
und SFB

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/4516
(Neudruck)

Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Prof. Bisky von
der einreichenden Fraktion das Wort. Bitte schön.

Prof. Dr. Bisky (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir möchten Sie
bitten, zuzustimmen, dass die Personalvertretungsrechte weder
beim ORB noch beim SFB schlechter werden als gegenwärtig.
Das ist der einzige Zweck. Ich höre glaubwürdig vom Senat.
dass er eine Verschlechterung der Personalvertretungsrechte
nicht will, und ich höre von meiner Landesregierung, dass sie
eine Verschlechterung der Personalvertretungsrechte nicht will.
Nun frage ich: Warum tun Sie es denn nicht? Da wird mir ge-
sagt: Ja. wir wollen, dass Prenzlau und Perleberg dazukommen.
Da sage ich: Das will ich auch. Ich will sogar noch mehr. Sie
wollen auch im Einzelnen noch mehr.

(Beifall bei der PDS)
Zusammenfassend darf ich feststellen, dass einer Prüfung von
Variantenvergleichen durch Externe nichts im Wege steht. Die	 Aber wenn ich das nicht kriegen kann, frage ich mich eines, und
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das ganz ernsthaft: Warum stimmen Sie dort, wo es möglich ist,
nämlich keine Verschlechterung der Personalvertretungsrechte
zuzulassen, nicht zu? Ich möchte testen. oh Sie dem wirklich
zustimmen, ohne Ergänzungen und ohne Streichungen. Das ist
die Chance, die wir haben. Ein Start für den Rundfunk Berlin-
Brandenburg mit Verschlechterung der Personalvertretungs-
rechte ist das schlechteste Signal. das von diesem Land ausge-
hen kann.

(Beifall hei der PDS?

Nun sagen Sie mir: Ja, das ist nun schon paraphiert. Ich habe
doch von Ihnen gehört. meine Damen und Herren von der SPD
und auch meine Damen und Herren von der CDU. was Demo-
kratie bedeutet. Herr Stolpe hat am Dienstag unterschrieben.
Herr Wowereit hat unterschrieben. Aber wenn beide meinen und
die Regierungen auch. es geht, dass wir die Personalvertrerungs-
rechte nicht verschlechtern - warum verhandeln wir diesen einen
Punkt, ohne alles aufzumachen. nicht erneut? Das ist für mich
die Frage, es ist auch eine Frage der Glaubwürdigkeit. - Ich
bedanke mich,

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Herr Prof. Bisky, und gebe das Wort an die
Fraktion der SPD, an den Abgeordneten Klein.

Klein (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Bisky hat es kurz gemacht und sich auf das Personal venretungs-
recht bezogen, sodass ich mir alles das ersparen kann, was an
Vorgeschichte da ist.

Ich will nur eine Bemerkung machen zu dem, was wir gegen-
wärtig als Staatsvertrag, der das Ergebnis schwieriger Verhand-
lungen war, vorliegen haben. Darüber sind wir uns einig. Es
waren schwierige Verhandlungen mit unterschiedlichsten Koali-
tionen in den Ländern Berlin und Brandenburg. An einer Stelle
sind sie ja in einer größeren Verantwortung, als es hier der Fall
ist. Das Ergebnis ist eben ein Kompromiss.

Ich habe in der Rundfunkratssitzung, an der wir beide anwesend
waren. das Unbehagen der I3elcgschat't angesichts der Personal-
vertretungsrechte, die jetzt mit dem Personalvertretungsrecht
des Bundes abgedeckt werden sollen, sehr wohl verspürt.

ich habe auch mit dem Ministerpräsidenten a. D. noch in dieser
Woche über diesen Sachverhalt gesprochen und er hat signalisiert,
dass wir uns wünschten. dass wir eine Veränderung im Sinne des
Personalvertretungsrechtes Berlin herbeiführen können. Mein
Kenntnisstand ist immer noch der, dass wir uns in Brandenburg
einig wären. dass aber Berlin dieser Sache nicht zustimmt.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Wer sagte das Gegenteil? ich bitte
um Entschuldigung und möchte eine Antwort auf diese
Frage!)

einigen sollten. dann ist das ja immer noch kein Problem. Aber ich
muss immer von dem Status quo ausgehen. den wir jetzt mit die-
sem Vertrag haben, der sowohl vom Senat als auch von der Lan-
desregierung unterschrieben ist. Es tut mir Leid. Dann können wir
dem Ansinnen. welches Sie jetzt hier haben, und dem Ansinnen
der DVU schon gar nicht zustimmen. - Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall hei SPD und CDU)

Vizepräsident Hahermann:

Es ist eine Zwischenfrage angemeldet worden. Herr Vietze,
bitte schön.

Vietze (PDS):

Herr Klein, wir wollen keinen neuen Vertragstext schreiben.
sonden? als Parlament unterbreiten wir an zwei Landesre gierun-
gen den Vorschlag - die Berliner werden sicherlich einen ähn-
lich gelagerten Antrag behandeln -, dass sich die beiden Regie-
rungen ...

Vizepräsident Habermann:

Würden Sie bitte eine Frage stellen. Herr Vietze!

Vietze PDS:

Können Sie dem zustimmen, dass wir keinen Vertragstext
schreiben, sondern nur den Vorschlag unterbreiten, dass sieh
zwei von uns, von ihnen gewählte Regierungen noch einmal
zusammensetzen und im Interesse einer Fusion. die uns alle
motivieren soll, weiter darüber nachdenken und an dieser Stelle
eine Entscheidung treffen. die den Betriebsräten und den Mit-
arbeitern der beiden Anstalten gerecht wird'?

(Beifall bei der PDS)

Klein (SPD):

Ich antworte darauf wie folgt - Herr Bisky, Sie sind mein Zeuge
-: In der Rundfunkratssitzung haben wir über die Mängel dieses
Vertrages, die er wirklich hat und die zurückzuführen sind auf
die Kompromissmöglichkeit, gesprochen.

Ich sage noch einmal deutlich: Ich wünschte mir an verschiede-
nen Stellen auch einen anderen Vertrag. Aber wenn wir die
Diskussion noch einmal aufmachen, dann wecken wir Geister.
die jetzt ruhig sind.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Sie wecken keine Geister!)

Herr Hanisch hat im Rundfunkrat gesagt, wir redeten nur über
drei Dinge; dann melden sich die Interessenvertreter aus dem
Rundfunkrat, der noch existiert, und fordern,

(Prof. Dr. Bisky 1P051: Nein, es ist so. Wowereit sagt Ja!)

dass noch mehr Dinge hinzukommen, und plötzlich fliegt uns
das Ding um die Ohren.

- Wenn sich, Herr Bisky, die Verhandlungspartner, Hen Gysi,
Herr Wowereit. Herr Schönbohm und jetzt Herr Platzeck, darüber Nun sage ich doch noch ein Wort, was ich eigentlich am Anfang
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sagen wollte. In der Anhörung im Hauptausschuss gab es nicht
einen Sachverständigen, der diesen Vorteil in Abrede gestellt
und gesagt hat. dass wir die Fusion anders machen sollen.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Aber doch nicht mit einer Ver-
schlechterung der Personalvertretung!)

Vizepräsident Habermann:

Herr Klein, Sie brauchen nicht im Dialog zu sprechen. Sie kön-
nen Ihre Gedanken hintereinanderweg zu Ende führen.

Klein (SPD):

Dann gucke ich jetzt in eine andere Richtung. - Wir denken, dass
wir trotz dieser Verschlechterung für die Belegschaft das hohe
Ziel, das diesem Staatsvertrag eigentlich zugrunde liegt, nämlich
eine bessere Versorgung mit Rundfunk und Fernsehen für die
Region, erreichen. Dazu muss beispielsweise auch die Belegschaft
offensichtlich diese Kröte schlucken. - Vielen Dank.

Der Vorsitzende des ORB-Rundfunkrates, Herr Althausen.
brachte es auf den Punkt, als er erklärte, der vorliegende Ent-
wurf sei kein positives Beispiel für die Länderfusion. Nein,
meine Damen und Herren, was noch viel schwerwiegender
wirkt. ist die völlig undemokratische Zusammensetzung des
Rundfunkrates ebenso wie die im vorliegenden Antrag ange-
sprochene völlige Missachtung von Arbeitnehmerinteressen. Es
kann doch wohl nicht angehen, dass im Rundfunkrat des neuen
Senders fast keine Kulturverbände vertreten sind. Die Verbrau-
cherverbände. Mieterverbände oder der Steuerzahlerbund sind
überhaupt nicht mehr vertreten, stattdessen jedoch zum Beispiel
der Rat der Berliner Bürgermeister,

Dass man bezüglich der Rundfunkratsbesetzung eine Lex DVU
mit der Bestimmung erließ, dass der Landtag Brandenburg nur
drei Vertreter von Fraktionen und diese dazu noch nach dem
d'hondtschen Höchstzahlverfahren entsenden darf, reißt Ihnen.
meine Damen und I lerren, endgültig die demokratische Bieder-
mannsinütz.e. vom Gesicht.

(Beifall hei der DVU)
(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Hm Abgeordneter Klein. - Ich gebe das Wort
an die Fraktion der DVU. an Herrn Abgeordneten Schuldt.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren? _Me-
dienpolitik nach Kurfürstenan!" „Frontalangriff auf bewährte
Mitbestimmungsrechte!" - Mit diesen Worten geißelten die
Vertreter der Personalräte von ORB und SFB sowie der zu-
ständigen Gewerkschaften den inzwischen von den Kabinetten
in Brandenburg und Berlin beschlossenen und von den Landes-
regierun gen unterzeichneten Fusionsstaatsvertrag zwischen
ORB und SFB.

Obwohl wir als DVU-Fraktion nicht unbedingt ein freundschaft-
liches Verhältnis zu den politisch links gestrickten DGB-Ge-
werkschaften haben, müssen wir uns in diesem Falle aber trotz-
dem den Worten des Vorstandsmitgliedes der Dienstleistungs-
gewerkschaft Frank Werneke. anschließen, welcher da-
von sprach, dass die Mitarbeiter des fusionierten Senders mit
minderen Rechten des Bundespersonalvertretungsgesetzes abge-
speist würden.

Bezeichnend, Herr Klein, vergessen Sie das bitte nicht, war
während der letzten Rundfunkratssitzung Ihr Verhalten, als Sie
nämlich als einziges Rundfunkratsmitglied - die CDU war erst
gar nicht erschienen - den Fusionsvertrag verteidigten. umso
mehr. da gerade die SPD hei ihren Wahlkämpfen mit Millionen-
beträgen von den Gewerkschaften, also von den Mitgliedsbeiträ-
gen ihrer wichtigsten Lobby, unterstützt wurde.

(Was'? bei der SPD)

Unsere Fraktion hingegen befindet sich inzwischen mit ihrer ableh-
nenden Haltung gegen dieses Fusionsstaatsvenragsmachwerk in
bester Gesellschaft mit der überwältigenden Mehrheit des ORB-
Rundfunkrates sowie seines Verwaltungsrates und Intendanten.

Dass man dann bei alledem auch noch .,Arbeitnehmerpolitik
nach Gutsliraenarr' betreibt und den Personalrat des künftigen
Senders nur mehr als mitbestimmungspolitisches Feigenblatt
missbrauchen will. wundert uns als DVU-Fraktion daher auch
nicht mehr. Die überstürzte, den Bevölkerungswillen missach-
tende Unterzeichnung dieses Staatsvertrages schlägt dem demo-
kratischen Fass den Boden aus.

Wir bitten daher um Zustimmung zu unserem Änderungsantrag.
Sollten wir dafür keine Mehrheit bekommen, hüten wir um
Zustimmung zum PDS-Antrag. - Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall hei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Abgeordneten Schuldt und gebe das Wort an
die Fraktion der CDU, an den Abgeordneten Schöps.

Schiips (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Gleichschritt
zwischen DVU und PDS ist es mir wert,

(Protestrufe von der PDS)

dass ich das als Erstes hervorhebe. Beide Beiträge haben einen
gewissen ähnlichen Charakter. Dazu werde ich im Einzelnen
noch etwas sagen.

Wenn ich den Antrag der PDS-Fraktion inklusive Änderungs-
antrag der DVU-Fraktion, in dem es heißt. die Rechte der Perso-
nalvertretung sollen auf einem dem bisherigen ORB und SFB
vergleichbaren Niveau gesichert werden, präzise wörtlich nehme,
muss ich Ihnen sagen, Herr Bisky: Was Sie fordern, hat - das
mögen Sie nun wahrhaben wollen oder nicht - Berücksichtigung
im vorliegenden paraphierten Staatsvertrag gefunden.

(Prof. Dr. Bisky 'PDS': Sagen Sie das dem Personalrat!)
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Nun haben Sie in Ihrem Redebeitrag wesentlich weiter ausge-
holt und massive Vorwürfe vorgetragen, die der Realität nicht
immer entsprechen. aber deshalb werden sie nicht wahr.

(Zuruf von der PDS)

Wenn Wertungen auf der Basis falscher Behauptungen erfolgen,
sind sie schlichtweg falsch,

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Der ganze Personalrat lügt?)

Nun lassen Sie uns doch einmal aufarbeiten, was wahr ist und
was nicht.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Ja!)

Erstens müssen wir feststellen, dass das Personalvertretungsrecht,
das in Zukunft angewendet wird, zwar das Bundespersonalver-
tretungsrecht ist, die wesentlichste Forderung, nämlich ein Mit-
bestimmungsrecht bei ordentlichen Kündigungen. aber enthält.

(Prof. Dr. Bisky 1PDS]: Aber nur mit Ausnahmen, das
sollten Sie einmal nachlesen!)

Statt Mitwirkung also Mitbestimmung. Sie kennen ja diese
wichtigen Unterschiede, nachzulesen im § 34 des Staatsver-
trages.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Nein, das stimmt nicht!)

Dieser Sachverhalt ist im Übrigen deckungsgleich in Bezug auf
das Brandenburger Personalvertretungsrecht. Das heißt. er ent-
spricht dem Niveau des Brandenburger Gesetzes.

(Prof. Dr. Bisky 111)51: Nein!)

Zugegeben, es entspricht nicht dem Berliner Personalvertre-
tungsrecht. Aber das muss ja wohl nicht unsere Sorge sein.

Zweitens wollen wir für alle Zeit unmissverständlich deutlich
machen.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Dann tun Sie es doch!)

dass die Landesregierung Brandenbur g, das heißt die CDU und
die SPD, ursprünglich dem Ansinnen der Personalräte zur Anwen-
dung des kompletten Landespersonalvertretungsrechtes Berlins
zugestimmt hatte - das sage ich ganz deutlich - und dabei die
Sicherung der Studios Prcnzlau und Perleberg gefordert hat.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Aha!)

Fakt ist, dass der Berliner Senat, bestehend aus SPD und - damit
das auch deutlich wird - PDS. diesen Brandenburger Vorschlag
abgelehnt hat.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Das stimmt, aber nicht die Perso-
nalvertretung!)

Dazu gibt es auch Schriftverkehr. Ich will ihn hier nicht zitieren.
Aber richtig ist, dass irgendwann auch einmal eine Dehatte über
einen Staatsvertrag, der über zwei Länder ausgehandelt werden

muss, zu Ende geführt werden muss. An dem Endpunkt sind wir
jetzt. Das heißt im Fazit: Die PDS Berlin hat die Anwendung
des Landespersonalvertretungsrechtes Berlin ab gelehnt und die
MS von Brandenburg tut nun so, als ob SPD und CDU daran
die Schuld trügen.

Vizepräsident Habermann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Schöps (CDU):

Bitte.

Vietze (PDS):

Herr Sches, können Sie mir zustimmen, dass es eine Ableh-
nung der Anwendung des Personalvertretungsrechtes von Berlin
oder von Brandenburg durch die PDS nicht gehen kann. weil
Sie niemals in der Lage sein werden, mir das ir gendwo zu zei-
gen. weil es eine solche Entscheidung nicht gibt? Oder sind Sie
in der Lage, dies zu tun? Dann würde ich Sie bitten, hei Be-
handlung des Staatsvertrages dies hier vorzulegen.

Meine zweite Frage: Wenn es so wäre, Herr Schöps, wäre es
dann nicht ganz normal, dass Sie und ich, wir alle, die an einer
Aufklärung interessiert sind, die Regierung auffordern, diese
Frage in einem nochmaligen Gespräch entsprechend den bisheri-
gen Erklärungen - CDU in Brandenburg. SPD in Berlin und in
Brandenburg und die PDS in Brandenburg - zu klären? Wir alle
erklären: Wir wollen diese Regelung des Berliner Personalver-
tretungsrechts. Wenn es so ist, dass uns allen Glauben zu schen-
ken ist. müsste man dann nicht einfach sagen, wir sollten die
Regierung auffordern, zu ihrem Wort zu stehen, und dann in
dieser Frage eine Regelung herbeiführen?

(Beifall hei PDS und DVU)

Vizepräsident Habermann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter Sei-es.

Schiips (CDU):

Das war ja eine recht umfan greiche Fragestellung. Ich muss
ihnen sagen, die CDU. wenn wir es einzeln betrachten, oder die
Koalition, wenn wir es ingesamt betrachten, hat sich während
dieser Verhandlungsphase viele Ziele gestellt und davon nicht
alle erreicht. Das eine, das nicht erreicht wurde, ist das, was wir
gerade besprochen haben. Jetzt gilt auch das, was Herr Klein im
Vorfeld sagte: ir gendwann muss auch einmal Schluss mit den
Verhandlungen sein. Wenn wir einen Teil öffnen. ist die Gefahr
sehr groß, dass andere Punkte dazukommen und das ganze
Manöver noch einmal in Gang kommt. während wir froh sind -
das würde ich für mich auf jeden Fall sagen -, dass wir es end-
lich zum Abschluss gebracht haben.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Die Frage ist nur, wenn man sie inhaltlich stellt, oh es über die
im 34 enthaltene Regelung hinaus wirklich noch weiteren
unbedingt z,u erfüllenden Regelungsbedarf gibt oder oh es viel-
mehr darum geht. dass bestimmte Einzelpersonen diese Diskus-
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Sion schüren, weil ihnen ganz andere Vertragsteile nicht gefal-
len. Wir haben von Herrn Schuld( gerade gehört, wie viele Ver-
tragsteile ihm nicht gefallen.

Ich hake nun wirklich im Rundfunkrat des ORB sowie in einer
Fusionsarbeitsgruppe, die auch mit dem SFB Beratungen durch-
geführt hat, die komplette Palette der Diskussion erlebt und
kann daher nur sagen. dass die jetzt noch offenen Ent-
scheidungsteile, die das Berliner Personalvertretungsrecht ent-
hält, in den genannten Beratungen keine vorder gründige Rolle
gespielt haben. Dabei haben, wie gesagt, ganz andere Vertrags-
teile die Diskussion dominiert. Ich stehe dem im flrieen mit
gewissem Verständnis gegenüber; denn wenn man die Summe
der bisherigen Sitze im Rundfunkrat nahezu halbiert, bleiben
schon persönliche Interessenlagen anderer unberücksichtigt.
Wenn das Ganze nun noch mit persönlichen Intendanteninte-
ressen zusammenfällt, entsteht schnell eine Kritikgemeinschaft.
die, bildlich gesprochen, den Sack schlägt und den Esel meint,

(Zurufe von der PDS)

das heißt A kritisiert und B meint.

Das bedeutet für unsere heutige Debatte: Der Antrag der PDS ist
abzulehnen, da er. wie bereits erwähnt, bezüglich seiner präzi-
sen Formulierun gen im Grunde genommen erledigt ist. Für den
Änderungsantrag der DVU gilt Ähnliches, weil Punkt a) nahezu
wortgenau gleich ist. Die Punkte c) und e) brauchen nicht be-
antragt zu werden, da ihr Inhalt Vertragsbestandteil ist. Die
Buchstaben b) und d) sind zwar im jetzigen Vertrag nicht ex-
plizit geregelt. können aber von der künftigen Anstalt im Sinne
der Forderungen geregelt werden, wenn sie das denn will.

Vizepräsident Habermann:

Gestatten Sie noch eine Zwischenfrage, Herr Abgeordneter
Schöps?

Schöps (CDU):

Wenn mir dann der letzte Satz noch genehmigt wird, ja.

Vizepräsident Habermann:

Sicherlich. - Bitte schön, Herr Abgeordneter Christoffers.

Christoffers (PDS):

Herr Kollege, ich habe zwei Fragen.

Erste Frage: Würden Sie bestätigen, dass Herr Rosenhauer so-
wohl Herrn Schönbohm als auch Herrn Stolpe schon Wochen
vor der endgültigen Verhandlung des Rundfunkstaatsvertrages
darüber informiert hat, dass er nicht beabsichtigt, als Intendant
tätig zu sein?

Zweite Frage: Könnten Sie mir bitte einmal erklären. wenn wir
uns hier einig sind, nur einen Punkt zu debattieren und aufzu-
nehmen, mit welcher Zwangsläufigkeit weitere Punkte im
Rundfunkstaatsvertrag automatisch zu verändern bzw. zur De-
batte zu stellen sind?

(Beifall hei der PDS)

Sehtips (CDU):

Zu Frage 1 kann man ganz klar mit Nein antworten. Ich kenne
das nicht, ich kannte gegenteili ges Interesse.

Zu Frage 2: Weil die gesetzliche Regelung für Rundfunk-
staatsverträge halt anders ist als übliche Gesetze, die in Bran-
denburg oder in anderen Landtagen behandelt werden. Das
heißt, die Exekutive erarbeitet einen Vertrag, legt diesen Ver-
trag vor, und das Parlament kann Ja oder Nein sagen. Wir sind
nicht in der Situation. nach dieser Paraphierung Details ändern
zu können,

(Zuruf von der PDS: Nur noch ablehnen!)

Ich habe auch im Vorfeld gesagt: Diese Verhandlun gsphase hat
nahezu ein halbes Jahr gedauert. Dabei ist vieles erreicht wor-
den, was wir uns vorgestellt haben; da ist so manches auch nicht
encicht worden. Mir wäre ein Gründungsbeauftragter heute
noch viel lieber als ein Personalvertretungsrecht des Landes
Berlin. Warum ich als Brandenburger das Personalvertretungs-
recht des Landes Berlin damit absegnen soll. dafür fällt mir
wirklich kein plausibler Grund ein,

(Vietze [PDS1: Weil es das bessere ist!)

- Das ist Ihre politische Auffassung. dass es das bessere ist.
Aber gestatten Sie anderen, eine andere Auffassung dazu zu
haben.

Vizepräsident Habermann:

Herr Abgeordneter Schöps, Sie wollten zum Schlusssatz kom-
men.

Schlips (CDU):

Sei es, wie es sei, ich will darauf nicht weiter eingehen. Hier ist
ein Staatsvertrag entstanden. der eine realistische Grundlage für
eine künftige fusionierte Rundfunkanstalt ist und den künftigen
Programmmachern gute Voraussetzungen schafft. dass den
Zuschauern bzw. Hörern in Brandenburg und Berlin ein ordent-
liches Programm angeboten werden kann. Das ist, meine ich,
tatsächlich das Wichtigste. Dem sollten sich alle Beteiligten
auch in Zukunft widmen, denn darum geht es.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Herr Abgeordneter Schöps. - Das Wort hat
jetzt die Landesregierung. Herr Staatssekretär Speer, bitte.

Chef der Staatskanzlei Staatssekretär Speer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Henry
Kissinger hat einmal gesagt:

,.Ein Kompromiss ist nur dann gerecht. brauchbar und
dauerhaft, wenn beide Parteien damit gleich unzufrieden
sind."
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Das haben wir erreicht.

(Beifall des Abgeordneten von Arnim ICDUD

Es ist schade, dass wir dieses wichtige Projekt in dieser Form an
das Ende der Tagesordnung bekommen haben. ohne das, was
diesen Vertrag ausmacht, hier im Zusammenhang darstellen zu
können. Zu Recht fordern Sie alle vier Jahre. wenn wir mit
einem neuen Staatsvertrag zur Festsetzung der Gebühren im
Rundfunkbereich hierher kommen, dass Strukturen geschaffen
werden. die ein stetiges Anwachsen der Gebühren verhindern.
Das Ergebnis, das wir Ihnen vorlegen, ist eine solche Grundla-
ge.

Ich erinnere daran, Herr Bisky, dass wir in einer Schlussrunde
im Roten Rathaus den Vertrag, so wie er jetzt vorliegt, verhan-
delt haben, Bei dieser Schlussrunde waren die Vertreter der
Berliner Koalition dabei. Herr Gysi saß mit am Tisch.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Aber dann sagen Sie doch, was
besprochen wurde, Herr Staatssekretär! Das lasse ich mir
nicht bieten!)

Jetzt komme ich zum Thema. Es ist die personalvertretungs-
rechtliche Situation, die Gegenstand Ihrer Bemühungen ist. Ich
persönlich habe nie ein Hehl daraus gemacht, habe auch nie
versucht, es der CDU in die Schuhe zu schieben: Ich halte das
Bundespersonalvertretungsrecht in dieser Form, wie es jetzt
dasteht. für vernünftig.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Koalition in Brandenburg noch einmal eine Verhandlungsoption
übermittelt, die da hieß:

Wir sind bereit. § 34 gänzlich fallen zu lassen. Das hieße. das
Berliner Personalvertretungsrecht würde aufleben und wir er-
gänzen § 2 um die Studios in Perleberg und in Prenzlau. Das ist
von Berlin ab gelehnt worden.

(Prof. Dr. Bisky [PDS]: Richtig!)

Vor dieser Situation stehen wir. Wir haben diese Verhandlungen
geführt und entsprechend auf schriftlichem Wege mit Berlin
ausgetauscht. Berlin hat in der Senatssitzung am Dienstag diese
Position nicht aufgegriffen. Aufgrund dessen haben beide Mi-
nisterpräsidenten diesen Vertragsentwurf unterschrieben und
somit zu einem Vertrag gemacht. der den Landtagen zugeleitet
worden ist. Insofern läuft Ihr Antrag ein Stück weit hinterher.

(Prof. Dr. Bisky1PDSF Nein, Konditionell!)

Wir haben diesen Versuch, mit einem Junktim verbunden, un-
ternommen. was in Berlin dazu geführt hat, dass es mit dem
Verhandeln nicht mehr weiterging. Berlin hat es abgelehnt,
ansonsten wäre es zu der Änderung gekommen und wir hätten
es auch so zugeleitet.

Ich sage noch einmal: Dieser Vertra g. so wie er jetzt auf dem
Tisch liegt, ist das Ergebnis einer letzten Koalitionsabstimmung
sowohl in Brandenburg als auch in Berlin und Herr Gysi saß mit
am Tisch. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)
Wenn wir von dem zukünfti gen Intendanten erwarten, dass er
diese Anstalt sehr schnell zu einer arbeitsfähigen Anstalt zu-
sammenfügt, können wir ihm auch helfen, indem wir ihm die
entsprechenden Instrumente gehen. Wir hatten in der ursprüng-
lichen Fassung das Bundespersonalvertretungsrecht allein im
Gesetz. Wir sind da ja nicht in der vordemokratischen Zeit an-
gekommen. wie manche glauben machen. Wir haben die Situati-
on, dass im Deutschlandradio, im NDR, im MDR, in der Deut-
schen Welle diese Regelung gilt und sie hei Radio Bremen
einzuführen beabsichtigt ist, da sich Radio Bremen. wie wir alle
wissen, auch in Schwierigkeiten befindet. was die finanzielle
Situation und was notwendige Strukturänderungen betrifft.

Wir hahen, weil der Vorwurf kam, dies sei ein Instrument, um
Personalabbau auch an den Beschäftigten vorbei zu organisie-
ren. während der Verhandlungen auf Bitten der Personalver-
tretung und der Gewerkschaften eine Änderung aufgenommen.
dass wir im Bereich der Kündigungen die volle Mitbestimmung,
so wie es parallel in Berlin und in Brandenburg in den Personal-
vertretungsrechten organisiert ist. auch hier zur Wirkung brin-
gen. An diesem zentralen Punkt ist also in den Verhandlungen
nachgebessert worden. Wir haben hier die Intention der Ge-
werkschaften, der Personalvertretungen aufgenommen, es solle
keine fusionsbedingten Kündigungen geben. Wenn es Kündi-
gungen gibt, gilt die volle Mitbestimmung.

Ob man einen Vertrag noch einmal aufmacht oder nicht, ist ja
hier die spannende Frage. Wir haben Berlin, nachdem Herr
Ministerpräsident Stolpe mit den Gewerkschaften und den Per-
sonalvertretungen geredet hat. nach der Verständigung in der

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Staatssekretär. - Das Wort geht noch
einmal an die Fraktion der PDS. Für sie spricht der Abgeordnete
Prof. Dr. Bisky. der schon ganz unruhig war.

Prof. Dr. Bisky (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ja, natürlich hin ich
etwas unruhig. Ich bitte um Verständnis, aber es geht dabei um
etwas, was mir am Herzen liegt, und das nicht erst seit heute.
Ich hin es müde. Ich hin nicht Angestellter des Senats. Aber
Senator Gysi sagt mir: Dieser einen Bedingun g - Verbesserung
der Personalvertretung - können wir zustimmen, dann ist es
okay; wenn eine andere dazukommt, hat der Senat Schwierig-
keiten. Das ist richti g . Er hat dort Schwierigkeiten. weil es ums
Paket geht, auch hier. Herr Schönhohni, wenn Sie das wollen:
Zu Prenzlau und Perleberg sage auch ich: Ich hin nicht dagegen.
Das steht sogar in unseren Forderungen. in unseren Forderun-
gen steht noch viel mehr, auch andere Zusammensetzungen des
Rundfunkrates.

Herr Staatssekretär, ich stelle nur eine Frage und da lasse ich
mich weder vom Senat noch von Ihnen austricksen. Wenn beide
Partner wollen. dass das Personalvertretungsrecht nicht ver-
schlechtert wird, warum schreiben Sie das dann nicht hinein?
Mehr will ich nicht.

(Beifall bei der PDS)
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Herr Schönbohm, ich verzichte auf meine Forderungen. weil ich
gelernt habe. was das heißt - eine Koalition. Aber ich bitte Sie
von der SPD und von der CDU: Fragen Sie sich selbst, ob Sie
die Personalvertretung verbessern, so behalten oder verschlech-
tern wollen. Wenn Sie sie verschlechtern wollen. dann stimmen
Sie diesem Vertra g zu.

Wir wollen sie nicht verschlechtern, weil das der schlechteste
Start für eine Fusion ist. die sich irgendjemand ausdenken kann.
Deshalb hitten wir Sie: Niemand vergibt sich etwas, wenn er
dem zustimmt, was Sie angeblich alle fordern. Wenn Sie dem
nicht zustimmen, glaube ich Ihnen das nicht. Ich würde es auch
dem Senat nicht glauben. - Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Gestatten Sie noch eine Frage. Herr Bisky? Sie haben noch
Redezeit.

Prof. Dr. Bisky (PDS):

Ich wollte sie nicht ausnutzen.

Vizepräsident Habermann:

Bitte schön.

Schöps (CDU):

Wenn Sie immer von einer Verschlechterung gegenüber dem
jetzigen Zustand. das heißt Brandenburger Landespersonalver-
tretungsrecht, ausgehen, können Sie uns dann erklären, worin
diese bestehen soll?

Prof. Dr. Bisky (PDS):

Sie besteht darin: Wir haben bei der Debatte über das Landes-
personalvertretungsrecht über das alles gesprochen und ich

glaube den Experten, ich glaube den Texten und ich glaube den
Personalräten von SFR und ORB, dass dadurch die Mitwirkung
hei bestimmten Kategorien des Tarifschutzes nicht entsprechend
gewürdigt wird. Wenn es, Herr Schöps, so wäre, wenn Sie
nichts verändern, warum stimmen Sie nicht ganz einfach zu?
Das wäre die Probe aufs Exempel.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich bedanke mich, Herr Prof. Bisky. - Wir sind am Ende der
Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt und kommen zur
Abstimmung.

Ich rufe zuerst zur Abstimmung über den Änderungsantrag der
Fraktion der DVU auf. Er liegt Ihnen in der Drucksache 3/4538
(Neudruck) vor und betrifft eine Erweiterung des Antragstextes.
Wer diesem Änderungsantrag seine Zustimmung gehen möchte,
den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Damit ist der Änderun gsantrag mehrheitlich
abgelehnt worden.

Ich rufe den Antrag der Fraktion der PDS auf, der Ihnen in der
Drucksache 3/4516 - Neudruck - vorliegt. Wer diesem Antrag
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Sti mmenthaltungen? - Damit ist der
Antrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich schließe den Tageordnungspunkt 21 und die 59. Sitzung des
Landtages Brandenburg.

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Abend und eine erholsame
Zeit über den Sommer. Kommen Sie gut regeneliert wieder, wenn
wir zur nächsten Landtagssitzung einladen. - Vielen Dank.

Ende der Sitzung: 19.10 Uhr
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Anlagen

Gefasster Beschluss

Zum TOP 13:

Entwicklung eines Konzeptes zur dauerhaften Lösung des
Stauproblems GÜSt Guben - Süd/Gubinck/B 112

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 59. Sitzung am 27. Juni
2002 folgende Entschließung angenommen:

_Lösung des Stauproblems an den Grenzühergangsstelien
des Landes Brandenburg zur Republik Polen

1. Der Landtag Brandenburg fordert die Landesregierung
auf, sich weiterhin hei der Bundesregierung und der
Regierung der Republik Polen für eine zeitnahe Lö-
sung der Grenzabfertigungsprobleme an den Grenz-
übergangsstellen von Brandenburg zur Republik Polen
mit dem erforderlichen Nachdruck zu verwenden.

2. Die Landesregierung wird beauftragt. gemeinsam mit
den betroffenen Landkreisen und Kommunen eine für
die Einwohner akzeptable Lösung an den Grenzüber-
gangsstellen des Landes Brandenburg zu entwickeln.

3. Über die entsprechenden Aktivitäten und Ergebnisse
sowie den Stand der Umsetzung ist dem Ausschuss für
Inneres sowie dem Ausschuss für Stadtentwicklung,
Wohnen und Verkehr des Landtages Brandenburg
vierteljährlich zu berichten; die erste Unterrichtung
soll bis zum 30. November 2002 stattfinden."

Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 4 - 2. Lesung des Gesetzes zur Änderung der Verfas-
sung des Landes Brandenburg - Gesetzentwurf der Fraktion
der PDS - Drucksache 3/3508 - Beschlussempfehlung und
Bericht des Hauptausschusses - Drucksache 3/4456

Folgende Abgeordnete stimmten mit Ja:

von Arnim (CDU)
Bartsch (CDU)
Birthler (SPD)
Bischoff (SPD)
Frau Blechinger (CDU)
Claus (DVU)
Dellmann (SPD)
Frau Dettmann (SPD)
Dornbrowski (CDU)
Freese (SPD)
Fritsch (SPD)
Habermann (CDU)
Dr. Hacket (CDU)
Frau Hartfelder (CDU)
Helm (CDU)
Frau Hesselbarth (DVU)
Homeyer (CDU)

Dr. Kallenbach (SPD)
Karney (CDU)
Klein (SPD)
Kliesch (SPD)
Frau Konzack (SPD)
Frau Marquardt (CDU)
Meyer (SPD)
Müller (SPD)
Muschalla (SPD)
Neumann (CDU)
Dr. Niekisch (CDU)
Nieschkc (CDU)
Petke (CDU)
Rademacher (SPD)
Frau Richstein (CDU)
Schippe' (SPD)
Schönhohm (CDU)
Schrey (CDU)
Schuldt (DVU)
Frau Schulz (CDU)
Schulze (SPD)
Frau Siehke (SPD)
Dr. Sternagel (SPD)
Dr. Stolpe (SPD)
Vogelsänger (SPD)
Dr. Wagner (CDU)
Dr. Wiebke (SPD)
Dr. Woiclke (SPD)
Frau Zie gler (SPD)
Ziel (SPD)

Folgende Abgeordnete stimmten mit Nein:

Frau Birkholz (PDS)
Prof. Dr. Bisky (PDS)
Christoffers (PDS)
Domres (PDS)
Frau Dr. Enkelmann (PDS)
Frau Fader' (PDS)
Frau Fechner (DVU)
Firnebure (DVU)
Frau Große (PDS)
Hammer (PDS)
Frau Kaiser-Nicht (PDS)
Frau Osten (P135)
Sarrach (PDS)
Frau Dr. Schröder (PDS)
Frau Tack (PDS)
Thiel (PDS)
Dr. Trunschke (PDS)
Vietze (PDS)
Warnick (PDS)
Frau Wehlan (PDS)
Frau Wolff (PDS)

Folgender Abgeordneter enthielt sich der Stimme:

Kuhnert (SPD)
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Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu Tagesordnungs- 	 Dr. Wagner (CDU)
punkt 17 - Bundesratsinitiative zur Streichung der „Mohi-	 Warnick- (PDS)
litätshillen" - Antrag der Fraktion der DVU - Drucksache	 Dr. Wiebke (SPD)
3/4496	 Dr. Woidke (SPD)

Ziel (SPD)
Folgende Abgeordnete stimmten mit Ja:

Claus (DVU)
Frau Fechner (DVU)
Fii-neburg (DVU)
Frau l-lesselharth (DVU)
Schuldt (DVU)

Folgende Abgeordnete stimmten mit Nein:

von Arnim (CDU)
Bartsch (CDU)
Frau Birkholz (PDS)
Birtliler (SPD)
Prof. Dr, Bisky (PDS)
Frau Blechinger (CDU)
Bochow (SPD)
Delimann (SPD)
Frau Dettmann (SPD)
Frau Dr. Enkelmann (PDS)
Frau Fader] (PDS)
Fritsch (SPD)
Gemmel (SPD)
Frau Große (PDS)
Habermann (CDU)
Frau Hartfelder (CDU)
Helm (CDU)
Homeycr (CDU)
Frau Kaiser-Nicht (PDS)
Dr. Kallenhach (SPD)
Karney (CDU)
Klein (SPD)
Dr. Knoblich (SPD)
Kolbe (SPD)
Frau Konzack (SPD)
Kuhnert (SPD)
Lunacek (CDU)
Frau Marquardt (CDU)
Meyer (SPD)
Muschalla (SPD)
Dr. Niekisch (CDU)
Nieschke (CDU)
Frau Osten (PDS)
Rademacher (SPD)
Sarrach (PDS)
Schippet (SPD)
Schönbohm (CDU)
Sches (CDU)
Schrcy (CDU)
Frau Dr. Schröder (PDS)
Frau Schulz (CDU)
Schulze (SPD)
Frau Siebke (SPD)
Dr. Stolpe (SPD)
Thiel (PDS)
Dr. Trunschke (PDS)
Vogelsanger (SPD)

Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 18 - Bundesratsinitiative zur Einführung eines Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetzes - Antrag der Fraktion der
DVU - Drucksache 3/4497

Folgende Abgeordnete stimmten mit Ja:

Claus (DVU)
Frau Fechner (DVU)
Firneburg (DVU)
Frau Hesselharth (DVU)
Schuldt (DVU)

Folgende Abgeordnete stimmten mit Nein:

von Arnim (CDU)
Bartsch (CDU)
Frau Birkholz (PDS)
Birthler (SPD)
Prof. Dr. Bisky (PDS)
Frau Blechinger (CDU)
Bochow (SPD)
Frau Destmann (SPD)
Domres (PDS)
Dr. Ekler (CDU)
Frau Dr. Enkelmann (PDS)
Frau Fader] (PDS)
Fritsch (SPD)
Frau Große (PDS)
Habermann (CDU)
Frau Hartfelder (CDU)
Helm (CDU)
Homcyer (CDU)
Dr. Kallenbach (SPD)
Karney (CDU)
Klein (SPD)
Dr. Knoblich (SPD)
Kolbe (SPD)
Frau Konzack (SPD)
Kuhnert (SPD)
Lunacek (CDU)
Frau Marquardt (CDU)
Meyer (SPD)
Muschalla (SPD)
Dr. Niekisch (CDU)
Nieschke (CDU)
Frau Osten (PDS)
Rademacher (SPD)
Sarrach (PDS)
Schippet (SPD)
Schönbohm (CDU)
Schöps (CDU)
Schrey (CDU)
Frau Dr. Schröder (PDS)
Frau Schulz (CDU)
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Schulze (SPD)
Frau Siebke (SPD)
Thiel (PDS)
Dr. Trunschke (PDS)
Dr, Wagner (CDU)
Frau Wohlan (PDS)
Dr. Wiebke (SPD)
Ziel (SPD)
Zimmermann (SPD)

Schriftliche Antworten der Landesregierung auf mündliche
Anfragen in der Fragestunde im Landtag am 27. Juni 2002

Frage 1211
Fraktion der CDU
Abgeordneter Rainer Neumann
- Ausbau des Radwegenetzes in Brandenburg -

Nach Angaben der Landesregierung sind gegenwärtig 23 % der
Bundesstraßen und 14 % der Landesstraf3en mit einer Verkehrs-
belastung von über 3 000 Kraftfahrzeugen pro Tag mit Radwe-
gen ausgestattet. Die Befahrbarkeit der überregionalen Rad-
wanderwege wird hei derzeit 32 cic der Strecke mit gut. hei 46 %
mit befriedigend und bei 22 % mit unbefriedigend beurteilt.

Wie der Antwort auf die Große Anfrage 31 zu entnehmen ist,
will sich die Landesregierung beim weiteren Ausbau der rat'-
verkehrsfreundlichen Infrastruktur in Brandenburg um eine
stärkere Verzahnung des straßenbegleitenden und des touristi-
schen Radwegebaus bemühen. In der Antwort wird auch darauf
hingewiesen. dass das MSWV zur Forcierung des Radwegebaus
eine Studie in Auftrag gegeben hat, deren Ergebnisse im
1. Halbjahr dieses Jahres zur Verfügung stehen sollten.

Ich frage die Landesregierung: Mit welchen Maßnahmen soll,
schlussfolgernd ans den Ergebnissen dieser Studie, der weitere
Ausbau des Radwegenetzes in Brandenburg forciert werden?

Antwort der Landesregierung

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer

Wir sind uns einig. dass wir das Radwegenetz in Brandenburg
weiter ausbauen müssen und wollen. Deshalb habe ich die Stu-
die zum forcierten Ausbau eines Radwegenetzes für das Land
Brandenburg in Auftrag gegeben.

Zur Qualifizierung der Studie werden zurzeit die Hinweise und
Empfehlungen aus dem kürzlich von Bundesverkehrsminister
Bodewig präsentierten Nationalen Radverkehrsplan auf ihre
Anwendbarkeit für das Land Brandenburg geprüft und - soweit
nutzbar - eingearbeitet. Daher wird sich der Abschluss der Ar-
beiten an der Studie etwas verzögern.

Sobald ein Abschlussbericht vorliegt. werde ich Ihnen die Er-
gebnisse mitteilen.

Frage 1224
Fraktion der PDS
Abgeordneter Wolfgang Thiel
- Förderung von InnoLausitz-Netzwerken -

als sächsisch-brandenburgische Initiative zur Förderung der
wirtschaftlichen Entwicklung der Lausitz. Sie knüpft Netzwerke
aus kleinen und mittleren Unternehmen, regionalen wissen-
schaftlichen Einrichtungen und Kommunen, Träger von InnoL-
ausitz sind die Vereine LUTKI c. V. in Hrandcnhurg sowie
ELDORADO e. V, in Sachsen. Derzeit bestehen 16 Branchen-
cluster. Auf der zweiten Ergebniskonferenz am 5. Juni 2002 an
der Fachhochschule Lausitz wurde deutlich. dass erheblicher
Nachholbedarf hei der Förderung der brandenburgischer' Netz-
werke besteht.

Ich frage deshalb die Landesregierung: Welche Schlussfolge-
rangen zieht sie aus der zweiten Ergebniskonferenz InnoLausitz
hinsichtlich zukünftiger Förderung der brandenburgischen Netz-
werke?

Antwort der Landesregierung

Minister für Wirtschaft Dr. Fürniß

InnoLausitz - eine durch den InnoRegio-Wettbewerh entstande-
ne Initiative - hat sich unter dem Motto „Innovationen für die
Lausitz" zu einem funktionierenden Netzwerk entwickelt und
leistet als integraler Bestandteil der Lausitzinitiative der Lan-
desregierungen von Brandenburg und Sachsen einen wichtigen
Beitrag zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men der Region.

Die InnoLausitz-Konferenz vom 5. Juni 2002 hat anhand von
Beispielen erlblgreicher Netzwerkarbeit die Bedeutung von Netz-
werken für die wirtschaftliche Entwicklung unterstrichen. Die
Landesregierung wird daher im Rahmen ihrer Möglichkeiten die
Arbeit von Netzwerken weiterhin und verstärkt unterstützen.

Eine auf Innovation und Kooperation ausgerichtete Vernetzung in
der Lausitz darf an den Landesgrenzen nicht Halt machen. Des-
halb wird die enge Zusammenarbeit zwischen dem Brandenburger
Wirtschaftsministerium und dem Sächsischen Staatsministerium
für Wirtschaft fortgeführt und intensiviert. Durch die gemeinsame
Lausitzinitiative beider Landesregierungen werden die vielen
Einzelinitiativen für die Lausitz unter einem Dach gebündelt,
Synergien erschlossen und die regionalen Strukturpolitiken beider
Länder miteinander verzahnt und abgestimmt.

Im Rahmen einer neu geschaffenen Fördermaßnahme wird das
Regionalmanagement für den brandenburgischen Teil der Lau-
sitz. an dem die Landkreise Elbe-Elster. Oherspreewalcl-Lausitz,
Dahme-Spreewald und Spree-Neiße sowie die kreisfreie Stadt
Cottbus beteili gt sind und das durch eine entsprechende sächsi-
sche Initiative ergänzt wird, über drei Jahre mit insgesamt
600 000 Euro gefördert.

Wir wollen mit diesem Regionalmanagerneilt den Regionen ein
Instrument an die Hand geben, um

. vorhandenen regionalen Projektideen und Vorhaben in der
Region, die aufgrund fehlender Managementressourcen
bislang nicht verfolgt werden konnten, entscheidende
Impulse hei der Umsetzung zu geben,

2.	 die Akteure der Region in öffentlichen Institutionen und
Verwaltungen mit Unternehmen zu vernetzen.InnoLausitz entstand im Ergebnis des InnoRegio-Wettbewerbes
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Die zweite Ergebniskonferenz InnoLausitz hat auch gezeigt.
dass es wünschenswert ist. verstärkt Förderinstrumente zu erst-
wickeln. die nicht nur die regionale Kooperation, sondern ganz
direkt auch zwischenbetriebliche Kooperationen zur gemein-
samen Erschließung neuer Produkte, Verfahren und Märkte
ermöglichen.

Um dem Rechnung zu tragen, ist derzeit der Entwurf eines
_Impulsprogramms" in Vorbereitun g. mit dem ab 2003 bis zu
zehn brandenburgischen Netzwerken über einen Zeitraum von
vier Jahren eine Unterstützung von bis zum 150 000 Euro für
Projekte zur gemeinsamen Erschließung neuer Produkte. Ver-
fahren und Märkte gewahrt werden kann.

Ergänzend müssen auch verstärkt die verschiedenen Initiativen
des Bundes nutzbar gemacht werden, die ebenfalls auf die För-
derung von Netzwerkarbeit gerichtet sind.

Unterstützung von Netzwerken bedeutet im Übrigen nicht allein
Bereitstellung von Fördergeldern, sondern auch Hilfe durch
geeignete Service- und Beratungseinrichtungen. Mit der Zu-
kunftsAgentur Brandenburg GmbH steht eine mit den Proble-
men der Region vertraute Einrichtung zur Seite. die wiederholt
Unterstützung bei der Netzwerkarbeit angeboten hat.

Frage 1225
Fraktion der DVU
Abgeordnete Liane Hesselbarth
- Tier- und Artenschutz -

Während der 56. und 57. Landtagsplenarsitzung brachte unsere
Fraktion einen Gesetzentwurf und einen Antrag mit dem Ziel
der stärkeren Verankerung des Natur-. Umwelt-, Tier- und Ar-
tenschutzes im Grundgesetz und in der Landesverfassung ein.
Die Landesregierung verzichtete auf eine Debatte.

Nach Meinung der DVU-Fraktion reicht es nicht aus, den Tier-
schutz als Staatsziel durch ganze drei Worte in das Grundgesetz
aufzunehmen. Vielmehr müsste festgeschrieben werden, dass
die Haltung und Behandlung von Tieren so zu erfolgen habe,
dass ihnen vermeidbares Leid und vermeidbarer Schmerz nicht
zugefügt werden dürfe und die Arten und der artgerechte Le-
bensraum zu erhaben sind.

Ich frage die Landesregierung: Welchen Standpunkt vertritt sie
zu den in der Vorbemerkung genannten Vorstellungen?

Antwort der Landesregierung

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler

Die Ergänzung des Artikels 20 a Grundgesetz durch die Worte
„und die Tiere" erhebt den Tierschutz zum Staatsziel.

Die Wirkung einer solchen Staatszielbestimmun g ist nicht zu unter-
schätzen, zumal es nach wie vor Bedenken gibt. oh das geltende
Tierschutzgesetz ausreichend grundgesetzlich abgesichert ist.

Die Ändenmg des Artikels 20 a GG sichert die derschutz-recht-
lichen Regelungen ab, ohne die Grundrechte zu beeinträchtigen.

Dem Ziel. einen effektiven Tierschutz zu verwirklichen, muss
i mmer eine Abwägung zwischen dein ethisch anzuerkennenden
Schutz des Tieres vor Leiden und Schäden und den zweifelsfrei
ebenfalls ethisch anzuerkennenden lebenswichtigen Interessen
des Menschen zugrunde gelegt werden,

Das Staatsziel Tierschutz richtet sich in erster Linie an den Ge-
setzgeber. der die gesetzlichen Grundlagen zum Schutz der Tiere
zu schaffen hat. Die Formulierung verzichtet bewusst auf eine
Konkretisierung und lässt damit Raum für die Ausgestaltung
durch den Gesetzgeber. Diese offene Formulierung ermöglicht es.
im einfachen Recht die Belange und den Schutz der Tiere deutlich
zu machen und so einen Ausgleich zwischen den berechtigten
Interessen von Menschen und Tieren zu erreichen.

Im Zusammenhang mit der Beantwortung der Großen Anfrage
41 Ihrer Fraktion zum Thema „Tierschutz hei Tiertransporten"
wurde bereits die positive Haltung der Landesregierung zur
Aufnahme des Tierschutzes als Staatsziel ins Grundgesetz aus-
reichend dargestellt. Ich möchte auch nochmals darauf hinwei-
sen, dass der Tierschutz bereits in der Landesverfassung Bran-
denburgs verankert ist und sich schon hieraus der Stellenwert
für die Landesregierung ableiten lässt.

Das Land Brandenburg hat sich in der Vergangenheit wieder-
holt für eine Staatszielbestimmung „Tierschutz" ausgesprochen
und entsprechende Anträge zur Änderung des Grundgesetzes
unterstützt. Daher hat die Landesregierung in der Sitzung des
Bundesrates am 21. Juni 2002 dem Gesetz zur Änderung des
Grundgesetzes zugestimmt.

Frage 1226
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kornelia Wehlan
- Staatsquote auf unter 40 % -

Per 31. Dezember 2001 gab es in der Kreisstadt des Landkreises
Teltow-Fläming in Luckenwalde 4 528 Wohngeldempfänger.
Setzt man die Luckenwalder Haushalte zu der Zahl der Wohn-
geldempfänger ins Verhältnis, so erhält nahezu jeder zweite
Haushalt der Stadt Wohn geld. Ein Zeichen dafür, dass viele
Familien der Kreisstadt nur über ein schmales Einkommen
verfügen können.

Da sich bekanntlich auch über die Kaufkraft die Binnenkon-
junktur regelt, frage ich die Landesregierung: Wie bewertet sie
in diesem Zusammenhang die Wirkungen der von der
CDU/CSU im Falle eines Wahlsieges angekündigten Verringe-
rung der Staatsquote von jetzt 48,5 7r auf unter 40 % auf die
Lebenslage der Menschen in Brandenburg?

Antwort der Landesregierung

Ministerpräsident Platzeck

Ich bitte uni Verständnis, dass es die Landesregierung nicht als
ihre Aufgabe ansieht, Wahlprogramme von Bundesparteien zur
Bundestagswahl politisch zu bewerten oder einer fachlichen
Prüfung zu unterziehen. Die Landesregierung vertritt die Inter-
essen des Landes jeweils direkt gegenüber der Bundesregierung
und im Bundesrat.
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Frage 1227
Fraktion der PDS
Abgeordnete Anita Tack
- Aktueller Verfahrensstand bei der Privatisierung der Flug-
hafenholding BBF und der Vergabe von Bau und Betrieb des
Flughafens Berlin Brandenburg International (11131)

Die Gesellschafter der Berlin Brandenburg Flughafenholding
BBF haben sich - laut Presseberichten - in der Sitzung des Ko-
ordinierungsrates Berlin Brandenburg am 14. Juni 2002 von der
Projektplanungsgesellschaft PPS über den Sand des Vergabe-
verfahrens zur Privatisierung der Flughafenholding BBF und
Errichtung des Flughafens Berlin Brandenburg International
unterrichten lassen.

ich frage die Landesregierung: Welchen aktuellen Stand haben
die Verhandlungen zur Privatisierung der BBF und Errichtung
des BB! mit dem Bieterkonsortium erreicht?

Antwort der Landesregierung

Minister für Wirtschaft Dr. Fürniß

Die Gesellschafter tauschen sich zurzeit mit der Vergabestelle
PPS darüber aus, wie das Angebot des Bieterkonsortiums Berlin
Brandenburg International Partner (BBIP) zu werten und wie
darauf zu reagieren ist. Ich bitte Sie um Verständnis, wenn die
Gesellschafter der BBF zurzeit öffentlich über den Stand der
Verhandlungen keine Auskunft gehen können. Sie sind zur
Geheirnhaltung. des An gebotes sowie der im Rahmen der Auf-
klärung des Angebotes gewonnenen Erkenntnisse verpflichtet.

Vor öffentlichen Bewertungen müssen die Entscheidungen im
Vergabeverfahren abgewartet werden. Der Landtag wird an-
schließend selbstverständlich von der Landesregierung über den
Ausgang des Verfahrens unverzüglich informiert werden.

Frage 1228
Fraktion der PDS
Abgeordnete Hannelore Birkholz
- Disease-Management-Programme -

Der Bundesgesetzgeher hat die Einführung so genannter
Disease-Management-Programme (DMP) geregelt. Damit soll
ein koordinierter und optimierter Ansatz zur Behandlung chro-
nisch bzw. schwer kranker Patienten angeboten werden. Eine
der chronischen Krankheiten. für die ein solches Programm
entwickelt wurde, ist Diabetes mellitus Typ 2. Gegen das DMP
der AOK für Diabetes mellitus Typ 2 gibt es allerdings erhebli-
che Proteste unter anderem vom Deutschen Diabetiker-Bund,
Landesverband Brandenburg. sowie einer „Brandenburger
Initiative". Dem AOK-Programm wird unter anderem vorge-
worfen, dass Diabetiker über 65 Jahre keinen Anspruch auf
Behandlung mehr hätten. dass ein schlechter Stoffwechsel als
Behandlungsziel akzeptiert würde, dass eine Blutzucker-Selbst-
kontrolle durch Teststreifen nicht mehr vorgesehen sei und dass
Patientendaten öffentlich gemacht würden.

Ich frage die Landesregierung: Hält sie die genannten Vorwürfe
für berechtigt?

Antwort der Landesregierung

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel

Die halte die Vorwürfe des brandenburgischen Diabetiker-Bun-
des gegenüber der AOK für völlig unberechtigt, mehr noch: Ich
halte sie für völligen Nonsens. Ich weiß gar nicht, warum der
Diabetiker-Bund seine Mitglieder derart verunsichert. Das wäre
ja eine Zwei-Klassen-Medizin par excellence. Bei diesem Be-
griff werde ich allergisch. Ich kann nur hoffen, dass der
Diabetiker-Bund vielleicht nur über unzulängliche Informatio-
nen über das Disease-Management-Programm (DMP) der AOK
für Diabetiker vom Typ 2 verfügt.

Unsere Recherchen und ein Gespräch von Frau Staatssekretärin
Schlüter mit der AOK dazu haben ergehen, dass das Programm
von ausgewiesenen Experten für Evidenzbasierte Medizin und
Qualitätsmanagement entwickelt wurde (am St. Franziskus Hospi-
tal Köln unter Leitung Prof. Sawicki). Von der Stabstelle Medizin
des AOK-Bundesverbandes wurdees mit neuesten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen abgeglichen und positiv beurteilt.

Es ist absurd, zu behaupten. Diabetikern über 65 würden lebens-
wichtige diagnostische und therapeutische Verfahren vorenthalten
(unter anderem Teststreifen für Blutzucker-Selbstkontrolle). Die
medizinischen Grundlagen des Programms enthalten wichtige
Hinweise auf unterschiedliche diagnostische und therapeutische
Bedingungen voll älteren und jüngeren Diabetikern. Dies ist un-
verzichtbar für eine qualitätsorientierte, evidenzbasierte Medizin.
Daraus einen Ausschluss notwendiger Leistungen für über
65-Jährige abzuleiten, ist nicht einmal ansatzweise nachvoll-
ziehbar.

Noch mehr gilt das für die Behauptung des Landesverbandes,
die AOK organisiere mit ihrem DMP für Diabetiker Typ 2 „das
'sozialverträgliche Ableben' von etwa 75 % aller Diabetiker",
Was für ein gefährlicher Unsinn! Gleichermaßen unhaltbar ist
auch der Vorwurf, mit dem DMP würden Patientendaten öffent-
lich gemacht. Die AOK Brandenburgs berücksichtigt voll die
Belange des Datenschutzes.

Weil in der Anfrage ein Zusammenhang zwischen der Regelung
des Bundesgesetzgehers zur Einführung von DMP und des AOK-
Projekts hergestellt wird , muss ich darauf hinweisen: Es gibt noch
keine rechtlichen Grundlagen für die Zerti fizicrun g entsprechen-
der Programme. Das Bundesgesundheitsministerium hat den
ersten Entwurf einer Risikostruktur-Ausgleichsverordnung
(RSA V) vorgelegt, der die Zertifizierung zweier DMP regeln soll
(Diabetes mellitus Typ 2 und Brustkrebs). In der nächsten Woche
werden im BMG dazu auch die Länder angehört; möglicherweise
kann die Rechtsverordnung des Bundes dazu dann noch in dieser
Legislatur erlassen werden.

Frage 1229
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Esther Schröder
- Unvollständige EU-Beihilfe-Anmeldung für die Chipfabrik
in Frankfurt (Oder) -

In Frankfurt (Oder) soll 2002/2003 für 1 300 Beschäftigte und
70 Lehrlinge eine Chipfabrik errichtet werden. deren Finanzie-
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rung im Hinblick auf öffentliche Beihilfen durch die EU-Kom-
mission genehmigt werden muss. Seit dem Ende des vergange-
nen Jahres wurden aber immer wieder unvollständige Unterla-
gen in Brüssel eingereicht, sodass es vonseiten der EU-Kom-
mission immer wieder Rückfragen gab. die anscheinend noch
immer nicht vollständig beantwortet wurden. Erneut wurde
hierzu ein Schreiben an die Bundesrepublik, insbesondere mit
Fragen an das Land Brandenburg. gerichtet. Dem Vernehmen
nach stellt Brüssel darin mehr Fragen an das Land Brandenburg
als an die Betreiherfirma Communicant.

Damit hat - trotz langwieriger inoffizieller Vorgespräche - ins-
besondere die Landesregierung Brandenburg nicht realisiert.
eine qualifizierte Anmeldung der Chipfabrik bei der EU-Kom-
mission in Brüssel zu präsentieren, die dem EU-Wettbewerbs-
recht entspricht und von Brüssel als Voranmeldung bestätigt
werden könnte. Das eigentliche Notifizierungsverfahren konnte
wegen der offenen Fragen und der fehlenden Unterlagen daher
auch bis Anfang 2002 noch nicht beginnen.

Ich frage daher die Landesre gierung: Wann hat sie die erneuten
Lücken in der Beihilfeanmeldung für die Chipfabrik in Frank-
furt (Oder) in diesem Monat beseitigt und die neuen Fragen der
EU-Kommission, insbesondere an das Land Brandenburg. be-
antwortet?

Antwort der Landesregierung

Minister für Wirtschaft Dr. Fürniß

Die staatlichen Beihilfen für den Bau der Chipfabrik in Frank-
furt (Oder) sind bei der EU-Kommission am 29. April 2002
angemeldet, das heißt notifiziert worden. Die. maßgebenden,
verbindlichen Unterlagen, die für die Genehmigung von staatli-
chen Zuschüssen notwendig sind, liegen der Kommission seit
zwei Monaten vor.

Die Notifizierung war wegen der erforderlichen Kabinettent-
scheidungen im März und wegen Vertragsunterzeichnungen der
Investoren nicht früher mö glich. Die davor mit der Kommission
getroffenen Absprachen waren Teil eines informellen Verfah-
rens. des so genannten Prä-Notifizierungsverfahrens, das jedem
förmlichen Notifizierungsverfahren vorausgeht.

Die Kommission hat die vom Land Brandenburg zusammen-
gestellten und durch die Bundesregierung übermittelten Unterla-
gen geprüft. Aus Sicht der Kommission haben sich weitere
Fragen ergehen. die in Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanz-
ministerium und dem Unternehmen vor zwei Wochen beant-
wortet und mit Schreiben vom 13. Juni 2002 der Kommission
zugeleitet worden sind.

Frage 1230
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Bednarsky
- 12. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministe-
rinnen und -minister -

Im Mai fand in Bremen die 12. Konferenz der Gleichstellungs-
und Frauenministerinnen. -minister, -senatorinnen und -senato-
ren der Länder (GFMK) stan, Einige Ministerinnen bzw. Sena-
toren traten mit Initiativen und Anträgen in der GFMK in Er-

scheinung, zum Beispiel gegen eine Dienstpflicht für Frauen in
der Bundeswehr. für mehr Gleichstellung von Frauen in der
Privatwirtschaft, die auf Zustimmung der Konferenzmitglieder
trafen. Brandenburg war Miteinhringer des Vorschlages zur

Verknüpfung von Kindschafts- und Gewaltschutzrechten.

Deshalb frage ich die Landesregierung: Mit welchen eigenen
Brandenburger Initiativen ist sie in der GFMK aktiv geworden'?

Antwort der Landesregierung

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel

Als federführende Länder der Arbeitsgruppe „Familienrecht/
Familienpolitik" haben Brandenburg und Berlin auf der 12.
GFMK unter anderem drei Anträge eingebracht, die auch ein-
stimmig beschlossen wurden. Diese Anträge waren:

1. Stärkere Verknüpfung von Kindschafts- und Gewalt-
schutzrecht;

2. Praktische Auswirkungen gemeinsamer elterlicher Sorge
durch Sorgeerklärung:

3. Fortsetzung der Arbeitsgruppe „Familienrecht/Familien-
politik".

Zum ersten Beschluss wollen wir von der Bundesregierung
Gewissheit darüber, wie die Gerichte zum Beispiel über das
Besuchsrecht in solchen Fällen entscheiden, in denen häusliche
Gewalt gegen die Kindesmutter vorliegt. Des Weiteren bitten
wir die Bundesregierung um eine langfristig angelegte Studie,
wie sich häusliche Gewalt auf Frauen und Kinder auswirkt.
Außerdem soll in einem Modellprojekt das Thema _Häusliche
Gewalt" stärker in die Kinderschutzarbeit integriert werden,
Von alldem versprechen wir uns bessere Erkenntnisse für wirk-
saniere Prävcntions- und Interventionsprogramme und effekti-
vere Kinder- und Mutterschutzstrategien.

Mit ihrem zweiten Beschluss bittet die GFMK die Bundesregie-
rung unter anderem um Prüfung. inwieweit Daten zur gemein-
samen elterlichen Sorge durch Sorgeerklärung statistisch erfasst
werden können. Derzeit geschieht das nicht. Wir versprechen
uns davon zuverlässigere Daten über Akzeptanz und Auswir-
kungen dieser Sorge in solchen Fällen. in denen die Eltern nicht
miteinander verheiratet sind.

Der dritte Beschluss legt fest dass die GFMK-Arbeitsgruppe
.,Familienrecht/Familienpolitik" unter Leitung Brandenburgs
und Berlins auch künftig wichtige Gesetzgebungsverfahren in
diesem Bereich vorbereiten und be gleiten wird. Das gilt vor
allem mit Blick auf die steuerliche Behandlung von Ehe und
Familie, insbesondere auch für die steuerliche Berücksichtigung
der Situation Alleinerziehender.

Des Weiteren war Brandenburg Mitantragsteller weiterer Be-
schlüsse - unter anderem zur gesundheitlichen Versorgung für
von Gewalt betroffene Frauen: zur Frauen- und geschlechterge-
rechten Gesundheitsberichterstattung; zum Gender Mainstrea-
ming in der Forschung. Zudem haben wir das Thema „Memo-
ring in der Verwaltung" eingebracht. Es wurde vereinbart. be-
stehende Memoring-Initiativen zu erfassen und dieses Thema
dann im Jahre 2004 auf der 14. GFMK im Saarland zu behan-
deln.
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Übrigens werden wir dem zuständigen Landtagsausschuss - wie
auch in den Vorjahren - die GFMK-Beschlüsse demnächst zu-
senden.

Frage 1231
Fraktion der DVU
Abgeordnete Birgit Fechner
- Bildungsstudie PISA-E -

Noch bereits vor Veröffentlichung der Ergebnisse der PISA-E-
Studie rechnete Bildungsminister Reiche mit einem sehr
schlechten Ergebnis für das Brandenburger Schulsystem.

Ich frage die Landesregierung; Aufgrund welcher Erkenntnisse
gin g der Minister von dieser Annahme aus?

Antwort der Landesregierung

Staatssekretär im Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport Szymanski

Bereits in den Jahren 1997/98 haben wir in den Diskussionen
mit den Schülerinnen und Schülern, Eltern und Lehrkräften
festgestellt, dass einiges falsch läuft in unserem Schulwesen. Ich
will dies an einigen Beispielen verdeutlichen:

Die Grundschule war mit zu wenig Stunden ausgestattet, die
Lehrpläne waren zu unverbindlich, es gab keine schulübergrei-
fenden Prüfungen, beispielsweise zentrale Prüfungen in Klasse
10 und beim Abitur. Wir haben deshalb 1999 eine groß angeleg-
te Bildungsoffensive gestartet. Der Testzeitraum PISA war im
Mai 2000, die Bildungsoffensive konnte also noch nicht wirken.

In Kenntnis dieser Ausgangssituation habe ich vermutet, dass
Brandenburg hei P1SA-E keinen Spitzenplatz einnehmen würde.

Frage 1232
Fraktion der PDS
Abgeordneter Dr. Andreas Trunschke
- Haushaltssperre kontra Finanzaufwuchs für Hochschulen -

Mit dem Doppelhaushalt 2002/2003 gab es einen - wenn auch
nicht sonderlich großen, so doch merklichen - Zuwachs für den
Einzelplan Oh. Dieser war vor allem im Vergleich mit den tatsäch-
lichen Ausgaben von 2001 sichtbar und betrug ungefähr
27 Millionen DM (14 Millionen Euro). Das sollte die Kehrtwende
in der Hochschulfinanzierung darstellen. Die jetzt verhängte Haus-
haltssperre von 5,5 % fordert vom Ministerium für Wissenschaft.
Forschung und Kultur eine Kürzung um ungefähr 11 Millionen
Euro. Damit ist der vorher erreichte Zuwachs fast aufgebraucht.

Deshalb frage ich die Landesregierung: Welche Maßnahmen
ergreift sie vor dem Hintergrund dieser Situation, um der zag-
haft eingeleiteten Trendwende hei der Hochschulfinanzierung
Nachdruck zu verleihen?

Antwort der Landesregierung

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur
Prof. Dr. Wanka

nommen. die finanzielle Situation der Hochschulen durch einen
Aufwuchs der Personal-, Such- und Investitionsmittel gegen-
über dem Vorjahr zu verbessern.

Durch den hohen Konsolidierungsdruck auf den Landeshaushalt
sind von der jetzt verhängten Haushaltssperre alle Ressorts
betroffen, sodass der Einzelplan 06 keine Ausnahme bilden
kann. Gleichwohl hat sich die Landesregierung zur hohen Prio-
rität von Bildung und Forschung bekannt und hei der Verteilung
der Globalen Minderausgabe (GMA) für den Einzelplan 06
einen Sondertatbestand für Personalausgaben der glohalisierten
Hochschulen berücksichtigt. Mit Blick darauf wurde die GMA
für den Einzelplan 06 uni 4.8 Millionen Euro reduziert, sodass
nunmehr insgesamt eine Ausgabenkürzung von 11 Millionen
Euro vom Ressort Wissenschaft, Forschung und Kultur zu er-
bringen ist. Allerdings stellt auch diese Größenordnung einen
schmerzlichen Einschnitt dar und lässt keinerlei Spielräume
mehr offen. In der Konsequenz müssen also - neben den großen
Bereichen Forschung und Kulturförderung - auch die Hoch-
schulen einen gewissen Beitrag leisten.

Letztendlich entfallen in der Summe 2,9 Millionen Euro der
GMA des Einzelplanes Oh auf die Hochschulhaushalte. Im Rah-
men ihrer Autonomie ist es den Hochschulen freigestellt. aus
welchen Hochschulkapiteln die GMA erwirtschaftet wird. Die
im Vergleich geringere Belastung der Hochschulen soll durch
entsprechende Einsparungen im Bereich der allgemeinen Bewil-
ligungen der Zentralkapitel ausgeglichen werden.

Richtig ist demnach, dass der erreichte Mittelzuwachs für die
Hochschulen zwar insgesamt geringer ausfällt. aber in der Ge-
samtbetrachtung keinesfalls davon gesprochen werden kann, er
sei „fast aufgebraucht".

Die notwendige Konsolidierung des Landeshaushalts zeigt aber
auch. dass es in Zukunft noch mehr darauf ankommen wird, die
Leistungsfähigkeit der Hochschulen durch einen effektiven
Mitteleinsatz innerhalb der bestehenden Rahmenbedingungen
zu stärken. Im Sinne einer dauerhaft stahlen und auskömm-
lichen Finanzierung der Hochschulen strebt die Landesregie-
rung deshalb an, die begonnenen Reformschritte weiter zu qua-
lifizieren und darüber hinaus neue Modelle zur Berechnung der
Mittelzuweisun g in die Debatte einzubringen.

Frage 1233
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Kaiser-Nicht
- Bericht zur Stärkung des inneren Friedens und der inne-
ren Sicherheit -

Im März 1993 hat der Landtag einen Grundsatzbeschluss zur
Stärkung des inneren Friedens und der inneren Sicherheit ge-
fasst. mit dem die Landesregierung beauftra gt wird, jährlich
einen Bericht zu diesem Thema zu geben. Der Beschluss ist im
März 1995 bekräftigt worden. Auf dieser Grundlage hat die
jetzige Landesregierung im November 2000 einen entsprechen-
den Bericht vorgelegt. Ein solcher Bericht für das Jahr 2001
sieht jedoch noch aus.

Ich frage die Landesregierung: Wann legt sie den Bericht zur
Stärkung des inneren Friedens und der inneren Sicherheit vor?Mit dem Haushalt 2002 wurden große Anstrengungen unter-
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Antwort der Landesregierung

Minister des Innern Schönhohn'

Der vorjährige Bericht der Landesregierung zur Stärkung des
inneren Friedens und der inneren Sicherheit wurde am 3. No-
vember 2000 dem Landtag vorgelegt. Er behandelte die Zeit
vom Oktober 1998 bis Juli 2000.

Die Landesregierung beabsichtigt, den aktuellen Bericht zur Stär-
kung des inneren Friedens und der inneren Sicherheit zur ersten
Plenarsitzung nach der Sommerpause dem Landtag vorzulegen.

Frage 1235
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Dagmar Enkelmann
- Gebietsnachmeidungen für europäisches Schutzgebietsnetz -

Auf einem Bewertungstreffen der EU-Kommission Anfang Juni
in Den Haag haben die Umweltverbände HUND und NABU
umfangreiche Nachmeldungen von bedrohten Lebensräumen für
das europäische Netzwerk Natura 2000 gefordert.

Auf der Expertenkonferenz wurden durch ein von der EU beauf-
tragtes unabhängiges Institut die von den Mitgliedsstaaten ge-
meldeten FFH-Gebiele bewertet. Dabei hat Deutschland mit nur
2,9 5: FFH-Anteil an der Gesamtfläche den letzten Platz unter
den Mitgliedsstaaten belegt. Obwohl Brandenburg im Vergleich
zu den anderen Bundesländern eine positive Bilanz ziehen kann.
wurden Versäumnisse beispielsweise im Bereich der Lacomaer
Teiche oder dein Rhinluch festgestellt.

Ich frage die Landesregierung: Wie bewerte( sie die Forderung
der Umweltverbände auf Nachmeldung von Gebieten, die der
europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie entsprechen, an
die EU?

Antwort der Landesregierung

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler

Die Landesregierung hat nach umfangreichen Abstimmungs-
prozessen im Juli 1998 bzw. im März 2000 die Benennung von
insgesamt 477 FFI-1-Gebieten beschlossen. Diese Gebiete sind
von dem für die Meldung verantwortlichen Bundesumwelt-
ministerium ausnahmslos an die Europäische Kommission wei-
tergeleitet worden.

Mit Benennung und Meldun g der Gebiete hat das Land Bran-
denburg entscheidend zum Fortschritt der Meldung von „Na-
tura 2000"-Gehieten durch die Bundesrepublik Deutschland
beigetragen.

Gemeinsam mit den zwölf notifizierten brandenburgischer' FU-
Vo gelschutzgebieten sind rund 15 % der Landesfläche in das
europäische Schutzgebietsnetz Natura 2000 integriert. Damit ist
im Land Brandenburg die landesweite bzw. naturraumbezogene
Kohärenz von Natura 2000 gesichert.

Die Gebietsvorschläge wurden vom Landesumweltamt Bran-
denburg unter Hinzuziehung der unteren Naturschutzbehörden

und der Landesanstalt für Großschutzgebiete identifiziert, be-
wertet und ausgewählt. Hierzu erfolgte eine konsequente An-
wendung der gemeinsam mit dem Bundesamt für Naturschutz
erweiterten und differenzierten Kriterien des Anhangs 11 der
FFH-Richtlinie.

Grundlage für die Auswahl der FFH-Gebiew waren in Branden-
burg eine landesweite selektive Biotopkartierung. Biotopkartie-
rungen in Großschutzgebieten und die aktuelle wissenschaftli-
che Kenntnis zur Verbreitung der im Land vorkommenden
Lebensraumtypen des Anhanges 1 und Arten des Anhangs ltder
FFH-Richtlinie.

Über die FEH-Gebietsvorschläge aus Brandenburg und den
anderen Bundesländern erfolgt nun die Prüfung durch Fach-
experten auf wissenschaftlichen Seminaren für die jeweilige
biogeographische Region. Das erste Seminar für die kontinenta-
le Region, zu der Brandenburg gehört, findet im November
2002 statt.

In Zusammenarbeit mit den Mit g liedsstaaten legt die EU-Kom-
mission dann die Gebiete fest. die das Netz „Natura 2000" hil-
clen sollen, die so genannten Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung.

im Ergebnis der wissenschaftlichen Seminare ist nicht auszu-
schließen, dass die EU-Kommission aufgrund neuer wissen-
schaftlicher Kenntnisse die Nachmeldung von weiteren Gebie-
ten fordern wird. Oh das Land Brandenburg hiervon betroffen
sein wird, ist derzeit nicht vorhersehbar.

Frage 1236
Fraktion der PDS
Abgeordneter Frank Hammer
- Modellprojekt „Tropfen" im Landkreis Elbe-Elster

Unmittelbar vor Beginn des Modellprojektes „Tropfen" im
Landkreis Elbe-Elster ist dieses mit der Haushaltssperre auf Eis
gelegt worden. Damit bleibt ein Jahr intensiver Vorbereitungs-
arbeit von Jugendsozialarbeitern aus vier Ämtern, dem Kreis-
jugendring. dem Kreisjugendamt. der Fachhochschule Lausitz,
der Landjugend und von verschiedenen freien Trägern ohne
Wirkung auf die Veränderung von Lebenssituationen Jugendli-
cher in ländlichen Regionen.

Ich frage. die Landesregierung: Wie bewertet sie die Möglich-
keit zur Sicherung des Projektbeginns, besonders hinsichtlich
der Tatsache, dass die Landesregierung selbst vor einem Jahr zu
diesem Projekt aufgerufen hat und der Landesjugendhilfeaus-
schuss entsprechende Beschlüsse fasste?

Antwort der Landesregierung

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler

Ich kann Ihnen mitteilen. dass die Berlin-Brandenburgische
Landjugend den Zuwendungsbescheid für die Umsetzung des
Modellprojektes „Tropfen - im Landkreis Elbe-Elster vom Lan-
desjugendamt in Höhe von 24 769 Euro für das Jahr 2002 erhal-
ten hat und für die Jahre 2003 und 2004 Fördermittel in Höhe
von 100 000 Euro bzw. 75 231 Euro gebunden sind.
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Ziele im Rahmen des Modellprojektes sind die Ressourcen
Umfeld der Jugendarbeit auszuloten um diese für die Jugend-
arbeit nutzbar zu machen, so zum Beispiel:

Die Akzeptanz bei Jugendlichen durch Verbesserung der
Mitwirkungs- und Beteiligungsmöglichkeiten zu erhöhen.

Die Jugendaktivitäten in bestehende Gemeinwesen zu
integrieren und somit ihre nötige Akzeptanz in der Ge-
meinschaft zu stärken.

- Die Alternativen zu traditionellen Freizeitangeboten auf
dem Lande zu entwickeln.

- „Anders sein" hei der Gestaltung von ländlicher Jugend-
arbeit zu berücksichtigen.

Das Förderverfahren bezüglich des hohen und komplizier-
ten Verwaltungsaufwandes für Träger zu „entschärfen"
und transparenter zu gestalten.

In diesem Rahmen erwähne ich folgende Projekte:

In Bad Liebenwerda bildet die Suche nach Ausbildun gs-
möglichkeiten in der Region mit dem Ziel einer sozialen
Betreuung und einer Rückkehrperspektive einen Schwer-
punkt.

- In der Gemeinde Tröhnitz werden im Rahmen der Kon-
zeptentwicklung für das Sport- und Freizeitzentrum Ge-
staltungsräume für Kinder. Jugendliche und junge
Erwachsene geschaffen.

In der Gemeinde Mühlberg/Elbe wird untersucht, wie eine
Freizeitgestaltung aussieht, die sich an den Bedürfnissen
der Mühlherger Jugend orientiert.

In der Flugplatzsiedlung Finsterwalde Schlacksdorf, ein
territoriales und soziales Randgebiet, werden die Ansätze
der Gemeinwesenstruktur (Nachbarschaftshilfe. Partykel-
ler, Bewohnertreff. Sportplatznutzung) für die Gemeinwe-
senarbeit untersucht.

Nach einem Jahr intensiver Vorbereitungsarbeit von Jugendso-
zialarbeitern aus vier Ämtern. dem Kreisjugendring, dem Kreis-
jugendamt, verschiedenen freien Trä gern, zum Beispiel der
Caritas. dem Arbeiter Samariter Bund und der Jugendfeuerwehr,
der Fachhochschule Lausitz und der Landjugend wird das Mo-
dellprojekt am 1. August 2002 beginnen.

Für den Zeitraum wird eine Personalstelle zur Projektkoordination
geschaffen. Diese könnte nach Ablauf des Projektzeitraumes als
Festanstellung die Leitung der Berlin-Brandenburgischen Land-
jugend - Regionalstelle .,Elhe-Elster" - zu übernehmen.

Zur Unterstützung der Teilprojekte werden ebenfalls für den
gesamten Fürderzeitraum fünf Personalstellen des zweiten Ar-
beitsmarktes beantragt.

Mit dem Projekt „Tropfen" soll auch die Bedeutung jedes ..Tröpf-
chens" aufgezeigt und die Wirksamkeit verdeutlicht werden, wenn
es eine sinnvolle Verbindung mit anderen „Tröpfchen" erfährt.
Aus dem ‚Tröpfchen" soll ein Rinnsal, ein Bach oder vielleicht

sogar ein ganzer Fluss entstehen, der vielerorts den fruchtbaren
Boden für vergleichbare Vorhaben bereiten würde.

Frage 1237
Fraktion der DVU
Abgeordnete Birgit Fechner
- Begegnungszentrum Lepsius-Villa -

Das ehemalige Wohnhaus des Potsdamer Orient-Missionars und
Philanthropen Johannes Lepsius in der Großen Weinmeisterstraße
45 in Potsdam, welches sich im Eigentum der Stiftung Preußische
Schlösser und Gärten befindet und zum UNESCO-Weltkulturerbe
gehört, soll von einem Fürderverein saniert werden.

Diesem fehlten im Herbst letzten Jahres noch 1,6 Millionen DM
an Sanierungsmitteln. Johannes Lepsius wurde besonders be-
kannt durch seine Rettungsaktion für die vom türkischen Staat
bedrohten Armenier während des Ersten Weltkrieges,

Ich trage die Landesregierung: Welche Erkenntnisse hat sie
über die Sanierung der in der Vorbemerkung genannten Villa zu
einem Begegnungszentrum und über deren Finanzierung?

Antwort der Landesregierung

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur
Prof. Dr. Wanka

Das ehemalige Wohnhaus von Johannes Lepsius befindet sich
im Besitz der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten. Die
Stiftung selbst plant keine Nutzung für das Lepsius-Haus und ist
aufgrund ihrer finanziellen Situation nicht in der Lage. das
Gebäude zu sanieren.

Der Fürderverein „Lepsins-Haus Potsdam e. V." ist an einer
Nutzung interessiert. Seine Planung sieht vor, in diesem Gebäu-
de eine Lepsius-Gedenkstätte („Deutsch-Armenische Begeg-
nungsstätte") einzurichten. verfügt allerdings nicht über die für
eine Sanierung notwendigen finanziellen Mittel. Auch die Lan-
desregierungkann keinen finanziellen Beitrag leisten, steht dem
Vorhaben jedoch im Grundsatz positiv gegenüber. Sie unter-
stützt deshalb den Vorschlag. private Sponsoren für die Sanie-
rung des Lepsius-Hauses zu finden.

Zum aktuellen Stand: Auf Anregung der Landesregierung hat
inzwischen die philosophische Fakultät der Universität Potsdam
in Kooperation mit der U niversität Halle ein wissenschaftliches
Konzept für ein Forschungszentrum _Orient-Okzident" vor-
gelegt. das gegebenenfalls im Lepsius-Haus eingerichtet werden
könnte. Allerdin gs sind die konzeptionellen und wirtschaftli-
chen Überlegungen noch nicht abgeschlossen.

Frage 1238
Fraktion der PDS
Abgeordnete Anita Tack
- Korrektur von Planungsunterlagen für den Flughafen-
standort BBI -

Laut Presseberichten soll der Koordinierungsrat am 14. Juni 2002
Korrekturen am Landesentwicklungsplan Flughafen Schönefeld
und am Landesentwicklungsprogramm beschlossen haben, nm die
planungsrechtlichen Grundlagen für den BBI-Flughafenstandort
und für das Planfeststellungsverfahren sicherzustellen.
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Ich frage die Landesregierung: Um welche Korrekturen an wel-
chen Plänen für den Flughafenstandort BBI handelt es sich?

Antwort der Landesregierung

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler

Leider hat die von Ihnen zitierte Presse in der vergangenen
Woche nicht ganz zutreffend berichtet.

So war es am 14. Juni 2002 die gemeinsame Landesplanungs-
konferenz der Länder Berlin und Brandenburg - kurz; Plako -,
die über den Entwurf der Änderung des Landesentwicklungs-
programms und den Entwurf . eines Landesentwicklungsplanes
Flughafenstandorientwicklung beraten hat.

Die Plako hat beiden Landesregierungen empfohlen, diese Ent-
würfe zu billigen und die gemeinsame Landesplanungsabteilung
mit der Durchführung des Beteiligungsverfahrens zu beauf-
tragen.

Dieser Empfehlung sind die Landesregierungen von Berlin und
Brandenburg in ihren Sitzungen am 25. Juni 2002 durch ent-
sprechende Beschlüsse gefolgt.

Da der Landtag die Landesregierung - auf Antrag der Fraktion
der PDS - mit seinem Beschluss vom 17. April 2002 in gleicher
Angelegenheit mit der Unterrichtung des Ausschusses für Land-
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung beauftragt hat
(LT-Drucksache 3/4188-B), darf ich Sie bitten. zu den Inhalten
auf diese Unterrichtung zurückzugreifen. die dem Ausschuss in
diesen Tagen fristgemäß zugeleitet wird.

Frage 1239
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Dagmar Enkelmann
- Umsetzung der Haushaltssperre durch Kürzungen bei der
Förderung von Abwasseranlagen -

Laut Pressemitteilung vom 10.06.2002 prüft Agrar- und Um-
weltminister Wolfgang Birthler, ob sich in seinem Ressort die
Einsparungen der jün gsten Haushaltssperre unter anderem durch
Kürzungen im Bereich der Förderung von Abwasseranlagen
erreichen lassen. Die Fraktion der PDS hatte in der Haushalts-
debatte vorgeschlagen. umfangreiche Mittel zur Förderung der
Abwasserentsorgung zugunsten von anderen Kommunalinvesti-
tionen umzuschichten.

In welcher Höhe ließen sich haushaltswirksame Einsparungen
bei der Förderung von Abwasseranlagen unter Beachtung des
Einsatzes von Bundes- und EU-Mitteln im Einzelplan 10 maxi-
mal erzielen?

Antwort der Landesregierung

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler

Die angespannte Haushaltslage hat die Finanzministerin ver-
anlasst, von allen Ressorts die Einsparung von Landesmitteln zu

verlangen. Durch mein Haus sind dabei die Aus gaben um 17.4
Millionen Euro zu reduzieren.

Die Möglichkeiten, Landesmittel einzusparen, sind wegen der
verfügbaren Mittelstruktur und der Mittelhindungen auf be-
stimmte Haushaltstitel beschränkt. Bei den Einsparungsüberle-
gungen wird davon ausgegangen, dass die Reduzierung von
Landesmitteln. die der Kofinanzierung von Bundes- und EU-
Mitteln dienen, wenig Sinn macht, weil damit von diesen Gel-
dern unverhältnismäßi g viel verloren ginge.

Mithilfe von meinem Hans zugebilligten Ausgaberesten des
Vorjahres aus dem Investitionsförderungsprogramm „Aufbau
Ost" und dcs vollständigen Einsatzes der vom Wirtschaftsminis-
terium bereitgestellten Mitteln aus dem „Europäischen Fonds
für Regionale Entwicklung" (kurz: EFRE) können Kürzungen
im Bereich des Gewässerschutzes und der Wasserwirtschaft
letztmalig verhindert werden. Dies wird schon im nächsten Jahr
wohl nicht mehr möglich sein.

Für das Jahr 2002 ist somit keine Änderung der bewährten Für-
derstrategie für Awasseranlagen notwendig. Für das kommende
Jahr stellt sich nach bisherigem Kenntnisstand die Situation
schwieriger dar. Zukünftig ist Folgendes zu beachten:

Die meinem Haus im Abwasserbereich zur Verfügung gestellten
Mittel dienen dem Gewässerschutz. Bei den Überlegungen, in
weichen Bereichen künftig gekürzt wird, sind daher zunächst die
Vorhaben betroffen, in denen keine international verbindlichen
Terminvorgaben eingehalten werden müssen. Die Nichterfüllung
der EU-Vorgaben zur Abwasserentsorgung würde für das Land
Brandenburg zu erheblichen finanziellen Sanktionen führen.
Keine europäischen Terminvorgaben gibt es für Orte unter
2 (100 Einwohnern, Hier müssen daher zunächst die Kürzungen
ansetzen. Mein Haus prüft zurzeit, inwieweit in besonders drin-
genden Fällen Ausnahmen von dieser Entscheidung möglich
sind. Ich denke dabei an Abwasseranlagen in Trinkwasser-
schutz- und FFH-Gebietcn sowie an Standorte mit besonders
hohen Anforderungen an den Gewässerschutz.

Auch im Trinkwasserbereich könnten in den Fol gejahren Mittel-
kürzungen notwendig werden und damit zu drastischen Ein-
schnitten hei der Förderung führen. Obwohl sich die Landes-
regierung nach wie vor der Daseinsvorsorge verpflichtet fühlt.
bliebe dann nur noch die Förderung der unbedingt notwendigen
Sanierung von baulich und in ihrer Ausrüstung verschlissenen
Wasserwerken übrig. Mein Haus wird aber alles daransetzen.
dass es auch weiterhin möglich sein wird, die Erneuerung maro-
der Wasserversorgungsanlagen finanziell zu unterstützen.

In Ihrer mündlichen Anfrage weisen Sie darauf hin, dass Ihre
Fraktion in der Haushaltsdebatte die umfangreiche Umschichtung
von Mitteln zur Förderung der Abwasserentsorgung zugunsten
anderer Kommunalinvestitionen vorgeschlagen hatte. Von einem
solchen Vorhaben kann ich nur dringend abraten. Angesichts der
Terminvorgaben der Europäischen Union in der Kommunalab-
wasserrichtlinie muss in Orten größer 2 009 Einwohner bis zum
31.12.2005 eine ordnungsgemäße Abwasserentsorgung gesichert
sein. Mit den wenigen verfügbaren Mitteln wird das schon jetzt
erhebliche Schwierigkeiten bereiten. Die Finanzlage des Landes
zwingt die Landesregierung zur dargelegten Schwerpunktsetzung;
andere Optionen sehe ich derzeit nicht.
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Frage 1240
Abgeordneter Heinz Vietze
- Verhinderung künftiger lebenslanger Versorgungsfälle -

Mit seiner Antwort zum Versorgungsfall Harms versucht der
Ministerpräsident den Eindruck zu erwecken, der ehemalige
Staatssekretär wäre im Falle einer Entlassung aus dem Landes-
dienst im Jahre 1998 in ein schwarzes Loch gefallen. Dem ist
mitnichten so. Infolge der für diesen Fall obligatorischen Nach-
versicherung des Betreffenden in der Rentenversicherung sowie
durch - auch in Sachsen-Anhalt vorgesehene - mehrjährige
Übergangs- und später Ruhegehälter hätte der 49-Jährige ein
solides Einkommen aus öffentlichen Kassen.

Ich frage die Landesregierung: Welche Gründe veranlassen sie.
bestehende Landesregelungen weiter aufrechtzuerhalten, die
eine lebenslange Alimentierung ehemaliger Staatssekretäre aus
dem Brandenburger Landeshaushalt ermöglichen?

Antwort der Landesregierung

Chef der Staatskanzlei Staatssekretär Speer

Das Landesbeamtengesetz sieht - ebenso wie das Bundesbeam-
tengesetz und die Beamtengesetze der anderen Länder - die
Möglichkeit vor, politische Beamte in den einstweiligen Ruhe-
stand zu versetzen. Die sich daraus ergebende Versorgung ist
hu ndesgesetzl ich geregelt.

Die Möglichkeit, politische Beamte in den einstweiligen Ruhe-
stand zu versetzen, ist weiterhin erforderlich, da ein politischer
Beamter in fortdauernder Übereinstimmung mit den grundsätz-
lichen pol itischen Ansichten und Zielen der Regierung stehen
muss (vgl. § 31 Beamtenrechtsrahmengesetz).

Frage 1241
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Dagmar Enkelmann
- Neubau Schutzbereich -

Die Landesregierung hat vor kurzem von der Stadt Bernau bzw.
ihrer Städtischen Entwicklungsgesellschaft ein Grundstück zum
Neuhau des Schutzbereichs erworben.

Wie sieht der Zeitplan der Landesregierung zur Umsetzung des
Vorhabens aus?

Antwort der Landesregierung

Minister des Innern Schönhol-irrt

Die momentan sehr schwierige Unterbringungssituation des Schutz-
bereiches in Bernau sowie der veränderte personelle und organisato-
rische Zuschnitt nach der Polizeistinktuneform eifordem. möglichst
kurzfristig ein neues Objekt herzurichten, um die Polizisten bedarfs-
gerecht und wirtschaftlich unterzubringen. Zu diesem Zweck hat das
Land Brandenburg im April 2002 eine Fläche von circa 6 000 in2 im
Gewerbe-, Wohn- und Freizeitzentrum Rehberge von der STAB
Grundstücksentwicklungsgesellschaft mbH erworben, um dort ein
neues Dienstgebäude zu errichten.

Auf Arbeitsebene wird derzeitig der Planungsauftrag vorbereitet.
Mit der Fertigstellung und Übergabe des Neubaus wird zum Ende

des Jahres 2004 7.0 rechnen sein. 260 Bedienstete werden dann
unter sehr guten Bedingungen ihren Dienst versehen können.

Frage 1242
Fraktion der DVU
Abgeordnete Birgit Fechner

Führerschein-Nachschulungen -

Nach Pressemeldungen plant die Landesregierung eine Bundes-
ratsinitiative, um regelmäßige Führerschein-Nachschulungen
zur Pflicht zu machen. Staatssekretär Appel kündigte gegenüber
der Presse an, dass Autofahrer alle fünf bis zehn Jahre eine
solche Pflichtnachschulun g machen sollten. Die Verkehrsver-
bände. zum Beispiel der ADAC, kündigten dagegen ihren Wi-
derstand an.

Ich frage die Landesregierung: Plant sie eine Bundesratsinitia-
tive zur Einführung regelmäßiger Führerschein-Nachschu-
lungen?

Antwort der Landesregierung

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer

Die Landesregierung plant nicht eine Bundesratsinitiative zur
Einführung einer regelmäßigen Führerschein-Nachschulung.

Auf der zitierten Pressekonferenz war im Übrigen von einer
Pflichtschulun g nicht die Rede. Hinsichtlich des Gegenstandes der
Pressekonferenz verweise ich auf meine Antwort auf die mündli-
che Anfrage des Abgeordneten Wilfried Schrey zu dein Thema
„Nachschulung für Fahrzeugführer" vom 27.06.2002.

Frage 1243
Fraktion der PDS
Abgeordnele Dr. Dagmar Enkelmann
- Übertragung von Naturschutzflächen -

Aufgrund einer Verwaltungsentscheidung wurde vor kurzem die
zwischen Bund und Ländern vereinbarte unentgeltliche Über-
tragung von Naturschutzflächen aus dein Vermögen der BVVG
an die Länder gestoppt,

Welche Konsequenzen er geben sich daraus für Brandenburg?

Antwort der Landesregierung

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler

Lassen Sie mich. bevor ich auf Ihre Frage näher eingehe. zu-
nächst die Rahmenbedingungen für die unentgeltliche Über-
tragung von Naturschutzflächen erläutern.

Das Vermögensrechtsergänzungsgesetz hat im September 2000
die Grundlage dafür geschaffen, dass die neuen Bundesländer in
Naturschutzgebieten Flächen im Gesamtumfang von 100 000 ha
erwerben können. Die Bodenverwertungs- und -verwahungs-
gesellschaft kann das Eigentum an den Flächen auch unmittel-
bar auf einen von einem Land benannten Naturschutzverband
oder eine von einem Land benannte Naturschulzstiftung über-
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tragen. Im Rahmen der so genannten I . Tranche können Flächen
(insgesamt bis zu 50 000 ha) unentgeltlich übertragen werden.

Ihnen sind sicher die Diskussionen des letzten Sommers um die
Verteilung der Naturschutzflächen noch in Erinnerung. In deren
Folge hat das Land beantragt, circa 6 200 ha der BVVG-Flächen
in die eigene Verantwortung zu übernehmen. Für die restlichen
Flächen von circa 12 300 ha wurden Verbände und Stiftungen
zur Übertragung benannt.

Nun zu dein in Ihrer Anfrage angesprochenen _Stopp" der un-
entgeltlichen Übertragung.

Hintergrund des Aussetzens der Übertragungen ist ein Schrei-
ben der Europäischen Kommission vom 8. März 2002. mit dem
die Europäische Kommission die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland um Informationen bittet, ob die unentgeltliche
Übertragung von mehreren 1 000 ha Wald an Naturschutzver-
bände im Land Brandenburg Elemente einer staatlichen Beihilfe
beinhaltet, für die eine Notifizierun g bei der Europäischen
Kommission erforderlich gewesen wäre.

Zu diesem Schreiben hat das federführend zuständige Bundes-
ministerium der Finanzen mit Datum vom 3. Juni 2002 der
Europäischen Kommission eine Stellungnahme, zu der auch
eine Zuarbeit meines Hauses erfolgte, zukommen lassen. Darin
wird auf die vorher dargestellte gesetzliche Regelung verwiesen
und darauf hingewiesen, dass die Einführung dieser gesetzlichen
Regelung der Kommission mit Schreiben der Bundesregierung
vom 18.07.2000 mitgeteilt worden war. Ferner wird darauf
hingewiesen, dass die Kommission. nachdem sie zunächst von
der Notwendigkeit einer Notifizierung ausgegangen war, diese
Auffassung revidiert hat. lm Weiteren werden in diesem Schrei-
ben Ausführungen zu einer fehlenden Wettbewerbsrelevanz bei
der Übertragung von Naturschutzflächen gemacht. Denn diese
Flächen sind ganz überwiegend Totalreservate oder erheblich
nutzungsbeschränkt.

Im Ergebnis hat das Bundesministerium der Finanzen im Hin-
blick auf die Prüfung durch die Europäische Kommission die
BVVG gebeten, die unentgeltliche Übertragung von Natur-
schutzflächen an Naturschutzstiftungen und -verbände zunächst
auszusetzen. Bis auf weiteres werden deshalb keine Übertra-
gungsverträge mit Stiftungen und Verbänden geschlossen,

Die Übertragung von Naturschutzflächen an das Land Branden-
burg wird fortgesetzt und ist auch durch die Anfrage der Euro-
päischen Kommission nicht betroffen. So erfolgte für die ersten
beiden Übertragungspakete an das Land Brandenburg (NSG
„Stärtchen/Freibusch" und NSG „Jackel") bereits die Vertrags-
unterzeichnung. Ziel (auch der BVVG) ist es nach wie vor. die
unentgeltliche Übertragung noch in diesem Jahr abzuschließen.

Die BVVG hat - allerdings vor der Aussetzun g der unentgeltli-
chen Übertragung - bisher erst mit einer Stiftung (Stiftung
Schortheide-Chorin) einen Notarvertrag zur Flächenübertragung
abgeschlossen.

Letztendlich bleibt die Reaktion der Europäischen Kommission
abzuwarten, wobei mein Haus in engem Kontakt mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen und der BV VG steht, uni hei entspre-
chender Entscheidung zeitnah reagieren zu können. Im Interesse

eines Fortgangs der unentgeltlichen Übertragung wird weiterhin
angestrebt, die Übertragungspakete zur Übernahme in das Res-
sortvermögen zügig abzuwickeln und die zur Übernahme durch
die Stiftungen und Verbände vorgesehenen Übertragungspakete
organisatorisch und inhaltlich vorzubereiten.

Frage 1244
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Errichtung einer Rettungshubschrauberstation heim Re-
gelkrankenhaus Perleberg -

Am 8. Mai 2000 erhielt die Kreiskrankenhaus Prignitz gGinhH
vom Landesamt für Bauen. Wohnen, Verkehr und Straßenwesen
die Genehmigung für die Anlage und den Betrieb eines Hub-
schraubersonderlandeplatzes für das Regelkrankenhaus in Perle-
berg. Mit der Antwort auf meine mündliche Anfra ge 295 er-
klärte Minister Ziel. dass eine Entscheidung im zweiten Halb-
jahr 2000 fallen wird.

Mit der Antwort auf meine Frage 596 teilte mir der Minister am
25.01.2001 mit. dass es weiteren Klärungsbedarf bezüglich der
Rettungshubschrauberstation in Perleberg gibt.

Ich frage die Landesregierung: Wie ist der Stand bezüglich der
Errichtung einer Rettungshubschrauberstation in Perleberg?

Antwort der Landesregierung

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel

Ich wünschte mir ja auch, dass solche Dinge zügiger zu händeln
wären, Herr Kollege Domres. Doch bevor solche Bauvorhaben
über Ländergrenzen hinweg Realität werden, haben viele ein
Wörtchen mitzureden. Da haben wir also das Heft des Handelns
nicht allein in der Hand. Das hatte ich in den von Ihnen zitierten
Antworten auch zum Ausdruck gebracht.

Der aktuelle Stand ist so: Im Frühjahr dieses Jahres hatten die
Krankenkassen heim Bau dieses Hubschraubersonderlande-
platzes grundsätzlich zugestimmt. Da ja die Krankenkassen den
Betrieb der Lufirenungsstation finanzieren müssen. war deren
Einverständnis für mich unverzichtbar. Die Prüfung dieses
Vorgangs dauerte - wie ich in meinen bisherigen Antworten
dazu ebenfalls schon darstellte.

Weil wir die Errichtung dieser Station gemeinsam mit
Mecklenburg-Vorpommern finanzieren wollen, ist mein Haus
unverzüglich im Mai 2002 an das Schweriner Sozialministerium
herangetreten. Natürlich wollen wir wissen, oh die gemeinsame
Finanzierung noch Konsens ist. Sobald eine positive Antwort
vorliegt, wird unverzüglich mit den Vorhereitungs- und Pla-
nungsarbeiten begonnen. Vielleicht könnten Sie die Sache ja
beschleunigen, Herr Kollege Domres. indem Sie über Ihre
„Strecke" mal in Schwerin anklopfen.

Frage 1245
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Geplante Zusammenlegung der Klassen 4 a und 4 h der
Grundschule Karstädt -

Zum Schuljahreswechsel sollen die jetzigen Klassen 4 a und 4 h
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der Grundschule Karstädt zusammengelegt werden. Die dann
gebildete Klasse hätte eine Stärke von 27 bzw. 29 Schülern. Die
Eltern stellen in einem Brief fest. dass es sich in überwiegender
Mehrheil nm leistungsschwächere Schüler handelt. Sie beklagen
des Weiteren, dass der Klasse nur vier frei verfügbare Förderstun-
den zugestanden werden. Sie fragen sich - meiner Meinung nach
berechtigt -, warum ohnehin schon leistungsschwächere Schüler
nicht als förderwürdig angesehen werden und keine Ausnahme-
regelungen für die Bildung von zwei Klassen gefunden werden.

Ich frage die Landesregierung: Warum wird an der Grundschule
Karstädt keine Ausnahmegenehmigung für die Bildung von
zwei Klassen erteilt?

Antwort der Landesregierung

Staatssekretär im Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport Szymanski

Die Richtwerte für die Bildung von Klassen werden in den
Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation für
das Schuljahr 2002/03 festgelegt. Gemäß Nr. 6 (1) beträgt der
Frequenzrichtwert für die Klassenbildung in der Grundschule
25. Es gibt che Bandbreite zwischen 15 und 28 Schülerinnen
und Schülern.

Die Überschreitung der Bandbreite ist möglich, wenn dies durch
die untere Schulaufsicht pädagogisch für vertretbar gehalten
wird.

Das staatliche Schulamt Perleberg beabsichtigt, im Rahmen
seines Ermessens eine Klasse mit 29 Schülerinnen und Schülern
zu bilden. Die Zusammenlegung der beiden 4. Klassen war seit
Beginn des Kalenderjahres geplant und mit der Schulleitung
abgestimmt, da die Klassen mit 14 und 15 Schülerinnen und
Schülern unter der Bandbreite bzw. unter dem Frequenzricht-
wert lagen.

Durch die Schulleitun g der Grundschule wurde für das kom-
mende Schuljahr nur eine 5. Klasse beantragt. Für diese 5. Klas-
se wurden der Schule vier zusätzliche Stunden für Förder- oder
Teilungsunterricht zur Verfügung gestellt.

Die Vorgehensweise der Klassenzusammenlegung wurde den
Eltern ausführlich durch die Schulleitung und auch durch die
zuständige Schulrätin dargelegt und begründet und ist durch das
MBJS nicht zu beanstanden.

Um trotzdem alle Kinder fordere und fördern zu können, sollen
gemäß Grundschulverordnung § 6 (2) differenzierte Lernange-
bote für Schülerinnen und Schüler angeboten werden.

Diese Angebote können in Form binnendifferenzierten Unter-
richts oder durch zusätzlichen Förderunterricht ausgestaltet
werden und sollen dem jeweiligen Lerntempo, dem Leistungs-
niveau. der Belastbarkeit sowie den Begabungen und Neigungen
der Schülerinnen und Schüler entsprechen.

Für die Klassenbildung ist grundsätzlich das jeweilige staatliche
Schulamt im Rahmen der ihm zur Verfügung stehenden Stellen
und Mine] zuständig. Ich darf darauf hinweisen, dass bei der
Bildung von kleineren Klassen weniger Stunden für Förder-,

Teilungs- und Wahlunterrieht zur Verfügung stehen als hei der
Einrichtung von größeren Klassen.

Die staatlichen Schulämter erhalten für ihren Zuständigkeits-
bereich vor Beginn des Schuljahres die Mitteilung über die
Zuweisung der verfügbaren Planstellen. Stellen und Mittel.
Diese Zuweisung berücksichtigt auch Förder-, Teilungs- und
Wahlunterricht.

Die jeweilige Grundschule erhält für Fürder-, Teilungs- und
Wahlunterricht Lehrkräftewochenstunden zur selbstständigen
Verwendung zugewiesen. Es liegt in der Verantwortung der
Grundschule, in welchem Umfang die Klassen mit Teilungs-
und Förderunterricht ausgestattet werden. Wie die differenzierte
Förderung der Kinder im Unterricht erfolgt, liegt in der Zu-
ständigkeit der jeweiligen Lehrkraft.

Frage 1246
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Osten
- Zurück zur Postkutsche -

Wie Presseberichten zu entnehmen war. werden in Königs Wus-
terhausen seit letzter Woche die Akten des Amtsgerichtes mit
dein Handwagen durch die Stadt gefahren. Ursache dafür ist
laut dem Präsidenten des Amtsgerichtes Königs Wusterhausen
fehlendes Geld für den Kraftstoff des Dienstwagens.

Ich frage deshalb die Landesregierung: Sieht sie Möglichkeiten,
den Einsatz der Dienstwagen in den Amtsgerichten zu sichern?

Antwort der Landesregierung

Minister der Justiz und für Europaangelegenheiten
Prof. Dr. Schelter

Mich überrascht diese Frage der Vorsitzenden des Haushalts-
ausschusses.

Die Antwort ist Nein. Die Begründung ist einfach: Wir können
uns das nicht mehr leisten,

Unabhängig von der bereits erfolgten und beabsichtigten weiteren
Reduzierung der Zahl der Dienstkraftfahrzeuge ist das Fahrauf-
kommen für den Diensthetrieh der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften aber auf jeden Fall gesichert. Dies muss nicht zwangs-
läufig durch den Einsatz von Dienstkraftfahrzeugen erfolgen.

Die Dienstkraftfahrzeuge bei den Justizbehörden werden derzeit vor
allem für den Transport von Akten als Kurierdienst zwischen den
Behörden. für den Posttransport sowie für die Teilnahme an Orts-
terminen und Anhörungstenninen von Richtern und Staatsanwälten
genutzt. Als Fahrer werden Justizwachtmeister eingesetzt. die diese
Fahrten neben ihren sonstigen Aufgaben wahrnehmen.

Die Reduzierung der Zahl der Dienstkraftfahrzeuge geht auf eine
Empfehlung des Landesrechnungshofes zurück. Dieser hatte fest-
gestellt, dass die Dienstwagen der brandenburgischer] Gerichte
und Staatsanwaltsehaften eine zu geringe Auslastung haben. um
wirtschaftlich betrieben werden zu können. Aus diesem Grund
war es nicht mehr zu vertreten. bei jedem Amtsgericht ein Dienst-
kraftfahrzeug zu unterhalten. Stattdessen hat das Oherlandesge-
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richt in den Landgerichtsbezirken Fahrzeugpools eingerichtet, die
die einzelnen Gerichte in Anspruch nehmen können.

Hierdurch konnte in einem ersten Schritt der Bestand der
Dienstfahrzeuge von 81 im Jahre 1996 auf 62 im Jahre 2001
reduziert werden. Auf diesem Weg zu einem modernen, effekti-
ven und kostengünstigen Transportmanagement beabsichtigt
mein Haus. in Zusammenarbeit mit dem Oberlandesgericht eine
weitere Optimierung des Fahrzeugeinsatzes zu erreichen durch
die Privatisierung von Transportleistungen. Aus diesem Grund
hat das Oberlandesgericht mit der Deutschen Post AG einen
entsprechenden Rahmenvertrag geschlossen.

Dieses Konzept, das den Transportbedarf vollständig befriedigt_
hat das Oberlandesgericht im Rahmen der so genannten Budge-
tierun g entwickelt. Mein Haus trägt diese Lösung angesichts der
knappen Haushaltsmittel mit. Sie ist erheblich wirtschaftlicher
als die übetkommene Unterhaltung eines überdimensionierten
und kostenintensiven eigenen Fuhrparks.

Das neue Konzept bedeutet im Übrigen nicht nur eine erhebli-
che Einsparung von Sachmitteln. Darüber hinaus werden die
Justizwachtmeister von den Transportaufgaben entlastet und
können deshalb verstärkt für andere Tätigkeiten wie beispiels-
weise für Sicherungsaufgaben eingesetzt werden.
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